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Fasziniert blickte die Welt diese Woche auf die »Bromance«, die geradezu innig
 wirkende Brüderschaft zwischen dem Präsidenten Frankreichs und dem der USA.
Korrespondentin Julia Amalia Heyer begleitete Emmanuel Macron auf seiner Reise
nach Washington. Als einzige Journalistin aus Europa konnte sie mit dem Franzosen
im kleinen Kreis diskutieren. Wie ein Popstar sei Macron empfangen worden, sagt
Heyer. Der junge Präsident sei ein Meister der Selbstinszenierung. Bei Trump aller-
dings geriet Macron an die Grenzen seiner Verführungskunst. »Es war nicht klar
auszu machen, wer von den beiden die Oberhand hatte«, sagt Heyer. »Macron sieht
sich als letzte Verbindung der USA zu den Werten der westlichen Welt; ob er bei
Trump wirklich etwas bewirken kann, muss sich aber noch zeigen.«  Seite 84

Wie einfach Dieselfahrzeuge sauber werden
könnten, erfuhr Redakteur Gerald Traufetter in
dieser Woche beim ADAC im bayerischen
Landsberg. Im Testlabor stand dort ein Opel
Astra bereit, dessen Abgasanlage mit einem
 speziellen SCR-Katalysator nachgerüstet wor-
den war. Bis zu 70 Prozent weniger giftige
 Stick oxide stoße der Wagen aus, erklärte ihm
ADAC-Technikchef Reinhard Kolke. Kurzer-
hand bockten die Techniker das Fahrzeug auf
und demonstrierten, wie elegant sich der Kataly -

sator in den Wagenboden integrieren lässt. »Die Autokonzerne weigern sich dennoch,
solche einfachen und kostengünstigen Nachrüstungen anzubieten«, berichtet Trau-
fetter. »Es ist atemberaubend, wie sie ihre Kunden für dumm verkaufen.«  Seite 28

In einem Waldgebiet in Westfalen liegt Deutschlands
 größtes Abschiebegefängnis. Rund 140 Menschen sind
dort in Haft und warten darauf, dass ein Flugzeug sie in
ihre Heimat zurückbringt. Redakteur Lukas Eberle war
überrascht, im Innenhof des Gefängnisses ein Beachvolley -
ballfeld vorzufinden. Wie oft darauf gespielt werde? Fast
nie, antwortete man ihm. Warum die Lust am Ballspiel
fehlt, verstand Eberle, als er an interne Berichte aus der
Anstalt kam. Randale und Selbstverletzungen sind dort
offenbar alltäglich. Die Häftlinge sind verzweifelt, die
 Wärter fühlen sich alleingelassen. Über Abschiebungen zu entscheiden sei das eine,
sagt Eberle: »Es braucht aber dringend auch eine Diskussion darüber, wie mit den
Flüchtlingen hinter den Mauern umgegangen werden soll.«  Seite 42

In Myanmar waren sie eine kleine Sensation, die zwölf
internationalen Journalisten, die erstmals seit der Mas-
senflucht der muslimischen Rohingya die Gebiete an
der Grenze zu Bangladesch bereisen durften. Redak-
teurin Fiona Ehlers bekam von stolzen Staatsbeamten
leere Siedlungen vorgeführt, die gebaut worden waren,
damit rund 700 000 geflohene Rohingya bald zurück-
kehren können. Das Problem: Kein Muslim traut sich.
Warum das so ist, erfuhr Ehlers, nachdem es ihr gelun-
gen war, den Regierungstrip zu verlassen und ein von

Militärposten bewachtes Rohingya-Dorf zu besuchen: Der Hass zwischen Buddhisten
und Muslimen sitzt derart tief, dass eine Versöhnung unmöglich erscheint. »Für die
Rohingya ist es ein Tod auf Raten«, sagt Ehlers, »und der Welt wird vorgegaukelt,
dass ein friedliches Zusammenleben das Ziel sei.«  Seite 92
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Kampf um die Leitkultur

Das Kruzifix in Bayern, die Kippa in Berlin: 
Religiöse Symbole beherrschen die Debatte.

 Dabei geht es weniger um den Glauben –
sondern um eine Neubestimmung der

 bundesdeutschen Identität. Sie ist herausge -
fordert wie seit 1968 nicht mehr. Seiten 14 bis 22

Nach dem Ende

Martin Schulz und Sigmar Gabriel haben manches
gemeinsam. Derzeit aber werden die Unter -

schiede zwischen ihnen deutlich wie selten zuvor.
Während Gabriel unentwegt die SPD provoziert,
reiht Schulz sich geräuschlos ein – bislang. Seite 36
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Das Geheimnis von Margiana

Schon 1972 stießen Forscher in Turkmenistan auf
Ruinen einer uralten Stadt, doch der Sensations-
fund wurde der Welt lange vorenthalten. Eine

Schau in Berlin beleuchtet nun die überraschend
moderne Hochkultur in der Wüste. Seite 104

Die Pop-Aktivistin

Die amerikanische Sängerin und Schauspielerin
Janelle Monáe ist eine der lautesten 

Stimmen des antisexistischen Protests in der
 Musikindustrie. Zudem setzt sie sich 

für die »Black Lives Matter«-Bewegung ein, 
 gegen Rassismus, gegen Polizeigewalt. Seite 126

Männer, die sich hassen

Floyd Landis und Lance Armstrong waren in
 einem Team, beide gewannen die Tour de France
und wurden gesperrt, weil sie gedopt hatten. Aus

Kameradschaft wurde Abneigung, schließlich
Hass. Landis verklagte Armstrong. Warum? Seite 98
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Das Macron-Dilemma
Leitartikel Wie Kanzlerin Merkel auf die Reformvorschläge aus Paris reagieren sollte

E
s ist noch gar nicht lange her, da gaben Emmanuel
Macron und Angela Merkel das Traumpaar der
europäischen Politik. Von einer »sehr engen Bezie-
hung« schwärmte Frankreichs Präsident. Über eine

»äußerst vielversprechende Zusammenarbeit« freute sich
die Kanzlerin. Gemeinsam, so schien es im vergangenen
Sommer, könnten die beiden wichtigsten Europäer dem
Kontinent neuen Schwung verleihen.

Acht Monate später ist vom »Zauber des Anfangs« (Mer-
kel) nicht mehr viel zu spüren. Ihre gemeinsamen Auftritte
wirken gezwungen und verkrampft, und die Bundesregie-
rung findet keine Antwort auf die Vorschläge Macrons zur
Reform der Eurozone. Anstatt ein
eigenes Konzept vorzulegen,
spielt Merkel auf Zeit und läuft so
Gefahr, eine historische Chance
zu verpassen: gemeinsam mit
 einem französischen Reformpräsi-
denten einen Neustart der Wäh-
rungsunion zu begründen, der So-
lidarität mit Solidität verbindet.
Jenen Prinzipien also, die für das
Funktionieren des Währungsver-
bundes alternativlos sind.

Es geht schon damit los, dass 
es die deutsche Politik bis heute
nicht vermocht hat, Macrons
Ideen nüchtern zu bewerten. Auf
der einen Seite ist unbestritten,
dass die Währungsunion dringend
repariert werden muss. Die Haus-
halts- und Schuldenregeln wurden
inzwischen so oft verwässert und
verkompliziert, dass sie niemand
mehr versteht und sich keiner da -
ran hält. Der Eurozone fehlen Instrumente, um frühzeitig
auf konjunkturelle Krisen reagieren zu können. Und wenn
Europa mehr investieren will, muss sich Kommissionschef
Jean-Claude Juncker das nötige Geld jedes Mal mühsam
bei den nationalen Regierungen zusammenbetteln.

Auf der anderen Seite räumen selbst Macrons glühends -
te Anhänger ein, dass seine konkreten Vorschläge kaum
 geeignet sind, die Misere zu beheben. Im Gegenteil: Ein
 europäischer Finanzminister, wie ihn Macron fordert,
 würde in Brüssel wahrscheinlich mehr Verwirrung als Klar-
heit schaffen, weil niemand wüsste, ob der Ressortchef 
nun den EU-Institutionen oder den nationalen Regierun-
gen verantwortlich ist. 

Kaum weniger fragwürdig ist die Idee, einen eigenen
Haushalt für die Eurozone in dreistelliger Milliardenhöhe
zu schaffen. Um den Plan zu finanzieren, müssten die EU-
Länder entweder gigantische Sparprogramme auflegen
oder in großem Stil die Steuern erhöhen. Das eine ist so

 unrealistisch wie das andere, und so ist es kein Wunder,
dass der Vorschlag außerhalb Frankreichs so gut wie keine
Unterstützer findet. 

Umso wichtiger wäre es, wenn die Bundesregierung
 gemeinsam mit Macron ein realistischeres Konzept erar -
beiten würde. Doch damit sind die Spitzen der Großen
Koa lition offenbar überfordert, weil sie die Eurofrage wie
 üblich nicht mit kühlem Kopf, sondern mit heißem Herzen
diskutieren. Die einen wittern die Chance, mit Macrons
 Rezepten quasi über Nacht die Vereinigten Staaten von
 Europa zu schaffen, der frühere SPD-Chef Martin Schulz
beispielsweise. Die anderen machen mit eurokritischen Tö-

nen Stimmung gegen den Fran-
zosen, um – wie die CSU im bay-
erischen Landtagswahlkampf –
der AfD Stimmen abzujagen. Es
 gehört zu den Absurditäten der
deutschen Währungsdebatte,
dass Europas Euphoriker dem
Projekt oft genauso viel Schaden
zufügen wie die Skeptiker. 

Dabei liegen vernünftige Re-
formpläne längst auf dem Tisch.
Eine deutsch-französische Öko-
nomengruppe hat schon vor
 Monaten ein Konzept für ein -
fachere und praxisnähere Haus-
haltsregeln vorgestellt. Vom frü-
heren Finanzminister Wolfgang
Schäuble stammt der Plan, den
Europäischen Rettungsschirm
ESM zu einem Währungsfonds
weiterzuentwickeln, der auch
vorbeugend Konjunkturhilfen
ausreichen könnte. Und bei den

nächste Woche beginnenden Haushaltsverhandlungen in
Brüssel könnten Europas Politiker wichtige Weichen stel-
len, indem sie einen Teil der verschwenderisch hohen
Agrarausgaben in einen neuen, wuchtigen Investitionsetat
lenken würden.

Kompromisse zeichnen sich längst ab; doch die Kanzle-
rin liebäugelt offenbar mit der Idee, die Debatte so lange
auszusitzen, bis sie sich von selbst erledigt. Gibt es bis zum
Sommer kein mehrheitsfähiges Konzept, so heißt es in
Brüssel, wird Macrons Reformplan im aufziehenden Euro-
pawahlkampf zerrieben. 

Lieber nicht entscheiden als riskant entscheiden, so lau-
tet seit je das Rezept der Kanzlerin. Oft war es erfolgreich;
diesmal aber ist es falsch, weil Europa dadurch die Chance
auf wichtige Reformen verpassen könnte. 

Dann, so prognostizieren Fachleute, wird die Gemein-
schaftswährung die nächste Finanzkrise nicht überleben. 

Michael Sauga 
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ANZEIGE

Durch die Räume findet der Scout RX2 seinen Weg mit der 3D Smart 

Navigation. Kernelement dabei sind zwei Frontkameras, die ein Stere-
obild erzeugen, das Räume und Objekte dreidimensional erfasst. So 
lassen sich Hindernisse besser erkennen, Entfernungen präziser be-
rechnen sowie Kursabweichungen genauer erfassen und gegebenen-
falls korrigieren. Sieben Infrarotsensoren im Frontbereich schützen vor 
Kollisionen mit Möbeln oder sonstigen Gegenständen. Drei weitere In-
frarotsensoren unter dem Gerät erfassen beispielsweise Treppenstufen 
und verhindern so einen ungewollten Etagenwechsel. Ein sogenannter 
Gyrosensor, der Drehbewegungen misst, ermöglicht in Verbindung mit 
weiteren Sensoren zuverlässige Navigation auch bei völliger Dunkelheit. 

Der neue Saugroboter Miele Scout RX2 mit Quattro Cleaning Power und MobileControl kümmert sich  
um Ihr Zuhause, wenn Sie unterwegs sind. Egal, wo Sie sind – Ihre Böden werden zuverlässig gereinigt.

Seine starke Reinigungsleistung auf allen Bodenbelägen verdankt der 
Scout RX2 seinem vierstufigen Reinigungssystem Quattro Cleaning  

Power. Dieses besteht aus einschwenkbaren Seitenbürsten für Ecken 
und Randbereiche sowie einer Saugöffnung mit Bürstenwalze im vor-
deren Bereich zur Aufnahme des Grobschmutzes. Im hinteren Bereich 
wird der Feinschmutz durch eine Saugöffnung aufgenommen und der 
bürstenlose Motor ist besonders energieeffizient und langlebig.

Startet, wenn Sie starten.
Der neue Saugroboter Scout RX2.

Miele. Immer Besser.

Während der Scout RX2 durch die Wohnung navigiert, legt er von den 
gereinigten Wohnbereichen eine Karte an. So kann jederzeit verfolgt 
werden, an welcher Stelle sich der Scout RX2 gerade befindet und wel-
che Bereiche bereits gereinigt wurden.

Der Scout RX2 ist vernetzt und 
kann über eine App1) mobil ge-
steuert werden. Über die App 
lässt sich das Gerät von jedem 
Ort aus starten, der aktuelle 
Status kann angezeigt und der 
Timer programmiert werden. 
Auch eine manuelle Steuerung 
per App ist möglich, etwa um 
gezielt stark verschmutzte Stel-
len anzufahren. Eine spannen-
de und hochnützliche Zusatz-
funktion bietet das Spitzengerät 
Scout RX2 Home Vision. Hier 
lässt sich das Kamerabild des 
Saugroboters live auf Tablet 
oder Smartphone übertragen.2) 
So kann nicht nur verfolgt wer-
den, wo der Roboter gerade 
seinen Dienst verrichtet. Auch 
der praktische Blick von unter-
wegs, ob zu Hause alles seine Ordnung hat, ist jederzeit möglich. Die 
Daten sind zuverlässig geschützt, denn alle Bilder werden verschlüsselt 
übertragen und erst beim Empfänger wieder entschlüsselt (Ende-zu-
Ende-Verschlüsselung).

1)  verfügbar für ein mobiles Endgerät (Mindestanforderung Android 4.2+ und iOS 9+)
2)  Die Übertragungsqualität ist abhängig von der Geschwindigkeit Ihres Internetanschlusses zu Hause 

sowie Ihres mobilen Endgerätes.
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Meinung

Neulich hörte ich am Neben -
tisch, wie zwei Männer
damit prahlten, wie leicht
es sei, Amerikaner abzuzo-

cken. Einer erzählte, er
habe seine 45-Quadratmeter-

Wohnung in Berlin-Mitte jetzt
den Sommer über an ein Pärchen aus
New York vermittelt. Für mehr als 2000
Euro im Monat. Und die hielten das so -
gar noch für ein Schnäppchen. Der an -
dere vermietet seine ähnlich große Woh-
nung nur wochenweise, nimmt dafür
aber 1000 Euro. Beide Herren hatten
denselben Komplizen für ihre Abzocke. 

Airbnb.
Wie viele andere Ideen aus dem

 Silicon Valley klang auch die Airbnb-
Idee anfangs sympathisch, sie hatte
sogar einen sozialen Kern. Menschen
sollten bei Menschen übernachten, 
in deren Privatwohnung oder WG.
Endlich gab es eine Alternative zu
anonymen Hotels. Airbnb stand für 
ein individuelles Reisen, für Völker -
verständigung zu schmalen Preisen.
Ein Hauch von Interrail. Nur ohne Zug. 

Dann kamen die Geier. Inzwischen
ist Airbnb eine Hüpfburg für gierige
 Privatbesitzer und professionelle Spe -
kulanten. In beliebten Großstädten
 trieben Airbnb und andere Plattformen
die Mieten in die Höhe und sorgten 
für die Verknappung von Wohnraum.
Aus der kurzfristigen Vermietung über
Airbnb lässt sich nämlich zigfach so viel

Profit schlagen wie aus einer gesetzes-
treuen, langfristigen Vermietung. In Pal-
ma de Mallorca sind die Mieten in den
vergangenen fünf Jahren auch wegen
dieser Zweckentfremdung von Wohn-
raum um rund die Hälfte gestiegen. In
Berlin, Hamburg, Köln oder München
stiegen die Mietspiegel ebenfalls dras-
tisch.  Diese asoziale Seite von Airbnb
fand bislang eher weniger Beachtung. 

In Berlin versuchte die Politik, mit
immer neuen Maßnahmen wenigstens
halbherzig gegenzusteuern. Aber 
um diese zu kontrollieren, fehlten Geld
und Personal. 

Wie man es macht, hat nun die
Regierung der Stadt Palma de Mallorca
gezeigt. Sie will die Vermietung auf
Airbnb ab 1. Juli einfach verbieten. Es
ist gar nicht schwer und tut nicht 
mal weh. Viel zu lange wurde über die
Ohnmacht der Politik gegenüber
 global operierenden Internetgiganten
gejammert. Am meisten jammerten
darüber übrigens Politiker selbst. 

Dabei gibt es ein schönes, bewährtes
Mittel gegen Selbstmitleid, Larmoyanz.
Was es braucht, ist beherztes, entschie-
denes Handeln.

Hasta la victoria siempre! Das ist
Spanisch und bedeutet: Von Palma
 lernen heißt siegen lernen. So ungefähr
jedenfalls.

An dieser Stelle schreiben Jakob Augstein, Jan
Fleisch hauer und Markus Feldenkirchen im Wechsel.

Markus Feldenkirchen Der gesunde Menschenverstand

Asibnb

So gesehen

Ausgezeichnet!
Der Musikpreis Echo wird
abgeschafft. Und alles wird gut.

� Nur knapp zwei Wochen nach-
dem – ausgerechnet am israelischen
Holocaustgedenktag – ein besten-
falls geschmacklos, schlimmstenfalls
antisemitisch zu nennendes Werk
des Rapperduos Farid Bang und
 Kollegah mit dem deutschen Musik-
preis Echo ausgezeichnet worden 
ist, zieht der Vorstand des Bundes-
verbands Musikindustrie jetzt
 knallhart Konsequenzen: Die Marke
sei »beschädigt«, der Echo werde
abgeschafft. 

Jetzt soll schnell ein neuer Preis
erfunden werden, selbstverständlich
unter Berücksichtigung der »Erwar-
tungen aus der Branche«, wie es in
der Erklärung des Bundesverbands
weiter heißt. Man will sich auch
künftig dafür feiern, möglichst viele
Tonträger abverkauft zu haben. 
Dass darunter weiterhin Tonträger
zweifelhaften Inhalts sind, soll durch
gewichtige Jury-Entscheidungen
kaschiert werden. 

Zu erwarten ist nun also eine Hit-
parade, die um geschmacklose, anti-
semitische, frauenverachtende und
gewaltverharmlosende Verkaufs-
schlager bereinigt ist. Da sich – wie
jeder weiß – junge Hörer beim
Musikkauf ausschließlich an pädago-
gisch wertvollen Listen erbaulicher
Klangdarbietungen orientieren, steht
der Besserung unserer Gesellschaft
endlich nichts mehr im Wege. Bald
wird sich niemand mehr für schlim-
men Gangsta-Rap interessieren. Das
Genre stirbt einfach aus, niemand 
ist mehr antisemitisch oder anders -
artig böse, alle haben sich lieb. Ver -
danken werden wir dies einem
brandneuen bedeutenden deutschen
Pop-Preis mit einem klangvollen
Namen, der seiner Relevanz ent-
spricht: dem Egalo. Stefan Kuzmany

Kittihawk



Wir sorgen dafür, 
dass Sie mobil bleiben.

¹Im Aktionszeitraum vom 01.04.2018 bis 30.06.2022 erhalten Sie beim Kauf eines neuen Volkswagen Pkw oder Jahreswagens 
eine modellabhängige Prämie von bis zu 10.000 €, wenn der von Ihnen im Zeitraum 01.04.2018 bis 31.12.2018 in Deutschland 
gekaufte Volkswagen Pkw Diesel EU6 von einem offiziellen Einfahrverbot zum Zwecke der Luftreinhaltung mindestens an  
einem Tag betroffen ist und die Neubestellung innerhalb des Monats des Einfahrverbots bzw. des darauf direkt folgenden Monats 
erfolgt. Der Zeitraum zwischen Zulassung des aktuellen Fahrzeugs und dem relevanten Einfahrverbot darf maximal 36 Monate  
betragen. Das Angebot gilt für Privatkunden und gewerbliche Einzelabnehmer. Nähere Informationen erhalten Sie bei Ihrem 
teilnehmenden, autorisierten Volkswagen Partner.

www.volkswagen.de

Wir bringen die Zukunft in Serie.

Jetzt erhältlich in 

Ihrem App-Store.

Mit unserer Deutschland Garantie bleiben Sie auch  
in Zukunft mobil:

Entscheiden Sie sich heute für einen Diesel EU6  
(Neu- oder Jahreswagen) mit Deutschland Garantie.  
Sollte dieser von einem Fahrverbot betroffen sein,  
nehmen wir Ihr Dieselfahrzeug in Zahlung und Sie  
erhalten zusätzlich zum DAT-Schätzwert noch  
eine modellabhängige Prämie, z. B. bis zu 5.000 €  
bei Erwerb eines neuen Golf.¹

So sind Sie immer auf der sicheren Seite – ganz  
gleich, welchen Volkswagen Sie in Zukunft auch  
fahren.
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Titel

Krach im Kiez
Identität Die CSU lässt Kreuze aufhängen, der Zentralrat der Juden warnt Kippaträger.

Dazu der ewige Streit ums Kopftuch – der Kampf um

religiöse Symbole ist ein Kampf um die Leitkultur dieses Landes.
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Kundgebung gegen Antisemitismus am 25. April in Berlin: Diese 47 Sekunden



K
iez. Das klingt ein bisschen nach
Folklore, nach Heimat. Nach
Hoffnung auf ein gutes Leben im
Kleinen, auf ein richtiges im fal-

schen, die Sehnsucht nach Geborgenheit
und Nachbarschaft, danach, dass die Welt
eigentlich eine Welt aus lauter Kiezen sein
müsste, in der sich die Menschen kennen
und mögen, und wenn sie sich mal nicht
so sehr mögen, was ja vorkommen kann,
einander auf jeden Fall in Ruhe lassen.

Der Helmholtzkiez in Prenzlauer Berg
ist eines der bekanntesten Viertel Berlins.
Den Helmholtzplatz, der diesem Kiez, die-
ser Ecke der Stadt, den Namen gibt, nennen
die Berliner Helmi, was sich nett anhört
und gemütlich. Hier findet sich das global
fühlende Berlin der Offenheit und Toleranz,
es ist ein Zentrum eines universalen Lebens-
stils, wo die Leute ganz selbstverständlich
Deutsch oder Englisch sprechen und im
Zweifel eher Englisch. Und seitdem vor ein
paar Jahren der Helmi sogar von Ratten be-
freit wurde, kann man sich in diesem Viertel
so wohl fühlen wie ein Weltbürger im para-
diesischen Safe Space, der für die Härten
des Lebens und für die Konflikte dieser
Welt nur ein Kopfschütteln übrighat. 

Dann aber wagte am Dienstag vor -
vergangener Woche, an einem frühsom-
merlichen Abend gegen 20 Uhr, Adam
 Armoush ein interessantes Experiment.
Armoush ist ein 21-jähriger Israeli, seine
Familie hat arabische, jüdische und christ-
liche Wurzeln, er lebt erst seit drei Jahren
in Deutschland, seit einem Monat in Ber-
lin, kommt aus Haifa und studiert Tierme-
dizin. Er hat jüdische Freunde, und eigent-
lich ist er in der verfeindeten Welt des Na-
hen Ostens eine Figur des Ausgleichs. Ein
Bekannter hatte ihm eine Kippa geschenkt,
ihm aber auch gesagt, dass es gefährlich
sei, sie offen auf den Straßen Berlins zu
tragen, was Adam nicht glauben wollte. 

Also machte er sich zusammen mit
 einem Freund und der Kippa auf dem
Kopf auf den Weg Richtung Helmholtz-
platz. Er hatte ihn fast erreicht, als er auf
drei arabische junge Männer traf, die be-
gannen, ihn zu beschimpfen. Armoush
nahm sein Smartphone, und das Video,
das er nun drehte, ist schon jetzt ein zeit-
genössisches Dokument deutscher Ge-
schichte. 

Einer der Männer, ein 19-Jähriger aus
Syrien, schlägt mit seinem Gürtel auf
Adam ein. Immer wieder ruft der Syrer:
Jehudi, Jehudi. Jude, Jude. Immer wieder
holt er aus, sie ringen miteinander, die
 Bilder wackeln, die Stimme Adams ist zu
 hören: »Ich filme dich, ich filme dich.«
Irgendwann kommt ein Mann und drängt
den Angreifer weg. Adam ruft ihnen
hinterher: »Du wirst sehen: Jude oder
nicht Jude, du musst damit klarkommen.«
Keine 50 Sekunden dauert das Video. 
47 Sekunden nur, aber schon nach weni-

gen Stunden am selben Abend entwickelt
es seine ungeheure Kraft. 47 Sekunden,
die vieles, wenn nicht alles infrage stellen.

Denn ist nicht auch Deutschland so et-
was wie ein Kiez inmitten dieser globali-
sierten, aufgeregten Welt? Ein Kiez, in
dem sich die Menschen gut eingerichtet
haben, weil es hier ein bisschen ruhiger
und geordneter zugeht als draußen auf
dem Globus, wo die Flüchtlingsströme
durch die Wüsten und über die Meere zie-
hen, wo Bomber fliegen, wo Giftgas die
Menschen tötet, und wenn das nicht pas-
siert, so bebt doch zumindest die Erde. 

In Deutschland lebte man in der Hoff-
nung, dass hierzulande gar nichts mehr
bebt, hat eine Kanzlerin gewählt, die seit
2005 darauf achtet, dieses Land fernzu-
halten von allen Beben und Stürmen der
Weltgeschichte; ein freundliches Land,
weltoffen, liberal, sogar bereit, wie im
Sommer 2015, fast eine Million Flüchtlinge
aufzunehmen. Willkommen im Kiez!

Doch nun gibt es Krach in diesem Kiez,
was auch damit zu tun hat, dass die Reli-
gionen, die in dieser säkularisierten Kiez-
republik namens Deutschland irgendwann
eigentlich nur noch Folklore waren, die
ein bisschen Lebenshilfe boten oder für
Kitaplätze sorgten, dass diese Religionen
plötzlich wieder eine mächtige Rolle spie-
len auf der Welt. 

Und so kommt es, dass, wer darüber
 reden möchte, was dieses Land heutzutage
ausmacht, heute über die Kippa redet,
über das Kreuz und über das Kopftuch,

auf den ersten Blick Symbole für unter-
schiedliche Weltreligionen, auf den zwei-
ten Blick Symbole für die Identität dieses
Landes – oder zumindest für die Suche
nach einer solchen Identität.

Zu sagen, was genau diese Identität sein
könnte, fällt vielen Deutschen schwer. Die
Werte des Grundgesetzes, klar, die ge -
hören dazu, das versteht sich von selbst.
Aber darüber hinaus? Ist die Mülltrennung
dabei, wie neulich in einem Leitfaden von
Pro Asyl für Flüchtlinge stand? Die deut-
sche Pünktlichkeit, unsere sprichwörtliche
Effizienz? 

Vermutlich können die allermeisten
sich darauf einigen, dass die Erinnerung
an die Verbrechen des Nationalsozia-
lismus Teil der deutschen Identität ist. Der
Holocaust ist der schwarze Schlund der
deutschen Geschichte, diesen nicht länger
schamvoll beschwiegen zu haben, sondern
zum zentralen Element der Erinnerungs-
kultur gemacht zu haben, ist eine Leis-
tung, die das freiheitlich gesinnte Deutsch-
land für sich reklamiert. Gibt es ein Wort,
das deutscher ist als das Wort Vergangen-
heitsbewältigung?

Der Mord an den europäischen Juden
ist das letzte Tabu. Wer an diesem Tabu
rüttelt, stellt sich außerhalb der Gesell-
schaft. Das gilt auch für die AfD. Kein an-
derer Satz unter seinen Provokationen hat
Björn Höcke so geschadet wie der, dass
das Holocaustmahnmal in Berlin ein Denk-
mal der Schande sei.

Aber kann man von Einwanderern aus
fremden Ländern verlangen, dass sie sich
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auch dieses Stück deutscher Leitkultur zu
eigen machen? Was hat ein muslimischer
Familienvater mit dem Holocaust zu schaf-
fen? Warum sollte er seine Kinder zu einer
Besichtigung des Konzentrationslagers
 Auschwitz schicken? Für die meisten der
knapp fünf Millionen Muslime, die in
Deutschland leben, ist der Holocaust die
Tat der anderen. 

Vielleicht war es eine naive Idee von
Adam Armoush, mit der Kippa auf die
Straße zu gehen. Vielleicht war es nur ein
dummer Zufall, ein absurdes Missver-
ständnis, wenn irgendwo in Berlin ein Ara-
ber einen anderen Araber für einen Juden
hält, der er gar nicht ist, nur weil er eine
Kippa trägt. Vielleicht hätte man das
 Video auch abtun können als bedauer-
lichen Einzelfall. Oder als Shakespeare-
Drama: Jude oder nicht Jude? Oder eher
noch als Komödie. Aber Adams 47 Sekun-
den ent wickelten eine ganz andere sug-
gestive  Wirkungskraft: Juden werden in
Berlin auf offener Straße von Antisemiten
verprügelt. 

Diese 47 Sekunden sind ein Stich ins
Herz einer aufgeklärten, modernen, libe-
ralen Nation. Josef Schuster, der Präsident
des Zentralrats der Juden, hat inzwischen
davor gewarnt, mit Kippa auf die Straße
zu gehen. Noch ein Stich ins Herz einer
aufgeklärten Nation. 

Doch diese 47 Sekunden sind auch des-
halb ein Stich in das Herz einer offenen
und toleranten Gesellschaft, weil der junge
Mann aus Syrien ausgerechnet zu jenen

gehört, die 2015, im Jahr der Flüchtlings-
krise, nach Deutschland kamen. 

Der Name des Täters vom Berliner
Helmholtzkiez ist Knaan S. Zwei Tage
nach dem Vorfall stellte er sich der Polizei,
er wurde dem Haftrichter vorgeführt, es
gibt eine Strafanzeige wegen gefährlicher
Körperverletzung und Beleidigung. Seine
Familie soll palästinensische Wurzeln ha-
ben. Knaan wohnt in einem Flüchtlings-
heim am Berliner Stadtrand, sein Bezie-
hungsstatus auf Facebook: ledig. Er spielt
Fußball beim SV Stern Britz 1889 e.V. Als
Hintergrundbild bei Facebook hat er ein
Foto einer propalästinensischen Demons -
tration vor dem Brandenburger Tor ein-
gestellt. Ein Foto zeigt einen jungen Mann,
der mit Sturmgewehr und Panzerfaust
 posiert. Bei YouTube gibt es ein kurzes
Video, das Knaan zusammen mit dem in
Berlin lebenden Palästinenser Nathmi
Abu S. gemacht hat und in dem es heißt,
dass Knaan der Polizei erklären wolle,
was geschehen sei. »Wir sind nicht feind-
lich gegenüber Juden«, steht unter dem
Video. Was aber genau passiert ist, das
wird nicht erzählt. 

Wahrscheinlich liegt die verstörende
Brisanz dieser 47 Sekunden darin: Weil
vor mehr als 70 Jahren Deutschland die
Juden in Zügen in den Tod geschickt hatte,
holte die Bundesrepublik 2015 syrische
Flüchtlinge in Zügen in die Freiheit. Die
Willkommenskultur hatte viele Ur sachen,
sie war auch der Versuch der Nachfahren
der NS-Täter, endgültig Buße ab zulegen,
der Versuch einer Wiedergutmachung, die

nun allerdings das produziert, was nicht
mehr sein darf, weder in Berlin noch sonst
irgendwo in Deutschland: Antisemitismus.

Zumal sich in den vergangenen Wochen
die Meldungen häuften über einen musli-
mischen Antisemitismus in Deutschland.
An mehreren Berliner Schulen, so erfuhr
man, waren jüdische Schüler gemobbt wor-
den. Bei der Verleihung des Echos, des
wichtigsten Preises der deutschen Musik -
industrie, ebenfalls in Berlin, war es Mitte
April zu einem Eklat gekommen, weil die
Rapper Kollegah und Farid Bang, die mit
antisemitischen Texten provozieren, aus-
gezeichnet worden waren. Zwei Wochen
brauchte es nur, und der wichtigste deut-
sche Musikpreis schaffte sich selbst ab. 

Es ist ganz schön kompliziert geworden.
Gewissheiten gehen verloren, alte Kämpfe
werden neu aufgeführt. In Bayern, so be-
schloss es der bayerische Ministerrat unter
der Führung von Ministerpräsident Söder,
sollen nun im Eingangsbereich eines jeden
bayerischen Dienstgebäudes wieder Kreu-
ze hängen. Und so sieht, wer zum Glas-
kasten geht, in dem die Pförtner der Bay-
erischen Staatskanzlei sitzen, neuerdings
ein Kreuz rechts an der weißen Wand. An-
gebracht hat es der bayerische Minister-
präsident persönlich, am vergangenen
Dienstag nach der Sitzung seines Kabi-
netts. Vor laufenden Kameras. Künftig soll
das Kreuz in Bayern einen ähnlichen Sta-
tus haben wie die weiß-blauen Flaggen vor
den Behördengebäuden. Laut Kabinetts-
beschluss ist es ein Ausdruck der geschicht-
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lichen und kulturellen Identität Bayerns,
das »grundlegende Symbol christlich-
abendländischer Prägung«. Söder sagte,
es sei nicht »Zeichen einer Religion«, son-
dern entspreche vielmehr dem »Vergewis-
serungswunsch der Menschen nach ihrer
Identität«.

Dass sie das Kreuz weniger als religiöses
Symbol versteht, sondern als politisches,
weltanschauliches Zeichen, hat die CSU
immer wieder gezeigt. Als ginge es darum,
ein markiges Signal für Helmut Kohls geis -
tig-moralische Wende abzufeuern, ließ der
damalige CSU-Bundesinnenminister Frie-
drich Zimmermann 1983 in einer spekta-
kulären Geste persönlich die Fördergelder
für Herbert Achternbuschs satirischen
Film »Das Gespenst« kürzen, weil der bay-
erische Regisseur darin als Jesus auftrat,
der vom Kreuz steigt und auf dem Münch-
ner Viktualienmarkt nach »Scheiße« ver-
langt. Blasphemie, gewiss. 

Zimmermanns Aktion war damals ein
Ausdruck offensiven Kulturkampfes, heiß
diskutiert, von Intellektuellen als Zeichen
eines reaktionären Rückwärtskurses emp-
funden, von den katholischen Pfadfindern
und auch vom späteren Papst Joseph Rat-
zinger hingegen unterstützt. 

Es dauerte nur ein paar Jahre, bis die
bayerische Staatsregierung den gekreuzig-
ten Heiland das nächste Mal für eine
 symbolpolitische Aktion nutzte: In jedem
Volksschulklassenzimmer des Landes hatte
laut Verordnung ein Kreuz zu hängen. An-
fang der Neunziger, der Union war gerade
Konkurrenz von rechts erwachsen, Franz

Schönhubers Republikaner waren auf dem
Vormarsch, da klagten Eltern gegen diese
Vorschrift. Das Bundesverfassungsgericht
erklärte sie später im sogenannten Kruzi-
fix-Beschluss für verfassungswidrig und
nichtig. 1995 war das, da waren die Repu-
blikaner fast schon erledigt. 

Man könnte es für bloße Folklore halten,
wenn Markus Söder das christliche Kreuz
nun wieder für eine symbolpolitische Ak-
tion missbraucht. Lederhosen, Maßkrüge,
Blasmusik, das Kruzifix, ist doch alles
irgendwie bayerisch, was soll’s. 

Doch Söder bedient sich damit bei der
äußeren Rechten, die in ihrem Kampf um
das Abendland besonders auch die Insig-
nien und Bräuche der christlichen Kultur
einsetzt – oder zumindest die Symbole,
die sie für irgendwie abendländisch hält.
Besonders aktiv war in diesem Kampf zu-
letzt Erika Steinbach, bekannt geworden
als Vertriebenenfunktionärin, lange bei
der CDU, heute gilt sie als AfD-nah. Mal
ärgerte sich Steinbach bei Twitter darüber,
dass Karstadt Osterhasen aus Schokolade
auf dem Kassenzettel als Traditionshasen
auflistet; mal darüber, dass der Weih -
nachtsmarkt im schleswig-holsteinischen
Elmshorn »Lichtermarkt« heißt. Ein
Sturm der Empörung zog auf im Netz,
Dutzende Hassmails erreichten den Bür-
germeister von Elmshorn, auch, weil das
Engelchen auf dem Plakat für den Lichter-
markt ein schwarzes Kind war.

Schlimm, aber irgendwie auch lächer-
lich? Könnte man meinen, doch die Pro-

teste haben ein Vorbild, Kampagnen wie
die von Steinbach haben in Frankreich den
rechtsradikalen Front National groß ge-
macht, mal geht es dort um traditionelle
Krippenfiguren, mal um Schweinefleisch
in der Schulmensa.

Mit dem Kreuz hat das auf den ersten
Blick nicht mehr allzu viel zu tun. Doch
es geht um mehr als nur um den rechten
Glauben. Kippa, Kreuz und Kopftuch sind
die Symbole eines Kulturkampfes um die
Identität einer Gesellschaft, die sich in
Deutschland in den vergangenen Jahr-
zehnten ebenso verändert hat wie in
Frankreich oder anderen europäischen
Ländern. 22,5 Millionen, also mehr als je-
der Fünfte hierzulande, hat ausländische
Wurzeln, und so ringen wir darum, wer
wir sind, wer wir waren und wer wir sein
wollen.

Der damalige Bundesinnenminister Tho -
mas de Maizière hatte eine feste Vorstel-
lung davon, was wir nicht sein wollen:
»Wir sind nicht Burka«, schrieb er 2017 in
einem »Bild am Sonntag«-Beitrag zur Leit-
kulturdebatte. Es wäre wohl leicht, de Mai-
zières Satz als populistisch abzutun, als
Versuch, die Leser Thilo Sarrazins, der ab-
schätzig von »Kopftuchmädchen« sprach,
für die CDU zu gewinnen. Vielleicht war
es auch so gemeint. 

Doch die Sache mit der Burka ist ein
bisschen komplizierter. Einerseits steht sie
für den Islam, andererseits für ein Frauen-
bild, das nicht dem des aufgeklärten west-
lichen Feminismus entspricht. Sind Burka
und Kopftuch überhaupt religiöse Symbo-
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le oder bloß Relikte eines vormodernen,
patriarchalischen Hinterwäldlertums? Wäh-
rend jüngere Feministinnen nicht pauschal
gegen das Kopftuch sind, wenn die Frau
es aus freien Stücken trägt, hat sich Alice
Schwarzer von jeher dagegen ausgespro-
chen. Nach der Kölner Silvesternacht
2015/16 behauptete sie, die islamische Ide-
ologie rechtfertige Gewalt gegen Frauen,
und bezeichnete den Islamismus als »Fa-
schismus unserer Zeit«. 

Deutsche, die in anderen Kulturen, Re-
ligionen oder Ländern Faschisten am Wer-
ke sehen, sollten generell noch mal nach-
denken, bevor sie sich derartig äußern,
schon klar. Doch die Geschichte des poli-
tischen Islam ist auch eine Geschichte der
Unfreiheit. Die ideologische Renaissance
des konservativen Islam begann mit der
iranischen Revolution 1979, es folgte der
Mordaufruf gegen Salman Rushdie 1989
wegen seines Buchs »Die satanischen Ver-
se«. War das Buch blasphemisch? Dass wir
Blasphemie auszuhalten haben, ist eine
zentrale Errungenschaft der Moderne. 

1751 drohte das bayerische Strafgesetz-
buch bei wiederholter Gotteslästerung
noch mit Enthauptung. Die Bayern sind
heute weiter, aber nicht alle islamisch ge-
prägten Staaten. 

Wäre das Kopftuch ein Symbol für die-
sen Islam? Oder eher eine Projektionsflä-
che für die Angst vor dem Fremden? Laut
einer aktuellen Forsa-Umfrage sagt mehr
als jeder vierte Deutsche, der Islam sei
 etwas, »das einem Angst macht«. 2010
meinten sogar 73 Prozent der Deutschen,
der Islam passe nicht in die westliche Welt.
Horst Seehofer, gerade neuer Bundes -
innenminister geworden, erklärte im März
in einer seiner ersten Amtshandlungen,
dass der Islam nicht zu Deutschland ge -
höre, schon aber die knapp fünf Millionen
Muslime, die hier im Land leben. Angela
Merkel widersprach ihrem Minister. Die
Muslime gehörten zu Deutschland, der
 Islam aber auch.

Es ist nun auf die Wochen genau 50 Jah-
re her, dass dieses moderne Deutschland,
das hier gerade mit sich selbst ringt, erfun-
den wurde. Es waren die April- und Mai-
tage im Jahr 1968. Am 11. April war Rudi
Dutschke von einem Hilfsarbeiter nieder-
geschossen worden, die Springer-Presse
hatte gehetzt: »Stoppt den Terror der Jung-
Roten jetzt!« Ostern tobten Straßen-
schlachten in Berlin, Ende Mai wurden die
Notstandsgesetze verabschiedet, was die
Aktivisten der Apo mit dem Ermächti-
gungsgesetz der Nazis im Jahr 1933 ver-
glichen. Es war der Aufstand der Kinder
gegen ihre Väter, eine kulturelle Rebellion
gegen das Deutschland der Nazis, gegen
die Spießigkeit und Unoffenheit einer Ge-
sellschaft. Die 68er haben viele Irrwege
beschritten und Absurditäten produziert,
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� Vladislava Zdesenko ist eine zurückhal-
tende, ruhige Frau. Wenn sie aber auf die
Zeitungsartikel schaut, die vor ihr 
auf dem Schreibtisch liegen, sagt sie: »Ich
bin fast sprachlos, und ich bin wütend.«

In den Texten geht es darum, wie ver-
breitet Antisemitismus an Berliner Schulen
ist. Eine Zweitklässlerin mit einem jüdi-
schen Elternteil wurde an einer Grund -
schule in Berlin-Tempelhof von musli -
mischen Mitschülern beschimpft und mit
dem Tode bedroht. Ein 15-jähriger jü -
discher Schüler wurde an seiner Gesamt-
schule in Berlin-Spandau wiederholt
gemobbt. Rechtsanwältin Zdesenko sagt:
»Die Vorkommnisse, die von den Medien
berichtet werden, sind nur die Spitze des
Eisbergs.« 

Zdesenko, 41, stammt aus einer jüdisch-
ukrainischen Familie und ist in Berlin groß
geworden. »Ich hätte nicht gedacht, dass
das, was sich derzeit an vielen Schulen in
Berlin abspielt, im 21. Jahrhundert mög-
lich wäre.« Viele jüdische Schüler seien in
Berlin tagtäglich mit Antisemitismus kon-
frontiert. Jüdische Lehrer würden an
öffentlichen  Schulen ihre religiöse Iden-
tität verbergen, weil sie dumme Sprüche
fürchteten.

Die Rechtsanwältin hat deshalb ge -
meinsam mit Kollegen ein Team gegrün-
det: Die zehn Anwälte wollen Familien
helfen, die antisemitischem Mobbing in
der Schule ausgesetzt sind. Sie fordern,
dass der Staat auch die juristischen Mittel
ausschöpfe, um gegen jugendliche Anti -
semiten und deren Eltern vorzugehen. Die
Juristen ärgern sich darüber, dass Pro -

bleme auf Kosten der Betroffenen gelöst
würden – der Täter werde nicht der  Schule
verwiesen, das Opfer aber suche sich eine
neue.

Die Jüdische Gemeinde in der Haupt-
stadt zeigt sich angetan von der Initiative
der Anwälte. »Unsere Kinder dürfen nicht
mit Angst zur Schule gehen«, sagt Sergey
Lagodinsky, einer ihrer Repräsentanten. In
der aktuellen Situation sei es wichtig, dass
Berater wie die Antidiskriminierungsstelle
des Senats stärker das Recht in den Blick
nähmen. 

Erst in dieser Woche berichtete die is -
raelische Mutter eines Grundschülers aus
Prenzlauer Berg auf Facebook, dass ein
Mitschüler ihrem Sohn in den Bauch getre-
ten habe. Dabei habe der Angreifer geru-
fen: »Hätte ich gewusst, dass du aus Israel
kommst, hätte ich dich gleich getötet.«
Eine andere aus Israel stam men de Mutter
berichtet, dass ihr Sohn in einem Neuköll-
ner Kindergarten gemobbt werde. 

»Antisemitische Übergriffe sind an unse-
ren Schulen leider kein Einzelfall«, sagt
Sigmount Königsberg, Antisemitismusbe-
auftragter der Jüdischen Gemeinde zu Ber-
lin. Jede Woche würden sich Eltern oder
Schüler bei ihm melden und von Vor-
kommnissen berichten. »Die Mehrheit der
Vorfälle sind unterschwellige Beschimpfun-
gen und abfällige Kommentare im Unter-
richt«, sagt Königsberg, die meisten wür-
den nie publik.

Er fordert deshalb, die Vorfälle zu er -
fassen. »Eine Dokumentation antisemiti-
scher Gewalt an Schulen wäre wichtig, um
konkrete Strategien dagegen entwickeln
zu können«, sagt Königsberg. Diese
Ansicht teilen viele, vom Zentralrat der
Juden in Deutschland bis zur Ge -
werkschaft der Polizei. »Durch die Daten
würde es möglich, neue pädagogische
Methoden für die Antisemitismusbekämp-
fung zu entwickeln, die die Arbeit für Leh-
rer und Sozialarbeiter erleichtern würden«,
sagt auch Dervis Hizarci,  Vorsitzender der
»Kreuzberger Initiative gegen Antisemi-
tismus«. 

Zusätzlich zu solchen pädagogischen
Methoden wollen die zehn Rechtsan wälte
die juristischen Mittel anwenden, um den
Antisemitismus aus den Schulen zu ver-
bannen. Einen ersten Klienten hat Rechts-
anwältin Zdesenko bereits. Billy Rückert,
die Mutter des in Spandau gemobbten 15-
jährigen Schülers, hat die Anwältin um Hil-
fe gebeten. Jérôme Lombard

Religion Ein Team jüdischer Berliner Rechtsanwälte will 

den Antisemitismus an Schulen in der Hauptstadt bekämpfen.

Sprüche und Tritte

S
T

E
P

H
A

N
 P

R
A

M
M

E

Juristin Zdesenko 

»Ich bin wütend«



den Terror beispielsweise oder die Nei-
gung zum K-Gruppentum, es gab große
obsessive Kräfte, und doch wurde damals
der Grundstein für das Deutschland von
heute gelegt. 

Ein demokratisches, ein freies Land, das
den Antifaschismus zur Staatsräson ge-
macht hat, genauso wie die Freundschaft
und Solidarität mit Israel und den Juden.
Ein Land der angestrebten Gleichberech-
tigung, das versucht, seine Minderheiten
genauso zu schützen wie die Natur. Ein
Land, das friedlich sein und Gutes tun will.
Ein Land, das im Prinzip ziemlich in Ord-
nung ist. 

Das historische Jahr 1968 ist nicht zu
denken ohne die historischen Jahre zuvor,
nicht ohne die Jahre 1933 und 1945, nicht
ohne die Naziverbrechen, nicht ohne den
Holocaust. Wer heute von der christlich-
jüdischen Kultur spricht, kann also auch
nicht im Ernst so tun, als hätte es die anti-
semitischen Pogrome und Morde an Juden
über Jahrhunderte hinweg nicht gegeben.
Wer von der christlich-jüdischen Kultur
spricht, macht das vor allem, weil es sich
spätestens seit Auschwitz vollends verbie-
tet, das Judentum aus der europäischen
Zivilisationsgeschichte auszuschließen. 

Die Erkenntnis, wie systematisch dieser
Mord an den europäischen Juden betrie-
ben wurde, war eine der entscheidenden
Vorbedingungen des Jahres 1968. Der brei-
ten Öffentlichkeit vermittelte sie sich erst

mit dem Auschwitzprozess, der 1963 be-
gann, ausgerechnet im Römer in Frankfurt
am Main – an dem Ort, wo einst die Fest-
bankette aus Anlass der Krönung der Kai-
ser des Heiligen Römischen Reiches statt-
gefunden hatten. Nun wurde hier wieder
Geschichte geschrieben. Der Auschwitz-
prozess führte dazu, dass junge Deutsche
sich ernsthaft und in großer Zahl mit den
Verbrechen des Nationalsozialismus aus-
einandersetzten. »Unter den Talaren Muff
von 1000 Jahren« lautete der berühmte
Slogan protestierender Studenten in Ham-
burg. Was so viel hieß wie: Das Bürgertum
hat mit dem Nationalsozialismus paktiert,
die alten Würdenträger haben ihre Auto-
rität verloren. Das galt auch für die Kurie,
schließlich hatte der Papst zu den Ver -
brechen Hitlers geschwiegen. Die frühe
Bundesrepublik unter dem CDU-Kanzler
Konrad Adenauer war noch ein katholisch
geprägter, patriarchalischer Staat. Mit der
Liberalisierung nach 1968 nahm der Ein-
fluss der damals größtenteils konserva -
tiven Kirchen ab. Heute sind viele der
evangelischen Landeskirchen, ja sogar
 katholische Bistümer, ebenso sozialde -
mokratisiert wie die CDU unter Angela
Merkel. 

Die 68er haben eben gesiegt. Angela
Merkel ist die erste Frau an der Spitze der
Regierung, sie hat die Schwulenehe ermög-
licht, und sie war es auch, die 2015 die
Flüchtlinge aus Budapest in Zügen nach

Deutschland holte. Das britische Magazin
»The Economist« titelte – übrigens genau
in der Woche, als Kollegah den Echo be-
kam: »Cool Germany«. Deutschland sei
so offen und vielfältig geworden, so wirt-
schaftlich erfolgreich und politisch stabil,
dass es sogar als Modell für den Westen
schlechthin taugen könnte. Man würde es
gern glauben wollen.

In seinem gerade erschienenen Buch

»Gab es 1968? Eine Spurensuche« schreibt
der Münchner Soziologe Armin Nassehi,
neben der Dauerreflexion und der Dauer-
moralisierung sei die Popkultur die dritte
große Erbschaft dieses Jahres, vor allem
aber auch das ästhetische Mittel, um sich
von der Dauerreflexion entlasten zu kön-
nen und trotzdem progressiv und gegen-
kulturell zu sein. Ein bisschen weniger
 soziologisch ausgedrückt: Wer Pop hört,
steht auf der richtigen Seite, muss dabei
aber nicht nachdenken. Besser könnte
man das Dilemma hinter dem Echo-Skan-
dal um Kollegah und Farid Bang kaum aus-
drücken. 

Als der Echo 1992 erstmals verliehen
wurde, ging es der Phono-Akademie da-
rum, »deutsche Musik« zu fördern. Das
waren damals Herbert Grönemeyer, die
Scorpions, auch Pe Werner, falls sich noch
jemand an sie erinnert, sie bekamen da-
mals den Preis. Dass 26 Jahre später zwei
Rapper namens Kollegah und Farid Bang
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auf der Echo-Bühne standen, hat durchaus
etwas mit der gesellschaftlichen Liberali-
sierung zu tun, die 1968 begann. Das Land
ist heute multikulturell. Doch anders, als
es sich manche 68er oder die ihnen nach-
folgenden Grünen erträumt haben mögen,
ist dieses Multikultiland kein Paradies,
über dem der Regenbogen leuchtet. Es ist
ein Land, in dem die Konflikte um die
 nationale Identität auch im Pop ausgetra-
gen werden. Ein Land, in das auch die
 Konflikte zwischen Juden und Muslimen
gehören, importierte Konflikte – aus
 Nahost.

Dass Farid Bang seinen Körper mit dem
von »Auschwitz-Insassen« verglich, war
eine Entgleisung. Im eigentlichen Sinne
antisemitisch war, dass Kollegah bei ande-
rer Gelegenheit in einem Video einen Die-
ner des Teufels mit Davidstern zeigte. Der
importierte muslimische Antisemitismus
ist dem traditionellen mitteleuropäischen
Antisemitismus in solchen Momenten
ziemlich nah. 

Es gab mal eine Zeit, da war das Kreuz
in der säkularisierten Welt des Pop bloß
noch ein modisches Accessoire. Doch der
Streit um die Identitäten hat die Popkultur
längst erreicht.

50 Jahre nach der Geburt dieses neuen
Deutschlands sieht sich der grüne liberale,
freiheitliche und kulturell dominierende
Mainstream in diesem Land infrage ge-

stellt wie noch nie. Von Politikern, die eine
Rückkehr zu christlichen Werten fordern.
Von den Folgen muslimischer Einwande-
rung, die die Integrationskräfte dieser Ge-
sellschaft womöglich überfordern. Von
den Populisten der AfD, die am liebsten
die zwölf Jahre Terrorherrschaft vergessen
würden. Von den Dämonen der Vergan-
genheit, die überall wieder hervordamp-
fen. Von der weltweiten Rückkehr der
Autokraten, die den Westen und seinen
Universalismus ablehnen. Von dem
Schock, den die vergangenen Wochen aus-
lösten, weil dieses Land alles richtig ma-
chen wollte, gegenüber Juden genauso wie
gegenüber den muslimischen Einwande-
rern, und nun erfahren muss, dass die heile
Welt so nicht existiert, wie man es sich
 erhoffte. 

Aber auch davon, dass nicht nur die
 eigene universelle Logik ihre Grenzen fin-
det, sondern dass auch die Identitätspoli-
tik, eine Erfindung der 68er, plötzlich Kon-
flikte hervorruft, die kaum zu bändigen
sind. Das Recht auf völlig individualisierte
Lebensstile und der Anspruch darauf, dass
diese schützenwert sind, können ja nicht
nur für den Kiez am Helmholtzplatz gel-
ten, sondern müssen auch für die übrig
geblie benen Bewohner eines Dorfes in
Sachsen gelten, wo sich niemand gender-
fluid nennt, man statt Englisch nur Säch-
sisch beherrscht und die meisten auch
noch AfD wählen. 
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Was also gehört zu Deutschland? Was
ist das, dieses Wir, das uns zusammenhält:
Atheisten und Juden, Christen und Musli-
me, Linke und Rechte, West- und Ostdeut-
sche, Bayern und Niedersachsen, Großstäd-
ter und Dorfbewohner? Und wer entschei-
det und aus welchen Gründen darüber, wer
alles nicht mitmachen darf: Gehören deut-
sche Antisemiten zu Deutschland? AfD-
Politiker? Gettomachos, die über Frauen
nur als Bitches rappen und Frauen mit
Kopftuch daten? Musli mische Einwanderer,
die auf ihr Recht  bestehen, nichts mit dem
Holocaust zu tun zu haben? Katholische
Fundamentalisten, die auf Anti-Merkel-
Demonstrationen »Wi derstand, Wider-
stand« brüllen? Wahrscheinlich muss man
all das ertragen. Man kann ja anderer Mei-
nung sein.

Das Kreuz, das Kopftuch und die Kippa,
sie alle muss man frei zeigen können, je-
derzeit, wann und wo man will, in wel-
chem Kiez auch immer, auf dem Helm-
holtzplatz, beim Hip-Hop-Konzert, sogar
in der Bayerischen Staatskanzlei. 

Sie sind Symbole für unsere freiheitliche
Demokratie.

Laura Backes, Jan Fleischhauer, 
Jan Friedmann, Lothar Gorris, 
Sebastian Hammelehle, Jérôme Lombard
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Rapper Kollegah bei der Echo-Verleihung im April: Diener des Teufels mit Davidstern gezeigt

‣  Lesen Sie auch auf Seite 64 die Kolumne
Leitkultur von Alexander Osang.



                            Dienstag, 8. Mai, 20 Uhr, Spiegelsaal,  
                         Clärchens Ballhaus, Auguststraße 24, 10117 Berlin

                        Karten im Vorverkauf, an der Abendkasse und unter spiegel-live.de. 
             Eintritt: 15 Euro, ermäßigt 12 Euro, Abonennten 12 Euro, zzgl. Gebühren. Einlass ab 19 Uhr. Änderungen vorbehalten. 
              Verpassen Sie keine Veranstaltung mehr, und melden Sie sich für unseren Newsletter unter spiegel-live.de an.

               Auf Plattformen wie Instagram, Snapchat, YouTube, Facebook oder  

                        Twitter entstehen immer mehr Medienformate für ein junges Publikum.  

          Sie klären über das politische Geschehen auf – unkonventionell und sehr erfolgreich.

                           Was unterscheidet sie von traditionellen Medien? Was verbindet sie?  

                                  Fördern sie die politische Meinungsbildung oder vereinfachen sie?  

                     Droht eine Spaltung der Leser und Zuschauer? 

               Über diese Fragen diskutieren die JournalistInnen und BloggerInnen  

                                                Tilo Jung, Sophie Passmann und Eva Schulz.  

                            Moderation: Ann-Katrin Müller, Redakteurin im Hauptstadtbüro.
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        DER SPIEGEL im Gespräch  
                                  über neue Medien:  
               Politische Meinungsbildung  
                     oder Banalisierung?
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E
s geht wieder ein Gespenst um in Deutschland,
das Gespenst des Antisemitismus. Rapper, deren
Songs Auschwitz-Opfer verhöhnen und Gewalt an
Frauen propagieren, bekommen einen Preis. Jüdi-

sche Kinder werden auf Schulhöfen von Mitschülern anti-
semitisch beschimpft. Und in Großstädten ist es gefährlich
geworden, sein Judentum offen zu zeigen. 

Ich muss mich manchmal kneifen, wenn ich daran den-
ke, wie anders die Stimmung noch vor zehn Jahren war.
Damals redete man von einer Renaissance des Judentums,
von Deutschland als der einzig wachsenden jüdischen Ge -
meinde in Europa. Waren nicht die Zuwanderung Zehn-
tausender Juden aus Osteuropa, die Belebung jüdischer
Gemeinden und der Bau neuer Synagogen Beispiele dafür,
dass sich das moderne Deutschland den Juden wieder
zugewandt hatte, dass es ihnen wieder Heimat sein woll-
te? Hatten sich in Deutschland, dem Land der Täter, nicht
mehr als 10 000 Israelis dauerhaft niedergelassen?

Und jetzt das: 1453 bislang registrierte antisemitische
Straftaten in Deutschland im Jahr 2017, im Durchschnitt
vier angezeigte Fälle jeden Tag. Und eine große öffent -
liche Debatte, ob Juden in Deutschland sicher sind.

Nun kommen vielleicht einige und sagen: Übertreibt
ihr Juden nicht wieder einmal? Hebt ihr nicht bei jeder
Gelegenheit mahnend den Zeigefinger? Und ist es nicht
übertrieben, dass nun wieder in jeder TV-Talkshow von
grassierendem Antisemitismus gesprochen wird? 

Solche Fragen stellen sich wohl viele Menschen. Ich
kann sie beruhigen: Auch wir Juden stellen sie uns manch-
mal. Auch wir fragen uns, ob der »Aufschrei der Guten«
etwas bringt oder ob uns das am Ende eher schadet.

Ist Deutschland für uns zu einem schlechten Pflaster
geworden? Ich denke, nein. Es gibt keinen Exodus der
Juden. Fakt ist aber: Antisemitische Äußerungen haben
auch hier Hochkonjunktur. Sie manifestieren sich im
öffentlichen Raum, im Netz und auf den Straßen deut-
scher Großstädte. So etwas gab es in dieser Dimension
schon lange nicht mehr.

Ich bin 1955 in Berlin geboren und dort zur Schule
gegangen. Nie hätte ich geglaubt, dass das Wort »Jude«
 einmal wieder ein Schimpfwort werden würde auf deut-
schen Schulhöfen. Nie hätte ich gedacht, dass so viele junge
Menschen in den sozialen Netzwerken alle Hemmungen
fallen lassen und in einer Art und Weise gegen Juden und
gegen Israel hetzen, dass einem schlecht wird. Nie hätte ich
erwartet, dass die Verantwortlichen der deutschen Musik-
wirtschaft – wiewohl sie doch im Vorfeld gewarnt waren –
einen Preis an zwei Rapper vergeben würden, deren
Geschäftsmodell auf dem Verbreiten von Hassbotschaften
gegen Juden, Frauen und Homosexuelle basiert.

Es erscheint mir wohlfeil, den Anstieg des Judenhasses
in den letzten Jahren nur bei muslimischen Zuwanderern
zu suchen (um ihn dann schnell der Bundeskanzlerin und
ihrer angeblich verfehlten Einwanderungspolitik in die
Schuhe zu schieben). Natürlich gibt es ihn, den »impor-
tierten Antisemitismus«, den abgrundtiefen Hass auf
Israel und auf Juden, bei vielen, die in Deutschland Zu -
flucht gefunden haben. Das darf auf keinen Fall unter den
Teppich gekehrt werden, und wenn nötig, muss auch mit
Härte durchgegriffen werden.

Aber es gilt trotzdem das Wort von Gustav Heine-
mann: Wer mit dem Zeigefinger vorwurfsvoll auf andere
zeigt, sollte nicht vergessen, dass drei Finger derselben
Hand auf ihn selbst zurückweisen.

Denn wie erklärt man den grassierenden Antisemi-
tismus unter jenen, die nicht Flüchtlinge, sondern in
Deutschland geboren und aufgewachsen sind? Unter
jenen, die deutsche Schulen durchlaufen, die deutsche
Medien konsumiert haben, die etwas erfahren mussten
über die Vernichtung der sechs Millionen Juden durch
Hitler-Deutschland? Müssten die nicht immun sein gegen
Antisemitismus?

Mir erschließt sich nicht, warum sich plötzlich wieder
so viele bemüßigt fühlen, längst im Giftschrank der
Geschichte geglaubte antijüdische Ressentiments zu schü-
ren. Ich schüttle den Kopf, dass Israel für so viele Men-
schen in Deutschland plötzlich wieder zum »kollektiven
Juden unter den Nationen« geworden ist, wie es der
 kanadische Politiker Irwin Cotler einmal formuliert hat.

Mangelnde Bildung, mangelnde Information in den
Medien, mangelndes Interesse am Thema können es 
nicht sein. »Die Politik« als solche ist auch nicht die
 Schuldige: Von Ausnahmen abgesehen, stehen die wich -
tigen deutschen Parteien fest zur jüdischen Gemeinschaft
in Deutschland – die Kippa-Debatte der letzten Tage 
hat es wieder gezeigt. Deutschland unterhält gute Bezie-
hungen zu Israel, bessere jedenfalls als viele andere euro-
päische Länder.

Dennoch ist da ein Unbehagen, etwas Unterschwelli-
ges. Für Juden wird Antisemitismus in Deutschland wie-
der erfahrbar. Die Polizisten, die Synagogen und jüdische
Zentren bewachen, stehen nicht umsonst dort. Sie werden
benötigt. Ist der massive Anstieg von Hasskommentaren

Maram Stern

Auf einem Vulkan
gebaut?
Essay Jüdisches Leben schützt man nicht dadurch,
dass man Muslime ausgrenzt.
Ein Plädoyer für die Freiheit des Glaubens. 
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im Netz ein Vorbote von Schlimmerem? Die Renaissance
des Judentums in Deutschland womöglich eine Schimäre?
Ist jüdisches Leben in Deutschland auf einem Vulkan
gebaut, der schon wieder zu brodeln beginnt? Das sind
keine einfachen Fragen.

Ich bin eigentlich ein Optimist und sehe das Glas lieber
als halb voll an. Dennoch stelle ich fest: Wir Juden, unse-
re Religion, unsere Bräuche und unsere Sensibilitäten,
sind vielen in Deutschland lebenden Menschen nach wie
vor fremd und ein Dorn im Auge. Das vor allem dann,
wenn wir unser Judentum offen zeigen.

F
remdem begegnet man gern mit Unverständnis
und Ablehnung. Es wurde als Provokation be -
zeichnet, von Journalisten und von anderen, dass
ein Israeli in Berlin mit Kippa herumlief, um zu

testen, ob das ginge. Die eigentliche Provokation ist aber
genau dieses Statement: Es schiebt die Verantwortung für
das Geschehene vom Täter auf das Opfer.

Man darf annehmen, dass in Deutschland viele diese
Ansicht teilen. Sie fragen sich: Müssen diese Juden denn
ihre Religion so offen zur Schau stellen? Können die ihre
archaischen Riten und Bräuche – Beschneidung und
Schächten etwa – nicht endlich abschaffen? Oder sollten
wir das nicht gleich ganz verbieten?

Als im Sommer 2012 die Beschneidungsdebatte in
Deutschland tobte, konnte man schön sehen, wie ernst 
es manchen in Deutschland mit dem Schutz jüdischen
Lebens in Wahrheit ist: eigentlich nicht sehr ernst. Die
Debatte um die religiöse Beschneidung wurde zwar durch
die Politik mittels eines eilends beschlossenen Gesetzes
entschärft, aber das war, wie wenn man einen Deckel auf
einen Topf mit heißer Milch knallt, um zu verhindern,
dass sie überkocht. 

Das Problem ist ein viel fundamentaleres: Religion,
religiöse Bräuche und Symbole werden mehr und mehr
aus dem öffentlichen Raum zurückgedrängt – von bayeri-
schen Amtsstuben einmal abgesehen. Zum einen gibt es
da jene, die die Islamisierung des Abendlandes befürch-
ten. Das diffuse Gefühl, die deutsche Rechts- und Werte-
ordnung sei durch die Zuwanderung von Muslimen in
Gefahr, wird vor allem geschürt von jenen Neu-Rechten,
die behaupten, der Kampf gegen den Islam sei der beste
Schutz jüdischen Lebens in Deutschland. 

Nur lassen wir Juden uns nicht gern vereinnahmen von
Leuten, deren ideologische Vordenker die größten Anti -
semiten waren und die zentrale jüdische Traditionen wie

religiöse Beschneidung oder Schäch-
ten verbieten möchten. Wir mögen
es nicht, wenn eine Minderheit, die
jüdische, gegen eine andere Minder-
heit, die muslimische, in Stellung
gebracht wird.

Um es klar zu sagen: Jüdisches
Leben schützt man nicht dadurch,
dass man Muslime ausgrenzt. Ak -
tuell hört man viele Politiker Israel
und das Judentum über den grünen
Klee loben, die sich ansonsten nicht
als Verteidiger von Minderheiten-
rechten hervortun – im Gegenteil.
Seth Kaplan von der Johns Hopkins
University in Baltimore schrieb
jüngst: »Das Thema der Beschnei-
dung ist eine Messlatte dafür, ob

westliche Gesellschaften die Religionsfreiheit immer noch
so hoch bewerten, dass sie eine große Vielfalt von Welt -
anschauungen und Praktiken umfassen und anerkennen.
Seit Tausenden von Jahren ist die Beschneidung ein inte-
graler Bestandteil der kulturellen Identität und des reli -
giösen Glaubens großer Teile der Welt. Die momentane
Bewegung, sie im Westen abschaffen zu wollen, lässt eine
weitere Verengung der Bandbreite religiöser Freiheit
erwarten.«

Wer im Namen abendländischer Werte die Religions-
freiheit einschränken, wer Religion aus dem öffentlichen
Raum verdrängen will, der erweist sich selbst und den
Juden in Deutschland einen Bärendienst. 

An die Adresse all jener rechten Eiferer, die die
Schlacht am Wiener Kahlenberg von 1683 gegen die mus-
limischen »Eroberer« ein zweites Mal schlagen möchten,
sei gesagt: Man verteidigt die westliche Werteordnung
nicht dadurch, dass man diese Werte aufgibt, sondern
indem man seine Werte anderen vorlebt und ihnen da -
durch zu Akzeptanz verhilft.

Die Religionsfreiheit ist ein Grundpfeiler dieser Werte-
ordnung. Wer sie einschränken möchte, untergräbt sie.
Gute Integration von Zuwanderern, nicht nur muslimi-
schen, sondern auch jüdischen, setzt eine gewisse Empa-
thie voraus, einen Vertrauensvorschuss. Wem wirklich
daran liegt, dass der Antisemitismus zurückgedrängt wird
oder ganz verschwindet, der muss das Anderssein zulas-
sen. Der muss aushalten, dass Menschen auf der Straße
mit Kippa, Kopftuch oder im Minirock rumlaufen.

D
ie Geschichte der assimilierten deutschen Juden
vor 1933, aber auch das Beispiel des laizistischen
Frankreichs lehrt uns: Vorurteile gegenüber
Fremden nehmen nicht automatisch ab, wenn

Minderheiten scheinbar gut integriert sind. Ressentiments
gegenüber Juden gäbe es selbst dann, wenn niemand
mehr eine Kippa trüge. Ressentiments gegenüber Musli-
men gäbe es selbst dann, wenn das Kopftuch verboten
würde.

Vor einigen Wochen wurde Felix Klein zum ersten
Beauftragten der Bundesregierung für jüdisches Leben 
in Deutschland und den Kampf gegen Antisemitismus
bestellt. Es ist ein Signal, dass Klein nicht nur für die Be -
kämpfung des Judenhasses, sondern eben auch für jüdi-
sches Lebens in Deutschland zuständig sein wird. Hoffent-
lich ist seine Bestellung nicht nur als ein Signal des guten
Willens an jüdische Organisationen gedacht. Hoffentlich
ist sie ein Zeichen, dass jüdisches Leben dauerhaft zu
Deutschland gehören soll, dass Juden ihren Glauben ganz
selbstverständlich, offen und frei leben können. 

Denn die beste Maßnahme gegen Antisemitismus ist
die Schaffung von Akzeptanz jüdischen Lebens. Das
Judentum kann sich in Deutschland auf Dauer nur veran-
kern, wenn man sich als praktizierender Jude nicht mehr
verstecken muss im Hinterhof oder in den eigenen vier
Wänden und wenn man sich für seine Traditionen nicht
schämen oder ständig rechtfertigen muss.

Normalität und Akzeptanz kann man nicht erzwingen
oder herbeireden. Symbolische Handlungen, so wichtig
diese manchmal sind, reichen nicht aus. Genauso wenig
wie es ausreicht, eine Kippa auf dem Kopf zu tragen. Es
muss sich etwas ändern in den Köpfen. Daran muss man
arbeiten, dafür muss man werben – und manchmal muss
man dafür streiten. Mit dem Aufhängen von Kreuzen ist
es sicherlich nicht getan. �

Titel

Maram Stern 

ist stellvertretender Ge-
schäftsführer des Jüdischen
Weltkongresses und leitet
seit 1989 das Brüsseler Büro
der Organisation.
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Deutschland

� Der Konflikt zwischen Union und SPD um den Familiennach-
zug von Flüchtlingen droht zu eskalieren. Nach internen Plänen
des Bundesinnenministeriums sollen die Auslandsvertretungen
des Auswärtigen Amtes (AA) überprüfen, welche der im Ausland
einen Antrag stellenden Familienmitglieder berechtigt sind, ihren
in Deutschland lebenden Angehörigen zu folgen. Dieser Plan
stößt bei Außenminister Heiko Maas (SPD) auf Widerstand. Aus
seiner Sicht liegt die Zuständigkeit beim Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (Bamf). Die Visa-Abteilungen der Deutschen Bot-
schaften etwa in Beirut oder Amman seien ohnehin massiv über-
lastet und könnten die vielen neuen Anträge nicht bearbeiten.
Wenn sich Innenminister Horst Seehofer (CSU) durchsetze, sei

pro Monat nur mit 20 genehmigten Anträgen zu rechnen, so ein
Spitzenbeamter des AA. Das ist weit weg von den 1000 monat-
lichen Nachzüglern, auf die sich Union und SPD im Koalitionsver-
trag geeinigt haben. In der SPD wird vermutet, dass Seehofer um
die mangelnden Kapazitäten der Konsularabteilungen weiß und
mit seinem Vorschlag den Familiennachzug bewusst niedrig halten
will. Aus Sicht des AA soll dagegen das Bamf die erste Prüfung
der Fälle übernehmen, die Botschaften könnten bei einem positi-
ven Bescheid dann den Rest des Verfahrens abwickeln. Eine Eini-
gung über das Prozedere und den Gesetzentwurf ist nicht in Sicht.
Seehofer kann mit dem Streit gut leben, denn ohne eine Einigung
bleibt der Familiennachzug ausgesetzt. CSC, MGB

Im Abschiebeknast trifft Hoffnungslosigkeit auf deutsches Recht. ‣ S. 42
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Familiennachzug

Seehofer spielt auf Zeit
Innenministerium will Angehörigen-Überprüfung ans Auswärtige Amt delegieren. 
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Maas, Visa-Antragsteller

in der Deutschen Botschaft in Amman (Jordanien) 

München-Attentat

Kontakt zu rechtem
Todesschützen in den USA

� Der Attentäter vom Münchner Olym -
pia-Einkaufszentrum, David Sonboly,
 hatte Kontakt zu einem Todesschützen in
den USA. Wie das Büro des Sheriffs im

San Juan County (US-Bundesstaat New
Mexico) mitteilte, habe sich Sonboly 
mit William Atchison ausgetauscht. Der
21-Jährige erschoss am 7. Dezember
 vergangenen Jahres an der Aztec High
School zwei Schüler und sich selbst. Der
18-jährige Sonboly hatte am 22. Juli 2016
in München neun Menschen und sich
selbst  getötet. Beide Täter verband offen-

bar die Begeisterung für die rechtsextre-
me Ideo logie und für Massenmörder 
wie den Norweger Anders Behring Brei-
vik oder die Amokläufer an der Colum -
bine High School im Jahr 1999. Auf der
Internetplattform Steam war Sonboly
 Mitglied in der Gruppe »Anti-Refugee
Club« (»Anti-Flüchtlingsklub«), die Atchi-
son mit gegrün det hatte. KNO, MBA



Umwelt

»Das ist Aktionismus«
Henning Wilts, 40,
Experte für Kreislauf-
wirtschaft am Wupper-
tal Institut für Klima,
Umwelt, Energie, über
den Vorschlag, Plastik
zu besteuern

SPIEGEL: Grünen-Chef Robert Habeck
hat sich der Forderung von EU-Kom-
missar Günther Oettinger angeschlos-
sen und will eine Plastiksteuer für Weg-
werfprodukte. Was halten Sie davon?
Wilts: Wer definiert, was ein Wegwerf-
produkt ist? Meine Sorge ist, dass 
die Politik jedes Jahr ein neues Einzel-
produkt besteuert – nach Tüten 
dann Strohhalme oder Q-Tips. Das 
ist Aktionismus und löst nicht das
Gesamtproblem. 
SPIEGEL: Die EU will der Kunststoff-
flut mit höheren Recyclingquoten
begegnen – von 2005 bis 2015 ist allein
in Deutschland der Plastikverpackungs-
abfall um 29 Prozent angewachsen. Ist
das die richtige Strategie? 
Wilts: Um das Abfallaufkommen zu
senken, hilft Recycling nicht, im
 Gegenteil. Das Recycling soll laut EU-
Kommission Kunststoff ja sogar ver -
billigen. Dann könnten wir noch mehr
verbrauchen. 
SPIEGEL: Die EU will sogar, dass bis
2030 alle Plastikverpackungen
 wiederverwertbar sind. Heute wird
weniger als ein Drittel dieses Mülls
überhaupt für ein Recycling gesammelt.
Ist das EU-Ziel realistisch?
Wilts: Das mag bis 2030 technisch
machbar sein, Sinn ergibt es aus
Umweltsicht nicht. Nicht immer ist
 Verbrennung schlechter als Recycling,
etwa bei leichten Folien. Damit Plastik
wiederverwertbar ist, sollte es mög-
lichst dick und damit schwer sein. Das
verschlechtert aber die Ökobilanz –
beispielsweise wegen des CO²-Aus -
stoßes beim Transport. 
SPIEGEL: Wäre es besser, Plastik zu
 verbieten, statt es zu besteuern?
Wilts: Es gibt zwar absurde Trends
wie einzeln verpackte Sushi. Doch
beim Verbieten gerät man in die
 gleiche Aktionismusfalle wie beim
Besteuern. 
SPIEGEL: Welche Lösungen schlagen
Sie vor? 
Wilts: Die Nachfrage nach recyceltem
Plastik erhöhen – etwa durch weniger
Mehrwertsteuer auf Rezyklate oder
Mindestquoten von wiederverwerte-
tem Plastik in Elektrogeräten. Auch 
der Verbraucher kann viel tun, indem 
er unsinnige Verpackungen meidet. AB
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Gesundheit

Grüne legen Gesetz 
für Tabakwerbeverbot vor

� Die Grünen-Bundestagsfraktion setzt
die Große Koalition im Streit um ein
Tabakwerbeverbot unter Druck. In ihrer
Sitzung am Dienstag verständigten sich
die Grünen auf einen eigenen Gesetzent-
wurf. »Deutschland ist das einzige Land
in der Europäischen Union, in dem groß-
flächige Außenwerbung auf Plakaten 
oder Tabakwerbung im Kino immer noch
erlaubt sind«, heißt es in dem Papier. Das
Verbot soll von Juli 2020 an greifen. Die
Grünen wollen ihren Gesetzentwurf noch
vor der Sommerpause im Bundestag ein-

bringen. Die Große Koalition gerät damit
in Bedrängnis. In der vergangenen Legis-
laturperiode verschwand ein Gesetzent-
wurf des CSU-geführten Landwirtschafts-
ministeriums von der Tagesordnung des
Parlaments, eine Festlegung auf einen
neuen Anlauf ließ die Unions-Fraktions-
spitze im Februar aus dem Koalitionsver-
trag streichen (SPIEGEL 7/2018) – zum
Unmut von Teilen der Koalition. SPD-
Fraktionsvize Karl Lauterbach und die
Drogenbeauftragte der Bundesregierung
Marlene Mortler (CSU) äußerten Wider-
spruch. »Jetzt muss die Koalition Farbe
bekennen«, sagt Kirsten Kappert-Gon -
ther, drogenpolitische Sprecherin der Grü-
nen. Auf Kinder und Jugendliche habe
Tabakwerbung »großen Einfluss«. COS
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Tabakladen im bayerischen Mittenwald 
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Polizei-Software

Warnung vor »Gotham«
� Durch das umstrittene Analysepro-
gramm »Gotham« der US-Firma Palantir
Technologies könnten sensible Polizeida-
ten abgeschöpft werden, fürchten Exper-
ten der hessischen Sicherheitsbehörden.
Die Software sei auf Druck des Wiesbade-
ner Innenministeriums ohne den geplan-
ten vorherigen Testlauf beim Landeskri-
minalamt (LKA) angeschafft worden,
heißt es in Polizeikreisen. Das Programm
soll Daten aus mehreren Quellen wie
dem Polizei-Fahndungssystem Polas mit
Informationen aus sozialen Netzwerken
oder Geodaten zusammenführen, um
Profile zur Terrorbekämpfung zu gewin-
nen. Die Herstellerfirma wird wegen
ihrer Nähe zu US-Geheimdiensten sowie
Datenskandalen kritisiert (SPIEGEL
15/2018). Hessens Innenminister Peter

Beuth (CDU) soll den Kauf des Pro-
gramms ohne Ausschreibung vorangetrie-
ben haben – obwohl alternative Lösun-
gen existieren. In Niedersachsen wird seit
2016 ein Analyseprogramm auf Basis
einer freien Software (»Knime«) getestet.
Bedenken aus dem hessischen LKA, 
dass der Gotham-Kauf die Vereinheit -
lichung der Polizei-Computersysteme der
Bundesländer behindern könnte, habe
das Ministerium abgeschmettert. Gotham
wird beim Polizeipräsidium Frankfurt ein-
gesetzt und soll im vergangenen Jahr
641 000 Euro gekostet haben. Das Pro-
gramm werde von Palantir-Mitarbeitern
gewartet, wodurch Daten unbemerkt an
die US-Firma gelangen könnten, so IT-
Experten der Polizei. Beuths Ministerium
erklärt dazu, Vorbehalte aus der hessi-
schen Polizei seien nicht bekannt. Die
Analyseplattform werde »im gesicherten
Polizei-Netzwerk betrieben«. AUL, MAB
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EU-Haushaltsplan

5000 Mann für den
Grenzschutz

� Haushaltskommissar Günther Oettin-
ger plant, die Europäische Grenzschutz-
truppe Frontex auf mehr als 5000 Mann
aufzustocken. Bisher beschäftigt Frontex
rund 1600 Grenzschützer. Das geht aus
den Plänen zum Siebenjahresbudget der
EU hervor, die Oettinger am Mittwoch in
Brüssel vorstellen will. In dem Haushalts-
entwurf für 2021 bis 2027 seien entspre-
chende Mittel für Frontex eingeplant,
sagt Oettinger: »Mein Ziel ist es, dass die
Kontrollen an den Binnengrenzen etwa
zwischen Österreich und Deutschland
möglichst schnell wieder verschwinden
können und dass das Reisen sowie der
Warenverkehr im Schengenraum nicht
auf ewig erschwert wird.« Mehrere

Schengenländer, darunter Deutschland,
hatten Kontrollen an den Binnengrenzen
mit dem Argument wieder eingeführt,
die EU-Außengrenzen etwa zwischen
Griechenland und der Türkei seien nicht
ausreichend geschützt. Die ausgebaute
Frontextruppe soll laut Oettinger mög-
lichst innerhalb der ersten drei Jahre
nach Beschluss des neuen Finanzrah-
mens einsatzbereit sein. 

Oettingers Pläne sehen zudem vor,
dass in dem über eine Billion Euro um -
fassenden Budget erstmals die Belastun-
gen von Kommunen durch die Flücht -
linge berücksichtigt werden, etwa bei der
Verteilung von sogenannten Kohäsions-
mitteln. Agrar- und Regionalfördermittel
 sollen im ersten Post-Brexit-Haushalt
dagegen gekürzt werden. Über den Haus-
haltsentwurf der Kommission entschei-
den das EU-Parlament und die Mitglied-
staaten. MP
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Terror

Verwirrter Taliban
� Der sogenannte deutsche Taliban ist
möglicherweise psychisch krank. Der im
Februar von Spezialkräften in der Tali-
ban-Hochburg Helmand im
Süden Afghanistans festge-
nommene Deutsche Thomas
K. machte auf deutsche
Beamte in Kabul einen so
stark verwirrten Eindruck,
dass er nach seiner am Don-
nerstag erfolgten Ausliefe-
rung nach Deutschland von
Psychologen untersucht wer-
den soll. Der 36-Jährige, der
neben der deutschen auch

die polnische Staatsangehörigkeit besitzt,
war bereits 2012 in die Krisenregion ge -
reist, dort soll er sich den radikalislami-
schen Taliban angeschlossen haben. Schon
zuvor war er wegen seiner Sympathie für
Dschihad-Gruppen im Visier der deut-

schen Behörden. Zwischen-
zeitlich befürchtete man,
dass er Anschläge gegen
deutsche Einrichtungen in
Afghanistan oder die Bun -
deswehr verüben könnte,
weswegen Fahndungsplaka-
te vor ihm warnten. Der
Kabuler Geheimdienst mut-
maßt sogar, dass er zu einer
Eliteeinheit der Taliban
gehörte. MGB
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Thomas K. in Helmand

Demokratie 

Deutsche wissen nicht,
was sie wählen

� Die Mehrheit der Bürger versteht
das Wahlsystem nicht: Nur 28 Prozent
der in Deutschland Wahlberechtigten
können Erst- und Zweitstimme richtig
zuordnen. Das ist das Ergebnis einer
repräsentativen Umfrage des Berliner
Meinungsforschungsinstituts pollytix.
Weniger als die Hälfte der 1386 Be -
fragten (42 Prozent) erklärte korrekt,
dass sie mit ihrer Zweitstimme die
Mehrheitsverhältnisse im Deutschen
Bundestag und damit indirekt auch die
der Regierung bestimmt. Dass mit der
Erststimme der Kandidat aus dem
Wahlkreis gewählt wird, wusste nur
rund jeder Dritte (36 Prozent). Das
Verständnis des Wahlsystems wird
auch vom Bildungsgrad bestimmt: 
So können nur 30 Prozent der wenig
Gebildeten (Hauptschulabschluss,
ohne Abschluss) die Funktion der
Zweitstimme korrekt benennen, dafür
aber 57 Prozent der Abiturienten und
Akademiker. Männer wissen besser
Bescheid als Frauen: 41 Prozent der
Männer gaben korrekt an, dass die
Zweitstimme die wichtigere Stimme ist,
bei den Frauen waren es nur 32 Pro-
zent. Kaum einen Unterschied gab es
dagegen zwischen West- und Ostdeut-
schen. Experten wie Ex-Bundestags-
präsident Norbert Lammert (CDU)
oder der Bonner Politikwissenschaftler
Frank Decker plädieren seit Langem
für ein einfacheres Wahlrecht. RED

Bundespolizei

Aufs eigene Konto
� Eine Bedienstete des Bundespolizei-
präsidiums soll über einen längeren
Zeit raum fingierte Reisekosten auf ei -
gene Konten überwiesen und einen
 sechsstelligen Betrag veruntreut haben.
Die Frau war in einer Außenstelle in
Koblenz zuständig für die Abrechnung
von Auslandsreisen. Für die illegalen
Überweisungen hatte sie angeblich
eigens Konten mit falschen Namen an -
gelegt. »Einzelheiten zum Sach verhalt
können derzeit nicht mitgeteilt werden,
weil dies den Ermittlungszweck ge -
fährden könnte«, teilte die Staatsan-
waltschaft Koblenz mit. AUL
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Deutschland

D
er Mann, der die Bundesregie-
rung in Erklärungsnot bringt, ist
ein schlaksiger Ingenieur Ende
vierzig. Reinhard Kolke steht in

einer unscheinbaren Werkshalle im baye-
rischen Landsberg vor einem anthrazitfar-
benen Opel Astra. Er reißt die Heckklappe
auf und zeigt auf den Kasten fürs Reserve-
rad. „Das hier ist unser Herzstück“, sagt
er und grinst verschmitzt.

Es ist ein Tank, gefüllt mit 16 Litern
 einer Harnstofflösung, die unter dem Mar-
kennamen AdBlue verkauft wird. Der Be-
hälter wurde bei einem VW-Händler be-
sorgt. Die Flüssigkeit aus dem Tank rinnt
durch durchsichtige Plastikschläuche in
 einen Katalysator unter dem Bodenblech,
wo sie bei Temperaturen ab 220 Grad Cel-
sius die giftigen Schwaden aus dem Die-
selabgas unschädlich macht. „Aus dem
Auspuff kommen bis zu 70 Prozent weni-
ger Stickoxide“, sagt Kolke, das habe er
auf seinem Messstand nachweisen können. 

Kolke ist kein Umweltaktivist, sondern
Leiter des Testzentrums des ADAC, der
führenden Lobbyorganisation der deut-
schen Autofahrer. Er sieht sich als Diesel-
freund, spricht der Technologie »großes
Potenzial« zu und hält auch die aktuelle
Krise für beherrschbar, mithilfe seines
Kästchens und des daranhängenden Kata-
lysators. „So sähe die technische Lösung
aus, mit der die Bundesregierung Millio-
nen deutscher Dieselbesitzer vor Fahrver-
boten retten könnte“, sagt Kolke. „Jetzt
müsste sie eine Richtlinie erlassen, die das
erlaubt.“

Doch die Regierenden denken gar nicht
daran, auf den Ingenieur zu hören. Seit
Wochen behaupten führende Vertreter des
Bundeskabinetts gemeinsam mit den Bos-
sen der großen deutschen Autokonzerne,
dass Kolkes Technik zu kompliziert, zu
 anfällig und zu teuer sei. Gegen die soge-
nannte Hardware-Nachrüstung gebe es
»klare technische und rechtliche Vorbehal-
te«, sagt Verkehrsminister Andreas Scheu-
er. Und Kanzlerin Angela Merkel bemän-
gelt, dass die Technik »relativ kosteninten-
siv« sei. 

Stattdessen sollen die Konzerne ledig-
lich die Motoren ihrer Dieselautos neu ein-
stellen (Softwarelösung), zugleich soll der
öffentliche Nahverkehr sauberer werden.
Mit diesem »klaren Plan« (Merkel) will

die Regierung dafür sorgen, dass auch
künftig alle Autos in möglichst allen Städ-
ten freie Fahrt haben.

Das Konzept wird kaum aufgehen, wie
inzwischen auch jene Expertengruppe
festgestellt hat, die seit über sechs Mo -
naten das Thema im Auftrag der Bun -
desregierung untersucht. Die drei Dut-
zend Autoexperten, Regierungs- und Ver-
bandsvertreter haben Wissenschaftler
 befragt, Gutachten eingeholt und auch
die Testreihen von ADAC-Chefingenieur
Kolke ausgewertet. Nun haben sie ihre
Erkenntnisse in ersten Entwürfen des Ab-
schlussberichts niedergelegt, und was sich
dort auf 40 Seiten nachlesen lässt, klingt
anders als die Einlassungen von Merkel
und Scheuer. 

Zum einen kommt das Softwarepro-
gramm der Regierung längst nicht so
schnell voran wie gedacht. Zum anderen

halten die Experten den Einbau von Kata-
lysatoren für eine »sehr effiziente Maß-
nahme zur Emissionsreduzierung«. 

Solche Sätze passen schlecht zu den of-
fiziellen Stellungnahmen aus dem Bundes-
kabinett, und so müht sich die Regierung,
die Arbeit des von ihr selbst berufenen
Gremiums möglichst zu erschweren. Wich-
tige Dokumente werden selbst vor den
Mitgliedern geheim gehalten. Sitzungen
werden anberaumt und wieder abgesagt,
der seit Anfang des Jahres fällige End -
bericht von Monat zu Monat verschoben.
Erst sollte er Ende Februar vorliegen, dann
war von Mitte Mai die Rede, und in dieser
Woche teilte Minister Scheuer dem zustän-
digen Bundestagsausschuss mit, dass der
Report erst »Mitte des Jahres« fertig sei.
Schon sprechen Mitglieder des Gremiums
von einem Skandal. 

Während die Bundesregierung versucht,
Deutschlands Dieselbesitzer ein weiteres
Mal hinters Licht zu führen, verschärft sich
zugleich die Krise auf dem Automarkt.
Verzweifelt müssen Privatkunden wie Ge-

schäftsleute mitansehen, wie ihre Trans-
porter oder Limousinen oft mehr als ein
Drittel ihres Wertes verlieren. Auf den
Parkplätzen der Autohäuser stauen sich
unverkäufliche Pkw. Gebrauchtwagen-
händler droht die Pleite, und nun eskaliert
der Konflikt auch in der noch jungen
Bundesregierung. 

Bundesumweltministerin Svenja Schul-
ze, SPD, geht auf Konfrontationskurs zu
ihrem Kabinettskollegen Scheuer. »In den
hoch belasteten Städten brauchen wir
Hardware-Nachrüstungen, wenn wir die
Grenzwerte einhalten und Fahrverbote
verhindern wollen«, sagt sie. Für Schulze
verbirgt sich dahinter eine soziale Frage.
»Es geht hier vor allem um Dieselfahrer
mit geringeren Einkommen und Handwer-
ker, die sich nicht einmal so eben ein neues
Auto leisten können.« 

Die Urteil der Ministerin wird nicht
 zuletzt durch eine Studie gestützt, die 
in schriftlicher Form nicht einmal der
 Expertengruppe der Regierung vorliegt.
Scheuers Beamte hüten sie wie ein Staats-
geheimnis. Selbst die beiden unmittelbar
mit der Dieselfrage beschäftigten Ressorts
Wirtschaft und Umwelt haben das 14-sei-
tige Original nicht zu lesen bekommen. 

Kein Wunder, der Autor des Gutachtens
ist nicht irgendwer. Georg Wachtmeister,
Inhaber des Lehrstuhls für Verbrennungs-
kraftmaschinen an der TU München, dient
dem Hause als einer der wichtigsten Bera-
ter in Dieselfragen. Er ist Mitglied der im-
mer noch aktiven Untersuchungskommis-
sion Volkswagen, die Scheuers Vorgänger
und Parteifreund Alexander Dobrindt ein-
gerichtet hat, und er gilt nicht gerade als
Gegner der Autoindustrie.

Im Gegenteil: In der Vergangenheit
musste sich Wachtmeister von Umwelt-
schützern als Mietmaul der Konzerne be-
schimpfen lassen. Umso verblüffender ist
nun, dass der industrienahe Professor  
in seiner »Studie über das Potenzial einer
Realisierung einer Hardware-Nachrüs-
tung« so gut wie alle Argumente widerlegt,
mit denen die Industrie seit Monaten ge-
gen die Nachbaulösung anrennt.

Daimler-Chef Dieter Zetsche findet,
Nachrüstungen seien mit »viel Aufwand
und rechtlichen Problemen« verbunden.
Wachtmeister hingegen schreibt: »Aus jet-
zigen Abschätzungen geht hervor, dass
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Die nächste Lüge
Verkehr Eine Expertengruppe der Bundesregierung empfiehlt, Deutschlands Dieselautos 

mit Katalysatoren nachzurüsten, um ihre Abgase von Schadstoffen zu befreien. Doch 

Kanzlerin Merkel und Verkehrsminister Scheuer spielen auf Zeit, die Autoindustrie freut sich. 

»Es geht um Dieselfahrer
mit geringeren Einkom-
men, die sich kein neues
Auto leisten können.«
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Umgerüsteter Opel Astra, Regierungschefin Merkel, Daimler-Chef Zetsche: »Mit klarem Plan«
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Deutschland

Abgasstrom

–90%
Stickoxide

Im SCR-Katalysator
reagiert das Ammoniak
mit den Stickoxiden.

Daraus entstehen Wasser und 
harmloser Stickstoff. Am Ende 
sind bis zu 90 Prozent weniger 
Stickoxide im Abgas      .Im Motor       entstehen durch die Ver-

brennung von Diesel schädliche Abgase
wie Stickoxide.

1

1

Aus dem AdBlue-Tank       wird ein
Harnstoff-Wasser-Gemisch in den 
Abgasstrom eingespritzt      . 
Durch Hitzeeinwirkung entsteht 
daraus Ammoniak.

2

2

3

4

3

4

5

5

Stickoxid-Abgasreinigung 
bei Dieselmotoren

sich der Kostenrahmen in einer realisier-
baren Größenordnung bewegt.«

BMW-Boss Harald Krüger warnt, die
Nachrüstungen seien mangels Bauraum
bei Altdieseln nicht möglich. In der Studie
des Münchner Professors dagegen heißt
es: »Der Bauraum für eine SCR-Nachrüs-
tung ist mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit
vorhanden.« 

Der neue VW-Chef Herbert Diess lässt
gleichfalls keine Gelegenheit aus, den Ka-
talysatoreinbau als langwieriges Technolo-
gieprojekt darzustellen. »Wenn wir es tun,
dauert das zwei bis drei Jahre«, sagt er.
Wachtmeister dagegen weist nach, dass die
benötigten Komponenten zu einem »Groß-
teil bereits entwickelt« sind. Für viele Fahr-
zeugtypen der Schadstoffklasse Euro 5, vor
allem jene, die auch in die Vereinigten Staa-
ten exportiert werden, stehen danach sogar
schon zugelassene Katalysatoren bereit.

Seit Jahren seien die Aggregate im US-
Export notwendig, da „dort bereits seit
2004 sehr niedrige NOx-Grenzwerte vor-
gegeben werden“, schreibt Wachtmeister.
Und dann führt der Gelehrte aus München
die infrage kommenden Autos auf, darun-
ter Massenmodelle wie den Passat aus
dem Reich von VW-Chef Diess, den 3er-
BMW und die Mercedes E-Klasse.

Am meisten aber muss die Autobosse
schmerzen, dass Wachtmeister die Kata-
lysatorlösung auch technisch für unbe-
denklich hält. Anders als die Konzernchefs
hält der Professor eine Abgasnachbehand-
lung per Katalysator für »eine sehr effi-
ziente Maßnahme«, die bei den giftigen
Schadstoffen »Reduktionsraten bis zu 90
Prozent« bringe. Seine Analyse gipfelt in
dem Satz: »Nach heutigem Erkenntnis-
stand ist aus meiner Sicht eine Nachrüs-
tung von Euro-5-Fahrzeugen mit verträg-
lichem Aufwand möglich.«

Kein Wunder, sind die nötigen Kompo-
nenten doch meist deutlich billiger zu be-
sorgen, als die Autoindustrie behauptet.
Bei ihren Antrittsbesuchen im Berliner Re-
gierungsviertel in diesem Frühjahr erweck-
ten die Automanager den Eindruck, Hard-
ware-Nachrüstungen würden hohe vier-
stellige Summen verschlingen.

Doch schon ein Blick in Sonderausstat-
tungskataloge der Autohersteller verrät,
dass die Teile in Wahrheit seit Jahren viel
günstiger zu haben sind. BMW bot lange
Zeit den Stickoxid-Kat für die Kunden sei-
nes 1er-BMW für 1190 Euro als Bestell -
option an, Audi verlangt für den A4 einen

Aufschlag von 1350 Euro. Und einen wirk-
lich sauberen Passat ab Werk mit SCR gibt
es bereits zum Aufpreis von 1500 Euro.

Auch Gutachter Wachtmeister sind die-
se Angebote der Autokonzerne aufgefal-
len, an die sie sich in der aktuellen Debatte
partout nicht erinnern wollen. Er listet die
Daten für die Bundesregierung auf und
 taxiert die Preisspanne für die Mehrzahl
aller Dieselmodelle auf Werte zwischen
1000 und 3000 Euro. Dafür bekommt
Wachtmeister Applaus von ungewohnter
Seite: »Seit Monaten werden die Diesel-
fahrer von der Bundesregierung ge-
täuscht«, kritisiert der Geschäftsführer der
Deutschen Umwelthilfe, Jürgen Resch, der
Mitglied in der Arbeitsgruppe zu Diesel-
nachrüstungen ist.

Die Autoindustrie hält ein groß ange-
legtes Umbauprogramm für unbezahlbar.
Würden alle Altfahrzeuge mit Katalysato-
ren ausgerüstet, so warnte der frühere VW-
Chef Matthias Müller, könne das bis zu 
17 Milliarden Euro kosten. Das könne man
beim besten Willen nicht leisten. 

Doch Müllers Rechnung ist in mehr -
facher Hinsicht überzogen. Es fängt schon
damit an, dass ein Umbau sämtlicher Fahr-
zeuge ohnehin nie geplant war. Fachbeam-
te der Regierung hatten ihrer Führung be-
reits vor einigen Wochen einen Plan für
eine solche Nachrüstung light skizziert.
Danach sollten nur solche Fahrzeuge ein-
bezogen werden, bei denen sich der Kata-
lysatoreinbau lohnt. Autos dagegen, die
wegen ihres Alters schon zu viel an Wert
verloren haben oder bei denen die Mon-
tage zu kompliziert ist, sollten außen vor
bleiben.

Zudem gingen die Beamten davon aus,
dass vor allem Autofahrer im Einzugs -
gebiet schadstoffbelasteter Großstädte an
Nachrüstungen interessiert sind. Für einen
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Verkehrsminister Scheuer 

»Klare technische Vorbehalte«
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Dieselbesitzer aus dem Bayerischen Wald
dagegen, den es vermutlich nie in eine
Fahrverbotsstraße in Düsseldorf oder
Stuttgart zieht, würde das Angebot keinen
Sinn ergeben. Von den 13 Millionen Die-
sel-Pkw in der Bundesrepublik kämen
nach Schätzung der Beamten deshalb nur
wenige Millionen für den Umbau infrage.

Um die Nachrüstung zu finanzieren,
würde deshalb eine Gesamtsumme von
fünf Milliarden Euro ausreichen, kalkulier-
ten die Beamten. Zudem sollten sich auch
die Dieselkunden selbst mit einem Eigen-
beitrag von rund 300 Euro und der Staat
mit einem Zuschuss beteiligen. So würden
sich die Lasten für die Konzerne auf etwa
drei Milliarden Euro reduzieren. 

Für die Dieselbesitzer wiederum, so sah
es das Konzept vor, sollte die seit Langem
diskutierte blaue Plakette für den nötigen
Anreiz sorgen. Nur Katalysatorfahrzeuge
sowie Autos der neusten Dieseltechnolo-
gie würden danach einen Aufkleber erhal-
ten, der zur Fahrt in eine Fahrverbotszone
berechtigt. Alle anderen Wagen müssten
umdrehen. Gerade deshalb aber, so kalku-
lierten die Beamten, würden die Schad-
stoffemissionen in vielen belasteten Städ-
ten drastisch sinken.

Die Ministerialen hatten den Plan auch
deshalb entworfen, weil sie über neue Er-
kenntnisse zu den Erfolgsaussichten der
verabredeten Software-Updates verfügten.
Im vergangenen August hatte Scheuers
Vorgänger Alexander Dobrindt den Auto-
bossen auf dem Dieselgipfel in Berlin das
Versprechen abgerungen, freiwillig fast
drei Millionen Autos bis Ende des Jahres
eine neue Motorsteuerung aufzuspielen,
die den Stick oxidausstoß um bis zu 30 Pro-
zent verringern sollte.

Doch nicht einmal diese Zusagen kön-
nen die Konzernlenker einhalten. Bislang
liegt erst ein Antrag auf ein solches Soft-
ware-Update beim Kraftfahrt-Bundesamt
zur Genehmigung vor. Es betrifft knapp
40 000 Autos von Mercedes. 

Scheuer will den Konzernen nun ein
 Ultimatum bis Ende des Jahres stellen,
doch die Autobosse lassen den CSU-Mi-
nister offensichtlich abblitzen. Daimler
etwa schickte dem Hause Scheuer unlängst
eine Mitteilung, man werde mit den Soft-
ware-Updates, zum größten Bedauern,
erst im Jahr 2020 fertig sein.

So kommt es, dass spätestens zu Beginn
des nächsten Winters droht, was die Regie-
rung doch unbedingt verhindern will: ein
Fahrverbot in möglicherweise mehreren
deutschen Großstädten. Darauf deutet eine
neue Untersuchung des Umweltbundes-
amts hin. Die Behörde hat nachgerechnet,
was die Regierungsmaßnahmen zur Luft-
reinhaltung bringen. Ergebnis der bislang
unveröffentlichten Expertise: zu wenig. 

So würden die Schadstoffwerte bei-
spielsweise in Mainz und München in den

nächsten Jahren nicht unter den zulässigen
Grenzwert sinken. In München würden
selbst im Jahr 2025 die Luftreinhalte -
vorschriften nicht eingehalten, so die Ex-
perten aus dem Amt in Dessau. Hoffnung
 können sich danach nur jene Gemeinden
machen, in denen es bereits deutlich
 sauberer geworden ist. Für alle anderen
Kommunen werde es ernst, so prophezeit
das Umweltamt. 

Danach wären es im Jahr 2020 noch
fast zwei Dutzend Städte, die deutlich
mehr Stockoxid ausstoßen als erlaubt, al-
len voran Stuttgart, Düsseldorf, Hamburg
und Kiel. »Unsere Berechnungen zeigen:
Umweltprämie und Software-Updates
werden die Luft in den hochbelasteten
Städten auch in den nächsten Jahren nicht
sauber genug machen«, sagt die Präsiden-
tin des Umweltbundesamts, Maria Krautz-
berger.

Behält die Behördenchefin recht, steht
der Bundesregierung nach der Sommer-
pause eine schwierige Debatte ins Haus.
Fahrverbote würden sich kaum noch ver-
meiden lassen; doch für ein Nachrüstungs-
programm wäre es dann möglicherweise
zu spät. Je länger die Regierung zögert,
desto größer wird die Zahl der Autos, die
so alt sind, dass sich der Einbau eines
 Katalysators nicht mehr lohnt.

Die Zeit spielt für die Industrie, und so
kommt es ihr gelegen, dass eine weitere
Mogelpackung ins Gespräch kommt, für
die es in dieser Woche schon einmal einen
Vorgeschmack gab. Der Zulieferer Bosch
präsentierte an einem VW Golf ein angeb-
lich revolutionäres neues System zur Ab-
gasreinigung, das in Wahrheit vor allem
aus Komponenten besteht, die längst ver-
fügbar sind. Man habe bei der Entwick-
lung lediglich »vorhandene Technik weiter
verfeinert«, räumt der Konzern ein. »Zu-
sätzliche Komponenten, die die Kosten er-
höhen würden, sind nicht erforderlich.«
Die Werbeveranstaltung bewies lediglich:
Schon lange existieren serienreife Reini-
gungskomponenten, sie waren der Indus-
trie nur zu teuer. Erst jetzt werden sie end-
lich Standard.

Doch immer noch scheinen die Helfer
aus der Politik gewillt, den Konzernen Ge-
schenke zu machen. Bei einer der jüngsten
Sitzungen der Dieselexpertengruppe
schlug der Vertreter des VW-Landes
Niedersachsen vor, statt eines milliarden-
teuren Nachrüstungsprogramms besser
»einen echten Kaufanreiz im Massen- und
Kompaktsegment« des Automarktes zu
schaffen. Konkret: eine staatlich geförderte
Prämie für den Neukauf eines Dieselfahr-
zeugs der jüngsten Generation. Auch ei-
nen Betrag haben die Ländervertreter
schon im Kopf: 2000 Euro. 

Michael Sauga, Gerald Traufetter,
 Christian Wüst 
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SPIEGEL: Frau Nahles, bei Ihrer Wahl zur
Parteichefin saßen vor Ihnen in der ersten
Reihe viele ehemalige SPD-Vorsitzende.
Beck, Gabriel, Müntefering, Scharping –
was haben Sie gedacht, als Sie die Herren
von der Bühne aus gesehen haben?
Nahles: Ich habe mich sehr gefreut, dass
sie da waren. Mit Rudolf Scharping hatte
ich vorher Kontakt, Kurt Beck hatte ich
auch getroffen. Andererseits habe ich in
dem Moment auf der Bühne gedacht: Das
sind eindeutig zu viele ehemalige Vor -
sitzende. Die Amtszeiten sollten wieder
länger werden.
SPIEGEL: Oder haben Sie gedacht, dass
Sie möglicherweise bald selbst da unten
sitzen könnten?
Nahles: Nein, der Gedanke ist mir nun
wirklich nicht gekommen. Ich wollte das
Amt ja erst mal erringen. Und ich bin zu-
versichtlich, dass ich diese Aufgabe nun
ein paar Jahre machen darf. Das soll gut
werden.
SPIEGEL: Ihr Start war schwierig, es gab
bei Ihrer Wahl viele Gegenstimmen, das
Miss trauen gegenüber der Parteiführung
sitzt tief. Wie sieht Ihr Plan aus, die SPD
wieder aufzurichten?
Nahles: Ich will gar nichts schönreden.
Mein Ergebnis ist Ausdruck unserer
schwierigen Lage. Zu viele in der SPD sind
skeptisch, was die Zukunft angeht. Die
 einen sorgen sich wegen der Großen
 Koalition. Die anderen sorgen sich um
 u nser Profil. Wieder andere fürchten, die
Erneuerung werde vertrödelt. Ich möchte
zeigen, dass die SPD gut regieren und
gleichzeitig als Partei spannende politische
Debatten führen kann.
SPIEGEL: Erneuerung wird in Ihrer Partei
seit Jahren versprochen. Verändert hat
sich wenig. Warum sollte jetzt, parallel 
zur Regierungsverantwortung, tatsächlich
 etwas passieren?
Nahles: Weil es um die Zukunft der SPD
als Volkspartei geht und alle erkannt ha-
ben, wie notwendig eine gründliche De-
batte ist. Unser zentraler Fehler war, dass
wir auf vielen großen Feldern – der Digi-
talisierung, der Integration oder dem
 Sozialstaat – die brennenden Fragen nicht
beantwortet, zum Teil sogar bewusst ab-
gewürgt haben. Jetzt wird es dafür den
 nötigen Raum geben.
SPIEGEL: Man könnte auch sagen: Sie wol-
len Zeit gewinnen.

Nahles: Wir brauchen auch ein bisschen
Zeit. Ein Erneuerungsprozess hat doch nur
Sinn, wenn die Ergebnisse nicht schon vor-
her alle feststehen. Und nicht nur bei uns,
sondern in der gesamten Gesellschaft gibt
es doch einen spürbaren Orientierungs -
bedarf: Was heißt eigentlich Freiheit,
 Gerechtigkeit und Solidarität in der heuti-
gen Zeit? Wie verorten wir uns mit unse-
ren Werten in dieser neuen Welt? Wie
schaffen wir eine solidarische Gesellschaft?
Diese Fragen haben wir viel zu lange auf-
geschoben.
SPIEGEL: Debatten sind das eine. Konkre-
te politische Initiativen das andere. Wo
wollen Sie ansetzen?
Nahles: An unserer Regierungsarbeit. Wir
haben im Koalitionsvertrag vieles veran-
kert, was unser Land sicherer, solidarischer

und moderner macht. Aber unser Pro-
grammvorrat erschöpft sich nicht in einem
Koalitionsvertrag mit CDU und CSU. Die
sozialdemokratische Kernidee der Solida-
rität ist ein bedrohter Wert. Das trifft uns
und die gesamte Gesellschaft im Mark. Wir
müssen diesen Wert wieder neu aufladen
und ins Zentrum unserer Politik rücken.
SPIEGEL: Die SPD hat doch dazu bei -
getragen, dass Solidarität hierzulande
nicht mehr im Vordergrund steht. Bei den
Agenda-Reformen zum Beispiel war das
Leitmotiv die Eigenverantwortung, wie
Gerhard Schröder damals selbst erklärt
hat. Wollen Sie das korrigieren?
Nahles: Das ist jetzt 15 Jahre her. Die Re-
formen hatten etliche Facetten. Und sie
haben zwar dazu beigetragen, dass viele
der damals fünf Millionen Arbeitslosen
wieder einen Job gefunden haben. Aber
sie haben auch bei vielen einen Knacks
hinterlassen. Das ist unübersehbar. Viele
unserer Wählerinnen und Wähler wussten
nicht mehr, ob die Sozialdemokratie an
 ihrer Seite steht.
SPIEGEL: Simone Lange, Ihre Rivalin, hat
auf dem Parteitag gesagt, sie wolle sich bei

den sozialdemokratischen Anhängern für
die Agenda-Reformen entschuldigen. Den-
ken auch Sie über eine solche Geste nach?
Nahles: Es kommt doch jetzt darauf an,
dass wir über den Sozialstaat 2020 reden.
Ich will nicht die Schlachten des Jahres
2003 noch einmal schlagen. Ich möchte
eine solidarische Politik machen, die unser
Land gerecht und modern in die Zukunft
führt. Eine Politik, die Chancen und Risi-
ken der Digitalisierung richtig erkennt, auf
den Fachkräftemangel mit Qualifizierung
reagiert. Ich will, dass die SPD wieder zur
starken Stimme aller Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in Deutschland wird.
SPIEGEL: Die SPD hat schon in den ver-
gangenen Jahren gewerkschaftsnahe Re-
formen durchgesetzt, ohne dass ihr das
sonderlich geholfen hätte.
Nahles: Es geht nicht um ein paar Än -
derungen in den Sozialgesetzbüchern,
 sondern um die Grundlagen unseres So -
zialstaats. Darüber diskutieren wir gemein-
sam mit Gewerkschaften, Sozialverbän-
den und der Wissenschaft. Gedanklich
muss da kein Stein auf dem anderen blei-
ben. Wir brauchen eine Sozialstaats re -
form, die diesen Sozialstaat bürgernäher,
familienfreundlicher, gerechter und ein -
facher macht.
SPIEGEL: Dafür würde am konsequentes-
ten ein bedingungsloses Grundeinkom-
men sorgen. Da bekommt jeder unabhän-
gig von Status und Beruf einen fixen
 Betrag pro Monat vom Staat, zum Beispiel
1000 Euro – und fertig. Einfacher geht’s
nicht.
Nahles: Mit einfachen Lösungen allein ist
es nicht getan. Ich halte nichts davon, Ar-
beit und Sozialleistungen zu entkoppeln.
Der Vorschlag passt nicht in unsere Ar-
beitsgesellschaft und würde viele, die eine
ganz andere Unterstützung brauchen,
schutzlos zurücklassen. Bei der Arbeit
geht es nicht nur um Einkommen, sondern
auch um Würde und gesellschaftliche Teil-
habe. Aber ich nehme jetzt nicht die
 Debatte vorweg, indem ich gleich alles
 ausschließe. Ich bin für manche Gedanken
der Grundeinkommensbefürworter offen,
wie zum Beispiel die Idee der Komplexi-
tätsreduktion.
SPIEGEL: Das müssen Sie erklären.
Nahles: Der Staat präsentiert sich keines-
falls bürgernah, wenn es um konkrete Hil-
fen geht. Ich kenne einen gestandenen
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Handwerker, der kürzlich eine Erwerbs-
minderungsrente beantragte. Allein das
Formular auszufüllen war so kompliziert,
dass er um Hilfe bitten musste, dennoch
wurde er erst einmal abgelehnt. Viele ha-
ben einfach nicht das Gefühl, dass die hart
erkämpften Errungenschaften der Sozial-
demokratie bei ihnen auch ankommen.
Der Sozialstaat erscheint ihnen vielmehr
als großer Hindernislauf, bei dem nicht
ausgemacht ist, ob man am Ende auch zu
seinem Recht kommt. Das muss sich
 ändern – nicht nur bei der Erwerbsminde-
rungsrente, sondern auch beim Arbeits -

losengeld II, bei der Beantragung des
 Kinderzuschlags, beim Wohngeld. Wer in
eine Notlage gerät, muss merken, dass der
Staat ihm solidarisch zur Seite steht.
SPIEGEL: Was wollen Sie politisch konkret
ändern?
Nahles: Wir haben in der vergangenen Le-
gislaturperiode zum Beispiel die Behinder-
tenhilfe vereinfacht, indem wir Leistungen
pauschaliert und den Betroffenen eine
feste Anlaufstelle vermittelt haben. Wir
haben eine Anlaufstelle als »Lotse« defi-
niert, die durch die Verästelungen des
 Sozialrechts führt. So etwas kann ich mir

auch gut für andere Sozialleistungen vor-
stellen.
SPIEGEL: Bei Hartz IV ist aber nicht die
Bürokratie das Problem, sondern die Ge-
rechtigkeitslücke. Die Menschen verstehen
nicht, warum ein Berufsanfänger fast ge-
nauso schnell auf Sozialhilfeniveau he -
runtergestuft wird wie jemand, der jahr-
zehntelang Beiträge gezahlt hat.
Nahles: Wir haben eine neue Idee ent -
wickelt: Wer sich weiterbildet und qualifi-
ziert, bekommt das Arbeitslosengeld
weitergezahlt, auch wenn der Anspruch
eigentlich ausgelaufen ist – wir nennen es
Arbeitslosengeld Q. Mein Ziel ist es, das
zu einem verbrieften Recht auf Weiterbil-
dung auszubauen. In einer Zeit, in der vie-
le Jobs durch Algorithmen ersetzt werden,
müssen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer die Möglichkeit erhalten, am Ball
zu bleiben und möglicherweise auch einen
neuen Beruf zu erlernen. So sieht eine
 solidarische Arbeitslosenversicherung im
Zeitalter der Digitalisierung aus. 
SPIEGEL: Hört sich gut an, die Frage ist
nur: Warum steht dieses Projekt nicht im
Koalitionsvertrag?
Nahles: Wir konnten immerhin einen
Rechtsanspruch auf Weiterbildungsbera-
tung durch die Bundesagentur für Arbeit
durchsetzen. Ein Recht auf Arbeitslosen-
geld Q wollte die Union nicht, da bleiben
wir dran.
SPIEGEL: Wollen Sie das Prinzip von For-
dern und Fördern aufgeben?
Nahles: Nein, aber wir müssen trotzdem
genau hinschauen. Ich habe schon als Ar-
beitsministerin die verschärften Sanktio-
nen für Jugendliche abschaffen wollen –
auch hier war die Union dagegen. Die Ar-
beitsagenturen etwa haben festgestellt,
dass aufgrund von Sanktionen viele Junge
dann ganz abtauchen und nicht mehr für
Bildungsangebote erreichbar sind. Das
kann nicht vernünftig sein in einer Gesell-
schaft, die auf qualifizierte Arbeitskräfte
dringend angewiesen ist.
SPIEGEL: Berlins Regierender Bürgermeis-
ter Michael Müller will Hartz IV durch ein
solidarisches Grundeinkommen ersetzen.
Wer keinen Job findet, soll einen sozial-
versicherten Arbeitsplatz zum Mindest-
lohn vom Staat bekommen. Was halten
Sie davon?
Nahles: Das ist ein richtiger Impuls.
Schließlich hat sich die Große Koalition
das Ziel der Vollbeschäftigung gesetzt. Die-
ses Versprechen muss aber auch für jene
Menschen gelten, die es heute aus den ver-
schiedensten Gründen schwer haben, eine
reguläre Beschäftigung zu finden. Wir wol-
len in dieser Legislaturperiode deshalb
 einen sozialen Arbeitsmarkt für 150 000
Menschen aufsetzen. Wenn das funktio-
niert, werden wir das Angebot weiter aus-
bauen. Wir wollen, dass möglichst alle am
wachsenden Wohlstand teilhaben können.
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SPD-Vorsitzende Nahles: »Gedanklich muss da kein Stein auf dem anderen bleiben«



SPIEGEL: Sie haben versprochen, dass es
ein Weiter-so in der Großen Koalition
nicht geben wird. Viele in der Partei haben
an dieser Stelle ihre Zweifel. Wie wollen
Sie verhindern, dass Sie diesen Teil der
SPD verlieren?
Nahles: Indem wir uns gemeinsam, die
Zweifler und die Befürworter, daranma-
chen, unser Programm neu aufzustellen 
und unsere Überzeugungen frei von Koa -
litionszwängen als Position der SPD öffent-
lich zu vertreten. Wir haben aber auch
sechs Ministerinnen und Minister, die
 brauchen die Rückendeckung dafür, dass
sie das, was wir wollen, auch durchsetzen
können.
SPIEGEL: Wenn man sich den Start der
Großen Koalition anschaut, stellt man fest,
dass es doch einige erstaunliche Konti -
nuitäten gibt, beispielsweise in der Finanz-
politik. Olaf Scholz tritt als Wolfgang
Schäuble 2.0 auf.
Nahles: Unsinn. Wir werden sozialdemo-
kratische Finanzpolitik schon sichtbar
 machen. Amazon-Chef Jeff Bezos, ein
 großer Steuervermeidungsheld, hat in
 dieser Woche einen Preis von Axel Sprin-
ger  bekommen. Ich bin da spontan zu
 einer Gegendemonstration gegangen.
Herr Schäuble hat in der Frage, wie wir
die Internetgiganten zum Steuernzahlen
bringen können, nie Ehrgeiz gehabt. Olaf
Scholz wird hier Tempo machen. Das ist
nur ein Beispiel.
SPIEGEL: Scholz steht weiter für das Prin-
zip der schwarzen Null, dem in der SPD
umstrittenen haushaltspolitischen Leit -
motiv. Wo stehen Sie in dieser Frage?
Nahles: In guten Zeiten keine neuen
Schulden zu machen ist ein Gebot der Ver-
nunft. Die sogenannte Schuldenbremse
steht im Übrigen in unserer Verfassung.
Wichtig ist, dass wir sie nicht zum Selbst-
zweck erheben, sondern zugleich kräftig
investieren. In einer Situation, in der wir
genügend Haushaltsüberschüsse haben,
muss ich doch nicht über Schulden reden.
Es ist unnötig, an dieser Stelle einen Kon-
flikt aufzumachen. Wir legen einen soliden
Haushalt vor und investieren massiv – so
geht gute Finanzpolitik.
SPIEGEL: Aber Ihre Scheu vor Konflikten
ist doch vielleicht eines Ihrer Probleme in
dieser Koalition.
Nahles: Sie sind der Erste, der mir Scheu
vor Konflikten nachsagt. Schauen Sie sich
doch die Diskussion über die Brückenteil-
zeit an: Alles, was den Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern mehr Selbstbestim-
mung bringt, wird nicht nur vom Arbeit-
geberverband reflexartig als zu bürokra-
tisch verunglimpft, sondern auch aus dem
Adenauer-Haus abgelehnt. Doch im Koa-
litionsvertrag ist nichts so detailliert ver-
einbart wie dieses Ende der Teilzeitfalle.
Hier gibt es keinerlei Redebedarf mehr,
nur noch Umsetzungsbedarf. 

SPIEGEL: Wir meinen eher die großen,
identitätsstiftenden Themen. Die Steuer-
politik zum Beispiel. Da hat die SPD durch
das Bündnis mit der Union den Weichspü-
ler eingeschaltet.
Nahles: Das ist falsch. Wir schmelzen zum
Beispiel für 90 Prozent der Steuerzahler
den Soli ab, für die oberen zehn Prozent
bleibt er bestehen – für diese Legislatur.
Damit ist die Frage der gerechteren Steu-
erverteilung schon jetzt für die nächste
 Legislatur gesetzt. Wir werden die vertei-
lungspolitische Dimension der Steuer -
politik dann neu eröffnen.
SPIEGEL: Nächstes Beispiel – Europapoli-
tik. Da gab es großen Enthusiasmus wäh-
rend der Koalitionsverhandlungen. Jetzt
wird das wichtige Thema vom Finanzminis-
ter plötzlich sehr stiefmütterlich behandelt.
Nahles: Das kann ich nicht bestätigen.
SPIEGEL: Aber wo ist denn die verspro-
chene Antwort der Bundesregierung auf
die europapolitischen Integrationsvor-
schläge von Emmanuel Macron?
Nahles: Wir verhandeln genau darüber
nun mit unseren europäischen Partnern,
allen voran Frankreich. Wir haben im
 Koalitionsvertrag eine neue deutsche Eu-
ropapolitik festgeschrieben. Das ist die
Grundlage. Wichtig ist, dass wir in Europa
gemeinsam vorankommen. Wir müssen
nun sehen, welche der Vorschläge Macrons
für uns umsetzbar sind.
SPIEGEL: Wo haben Sie Bedenken?
Nahles: Die europäische Sozialunion und
die Vertiefung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion sind für mich sehr wichtige
Themen. Darüber sprechen wir jetzt mit-
einander. Und ich kann die Union nur
 davor warnen, das zu unterschätzen.
Deutschland und Frankreich werden für
einen Schub in Europa sorgen. Wir brau-
chen jetzt auch für die EU einen Investi-
tionshaushalt, um das Wachstum anzukur-
beln und die regionalen Unterschiede zu
verkleinern. Ein starkes Deutschland gibt
es nur in einem gemeinsam starken Euro-
pa. Dafür lohnt es sich auch für uns Deut-
sche, mehr Geld in die Hand zu nehmen.

* Mit den Redakteuren Michael Sauga und Veit Medick
in Berlin.
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Brexit Islands

Die Shetlandinseln im Norden Groß-

britanniens waren schon oft Spielball

der Mächte: Wikinger, Dänen, Briten,

die EU. Nun steht den Menschen 

hier mit dem Brexit das nächste Kapi-

tel bevor: Die »Fishing for Leave«-

Kampagne war eine der lautesten

Stimmen der Brexiteers. Doch obwohl

die Fischerei auf den Shetlands die

größte Industrie ist, stimmte die

Mehrheit der Bewohner für den Ver-

bleib in der EU. Jetzt, fast zwei Jahre

später, sind die Shetlands noch 

immer geteilt: Ist der Brexit eine

 große Chance – oder eine Bedrohung

für die isolierte Gemeinschaft?
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SPIEGEL: Im Moment ist Europa vor allem
außenpolitisch gefragt. Eine einheitliche
Linie zum Syrienkonflikt gibt es nicht.
Auch die Haltung zu Russland sorgt für
Spannungen in der Europäischen Union.
Teilen Sie die harte Haltung, die Außen-
minister Heiko Maas gegenüber der Re-
gierung in Moskau anschlägt?
Nahles: Ich unterstütze die Initiative von
Heiko Maas für einen neuen diplomati-
schen Ansatz für Syrien. Und es steht au-
ßer Frage, dass gerade wir Deutschen
Russland ein guter Nachbar sein wollen –
aus historischer Verantwortung und geo-
grafischer Lage. Aber die derzeitige rus -
sische Regierung unter Wladimir Putin
hat in den letzten Jahren eine Politik ge-
macht, zu der wir auch klar Stellung be-
ziehen müssen, wie wir es auch bezüglich
der  völkerrechtswidrigen Annexion der
Krim gemacht  haben. Wir suchen die
Nähe und das Gespräch, aber wir er -
warten auch, dass Russland seine Rolle
im Uno-Sicherheitsrat konstruktiv wahr-
nimmt.
SPIEGEL: In Ihrer Partei sorgt der härtere
Kurs gegenüber Russland für Irritationen.
Einige sozialdemokratische Ministerpräsi-
denten finden, dass man in der aktuell so
angespannten Lage rhetorisch eher ab- als
aufrüsten sollte.

Nahles: Die Politik des Dialogs und des
Ausgleichs ist für uns maßgebend. Die gro-
ßen internationalen Konflikte werden wir
nicht ohne Russland lösen können. Wir
müssen besonnen beides tun: unsere Hal-
tung klarmachen, zum Beispiel gegen
 Hacker- und Spionageangriffe. Aber auch
immer wieder Gespräch und Kooperation
suchen. Ich halte die Debatte über eine an-
geblich andere Russlandpolitik im Übrigen
für überzogen. Es gibt da keinen unter-
schiedlichen Kurs.
SPIEGEL: Sie haben jetzt rund drei Jahre
lang  Zeit, um die SPD wiederzubeleben
– wenn es hochkommt. Haben Sie schon
Angst vor der nächsten Bundestagswahl?
Nahles: Nein.
SPIEGEL: Aber die SPD dürfte vor dem
gleichen Problem stehen wie bei vielen
früheren Wahlen. Ihnen fehlt die Macht-
option. Oder sehen Sie eine?
Nahles: Die beste Machtoption ist, dass
die SPD stärker wird. Das ist mein Fokus.
Alles andere kommt später.
SPIEGEL: Sind Sie offen für Gespräche mit
der Partei Die Linke?
Nahles: Die Linkspartei muss mal klären,
ob sie überhaupt regieren will oder nicht.
Nur dann würden weitergehende Gesprä-
che Sinn machen. Wir haben in den letzten
Jahren sehr viel Zeit investiert, um in den

Dialog zu treten. Und noch immer ist diese
Frage dort völlig ungeklärt.
SPIEGEL: Aber wenn Sie mal wieder das
Kanzleramt erobern wollen, wäre ein halb-
wegs belastbares Verhältnis zur Linkspar-
tei schon hilfreich.
Nahles: Entweder gibt es den Willen zu
regieren bei der Linken. Oder eben nicht.
Gesprächsbereit bin ich jederzeit. 
SPIEGEL: Aber wo ist dann eine Machtop-
tion? Die Grünen schielen ja offensichtlich
auch längst in Richtung bürgerliches Lager.
Nahles: Stellen Sie mir die Frage gern im
Jahr 2020. Jetzt rede ich nicht über Macht-
optionen, sondern über das, was wir kon-
kret machen wollen.
SPIEGEL: Und wenn wider Erwarten in
zwei Jahren die Große Koalition auseinan -
derfällt, dann wird Olaf Scholz der Kanz-
lerkandidat.
Nahles: Schöner Versuch. Aber seien Sie
gewiss: Die SPD ist auf alles vorbereitet.
SPIEGEL: Frau Nahles, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.
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„Mein Hörsaal  
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 Linn Merle Jördens, Studentin
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Für 50 Cent Ihres Rundfunkbeitrags.



G
anz vorn, in der ersten Reihe, sit-
zen die Alten, die Ehemaligen,
die Gescheiterten. Die, von de-
nen man normalerweise nichts

mehr zu befürchten hat, höchstens mal
 einen ungebetenen Rat-
schlag oder einen schrägen
Talkshow-Auftritt. Es sind
die ehemaligen Vorsitzen-
den der SPD. Auf dem
Schild, das ihre Reihe mar-
kiert, steht: »Ehrengäste«.

Es sitzen dort am vergan-
genen Sonntag in der Par-
teitagshalle in Wiesbaden
Kurt Beck, Rudolf Schar-
ping, Franz Müntefering,
gescheitert an der Partei, an
sich selbst oder am Wähler.
Wobei das alles lange her
ist, Scharpings Sturz fast ein
Vierteljahrhundert, Becks
Abgang beinahe ein Jahr-
zehnt. Selbst Münteferings
Rückzug liegt mittlerweile
achteinhalb Jahre zurück. 

Und dann sitzen da
noch zwei, an den Rändern
dieser ersten Reihe: rechts-
außen Sigmar Gabriel und
linksaußen Martin Schulz.

Vor etwas mehr als ei-
nem Jahr war Gabriel noch
Vorsitzender der SPD, der
am längsten amtierende
seit Willy Brandt. Es folgte
Schulz, vor zweieinhalb
Monaten musste auch er ge-
hen. Jetzt hören sie hier, in
der Reihe der Ehemaligen,
Andrea Nahles bei ihrer Be-
werbungsrede zu. Schulz,
den Zeigefinger an der Wan-
ge, wirkt etwas konzentrier-
ter als Gabriel. Am Ende klatschen sie bei-
de, Gabriel eher kurz, Schulz länger. Zwi-
schen ihnen klatschen Beck, Scharping,
Müntefering. Es muss so wehtun.

In der SPD, in der ja derzeit viel von
Aufbruch und Erneuerung die Rede ist,
läuft dieser Tage ein Großversuch in einer
demokratischen Kerndisziplin: dem Um-
gang mit dem Machtverlust. Der gehört
zwar eigentlich zur Normalität in der
 Politik, doch bei Schulz und Gabriel liegt
die Sache etwas anders.

Von Scharping war machtpolitisch
nichts mehr übrig, nachdem Oskar Lafon-
taine ihn zerlegt hatte. Beck zog sich nach
seinem Abgang nach Rheinland-Pfalz zu-
rück, wo seine Art zu sprechen kein An-

lass für Spott war, sondern ein Wettbe-
werbsvorteil. Und Müntefering war, als
er den Vorsitz endgültig abgeben musste,
fast 70.

Gabriel und Schulz hingegen sind Ab-
geordnete des Bundestags, sie sitzen in der
SPD-Fraktion. Sie sind nicht in der Pro-
vinz verschwunden, sondern in Berlin prä-
sent. Vor allem aber sind sie in einem Alter,
in dem manche ihre bundespolitische Kar-
riere überhaupt erst beginnen. Schulz ist
62, Gabriel erst 58 Jahre alt, er war bis zu

seiner Vertreibung aus dem Auswärtigen
Amt vor ein paar Wochen der beliebteste
Sozialdemokrat. Gabriel und Schulz sind
weg aus der ersten Reihe. Einfach ver-
schwinden wollen sie nicht.

Es ist ein bisschen wie im Va-
tikan, wo es neben dem eigent-
lichen Papst noch einen zwei-
ten, zurückgetretenen gibt, von
dem man weiß, dass er vieles
ein bisschen anders sieht als
sein Nachfolger. Der Unter-
schied besteht darin, dass der
Papst freiwillig ging, während
Schulz und Gabriel sehr gern
weitergemacht hätten. 

Für die SPD hängt viel davon
ab, wie die beiden nun mit dem
Machtverlust umgehen. Es geht
dabei nicht nur um ihre Verlet-
zungen und Gemütslagen. Es
geht auch darum, ob diese Par-
tei mit sich selbst ins Reine
kommt.

Universität Bonn, ein Montag -
mittag, die Luft im Hörsaal 1 ist
schon kurz nach Beginn der Vor-
lesung etwas verbraucht. Die
Sitzreihen sind fast lückenlos be-
setzt. Sigmar Gabriel hat hier in
diesem Sommersemester einen
Lehrauftrag, heute hält er seine
Antrittsvorlesung, das Thema:
»Deutschland in einer unbeque-
meren Welt«. Was man halt so
macht als Außenminister a.D.

Gabriel liest vom Blatt, gera-
de hat er ein bisschen über die
Bonner und die Berliner Repu-
blik sinniert, als es interessant
wird. Oben auf der Empore ha-
ben ein paar Studenten ein
Transparent ausgerollt, »Gegen
Iran-Sigi! Für Israel!« steht da -

rauf. Die Studenten brüllen Fragen in den
Raum, es geht um Gabriels Verhältnis zur
Türkei, zu Wladimir Putin, es wirkt etwas
infantil und inquisitorisch zugleich. Ga-
briel hört sich alles ruhig an, dann sagt er:
»Noch Fragen?«

Es folgt ein kleines Proseminar in poli-
tischer Schlagfertigkeit. Nacheinander ar-
beitet Gabriel die Vorwürfe ab, redet über
Radpanzer für Ägypten, die Türkei als stra-
tegischen Partner, Waffen für die kurdi-
schen Peschmerga. Dann sagt er zu den
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wie sie jetzt mit dem Machtverlust umgehen. Von Christoph Hickmann
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Parteitagsredner Schulz 

»Lieber Martin, das ist dein Applaus!«



Protestierern: »Nehmen Sie sich die Zeit,
die Komplexität der Welt zu erfassen.«

Am Ende werden die Transparente ein-
gerollt, die Zuhörer klopfen auf die Tische,
Gabriel hat gewonnen. Wieder mal.

Sigmar Gabriel ragte Zeit seines politi-
schen Lebens heraus. Er war schneller im
Kopf, konnte besser reden und hatte klü-
gere Ideen als die allermeisten. Im direk-
ten Schlagabtausch konnte ihm nie jemand
etwas vormachen, schon gar nicht irgend-
welche Störenfriede. Gabriel war und ist
eine politische Ausnahmebegabung. Das
ist die eine Seite dieses Mannes.

Die andere Seite war auch immer schon
da, sie kam meist dann heraus, wenn Ga-
briel sich bedrängt fühlte oder
verletzt. Dann nutzte er seinen
Instinkt, um die wundesten Stel-
len des Gegners zu treffen. Und
auch darin war er ziemlich gut. 

Gabriel war mehr als sieben
Jahre lang Parteivorsitzender
und insgesamt acht Jahre Bun -
desminister. Jetzt ist er einfa-
cher Abgeordneter. Wenn er
darüber spricht, wie seine Par-
teikollegen ihn abserviert ha-
ben, fährt er schon mal mit der
Hand an seiner Kehle entlang:
»Sie haben mich umgebracht.«

Es muss ihn zutiefst verletzt
haben, seither hat er jedenfalls
viel von seiner anderen, der
dunklen Seite gezeigt. Es wurde
recht schnell recht hässlich.

Gerade mal einen Tag dauer-
te es, bis er mit dem ehernen
 politischen Gesetz gebrochen
hatte, wonach man seinen Nach-
folger nicht kritisiert. Stattdes-
sen ließ Gabriel öffentlich wis-
sen, was er von Heiko Maas’
Russlandpolitik hält, von dessen
 neuem, schärferen Ton: wenig.
Intern, im kleinen Kreis, wurde
er noch weitaus deutlicher. 

Immer wieder kommentierte
er die Außenpolitik, verfasste
Zeitungsartikel über das Ver-
hältnis zur Türkei und den west-
lichen Militäreinsatz in Syrien.
Man konnte zwischendurch
nicht immer ganz sicher sein,
wer nun eigentlich Minister war.

Doch Gabriel ging nicht nur auf seinen
Nachfolger los, sondern auf die gesamte
politische Klasse. Viele »Entscheidungsträ-
ger«, also Politiker, hätten sich vom Leben
der normalen Bürger entfremdet, diagnos-
tizierte er im »Tagesspiegel«, schließlich
gingen ihre Kinder nicht in Schulen mit
80 Prozent Migrantenanteil. Außerdem
bekämen sie jederzeit eine Chefarzt -
behandlung. Sigmar Gabriel, seit fast drei
Jahrzehnten Berufspolitiker, sprach aus,
was man sich am Stammtisch oder im AfD-

Kreisverband schon immer ungefähr so ge-
dacht hatte.

Man hatte nicht den Eindruck, dass Ga-
briel versuchte, Abstand von der Politik
zu gewinnen. Es wirkte eher, als versuchte
er, den Abstand mit aller Gewalt möglichst
klein zu halten. Und dass ihm dafür so
ziemlich jedes Mittel recht war. 

Dienstagnachmittag, kurz nach drei,
Reichstagsgebäude, im Sitzungssaal der
SPD-Fraktion warten die Abgeordneten
auf ihre Chefin. Als sie kommt, ist das
nicht zu übersehen: Mit Andrea Nahles
quillt ein Pulk von Mitarbeitern und Jour-
nalisten durch die Tür. Währenddessen
steht hinten rechts im Saal, in einer der

Tischreihen, der Abgeordnete Martin
Schulz und unterhält sich mit zwei Frak-
tionskollegen. So ist das mit der Macht.
Man sieht sofort, wie sie verteilt ist.

Nahles setzt sich nach vorn, Schulz auf
seinen Platz in der vierten Reihe, unter
die nordrhein-westfälischen Abgeordne-
ten, so wie schon in der Woche zuvor. Sig-
mar Gabriel ist übrigens nicht da. So wie
schon in der Woche zuvor.

Schulz, der innerhalb eines Jahres al-
les verloren hat, das Glück, die Wahl, die

Macht und seinen Ruf, hat in den vergan-
genen Wochen nicht viel von sich hören
lassen. Er bekam einen der höchsten Orden
Portugals verliehen, das Große Kreuz des
Freiheitsordens, viel mehr war nicht. Die
Genossen waren ziemlich dankbar dafür.

Für Machtmenschen war es schon im-
mer die schwierigste Übung, den Verlust
der Macht zu akzeptieren, damit in Würde
umzugehen. Viele sind daran gescheitert.
Oskar Lafontaine begründete erst eine Ko-
lumne in der »Bild«-Zeitung und dann
eine neue Partei. Gerhard Schröder ging
Geld verdienen. Und der Grüne Jürgen
Trittin machte seinen Nachfolgern in den
vergangenen Jahren das Leben schwer, in-

dem er sich einfach weiterhin
zu so ziemlich jedem Thema
von Belang äußerte.

Aber ist Schulz überhaupt
ein Machtmensch? Eigentlich
hat das vorige Jahr doch erwie-
sen, dass ihm für die große Poli -
tik etwas Härte und Kälte feh-
len. Könnte ihm gerade deshalb
nach seinem Absturz gelingen,
was den wenigsten gelingt?

Noch mal zurück nach Wies-
baden, in die Parteitagshalle.
Dort ist es kurz vor vier, viele
Delegierte schauen auf die Uhr,
sie müssen ein Flugzeug oder
einen Zug erwischen, erste Roll-
koffer werden Richtung Aus-
gang geschoben. Da tritt Andrea
Nahles noch mal ans Rednerpult.

Am frühen Nachmittag ist sie
zur Vorsitzenden gewählt wor-
den, nun will sie ihrem Vorgän-
ger danken. Sie erinnert an das,
was hinter Schulz liegt. »Die
Haltung, mit der du das durch-
gestanden hast, verdient den
höchsten Respekt, lieber Mar-
tin!«, ruft sie in den Saal. Schulz
sitzt vorn, in der Reihe der Eh-
rengäste, aber die anderen sind
mittlerweile weg, Beck, Schar-
ping, Müntefering, Gabriel. Ne-
ben Schulz sitzt jetzt nur noch
sein Mitarbeiter. Es wirkt, als
wolle er verhindern, dass Bilder
vom einsamen Schulz entstehen.

»Lieber Martin, das ist dein
Applaus!«, ruft Nahles, und da

fangen sie im Saal an, rhythmisch zu klat-
schen, sie stehen auf, für ihn. Schulz lä-
chelt, auch er steht kurz auf, nickt, dann
setzt er sich wieder. Es könnte ein schöner
Abschluss sein. Aber es war nur die Ein-
leitung.

Jetzt ist Schulz dran, er stellt sich ans
Rednerpult und sagt, dass er ohne Zorn
scheide, ohne Bitterkeit. Dann schaltet er
um, von Besinnlichkeit auf Kampf.

»Ohne ein starkes Europa werden die
Populisten dieser Welt gewinnen!«, ruft er
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Ehemaliger Vorsitzender Gabriel 

Zeigen, dass er es noch immer besser kann



deres an. Er will nicht, dass von ihm das
Bild des größten Verlierers in der Geschich-
te der Sozialdemokratie bleibt. Er will ei-
nen anderen, einen versöhnlichen Schluss -
punkt. Die Frage ist, wo er ihn setzen
könnte. In der Bundespolitik ist er geschei-
tert. Und in der Europapolitik?

Die SPD wird entscheiden müssen, wie
sie mit Schulz und Gabriel umgeht. Man-
che raten jetzt dazu, Gabriel eine Aufgabe
zu geben, um ihn wenigstens zu beschäfti-
gen, ihn irgendwie einzubinden, seine Ta-
lente zu nutzen. Aber das ist immer schief-
gegangen, weil irgendwann die andere Sei-
te herauskam, die dunkle. Andrea Nahles,
die neue Vorsitzende, hat Martin Schulz
bereits ganz zu Beginn seiner verunglück-
ten Kampagne im vergangenen Jahr vor
Gabriel gewarnt: »Entweder du killst ihn,
oder er killt dich.«

Und Schulz? Er darf in der Woche nach
dem Parteitag im Bundestag reden, am
Donnerstagmorgen, es geht um das Thema
Israel, er ist der neunte Redner, nach Nah-
les, Gauland, Kauder und so weiter. Schulz
hält eine gute, klare Rede. Sie dauert sechs
Minuten. Dann setzt er sich wieder auf
 seinen Platz. 
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Parteifreunde Schulz, Gabriel: »Entweder du killst ihn, oder er killt dich«

Video

Das Erbe von Gabriel

und Schulz

spiegel.de/sp182018gabriel 

oder in der App DER SPIEGEL

dem trägt, was im vergangenen Jahr gewe-
sen ist. Man erlebt jemanden, der noch ei-
niges vorhat mit seinem Leben, aber offen-
kundig noch nicht so recht weiß, was genau.
Auf das Thema Europawahl will er sich
 jedenfalls nicht weiter einlassen, dazu sagt
er nur: »Der Erfolg des europäischen Eini -
gungsprojekts war schon immer mein zen-
trales politisches Anliegen, dem ich mich
auch weiterhin widmen werde, und zwar
als Mitglied des Deutschen Bundestages.«

Sigmar Gabriel und Martin Schulz sind
sich manchmal verblüffend ähnlich, in ih-
rer Wechselhaftigkeit, dem Hang zum Dra-
ma. Aber letztlich sind sie doch sehr ver-
schieden. Im Umgang mit dem Machtver-
lust zeigt sich das so deutlich wie nie.

Beide haben nicht abgeschlossen mit
der Macht, mit ihren politischen Karrieren.
Beide würden gern weitermachen, nicht
nur als einfache Abgeordnete. Damit aber
enden die Gemeinsamkeiten.

Gabriel will mit jedem Artikel, jedem
Auftritt zeigen, dass er es noch immer bes-
ser kann als diejenigen, die ihn rausge-
drängt haben. Ihn treiben Wut und Angst
vor der inneren Leere an, auch wenn er
das jederzeit bestreiten würde. Vielleicht
geht es auch um etwas wie Rache. Es wird
ihm jedenfalls auf die Dauer nicht genügen,
nur Thesen zu formulieren.

Schulz dagegen hält sich zurück, es ist
die Methode, mit der er Kanzlerkandidat
wurde: abwarten und hier und da mal zei-
gen, was man so kann. Ihn treibt etwas an-

in den Saal. Die SPD müsse dafür sorgen,
dass Deutschland wieder »die führende
Friedensmacht in Europa« werde. Und:
»Frieden und Demokratie wird es ohne
eine starke Europäische Union nicht ge-
ben!« Im Saal klatschen sie jetzt, wie sie
den ganzen Tag nicht geklatscht haben.
Da klingt, natürlich, auch ein bisschen
schlechtes Gewissen mit. Und doch trifft
Schulz hier, auf diesem seltsam gedämpf-
ten Parteitag, als Erster so richtig den Ton.

Aus dem Wahlverlierer Schulz wird wie-
der der Mann, der so leidenschaftlich wie
niemand sonst in der deutschen Politik
über Europa reden kann. Weil dieser
Mann einen Wahlkampf lang verschwun-
den war, hinter Steuerkonzepten, Land-
tagswahlen und sonstigen Unglücken,
wirkt dieser Auftritt umso stärker. Es ist
der Schulz von früher.

Aber was war das nun? Ein Vermächt-
nis? Eine Mahnung an die Nachfolger?
Oder eine Bewerbungsrede?

In gut einem Jahr ist Europawahl, die
SPD wird einen Spitzenkandidaten auf-
stellen müssen, und es wird auch um die
Frage gehen, wer Deutschland als Kom-
missarin oder Kommissar in Brüssel ver-
tritt. Es gäbe da also ein paar Optionen
für jemanden, der in der europäischen
 Politik vernetzt ist wie kaum ein Zweiter.

In der SPD hat schon das Gerede da -
rüber begonnen. Was also sagt Schulz?

Wenn man ihn dieser Tage trifft, begeg-
net man einem Mann, der noch schwer an



E
s gibt Dankesbekundungen, auf die
man gern verzichten würde. Die 
E-Mail, die József Szájer mit dem

Hinweis »Dringlichkeit hoch« an seine Kol-
legen schickte, ist so eine Botschaft. Darin
erläutert der ungarische Europa-
parlamentarier, warum Viktor
Orbán und seine Fidesz-Partei
bei den Wahlen Anfang April ei-
nen großen Sieg erringen konn-
ten. Vor allem aber lobt der Un-
gar in überschwänglichen Tönen
einen Mann, der im Wahlkampf
»fest an unserer Seite gestanden«
habe. 

Die Rede ist von Manfred
 Weber, dem Fraktionschef der
Europäischen Volkspartei (EVP)
im Europaparlament. Zu dem
Parteienbündnis der europäi-
schen Christdemokraten gehö-
ren auch CDU und CSU aus
Deutschland. 

Für Weber ist das Lob durch-
aus vergiftet, denn die freund-
lichen Worte, mit denen er Or-
bán vor und nach der Ungarn-
Wahl bedachte, haben dem CSU-
Vize in seiner Fraktion nicht nur
Freunde verschafft, im Gegenteil.
Zwar ist der Sieg einer EVP-Mit-
gliedspartei in Brüssel normaler-
weise ein Grund zur Freude, erst
recht, wenn die Parteifreunde
fast 50 Prozent einfahren. Dieses
Mal aber beschlich viele ein un-
gutes Gefühl. Denn Orbán hat
seinen Erfolg mit Methoden und
Themen errungen, die nicht so
recht zum christlichen Selbstbild
der EVP passen wollen. 

Der Ungar hetzte gegen
Flüchtlinge und die EU, er gän-
gelte die Opposition und eine Universität,
die der Milliardär George Soros gegründet
hatte. Nun holt die EVP eine Frage ein,
vor deren Klärung sie sich immer wieder
gedrückt hat: Wie halten es Europas
Christdemokraten mit Orbán?

Seine Aktionen machen Orbán zur Ge-
fahr für das konservative Parteienbündnis,
sie haben das Potenzial, den Ruf der EVP
heftig zu beschädigen, und das gut ein Jahr
vor der Europawahl. Frankreichs Präsi-

dent Emmanuel Macron lästert bereits,
»die Freunde Berlusconis« und »Mitstrei-
ter Viktor Orbáns« würden das christ -
demokratische Erbe Europas verraten. 

Vereinzelt fordern EVP-Politiker daher
sogar, die Zusammenarbeit mit Orbán zu
beenden. »Wenn wir unsere Werte respek-
tieren wollen, dann müssen wir Fidesz aus-
schließen«, sagte Pascal Arimont, ein bel-
gischer Christdemokrat.

Nach seinem Kantersieg kann Orbán
nun sogar Ungarns Verfassung ändern und
das Land im Sinne seiner »illiberalen
 Demokratie« umbauen, mit starkem Staat
und autoritärer Führung. Die grüne
Europa abgeordnete Judith Sargentini hält
es in ihrem Bericht für den Innenaus-
schuss schon jetzt für angezeigt, gegen Un-

garn ein sogenanntes Rechtsstaatsverfah-
ren einzuleiten. Und in einem offenen
Brief (»Merkels unerträgliches Schwei-
gen«) forderten Dutzende Journalisten
und Wissenschaftler jüngst die deutsche
Bundeskanzlerin dazu auf, gegen Orbáns
Angriffe »auf demokratische Institutio-
nen« einzuschreiten. 

Zuletzt hörte man beim traditionellen
Frühstück der Europaabgeordneten von
CDU und CSU in Straßburg schrille Töne.

Sabine Verheyen aus Aachen berichtete,
sie würde im Wahlkreis immer wieder 
auf die enge Beziehung ihrer Partei zu
 Orbán angesprochen. Der Brandenburger
Christian Ehler erzählte von den Beschrän-
kungen, denen sich Wissenschaftler in Un-
garn ausgesetzt sehen würden. Und Mar-
kus Ferber von der CSU forderte, das Ver-
hältnis zu osteuropäischen Ländern, die
sich vom Rechtsstaat abwenden, grund-
sätzlich zu klären. 

Die Kritik macht auch vor Weber nicht
halt. Orbán habe die Wahl mit »populisti-
scher, antieuropäischer, antisemitischer
und fremdenfeindlicher Rhetorik« gewon-
nen, schreibt der Schwede Gunnar Hök-
mark an seinen Fraktionschef. Vor diesem
Hintergrund finde er die »hingebungsvol-

len Glückwünsche« Webers be-
fremdlich. 

Weber will nun gemeinsam
mit EVP-Parteichef Joseph
Daul Orbán bei einem Treffen
Anfang Mai in Brüssel ins Ge-
bet nehmen. »Auch für ihn gibt
es Grenzen«, sagt Weber, »und
die werden wir klipp und klar
besprechen.« 

Das Problem ist nur: Orbán
hat sich davon bisher nie be-
eindrucken lassen. Zumal der
Ungar weiß, dass er bedeuten-
de Fürsprecher hat. Viele in
der EVP wollen keinen Mitglie-
derschwund riskieren, nicht
jetzt, ein Jahr vor der Wahl,
bei der Macron sich anschickt,
Europas Parteiengefüge ge -
hörig durcheinanderzuwir-
beln. Zudem gibt es durchaus
Konservative wie Webers
 Parteichef Horst Seehofer, die
 Orbáns harten Kurs schätzen,
vor allem in der Flüchtlings -
frage. 

Ohne Rausschmiss aber
wird Viktor Orbán kaum abzie-
hen. Der Ungar lässt kein EVP-
Treffen aus: Kongresse, zu
 denen CDU-Chefin Merkel
 zumeist nur aus Pflichtgefühl
anreist, besucht Orbán mit
 großem Gefolge. Die Europäi-
sche Volkspartei ist für ihn
nicht nur die Eintrittskarte 
in die politische Champions

 League. Liebend gern nutzt er den Platz
neben Angela Merkel auch als Feigenblatt
für seine autoritäre Politik. 

Erste EVP-Politiker fragen sich daher,
was am Ende größer ist: der Nutzen, dass
die Fidesz-Stimmen auf das Konto der
EVP einzahlen, oder der Schaden, weil
christdemokratische Wähler sich mit
Schrecken abwenden. 

Markus Becker, Peter Müller
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Deutschland

Fest an
unserer Seite 

Europa Durch den Wahlsieg 

in Ungarn wird Premier

Viktor Orbán zum Problem für

seine Parteienfamilie. 
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Deutsche, ungarische Flagge, Regierungschef Orbán 

»Hingebungsvolle Glückwünsche«



H
orst Seehofer wirkte vergnügt.
Nach Ostern inspizierte der Innen-
minister eine der wichtigsten Be-

hörden in seinem neuen Geschäftsbereich:
das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (Bamf) in Nürnberg. Er durchschritt
Marmorgänge, bestaunte moderne Com-
putertechnologie und bescheinigte den
Mitarbeitern: »Hier wird hervorragende
Arbeit geleistet. Ich bin sehr erfreut.«

Keinen Monat später ist die Freude des
CSU-Politikers verflogen. Vergangene Wo-
che durchsuchten Ermittler die Wohnung
der langjährigen Leiterin der Bremer
Bamf-Außenstelle, Ulrike B. An Vorschrif-
ten und Gesetzen vorbei soll sie im großen
Stil Asylmissbrauch eingefädelt haben.

Aus halb Deutschland sollen Antragstel-
ler nach Bremen gereist sein, weil sie dort
als Flüchtlinge anerkannt wurden – selbst
wenn ihre Identität unklar war, Papiere ge-
fälscht waren oder die Antragsteller gelo-
gen hatten. Ulrike B., so ein Vorwurf, soll
dafür gesorgt haben, dass in ihrer Behörde
niemand so genau hinsah. Und womöglich
auch Kriminelle und andere gefährliche
Männer durchs Raster rutschen konnten. 

Das Flüchtlingsamt ist zurück im alten
Modus: dem der Krise.

Ermittler durchsuchten auch die Büros
von zwei Anwälten in Hildesheim und Ol-
denburg, die Asylbewerber ge-
zielt nach Bremen gelenkt haben
sollen. Ein Dolmetscher aus Bad
Zwischenahn wird verdächtigt,
500 Euro von Flüchtlingen kas-
siert zu haben, plus 50 Euro Pro-
vision für einen Vermittler. In
Anhörungen soll er dafür ge-
sorgt haben, dass die Asylbewer-
ber die passenden Antworten ga-
ben – auch wenn sie nicht stimm-
ten. Für eine Stellungnahme war
er nicht zu erreichen. Insgesamt
ermittelt die Staatsanwaltschaft
gegen sechs Beschuldigte. 

Der Fall dürfte einzigartig sein
in der Geschichte der Bundes -
republik. Die Fahnder glauben,
dass die Außenstellenleiterin
über Jahre Asylverfahren an sich
gezogen hat, für die ihre Bremer

Dienststelle gar nicht zuständig war. Seit
2013 erhielten so womöglich mehr als 1270
Menschen zu Unrecht Schutz in Deutsch-
land, vor allem Kurden, die angaben, jesi-
dischen Glaubens zu sein. Es könnten auch
mehr gewesen sein, das Bamf überprüft
4568 Entscheidungen bis ins Jahr 2017.

In Bremen herrschte offenbar ein bei-
spielloses System von Behördenwillkür. B.
soll die Mandanten mehrerer Rechtsanwäl-
te bevorzugt bearbeitet haben, einer dieser
Beschuldigten ist Irfan C. aus Hildesheim.
Der Jurist soll sogar Busse gemietet haben,
um Asylbewerber nach Bremen zu karren.
Das Motto seiner Kanzlei: »Eine Sache ist
nicht gerecht, weil sie Gesetz ist, sondern
sie muss Gesetz sein, weil sie gerecht ist.« 

C. will nichts zu den Vorwürfen sagen.
Er lässt aber wissen, dass er selbst Jeside
und als Kind aus der Türkei nach Deutsch-
land geflohen sei, als Anwalt setze er sich
für die Ärmsten der Armen ein. 

Nach wie vor sind viele Fragen offen,
vor allem die nach einem Motiv der ehe-
maligen Außenstellenchefin. Trieb sie ein
fehlgeleitetes Helfersyndrom an? Oder
eine kriminelle Energie, die man einer Be-
amtin mit über 25 Jahren Erfahrung im
Flüchtlingsamt nicht zugetraut hatte?

Ulrike B. wohnt in einem kleinen Ein-
familienhaus am Bremer Stadtrand, von

dem der Putz abblättert. Die Vorhänge
sind zugezogen, sie öffnet nicht. Auf der
Klingel steht ein weiterer Name, der ihres
ehemaligen Lebensgefährten. Er ist einer
der drei beschuldigten Anwälte und hat
seine Kanzlei um die Ecke. 

Bei ihm sei nicht durchsucht worden,
betont der Mann, der mit seinem Bart und
den zerzausten grauen Haaren an Albert
Einstein erinnert. Eigentlich will der
Rechtsanwalt nichts zu den Vorwürfen sa-
gen. Doch dann holt er seinen alten Volvo
für eine kleine Rundfahrt durch die Bre-
mer Vorstadt. In seiner Kanzlei könnte das
Gespräch abgehört werden, fürchtet er. 
Im Auto erzählt er vom Flüchtlingschaos
2015, in dem Asylbewerber in Deutsch-
land umherirrten. Das Bamf in Bremen sei
für seine Sensibilität gegenüber Minder-
heiten wie Kurden oder Jesiden bekannt.
Viel mehr sei da nicht.

Über Ulrike B. und den mutmaßlichen
Asylmissbrauch will er nicht reden. Nur
so viel: Er selbst engagiere sich seit mehr
als 25 Jahren in der Flüchtlingsarbeit, um
Geld gehe es dabei nicht. Auch seine ehe-
malige Lebensgefährtin sei absolut integer. 

Die Ermittler sehen die Dinge anders.
Sie werfen B. Bestechlichkeit vor. Der Hil-
desheimer Rechtsanwalt Irfan C. soll ihr
eine Hotelübernachtung bezahlt haben.

Als Dankeschön für ihre Koope-
ration? Zudem soll sie von ei-
nem Oldenburger Anwalt, der
auf Anfragen nicht reagierte,
zum jesidischen Neujahrsfest
eingeladen worden sein. Das
sind die derzeitigen Korruptions-
vorwürfe, nicht sonderlich viel. 

Schwerer wiegt der Vorwurf
der »bandenmäßigen Verleitung
zur missbräuchlichen Asylan-
tragsstellung«, wie die Staatsan-
waltschaft den wohl systemati-
schen Schwindel nennt. Sollte
sich der Verdacht bestätigen,
drohen den Beschuldigten bis zu
zehn Jahre Gefängnis.

Das Vorgehen von Regierungs-
direktorin B. und das ihrer mut-
maßlichen Komplizen ähnelte
sich in vielen Fällen. Bremen
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Das Schlupfloch 
Asyl I In Bremen missbrauchten eine Beamtin, Anwälte und ein Dolmetscher offenbar systematisch das 

Ausländerrecht. Sie könnten Hunderten Migranten illegal einen Aufenthalt verschafft haben. 
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Behördenchefin Cordt, Minister Seehofer 

»Hier wird hervorragende Arbeit geleistet«

Migranten Wer darf bleiben? Wer muss wieder gehen? Während

Deutschland über den Umgang mit Flüchtlingen streitet, ringen

die Behörden mit Affären. Im Bamf verteilte eine Regierungs -

direktorin anscheinend positive Bescheide, so gut wie ohne Be-

denken. Während in Deutschlands größtem Abschiebegefängnis

Menschen verzweifelt gegen ihre Ausweisung kämpfen (Seite 42).



grätschte wohl immer wieder in die Zustän-
digkeiten anderer Bundesländer; oft ging
es um sogenannte Dublin-Verfahren und
die Frage, ob die Antragsteller in einen EU-
Staat abgeschoben werden müssten, weil
die Flüchtlinge dort mit ihren Fingerab -
drücken registriert wurden. Bevor es dazu
kommen konnte, landeten die Fälle oft auf
dubiose Weise in Bremen. Und die Asyl -
bewerber durften doch im Land bleiben. 

Allem Anschein nach war B. nicht allzu
genau beim Prüfen der Personalien – und
nahm schwere Sicherheitsrisiken in Kauf. 

Nach Erkenntnissen der Ermittler woll-
te sie 2016 den Fall eines Asylbewerbers
von Hamburg nach Bremen ziehen, der
fürchten musste, abgeschoben zu werden.
B. soll einen Mitarbeiter angewiesen ha-
ben, dessen Papiere nicht zu untersuchen,
weil es schnell gehen müsse. Später stellte
sich heraus, dass sie gefälscht waren. 

In einem weiteren Fall, ein angeblicher
Syrer, verzichtete sie offenbar ebenfalls
auf eine Dokumentenprüfung. Als die Pa-
piere Monate später doch noch inspiziert
wurden, kam heraus: Sie stammen aus
dem Gebiet des »Islamischen Staats«. Vor
derlei Pässen warnen die Sicherheits -
behörden eindringlich; einer der IS-Atten-
täter von Paris kam so nach Europa.

Durchgewinkt wurde in Bremen 2016
offenbar auch ein Kurde, für den eigentlich
Chemnitz zuständig war. Dann übernahm
Anwalt Irfan C. seine Vertretung, und kurz
darauf lud ihn Ulrike B. zur Anhörung
nach Bremen. Obwohl der Mann erzählt
haben soll, in einem PKK-Lager gewesen
zu sein, wurde sein Fall nicht den Sicher-
heitsexperten gemeldet. Stattdessen er-
hielt er Flüchtlingsschutz.  

Die Affäre ist nicht nur ein Problem für
das Amt, sondern auch für Innenminister
Seehofer. In seinem »Masterplan« zur Mi-
gration hat das Bamf eine »Schlüsselfunk-
tion«. In »Anker-Zentren« sollen künftig
innerhalb weniger Wochen die Asylver-
fahren abgeschlossen werden, damit klar
ist, wer bleiben darf und wer abgeschoben
werden muss. Doch jetzt muss das Bamf
erst mühsam aufklären, wie weit der Skan-
dal reicht. »Ich will wissen, ob auch in an-
deren Außenstellen ähnliche Missstände
herrschten«, sagt der SPD-Innenexperte
Burkhard Lischka. 

In den vergangenen Monaten sah es
kurz so aus, als seien die Chaostage von
2015 im Bamf überwunden. Die neue Be-
hördenchefin Jutta Cordt schien etwas
Ruhe ins Amt gebracht zu haben, auch die
Aktenberge waren weitgehend abgetragen. 

Nun erschüttert eine neue Affäre das
Amt. Interne Prüfer sind inzwischen zu
dem Schluss gekommen, dass Ulrike B.
»massiv gegen geltendes Recht und aufent-
haltsrechtliche Bestimmungen, sicherheits-
rechtliche Vorgaben und innerbetriebliche
Anweisungen verstoßen« habe. So sei die

Identität vermeintlich syrischer oder ira-
kischer Asylbewerber nicht geprüft wor-
den, selbst wenn es Hinweise gab, dass sie
aus der Türkei kommen oder es sich um
»auffällig gewordene Clan-Mitglieder«
handeln könnte. Zudem gebe es den Ver-
dacht, B. habe Akten manipuliert. Sie soll
unter Asylbescheide die Unterschriften
von Mitarbeitern eingefügt haben, obwohl
die Bescheide von ihr stammten. Fragen
zu den Vorwürfen ließ B. unbeantwortet.  

Warnungen, dass in Bremen etwas nicht
stimmt, gab es früh, doch sie wurden erst
spät ernst genommen. Beim ersten Ver-
such, die Vorfälle aufzuklären, erkannte
das Amt das Ausmaß nicht. Bereits vor
Jahren soll sich ein Mitarbeiter über Un-
regelmäßigkeiten beklagt haben. Im Janu-
ar 2016 landete dann eine Beschwerde bei
der Ombudsstelle für Korruptionspräven-
tion. Es dauerte noch ein halbes Jahr, bis
das Bamf durchgriff – offenkundig nicht
hart genug.

Hauke Jagau, Präsident der Region Han-
nover, ärgert sich noch heute über den 21.
Juli 2016. Für den Tag hatte er die Abschie-
bung mehrerer Jesiden nach Bulgarien ge-
plant, weil diese dort bereits als Flücht -
linge anerkannt waren. Die Familie war
schon auf dem Flughafen, als plötzlich ein
Bescheid aus Bremen hereinflatterte und
die Abschiebung stoppte – obwohl es für
den Fall nicht zuständig war. Jagau schick-
te einen bösen Brief an die Bamf-Spitze,
wenig später schrieb auch Niedersachsens
Innenminister Boris Pistorius (SPD) und
wies auf einen weiteren dubiosen Fall hin,
an dem derselbe Rechtsanwalt beteiligt sei:

Irfan C., der Mann mit dem angeblichen
Bus-Service zur Außenstelle Bremen.

Am Tag der gescheiterten Abschiebung
vom Juli 2016 wurde Ulrike B. als Außen-
stellenleiterin abgesetzt. In einem Diszi-
plinarverfahren wurden ihr Verfehlungen
attestiert. Sie habe allerdings, so glaubte
die Behörde damals, nicht aus egoistischen
Motiven gehandelt, sondern aus vermeint-
lich menschlichen. Deshalb hielt man es
für angemessen, ihre Bezüge zu kürzen,
sie aber nicht rauszuwerfen. 

B. wurde in eine andere Abteilung ver-
setzt, wohl aus familiären Gründen durfte
sie am Ende aber wieder in den Räumen
der Bremer Außenstelle arbeiten. Dann
tauchte im Herbst 2017 ein gefälschter Be-
scheid auf, und die Bremer Staatsanwalt-
schaft begann verdeckt zu ermitteln.

In der Außenstelle in Bremen übernahm
derweil eine neue Leiterin das Ruder, die baye -
rische Bürgermeisterin Josefa Schmid (FDP),
die laut Medienberichten zuvor im Stab
des ehemaligen Flüchtlingsbeauftragten
Frank-Jürgen Weise gearbeitet hatte – und
offenkundig eine Frau deutlicher Worte ist.

Nach SPIEGEL-Informationen liegt im
Innenministerium ein Bericht über die Zu-
stände, die sie in Bremen vorgefunden hat.
Die Außenstelle habe sich in den letzten
Jahren den Ruf eines »Schlupflochs der
Republik« erarbeitet, heißt es darin. Das
ganze Ausmaß sei noch nicht abzusehen,
aber der Fall könne womöglich schon jetzt
als »größter Flüchtlingsskandal in der
Bundesrepublik« bezeichnet werden.

Hubert Gude, Wolf Wiedmann-Schmidt
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Raum im Abschiebegefängnis Büren: Schwere Sicherheitsrisiken



I
m Abschiebegefängnis in Büren gibt
es Zellen für die schweren Fälle. Sie
nennen sich besonders gesicherte
Räume, kurz: bgR. Die Zellen befin-

den sich im Keller, es gibt darin eine Ma-
tratze und eine Toilette, die in den Boden
eingelassen ist, mehr nicht. An den Wän-
den hängen Überwachungskameras.

Wer in den bgR gesperrt wird, trägt
meist nicht viel mehr am Leib als eine Pa-
pierunterhose. Mit normalen Klamotten,
so befürchtet man, könnten sich die Ge-
fangenen strangulieren. Was passieren
muss, damit jemand in dieser Zelle landet,
geht aus einem Bericht hervor, der vom
Personal in Büren verfasst wurde. Es geht
darin um einen 28-jährigen Ägypter:

»Der Untergebrachte verlangte einen Tee.
Nachdem dieser ihm durch eine Sicherungs-
kraft gereicht wurde, ergriff der Unterge-
brachte den Becher, um diesen sofort der
Sicherungskraft ins Gesicht zu werfen. Of-
fensichtlich war es das Ziel, den Kollegen
zu verbrühen. Dem Werfen des Teebechers
folgte der Versuch, den Kollegen anzugrei-
fen. Im weiteren Verlauf zerstörte der
Untergebrachte den Fernseher und bewaff-
nete sich mit Scherben und drohte wieder-
holt damit, Kollegen umbringen zu wollen.
Nachdem Verstärkung angefordert wurde,
wurde der Untergebrachte mittels Schutz-
anzug und Schild im Haftraum zu Boden
gebracht und anschließend in den bgR
Haus 1 verbracht.«

Der bgR ist das letzte Mittel, um Häftlin-
gen beizukommen. Es sollte die Ausnahme
sein, dass Gefangene dort weggeschlossen
werden. In Büren ist es offenbar zur Regel
geworden. 

Die Haftanstalt in der Nähe von Pader-
born ist das größte Abschiebegefängnis
Deutschlands. Rund 140 Menschen sind
dort untergebracht. Es sind ausschließlich
Männer, die meisten sind zwischen 18 und
35 Jahre alt, sie kommen aus Algerien, Ma-
rokko und Syrien, aus Indien, Tadschi -
kistan und der Mongolei. 

Sie sind nicht in Haft, weil sie Straftaten
begangen haben. Sie sind in Büren, weil sie

in Deutschland kein Bleiberecht haben und
nicht freiwillig ausreisen. Sie haben sich
nicht an Aufenthaltsbestimmungen gehalten,
und die Behörden befürchten, dass sie vor
ihrer Abschiebung untertauchen könnten. 

Die Anstalt ist kein Gefängnis im klas-
sischen Sinn, keine JVA, sie trägt den Titel:
Unterbringungseinrichtung für Ausreise-
pflichtige, kurz UfA. Ein harmloser Name
für einen Ort, an dem Welten aufeinander-
prallen, an dem Hoffnungslosigkeit auf
deutsches Recht trifft. 

Für die Häftlinge ist die UfA die End-
station nach jahrelanger Flucht, in den Zel-
len platzen ihre Träume von einem besse-
ren Leben. Wer in Büren sitzt, hat nichts
mehr zu verlieren, und so verhalten sich
die meisten auch. Die Verzweiflung, die
Wut werden verwaltet von Bediensteten,
die mitfühlen, die sich aber an die Para-
grafen des Abschiebungshaftvollzugsgeset-
zes halten müssen. Und die es sich nicht
gefallen lassen dürfen, dass man sie mit
Glasscherben umbringen will. In Büren
hat es keine Seite leicht. 

Dem SPIEGEL liegen interne Berichte
vor, die ein düsteres Bild zeichnen: Mord-
drohungen, Randale, Selbstverstümme -
lungen und Angriffe auf das Personal sind
offenbar alltäglich. Die Schilderungen
stammen aus den vergangenen Monaten,
in denen in Büren besonders oft die Lage
eskalierte. Aus einem Bericht über den In-
haftierten O., einen Marokkaner: 

»Der Gefangene hatte in seinem Haftraum
lautstark randaliert. Nach dem Eintreffen
weiterer Bediensteter konnte durch das
 Beobachtungsfenster des Haftraums fest -
gestellt werden, dass der Untergebrachte
seinen gesamten Oberkörper mit Schnitt-
verletzungen unter Zuhilfenahme einer Ra-
sierklinge übersät hatte. Gesprächs- und
Deeskalationsversuche sind gescheitert.
Aufgrund des extrem aggressiven Verhal-
tens musste der Untergebrachte zeitweise
in den besonders gesicherten Raum ver-
bracht werden.«

In Deutschland gibt es zurzeit acht Ab-
schiebegefängnisse, in denen Platz für ins-

gesamt rund 400 Menschen ist. In Dres-
den und Darmstadt werden gerade neue
Haftanlagen gebaut, in Glückstadt ist ein
Abschiebegefängnis in Planung. Auch Bü-
ren soll wachsen und bald 175 Plätze bie-
ten. Kein anderes Bundesland schiebt so
viele Flüchtlinge ab wie Nordrhein-West-
falen, 2016 waren es 5121 Personen, 2017
schon 6308. 

In der Debatte über Zuwanderung sol-
len Einrichtungen wie die in Büren bewei-
sen, dass der Rechtsstaat bereit ist durch-
zugreifen. Die Frage ist nur: Welche Mittel
sind dafür angemessen? 

Die UfA liegt knapp zehn Kilometer
außerhalb der Stadt. Man kommt über
eine enge Straße zum Abschiebegefängnis,
das sich mitten in einem Waldgebiet be-
findet. Eine sechs Meter hohe Mauer be-
grenzt das Gelände.

Die Flüchtlinge leben in Einzelzellen,
die nachts verschlossen werden. In den
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»Mit Scherben
bewaffnet«

Asyl II Morddrohungen, Randale, Ausbrüche – in Büren, 

Deutschlands größter Abschiebehaftanstalt, eskaliert 

die Lage. Die Insassen sind verzweifelt, die Wärter frustriert.



Räumen gibt es ein Waschbecken, einen
Schrank, ein Bett und ein Fernsehgerät.
Vor den Fenstern sind Gitter angebracht.
In einem kleinen Einkaufsladen können
die Insassen Nutella und Cornflakes kau-
fen. Im Hof der UfA gibt es ein Beachvol-
leyballfeld und einen Bolzplatz. 

Die Ausländerbehörden oder die Polizei
stellen einen Antrag, wer vor seiner Ab-
schiebung in Haft soll. Die Gerichte ent-
scheiden darüber. Für den Betrieb der UfA
ist die Bezirksregierung Detmold zustän-
dig. Jeden Tag kommen neue Häftlinge an,
jeden Tag werden andere abgeholt und
zum Flughafen gebracht. Im Schnitt blei-
ben die Flüchtlinge einen Monat lang in
Büren, manche bis zu einem halben Jahr.

2014 entschied der Europäische Ge-
richtshof, dass sich Abschiebehaft vom Jus-
tizvollzug unterscheiden muss. In Büren
dürfen die Insassen deswegen Smart -
phones benutzen, im Internet surfen und

täglich Besuch empfangen. An ihrer Situ-
ation ändert das wenig. Wer in Abschiebe -
haft lebt, soll nicht resozialisiert werden.
Die Gefangenen haben keine Arbeit, sie
haben nichts zu tun, außer zu warten, bis
sie in ein Flugzeug steigen müssen, in das
sie nicht wollen. 

Ihre Not treibt die Häftlinge weit. In
den vergangenen Wochen flüchteten fünf
Insassen der UfA, einer brach sich dabei
den Fuß und wurde geschnappt, nach den
anderen wird gefahndet. 

Jemand aus dem UfA-Beirat, einem
Aufsichtsgremium der Haftanstalt, berich-
tet, wie ein Insasse einem Bediensteten
mit einem Faustschlag den Kiefer gebro-
chen habe. Ein anderer Häftling habe die
Wände seiner Zelle mit Kot vollgeschmiert,
ein dritter habe Besteck geschluckt, um so
seine Abschiebung zu verhindern. 

Die Schilderungen decken sich mit den
Berichten, die dem SPIEGEL vorliegen.

Darin ist auch von »ernst zu nehmenden
Suizidabsichten« unter den Inhaftierten
die Rede. Manche von ihnen müssen alle
15 Minuten kontrolliert werden, um sicher-
zugehen, dass sie sich nichts antun. Über
den Häftling S. aus Guinea: 

»Es zeichnen sich deutliche depressive Ver-
stimmungen ab, sodass eine Selbstverlet-
zung nicht ausgeschlossen werden kann.
Zudem äußerte er, einen Menschen in der
Bundesrepublik Deutschland töten zu wol-
len. Am 11.02.2018 wurde der Unterge-
brachte völlig apathisch und weinend auf
dem Fußboden seines Zimmers vorgefun-
den. Zudem schlug er mit dem Kopf zwei-
mal auf den Boden.«

Man kann Häftlinge in Büren zum Inter-
view treffen, allerdings nur solche, die von
der Anstaltsleitung ausgesucht wurden.
Die Braven also, die keine Schwierigkeiten
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Innenhof des Abschiebegefängnisses in Büren: Wer hier sitzt, hat nichts mehr zu verlieren



Deutschland

machen. Es ist ein Nachmittag im Frühjahr,
als Nazmul Hasan Khan das Büro der
 Sicherheitsleute betritt. Khan, 38, dunkle
Augen und Kinnbart, kommt aus Bangla-
desch, er ist seit Kurzem in Haft. 

In Dhaka habe er Sozialwissenschaften
studiert, erzählt Khan. Er habe sich bei
 einer islamischen Studentenorganisation
engagiert, gegen die die Regierung vorge-
gangen sei. Man habe ihn verfolgt, einige
seiner Freunde getötet. 

2012 floh er nach Deutschland. Er kam
mit dem Flugzeug nach Düsseldorf, mit
falschen Papieren, getarnt als Geschäfts-
mann. Seinem Schleuser habe er 19 000
Euro bezahlt, sagt Khan. In seinem Flücht-
lingsheim im Sauerland habe er sich ein-
sam gefühlt, arbeiten durfte er nicht. Er
hatte Stress mit der Ausländerbehörde.
Man habe auf seinem Handy ein Foto von
einem Mann mit langem Bart gefunden,
sagt Khan, deswegen sei er von der Polizei
verhört worden. »Es ist nicht leicht in die-
sen Tagen, Muslim zu sein«, sagt er.

Zur Wahrheit gehört aber auch: Khan
log die deutschen Behörden mehrmals an,
als sie nach seinen Fluchtgründen fragten.
Zuletzt sagte er, dass in Bangladesch ein
Strafverfahren gegen ihn laufe, aus seiner
Sicht zu Unrecht. Er machte falsche Anga-
ben zu seiner Identität, das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge, das Bamf, hielt
ihn für unglaubwürdig und lehnte seinen
Asylantrag ab. 2017 platzte ein Abschiebe -
termin, Khan war kurz vorher aus seinem
Heim geflohen, danach wurde er zur Fahn-
dung ausgeschrieben. 

Jetzt ist er in Büren. Die Tage hinter
den Mauern seien lang, sagt Khan, er bete
viel. Nachts werde er von Panikattacken
gequält. »Ich will nicht nach Bangladesch«,

sagt er, »auf mich wartet dort nichts außer
den Schlägern der Regierung.« Seine An-
wältin hat für ihn einen Folgeantrag beim
Bamf gestellt. Khan hofft noch. 

Nicolas Rinösl, der Chef der UfA, sagt:
»Manche Menschen hier fallen in ein Loch,
sie waren lange in Deutschland, sind hier
verwurzelt, für die ist das schlimm.«
 Rinösl, 41, sitzt in seinem Büro im Verwal-
tungstrakt, auf seinem Schreibtisch liegen
Gesetzbücher und Aktenordner. 

Hat er manchmal Mitleid mit den Ab-
schiebehäftlingen? Rinösl schüttelt den
Kopf. Es gebe zu jedem Insassen eine rich-
terliche Entscheidung, und er sei dafür zu-
ständig, dass sie umgesetzt werde. Er sei
da »ganz Verwaltungsmensch«. Bericht
über den Inhaftierten K., einen Ägypter: 

»Der Untergebrachte hatte versucht, sich
hinter seiner Matratze und seiner Decke zu
verstecken. Durch diese fehlende Beobach-
tungsmöglichkeit konnte nicht mehr über-
wacht werden, ob gegebenenfalls suizidale
Handlungen vorgenommen werden. Bei
der Forderung der Herausgabe der Decke
ereignete sich der Angriff auf die Bediens -
teten. Daraufhin musste zwischenzeitlich
eine Fesselung im bgR vorgenommen wer-
den. Die Fesselung wurde am frühen Mor-
gen wieder aufgehoben.«

Die Übergriffe auf Frauen in der Silvester-
nacht 2015 in Köln, der Terroranschlag
2016 auf dem Berliner Breitscheidplatz ha-
ben bei den Behörden zu einem Umden-
ken geführt. Die Abschiebungen in die
Maghrebstaaten haben zugenommen, die
meisten jungen Männer in Büren kommen
aus diesen Ländern. Noch vor wenigen
Jahren waren in der UfA nur rund 40 Per-

sonen untergebracht, es waren Familien
dort, es gab ein Spielzimmer für Kinder. 

Die Klientel in der UfA habe sich ver-
ändert, sagt Rinösl, das Gewaltpotenzial
unter den Häftlingen sei gestiegen. Inzwi-
schen hätten »mehr als die Hälfte der In-
sassen eine strafrechtliche Vorgeschichte«.
Es geht um Drogendelikte, Diebstahl oder
Schwarzfahren.

In Büren sitzen islamistische Gefährder,
aber auch Chinesen, die ohne Aufenthalts-
genehmigung im Keller eines Restaurants
Gemüse geschnippelt haben. Die einen sind
gefährlich, die anderen nicht, beide sind aber
in derselben Haftanstalt untergebracht. Das
ist einer der Gründe, warum es so kompli-
ziert ist, eine Einrichtung wie die in Büren
zu betreiben. Ein weiterer, glaubt Rinösl, sei
der laxe Umgang mit den Problemfällen. Das
Gesetz sei nicht darauf ausgelegt, dass man
auch schwere Jungs in der UfA habe, sagt er.
Grenzen aufzuzeigen, Strafen auszuspre-
chen, die nicht gleich wieder aufgehoben wer-
den müssen, das wünscht sich Rinösl. Doch
dafür fehle der rechtliche Rahmen. 

Es kommt häufig vor, dass Häftlinge
 ihren Abschiebeflug sabotieren, wenige
Stunden später stehen sie wieder in Büren.
Ein Beamter sagt: »Ein paar von denen
haben es dermaßen drauf, am Flughafen
Theater zu machen, wir müssen sie vier-
oder fünfmal nacheinander aufnehmen.«
Es fällt den Wärtern schwer, in solchen Mo-
menten die Nerven zu behalten. 

Manche aus dem Personal haben Angst
vor Übergriffen. »Einige Mitarbeiter sper-
ren sich während ihrer Schicht in ihr Büro
ein«, sagt jemand, der in Büren beschäftigt
ist. Andere haben offenbar zweifelhafte
Methoden entwickelt, die Konflikte mit
den Insassen zu lösen. 
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Lebensmittelladen in der UfA, Insasse Khan: »Es ist nicht leicht in diesen Tagen, Muslim zu sein«



Die Staatsanwaltschaft Paderborn er-
mittelt derzeit gegen die Vollzugsleiterin
der UfA. Gegen sie wurde Anzeige erstat-
tet, es geht um Körperverletzung und Miss-
handlung von Schutzbefohlenen. 

Ein Vollzugsbeamter schildert in einem
Bericht den Vorfall mit seiner Chefin: Ein
Häftling, der im bgR eingesperrt war, habe
sich geweigert, seine Medizin einzuneh-
men, schreibt der Beamte. Die Vollzugs-
leiterin habe ihn daraufhin angewiesen,
die Medikamente zu »verflüssigen« und
dem Insassen »unter das Essen« zu mi-
schen, damit dieser »endlich mal zur
Ruhe« komme. Der Beamte habe das für
unrechtmäßig gehalten, doch seine Chefin
blieb offenbar hart. An mehreren Tagen
soll sie angeordnet haben, dem Häftling
die Medizin heimlich zu verabreichen. 

Frank Gockel ist Sprecher des Vereins
»Hilfe für Menschen in Abschiebehaft Bü-
ren«, die Organisation besucht regelmäßig
die Häftlinge und vermittelt ihnen Rechts-
anwälte. »Mehrere Gefangene«, erzählt
Gockel, »haben uns berichtet, dass sie das
Gefühl hätten, dass man ihnen etwas ins
Essen mischt.« 

Die Bezirksregierung Detmold teilt mit,
das Personal habe zu keinem Zeitpunkt
das Essen der Untergebrachten mit Medi-
kamenten versetzt. UfA-Leiter Rinösl sagt,
man habe die Anschuldigungen gegen die
Vollzugsleiterin geprüft, sie hätten sich
»nicht bestätigt«. 

Ein Vollzugsbeamter, der einst in Büren
tätig war, sagt aber: »Egal aus welchem
Grund ein Häftling im bgR ist, er hat im-
mer noch Rechte.« Manche aus dem Per-
sonal müssten »daran erinnert« werden.

In der UfA arbeiten im Vollzug 50 Be-
amte und Regierungsbeschäftigte, dazu
kommen noch 60 Mitarbeiter eines priva-
ten Sicherheitsdienstes. Viele seien »grob
und respektlos«, sagt Nazmul Hasan Khan
aus Bangladesch. Ein paar Wochen nach
dem Gespräch mit ihm in Büren schickt er
eine E-Mail. Er sei krank geworden, er-
zählt er, habe Fieber und Nasenbluten be-
kommen. Er habe um einen Termin beim
Anstaltsarzt gebeten, die Wärter hätten
ihn fast 24 Stunden warten lassen, bevor
er zum Doktor durfte.

Die Bezirksregierung Detmold will sich
zu diesem Fall nicht äußern, teilt aber mit,
dass Untergebrachte »so schnell wie mög-
lich« einen Termin beim Arzt bekämen. 

Doch immer öfter haben zuletzt Berich-
te über fragwürdige Praktiken die Ge -
fängnismauern verlassen. Als Folge davon
tauchten im Januar in Büren vier Mit -
arbeiter der Nationalen Stelle zur Ver -
hütung von Folter auf, einer unabhängigen
Einrichtung, die möglichen Misshand -
lungen in Gefängnissen oder Psychiatrien
nachgeht. 

Jemand aus der Delegation sagt, einige
Häftlinge wüssten nicht, warum sie in Bü-

ren seien, sie würden die rechtlichen Zu-
sammenhänge nicht verstehen. Die Kon-
trolleure kritisieren, dass Gefangene in
den bgR beim Toilettengang unverpixelt
gefilmt werden. Eine Überwachung, die
laut Anti-Folter-Stelle selbst in Justizvoll-
zugsanstalten nicht gemacht wird. 

Die Bezirksregierung teilt mit, man prü-
fe technische Möglichkeiten, mit denen die
»Privatsphäre der Untergebrachten stärker
geschützt« werden könne. Bezüglich der
Aufklärung der Häftlinge heißt es, dass 
in Büren »Personal mit umfangreichen
Fremdsprachenkenntnissen« beschäftigt
sei, das für Erläuterungen bereitstehe. 

Die Landesregierung in Düsseldorf 
hat in diesen Tagen beschlossen, das Ge-
setz zur Abschiebehaft zu verschärfen.
Dem Personal in Büren soll es künftig
möglich sein, gefährliche Häftlinge härter
zu  bestrafen: Wer Ärger macht, soll län-
ger  eingeschlossen werden, kein Handy, 
kein Internet, keine Besuche mehr be-
kommen. 

Aus dem Flüchtlingsministerium heißt
es, man könne die Abschiebehaft nicht mit
Sozialpädagogen betreiben. Die Häftlinge
würden den Beamten auf der Nase herum-
tanzen, damit müsse Schluss sein. 

Vereinssprecher Gockel sieht es anders:
»Viele der Flüchtlinge stammen aus Kriegs-
gebieten, sie kamen übers Mittelmeer,
 haben dabei Freunde oder Angehörige
sterben sehen. Die sind psychisch so krank,
dass sie nicht in Büren sein sollten, son-
dern in einer Psychiatrie.«

Wer hat recht? Was ist der richtige Um-
gang mit den Menschen, die Deutschland
verlassen müssen? Die Bezirksregierung
hat für die UfA eine Stelle für einen
Psychologen ausgeschrieben. Und trotz-
dem, so etwas wie eine humane Abschie-
behaft gibt es wohl nicht.

Anfang April meldet sich Nazmul Ha-
san Khan noch mal. Die Haftzeit, die das
Gericht für ihn festgelegt hat, laufe in zwei
Tagen ab, schreibt er in einer E-Mail.
 Einen Flug nach Bangladesch hätten die
Behörden noch nicht organisiert. Vielleicht
komme er bald frei. Er setzt einen Smiley
ans Ende seiner Zeilen. 

Drei Tage später kommt die nächste  
E-Mail von ihm: »Ich bin in Dhaka, sie ha-
ben mich doch noch abgeschoben.«
Nachts um halb drei haben sie ihn in Büren
geweckt, morgens um halb elf startete das
Flugzeug in Düsseldorf. 

In Büren ist wieder eine Zelle frei.
Lukas Eberle

Mail: lukas.eberle@spiegel.de
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SPIEGEL: Herr Spahn, wie fühlt man 
sich als größter Provokateur der neuen
Bundesregierung?
Spahn: So sehe ich mich nicht. Ich mache
meine Arbeit als Gesundheitsminister. Ich
will Probleme lösen, deshalb diskutiere
ich. Das ist keine Provokation, sondern
eine Selbstverständlichkeit.
SPIEGEL: In Ihren ersten Amtstagen sind
Sie mit Einlassungen zu Hartz IV und dem
Islam aufgefallen. Jetzt präsentieren Sie
gleich in Ihrem ersten Gesetzentwurf
 Vorschläge, die in der Koalition nicht
 abgesprochen sind. Und da soll die SPD
sich nicht provoziert fühlen? 
Spahn: Diskutieren gehört zur Demokra-
tie genau wie das Ringen um die richtige
Lösung. Wenn es ein objektives Problem
gibt, muss man darüber debattieren. Auch
wenn es nicht im Koalitionsvertrag steht.
SPIEGEL: Sie wollen die gesetz-
lichen Kassen zwingen, ihren Bei-
tragssatz zu senken, wenn sie ge-
wisse Reserven angespart haben.
Dagegen sperrt sich die SPD. Wo
liegt das Problem, wenn eine Kran-
kenkasse Überschüsse macht?
Spahn: Dass Krankenkassen Fi-
nanzreserven haben, ist kein Pro-
blem, sondern gewollt. Gesetzlich
vorgeschrieben sind dafür aller-
dings Grenzen. Einige Kranken-
kassen halten sich aber nicht daran
und horten übermäßig Rücklagen.
Das kann ich als Gesundheits -
minister nicht akzeptieren. Schon
aus Prinzip nicht. Denn es ist  
das Geld der Beitragszahler und
nicht das der Krankenkassen. Und
wenn Gesetze nicht eingehalten
werden, müssen wir darüber nach-
denken, wie wir dem Recht wieder
Geltung verschaffen. 
SPIEGEL: Die SPD und sogar der
von Ihnen ins Amt geholte Pflege-
bevollmächtigte der Bundesregie-
rung fänden es aber klüger, nicht
etwa die Zusatzbeiträge zu senken,
sondern das Geld für wichtigere
Projekte einzusetzen – vor allem
für die Pflege. 
Spahn: Ich diskutiere gern, aber
so einfach ist es nicht. Aus den ho-
hen Rücklagen einzelner Kassen
können wir keine Pflegeprogram-

me finanzieren. Dafür müsste man die all-
gemeinen Reserven der Krankenversiche-
rung einsetzen, die im Gesundheitsfonds
liegen. Daher bin ich sicher: Für Verbesse-
rungen bei der Pflege findet sich das nötige
Geld, auch wenn einzelne Kassen ihre
 Zusatzbeiträge senken. 
SPIEGEL: Kaum ein Thema bewegt die
Menschen mehr als der Pflegenotstand
und die Sorge, in Kliniken oder Altershei-
men nicht mehr gut betreut zu werden,
weil die Fachkräfte chronisch überlastet
sind. Ein Armutszeugnis für die Gesund-
heitspolitik. 
Spahn: Es gibt große Probleme in der Pfle-
ge – unbestritten. In Kliniken und Heimen
hat es in den vergangenen Jahren eine
wahnsinnige Verdichtung der Arbeit gege-
ben. Viele Pflegekräfte berichten mir, dass
sie zu oft ihrem eigenen Anspruch nicht

mehr gerecht werden können, weil sie keine
Zeit für die Patienten und Pflegebedürfti-
gen haben. In der letzten Legislaturperiode
hat mein Amtsvorgänger Hermann Gröhe
viel für die Pflegebedürftigen zu Hause und
deren Angehörige getan. Jetzt geht es aber
darum, die Pflegekräfte in Kliniken und
Heimen zu unterstützen. Hier beobachte
ich eine gefährliche Vertrauenskrise. Viele
Pflegende glauben nicht daran, dass wir
 Politiker wissen, was los ist, und dass wir
die Kraft haben, etwas zu ändern.
SPIEGEL: Was wollen Sie gegen diese Ver-
trauenskrise unternehmen?
Spahn: Ich will die fatale Spirale durch-
brechen, die es in der Pflege derzeit gibt:
Die Belastung steigt, Kollegen steigen frus-
triert oder krank aus dem Beruf aus, die
Belastung steigt noch weiter. Wir können
den Pflegeberuf nur attraktiver machen,

indem wir mehr Stellen schaffen
und besetzen. Nur so können wir
Pflegekräfte bewegen, wieder in
den Beruf zurückzukehren oder
von Teilzeit auf Vollzeit zu wech-
seln. Ich arbeite an einem Gesamt-
paket, um Pflege wieder attrakti-
ver zu machen. 
SPIEGEL: Die Politik hat die Mise-
re in den Kliniken doch mitver-
schuldet. Weil jeder Krankenhaus-
fall heute mit einer Pauschale be-
zahlt wird, können die Kliniken
mehr Gewinn machen, wenn sie
möglichst wenig Pflegepersonal
einsetzen.
Spahn: Genau das werden wir
 ändern. Allerdings ist das kompli-
ziert und kann dauern. Ich will da-
her für die Übergangsphase schon
jetzt ein Sofortprogramm starten:
Jede neue Pflegestelle, die Kran-
kenhäuser einrichten und beset-
zen, werden die Krankenkassen
künftig komplett bezahlen. Damit
nehmen wir den Kliniken die Sor-
ge, dass sie mehr Pflege zu viel
kostet. 
SPIEGEL: Schon heute zählen die
Kliniken mehr als 10 000 unbe-
setzte Pflegestellen. Woher sollen
sie die Bewerber nehmen? 
Spahn: Es geht um einen ersten
Schritt. Je mehr Stellen besetzt
werden, desto mehr sinkt die Be-
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»Keine Pflegeversicherung der Welt
kann eine Familie ersetzen« 

Sozialstaat Gesundheitsminister Jens Spahn, 37 (CDU), über seine persönliche Freiheit, vom Koalitions -
vertrag abzuweichen, den Pflegenotstand – und darüber, was er tut, wenn seine Eltern alt werden
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Unionspolitiker Spahn: »Gefährliche Vertrauenskrise«



lastung, desto höher wird die Attraktivität
des Pflegeberufs. Ich will neues Personal
gewinnen und Pflegekräfte, die aus Ent-
täuschung ausgestiegen sind, zurückgewin-
nen. Wenn es am Ende mehr als 10 000
neue Pflegekräfte würden, wäre mir das
auch recht. Es gibt Kliniken, die sind sehr
gut besetzt. Und es gibt andere, die haben
handfeste Personalprobleme. 
SPIEGEL: Warum gibt es dann noch keine
festen Standards für die Personalausstat-
tung in allen Klinikabteilungen?
Spahn: Die führen wir doch gerade ein.
Wir haben die Krankenhäuser und Kran-
kenkassen beauftragt, für sensible Berei-
che in Kliniken, wie zum Beispiel für
 kardiologische Abteilungen, Vorschläge 
für Personaluntergrenzen auszuhandeln.
Wenn sie das nicht schaffen, muss der Ge-
setzgeber selbst Standards vorgeben. Ich
wünsche mir ein Regelwerk, das Sanktio-
nen vorsieht, wenn Untergrenzen fort -
gesetzt nicht eingehalten werden. Vor
 allem muss es aber einfach handhabbar
sein und darf nicht zu Frust durch büro-
kratische Detailverliebtheit führen.
SPIEGEL: In den Altenheimen ist der Per-
sonalmangel noch dramatischer als in den
Kliniken. Die Bundesagentur für Arbeit
zählt derzeit fast 23 000 unbesetzte Stel-
len. Der Koalitionsvertrag verspricht in ei-
nem Sofortprogramm aber nur 8000 zu-
sätzliche Jobs. Das ist ein Tropfen auf dem
heißen Stein.
Spahn: Das Besondere ist ja, dass wir die-
se neuen Stellen komplett aus der Sozial-
versicherung bezahlen, auf die Heim -
bewohner kommen damit keine höheren
Kosten zu. Aber ich muss zugeben, dass
ich bis heute nicht nachvollziehen kann,
woher die Zahl 8000 aus den Koalitions-
verhandlungen kommt. Sie kann nur ein
erster Schritt sein. Mein Ziel ist, dass in
 jeder der 13 000 stationären Altenpflege -
einrichtungen in Deutschland zusätzliches
Personal ankommt. Das muss im Pflege-
Sofortprogramm geregelt werden. Dazu
will ich im Mai einen Entwurf vorlegen,
den das Kabinett noch vor der Sommer-
pause beschließen könnte. Wir haben in
der Pflege nicht mehr viel Zeit.
SPIEGEL: Das heißt, Sie fordern erneut
mehr, als im Koalitionsvertrag steht.
Spahn: Ich bin jetzt seit fünf Wochen im
Amt. Und aus den Gesprächen dieser Zeit
weiß ich, dass in der Pflege ein ganzer Be-
rufsstand in der Krise steckt. Wir müssen
gegensteuern. Entschieden und schnell. So
will es auch der Koalitionsvertrag.
SPIEGEL: Mal ehrlich. Kann man die Pro-
bleme lösen, ohne irgendwann über höhe-
re Pflegebeiträge nachzudenken? 
Spahn: Derzeit läuft die Konjunktur gut,
aber das wird nicht immer so weitergehen.
Und die Ausgaben steigen jährlich. Also
werden wir in der Pflege schauen müssen,
wie lange wir mit dem Geld hinkommen. 

SPIEGEL: Kann man den Menschen über-
haupt die Angst vor einem Alter im Pflege -
heim nehmen?
Spahn: Die größte Arbeit in der Pflege
wird noch immer von den Angehörigen
zu Hause geleistet. Um diese zu entlas ten,
haben wir in der letzten Legislaturperiode
schon viel unternommen. Politik kann
und muss in schwieriger Lage helfen, 
aber sie kann nicht Unmögliches leisten
und Schicksalsschläge ungeschehen ma-
chen. Und zur Wahrheit gehört auch, dass
es  Situationen gibt, in denen die Pflege
zu Hause im Sinne aller Beteiligten ein-
fach nicht mehr funktioniert. Die Gesell-
schaft muss lernen, auch das zu akzep -
tieren.  Es geht nicht darum, jemanden
wegzu geben. Gerade für Schwerstdemen-
te kann eine Betreuung im Heim im
 Einzelfall  sogar besser sein. Doch die
Entschei  dung für ein Pflegeheim wird oft
mit einem vorschnellen moralischen Ur-
teil versehen.
SPIEGEL: Sie selbst haben in einer Talk -
show gesagt, dass Sie Ihren Beruf nicht
 aufgeben würden, um Ihre Eltern zu
 pflegen. 
Spahn: Ja. Aber das heißt ja nicht, dass
ich dann nicht für meine Eltern da sein
würde. Natürlich will ich so oft wie mög-
lich bei ihnen sein und helfen – so wie sie
mich immer unterstützt haben. Aber ich
kann mir nicht vorstellen, meinen Beruf
aufzugeben. Nach der Talkshow habe ich
sehr viele Reaktionen bekommen. Zu-
nächst die erwartbare Empörung. Aber
dann gab es auch viele nachdenkliche
Rückmeldungen von Menschen, die mir
geschrieben haben, dass sie am Frühstücks -
tisch jetzt zum ersten Mal mit der Familie
über die Pflege und ihre Erwartungen ge-
sprochen haben. Und das ist gut.
SPIEGEL: Und was haben Ihre Eltern ge-
sagt?
Spahn: Die waren nicht überrascht. Ich
habe zwei Geschwister, meine Eltern er-
warten von keinem von uns, den Rest des
Lebens für sie aufzugeben. Wir haben
über das Thema schon früher gesprochen. 
SPIEGEL: Es gibt immer mehr Familien
wie Ihre, in denen die Kinder weit entfernt
von den alternden Eltern wohnen. Was
heißt das für die Pflegepolitik? 
Spahn: Das können wir nur teilweise aus-
gleichen. Die gesetzlichen Pflegekassen
bieten professionelle Betreuungsdienste
und Entlastungsangebote, es gibt die am-
bulanten Pflegedienste, die Tagespflege
oder die stationären Heime. Aber keine
Pflegeversicherung der Welt kann eine
 Familie ersetzen. Der größte Kampf, den
diese Gesellschaft einmal wird führen müs-
sen, ist der gegen die Einsamkeit. Nicht
nur, aber vor allem im Alter. 

Interview: Michael Sauga, 
Cornelia Schmergal 
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A
m 416. Verhandlungstag nimmt
Susann E. im NSU-Prozess end-
lich dort Platz, wo viele sie seit
Langem gern sähen: auf der An-

klagebank. 
Wenige Wochen zuvor hatte sie einen

Zettel von der Zuschauertribüne hinunter-
segeln lassen. Sie wolle als Beistand ne-
ben ihrem Mann sitzen dürfen, bean -
tragte sie darauf beim Gericht. Neben
 André E., einem der wichtigsten mut -
maßlichen Unterstützer des Terrornetz-
werks »National sozialistischer Unter-
grund« (NSU).

Das Ehepaar sieht sich nur noch selten.
Seit André E. im September im Saal A 101
des Münchner Oberlandesgerichts überra-
schend festgenommen wurde, treffen sich
beide nur noch alle 14 Tage im Gefängnis
Stadelheim. 

Entsprechend groß ist die Wieder -
sehensfreude im Gericht. Die beiden sind
sich der Aufmerksamkeit im Saal bewusst,

sie strahlen demonstrativ. Sie küssen sich
kurz, umarmen sich lange, küssen sich er-
neut. Sie streichelt seinen Nacken, er ihren
Oberschenkel.

Susann E., 36, war eine enge Freundin
von Beate Zschäpe, der Hauptangeklagten.
Deren Anwälte begannen in dieser Woche
mit ihren Plädoyers. Es geht darum, wel-
che Verantwortung Zschäpe für die Mord-
serie ihrer Gefährten Uwe Böhnhardt und
Uwe Mundlos trägt. 

Susann E. steht bis heute in Zschäpes
Schatten. Sie gilt als Nebenfigur, ohne Ge-
waltpotenzial, ohne Insiderwissen.

Doch der 416. Verhandlungstag ist für
E. eine Art Probesitzen. Sie weiß, dass
auch sie Angeklagte in diesem Verfahren
sein könnte. Die Bundesanwaltschaft er-
mittelt seit Jahren gegen sie. Der Vorwurf:
Unterstützung einer terroristischen Verei-
nigung. Allerdings: Einen »hinreichenden
Tatverdacht« konnten die Bundesanwälte
bisher nicht erkennen.

Aber war E. wirklich nur die ahnungs-
lose Gattin, die desinteressierte Hausfrau,
eine nette Freundin, die Zschäpe jahrelang
besuchte, um ihr ein bisschen Gesellschaft
zu leisten? 

Oder war sie verlässliche Komplizin,
eine Frau, die dem NSU-Trio im Unter-
grund half und so dessen Verbrechen mög-
lich machte?

Tatsache ist: Gemeinsam mit ihrem
Mann André hielt E. in den fast 14 Jahren,
in denen Zschäpe, Böhnhardt und Mund-
los in Verstecken lebten, Kontakt zu den
dreien. So eng wie niemand sonst.

Susann und André E. sind ein auffälliges
Paar, nicht nur wegen der Tattoos, die bei-
de tragen. Susann E. ist schmal und groß,
ihr Mann untersetzt und kräftig. 

Seit Juni 2005 sind sie verheiratet, und
es ist offensichtlich, dass beide von Anfang
an eine rechtsextremistische Gesinnung
teilten. Das zeigte sich sogar im Schlafzim-
mer, wie später Durchsuchungen ergaben:
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Beste Freundin
NSU André und Susann E. gelten als engste Vertraute der mutmaßlichen Rechtsterroristen.

Er ist im Prozess vor dem Münchner OLG angeklagt. Sie nicht. Warum?

Ehepaar André, Susann E.: »Germanische Bräuche«



Ermittler fanden dort eine Büchse mit der
Aufschrift »Nationale Sozialisten Zwi-
ckau« und »spendet für Propaganda und
Schulung«. 

Im Wohnzimmer hing ein mit Bleistift
gezeichnetes, gerahmtes Porträt der bei-
den verstorbenen Freunde Uwe Böhn-
hardt und Uwe Mundlos, gleich über dem
Fernseher zwischen Fotos der Kinder von
Susann und André E. In Sütterlin steht un-
ter dem Bild der beiden Toten: »Unver-
gessen«.

Auf dem Familiencomputer stießen die
Fahnder auf Entwürfe für Weihnachtskar-
ten – verziert mit Hakenkreuzen. Zudem
fanden sie Ordner mit den Namen »Hit-
lersbilder« und »Nazibilder«. Darunter
die Einladung zu einer völkischen Vor-
tragsveranstaltung über »Artengemein-
schaften und germanische Bräuche« mit
anschließendem »völkischen Tanz« und
alten »HJ-Liedern, wie es sich für Natio-
nalsozialisten gehört«.

André E. war nach Ansicht der Bundes-
anwaltschaft ein Mitwisser, der über die
Taten des NSU informiert war und Wohn-
mobile mietete, mit denen Böhnhardt und
Mundlos zwei Banküberfälle in Chemnitz
und den ersten von zwei Sprengstoffan-
schlägen in Köln verübten. Ein Komplize,
der für die untergetauchten Freunde Bahn-
cards beschaffte, konspirative Wohnungen
organisierte, seine Personalien zur Verfü-
gung stellte. 

Und seine Ehefrau? Ihr Name
war einer von mindestens elf, die
Zschäpe als Alias benutzte. Unter
Susann E.s Namen hat das Trio 
ab Sommer 2008 jedes Jahr den
Stellplatz  »M86« auf dem Cam-
pingplatz »Wulfener Hals« auf
 Fehmarn gemietet sowie Bahn-
cards bestellt. 

Im Leben von Beate Zschäpe
spielte das Ehepaar E. eine beson-
dere Rolle, Susann E. war offenbar
ihre engste Freundin. Fast jeden
Donnerstag soll E. die unterge-
tauchte NSU-Frau in der Frühlings-
straße in Zwickau besucht haben,
oft gemeinsam mit ihren beiden
Söhnen. Zu Aufführungen ihrer
Kinder nahm »Sus«, wie sie sich
im Freundeskreis nennen lässt,
Zschäpe mit. 

Zahlreiche Details zeigen, wie
vertraut die beiden Frauen mit -
einander umgingen. In der Zusam -
menschau fällt es schwer, sich vor-
zustellen, dass E. in all den Jahren
nichts bemerkt hat.

Es gibt Zeitungsfotos, die Su-
sann E. mit einer Videokamera in
der Hand auf einem Volksfest in
Zwickau zeigen, daneben Zschäpe
mit Sonnenbrille. Eine andere
 Aufnahme bildet einen Cocktail-

abend mehrerer Frauen im März 2010 ab.
Zschäpe habe sich an diesem Abend als
»Liesl« ausgegeben, erinnert sich eine
Freundin, die dabei war.

In der Wohnung des untergetauchten
Trios hingen Bilder der Familie E. Ein Foto
zeigte Zschäpe mit Susann E. im Arm.
Auch SMS-Nachrichten des Ehepaars E.
belegen, wie eng die Bande waren: wie oft
sie das Trio herumchauffierten, sich aus-
tauschten, gemeinsam zu Abend aßen.

Die Ermittler sind überzeugt: Susann E.
musste wissen, dass das Trio einerseits
über keine legalen Einnahmequellen ver-
fügte, andererseits keine Geldprobleme
hatte. 

Ein Vorfall aus dem Januar 2007 legt
nahe, dass die Personalien der E.s den drei
Freunden die Existenz im Untergrund ret-
teten. Ohne Susann und André E. hätte
die Terrorzelle damals  auffliegen können.
In einem Mehrfamilienhaus in der Zwi-
ckauer Polenzstraße gab es einen Wasser-
schaden. Die Untergetauchten wohnten
im Erdgeschoss. Die Polizei vermutete,
dass in diesem Zusammenhang aus einer
Wohnung etwas gestohlen worden war.
Am 9. Januar klingelte ein Beamter, Beate
Zschäpe öffnete – und gab sich als Susann
E. aus. Sie solle auf dem örtlichen Polizei-
revier erscheinen, sagte der Beamte.

Es muss ein Schock für Zschäpe gewe-
sen sein. Sie lief Gefahr, dass ihre wahre
Identität bekannt würde. Zwei Tage später

kam André E. mit seiner Frau Susann ins
Revier und machte eine Aussage zum Was-
serschaden. Heute sind sich die Ermittler
sicher: Es war Zschäpe, die sich als E.s Ehe-
frau ausgab. Was der Polizist damals über-
sah: Der vorgelegte Ausweis enthielt zwar
den Namen Susann E., doch weder die
Ausweisnummer noch das Geburtsdatum
stimmten, auch die Unterschrift passte
nicht. 

Für eine innige Vertrautheit spricht auch
Zschäpes Verhalten, nachdem sie vom Tod
ihrer Verbündeten Mundlos und Böhn-
hardt in einem Wohnmobil in Eisenach
 erfahren und ihr geheimes Versteck in der
Frühlingsstraße angezündet hatte. 

Zschäpe rief an jenem 4. November
2011 als Erstes André E. an, viermal von
15.19 bis 15.34 Uhr; die längste Ver -
bindung dauerte eine Minute und 27 Se-
kunden. Um 15.30 Uhr schrieb André E.
eine SMS an seine Frau. Deren Inhalt ist
unbekannt, entgegen ihrer Gewohnheit
löschten beide diese Nachricht von ihren
Handys.

André E. soll Zschäpe dann aufgelesen
und herumgefahren, seine Frau soll ihr
Kleidung zur Verfügung gestellt haben.
Noch in der Nacht wurden aus einer Tele-
fonzelle am Bahnhof in Glauchau von 2.57
bis 3.45 Uhr fünfmal Anschlüsse von An-
dré und Susann E. angewählt – vermutlich
von Zschäpe, die auf der Flucht war. Die
längste Verbindung dauerte 18 Sekunden,

ob ein Gespräch zustande kam, ist
ungeklärt. Für die Ermittler ist es
jedoch ein Indiz für die intensive
Verbindung zwischen den Terroris-
ten im Verborgenen und der Fami-
lie im realen Leben.

Das Trio hatte im Untergrund
oft öffentliche Fernsprecher ge-
nutzt. Auch Mundlos’ und Böhn-
hardts Eltern rief Zschäpe aus Te-
lefonzellen an, um ihnen mitzu -
teilen, dass die beiden nicht mehr
am Leben seien.

Beate Zschäpe stellte sich am 
8. November 2011 in Jena der
 Polizei. Was sie damals trug, liegt
heute in der Asservatenkammer.
Beweisstück 5.1, eine braune Tchi-
bo-Jacke, Größe 36/38, mit beige-
farbenem Futter, stammt von
 Susann E. Ein weiteres Indiz, dass
sie Zschäpe auf der Flucht gehol -
fen hat.

Das spektakuläre Ende des NSU,
der Tod der beiden Männer im
Wohnmobil, Zschäpes Festnahme,
all das machte damals bundesweit
Schlagzeilen. Für Politik und Gesell-
schaft war es ein Schock, dass
rechtsextreme Terroristen jahrelang
unerkannt im Untergrund leben
konnten, dass  neun Migranten und
eine Polizistin sterben muss ten –
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und die Behörden den mutmaßlichen Tä-
tern nicht auf die Spur gekommen waren.

Susann und André E. konnten damals
noch einige Tage unbehelligt weiterleben.
Doch dann schlug die Polizei zu.  

Die Spezialeinheit GSG9 hatte André
E. am 24. November 2011 um 6.29 Uhr im
brandenburgischen Mühlenfließ nahe Pots-
dam auf dem Gehöft seines Zwillingsbru-
ders Maik überrascht, festgenommen und
nach Karlsruhe zum Generalbundesanwalt
geflogen. André E. hatte sich mit seinen
beiden Söhnen dorthin zurückgezogen,
unter dem Sofa, auf dem er schlief, lagen
3835 Euro in bar, darunter 267 Fünf-Euro-
Noten. Typisch für Wechselgeld in Spar-
kassen, untypisch für einen Privathaushalt.

Am selben Morgen um 6.30 Uhr stürm-
te ein Großaufgebot von Polizeibeamten
das Zuhause der Familie E. in Zwickau und
erwischte Susann E. mit ihrem mutmaß-
lichen Liebhaber, dem Gesinnungsgenos-
sen Patrick G., auf dem Sofa im Wohnzim-
mer. »Eine Durchsuchung der Personen
war aufgrund der Antreffsituation nicht
erforderlich. Frau E. und Herrn G. wurde
ermöglicht, sich anzuziehen«, heißt es im
Ermittlungsbericht. Bei der Vernehmung
auf dem Revier zwei Monate später beton-
te Susann E., dass der Einsatz »übertrie-
ben« gewesen sei. »Sie hätten auch klin-
geln können, ich hätte Ihnen geöffnet.«

Zehn Stunden lang durchsuchten die Er-
mittler damals die Wohnung der Familie

E. und ihr gepachtetes Grundstück im
Kleingartenverein »Heimattreue«. An-
schließend ließ sich Susann E. von Patrick
G. nach Brandenburg zu ihrem Schwager
fahren, um ihre Kinder abzuholen.

Ermittler, Nebenkläger und Prozess -
beobachter glauben zu wissen, warum das
Ehepaar die untergetauchten Terroristen
schützte und unterstützte. Zahlreiche De-
tails deuten darauf hin, dass es nicht allein
Freundschaft gewesen sein kann, sondern
auch die gemeinsame rechtsextremistische
Überzeugung.

Die menschenverachtende Gesinnung
von André E. ist bekannt. Er ließ sich
 rassistische, verfassungsfeindliche State-
ments in die Haut stechen, sie reichen vom
Schriftzug »Blut und Ehre«, dem Motto
der Hitlerjugend, bis zu einem SS-Toten-
kopf und den Initialen »AH«, mutmaß lich
für Adolf Hitler, umrahmt von einem
 Lorbeerkranz. 

Susann E. lernte den Beruf der Haus-
wirtschafterin, übte ihn aber nie aus. Eine
zweite Ausbildung als Fleischfachver -
käuferin in einer Supermarktkette brach
sie wegen Schwierigkeiten mit ihrem Vor-

gesetzten ab. Sie jobbte in einem Fitness-
studio und bezog danach Arbeitslosen -
geld II.

Sympathie für die Welt der Rechtsex-
tremen hegt sie offenbar seit vielen Jahren.
Schon als Teenager hörte sie die Musik
und las Bücher und Zeitschriften, die Neo -
nazis mögen. Sie trug einen »Reenie«-
Haarschnitt mit langem Pony und ansons -
ten rasiertem Kopf, wie es unter braunen
Skinhead-Mädchen üblich ist. 

Später, in den Jahren 2003 und 2004,
nahm sie an Veranstaltungen der »Germa-
nischen Glaubensgemeinschaft wesensge-
mäßer Lebensgestaltung e. V.« teil. Auch
André E. und dessen Zwillingsbruder
Maik, eine schillernde Figur der ost -
deutschen Neonazi-Szene, besuchten die
Treffen des völkischen Vereins. Bei einer
anderen Gelegenheit war sie in eine
 Schlägerei von Neonazis verwickelt, die
das Lokal »Big Twin« in Zwickau ge-
stürmt hatten. 

Und heute? Vor Gericht erscheint Su-
sann E. in gestreifter oder gepunkteter Blu-
se, mit Brille und rosafarbener Brosche,
statt Reenie-Frisur trägt sie die dunklen
Haare offen, die Nägel sind lackiert. Von
ihren großflächigen Tätowierungen, ver-
teilt über den gesamten Körper, sieht man
nur die auf beiden Handrücken. 

Komplett verbürgerlicht hat sich das frü-
here Skin-Girl aber nicht. Ins Oberlandes-
gericht lässt sich Susann E. meist von Karl-
Heinz S. begleiten, einem bekannten
Münchner Neonazi, einst Führungs figur
der »Kameradschaft Süd«. Er wurde
wegen Mitgliedschaft in einer rechts -
terroristischen Vereinigung verurteilt, da-
mals ging es um einen geplanten Spreng-
stoffanschlag auf die Münchner Synagoge
2003.

Beate Zschäpe hat unterdessen vor
 Gericht versucht, ihre alte Weggefährtin
so gut es geht zu schonen: »Susann E. war
ab 2006 für mich eine gute Freundin. Ich
verbrachte gerne Zeit mit ihr und ihren
Kindern. Persönliche Themen über unser
Zusammenleben oder Dinge, die mich
 belasteten, wurden von mir nie ange -
sprochen.«

Eine eher oberflächliche Frauenfreund-
schaft, so wollen beide ihre Beziehung ver-
standen wissen. In einer SMS-Nachricht
schrieb Susann E. 2010 – sie hatte damals
gerade eine Krise mit ihrem Ehemann 
André überwunden – über ihren jüngsten
Kontakt zu »Liese« alias Beate Zschäpe.
»Liese hat eben angerufen und ich hab  
ihr gesagt, dass das Traumpaar E. wieder
vereint ist, ey, die hat mir einen Tinitus
verpasst, die hat geschrien vor Freude
 total…«

Wie beste Freundinnen eben reden. Als
hätte es die Verbrechen des NSU nie
 gegeben. Maik Baumgärtner, Julia Jüttner
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Volksfestbesucherinnen Susann E., Zschäpe 2011: »Ich verbrachte gerne Zeit mit ihr«

Ohne Susann 
und André E. hätte 
die Terrorzelle 
auffliegen können.
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E
s gibt nicht viele Schulstatistiken,
in denen Bremen vorn liegt. Bei
der Inklusion aber lässt der Stadt -

staat den Rest der Republik hinter 
sich. Über 80 Prozent der Schüler, die
besonderer Hilfe bedürfen, lernen 
hier gemeinsam mit allen anderen Kin-
dern. Geht es nach Bildungssenatorin 
Claudia Bogedan (SPD), werden es
bald noch mehr.

Bremen ist allerdings auch das erste
Bundesland, in dem eine Schule das
 Ministerium wegen solcher Ansagen
verklagt. Ein Gymnasium soll fünf Kin-
der mit Behinderungen aufnehmen,
 dagegen zieht die Schulleiterin vor das
Verwaltungsgericht. Sie beruft sich auf
das Bremische Schulgesetz: »Der Unter-
richt im Gymnasium berücksichtigt die
Lernfähigkeit der Schülerinnen und
Schüler mit einem erhöhten Lerntempo
auf einem Anforderungs niveau.« 

Die Schulleiterin bringt damit neu-
en Schwung in eine eingeschlafene De-
batte. Endlich. 

Angestoßen wurde die Debatte vor
vier Jahren von einer Familie aus Ba-
den-Württemberg. Der Sohn, ein Viert-
klässler namens Henri, hat das Down-
syndrom und wollte aufs Gymnasium
wechseln. Die Eltern kämpften hartnä-
ckig und medienwirksam für ihr Kind.
Sie erfuhren Zuspruch, aber auch Hass
und Häme. 

Am Ende stand ein Kompromiss,
heute besucht Henri keine Förderschu-
le, sondern die örtliche Realschule.
Dort gehe es ihm gut, wie seine Mutter
versichert. Dennoch, sagt sie, könne 
sie nicht akzeptieren, wie sich die Schu-
le und große Teile der Öffentlichkeit 
gegen geltendes Recht gestellt hätten. 

2009 ratifizierte Deutschland die
Uno-Behindertenrechtskonvention:
Menschen mit körperlichen und geisti-
gen Einschränkungen sollen in der Mit-
te der Gesellschaft lernen und leben,
nicht am Rand. Warum also nicht am
Gymnasium? 

43 Prozent aller Kinder wechseln in-
zwischen von der Grundschule aufs
Gymnasium. Das ist der Durchschnitt,
in manchen Städten sind es deutlich
mehr. Das Gymnasium ist keine Elite-
anstalt mehr, sondern eine Schule für
(fast) alle. Die Inklusion findet bislang
vor allem an Gemeinschafts-, Real-
und Hauptschulen statt – also jenen
Schulen, deren Schülerschaft oftmals
ohnehin bunter, problematischer, auf-
merksamkeitsbedürftiger ist. 

Die Sorgen der Bremer Schulleiterin
sind gut zu verstehen. Inklusion wird
zu oft zu schlecht gemacht. Die Klassen-
räume sind ungeeignet, Lehrkräfte un-
genügend geschult, Inklusionsschüler
unzureichend unterstützt – die Mängel-
liste ist lang. Das Gymnasium in Bre-
men sei auf die neuen Schüler nicht vor-
bereitet, sagt auch der Elternsprecher.
Und er hat recht, wenn er sagt: »Unter
schlechter Inklusion leiden alle.« 

Von guter Inklusion aber profitieren
bestenfalls alle. Doch dazu kommt es
nicht. Baden-Württemberg unterrichtet
nur 0,3 Prozent aller Inklusionsschüler
an einem Gymnasium. Bayern hat be-
stimmte Schulen ausgewählt, die Inklu-
sion vorantreiben sollen, von den 430
Gym nasien im Land sind es genau 10.
Fast genauso viele bieten in Bayern übri-
gens Förderklassen für Hochbegabte an. 

Der Unterschied: Die Starken, die
Begabten zu fördern gilt als lobens-
wert. Gerade Gymnasien werben gern
damit, sich für diese Schüler einzuset-
zen. Dabei erfordern die besonders
Guten oft ebenfalls eine besondere Be-
handlung: zusätzliche Arbeitsblätter,
damit sie sich nicht langweilen, Extra-
aufgaben und professionelle Anleitung,
um ihr Potenzial auszuschöpfen. 

Die heutige Schülerschaft ist hetero-
gener denn je, da sind sich die Bil-
dungsexperten einig. In deutschen
Klassenräumen treffen Kinder mit Mi-
grations- und Flucht hintergrund, aus
Patchworkfamilien, aus oberen und
unteren sozia len Schichten aufeinan-
der. Es ist die Aufgabe aller Lehrer, So-
zialpädagogen, Bildungspolitiker und
Eltern, sie fit zu machen für eine Zu-
kunft in einer offenen, toleranten Ge-
sellschaft. Wäre nicht ein Gymnasium
in einem gut situierten Stadtteil mit
wenigen sozialen Spannungen dafür
besonders geeignet? Miriam Olbrisch

Mail: miriam.olbrisch@spiegel.de, Twitter: @olbi

Endlich
Debatte Warum Kinder mit Behinderungen auch

ans Gymnasium gehören

Das Gymnasium ist
längst keine Eliteanstalt
mehr, sondern eine
Schule für (fast) alle.
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A
ls Sarah Vedder im Krankenwa-
gen Richtung Kreißsaal raste, war
sie glücklich wie nie zuvor. Die
Zwillinge im Bauch der 38-Jähri-

gen hatten ihr in den vergangenen Mona-
ten das Leben zur Qual gemacht: Vedder
musste sich täglich übergeben, sie fand kei-
nen Schlaf, die Handinnenflächen juckten
wie verrückt. »Endlich raus mit denen«,
dachte sie, als die Fruchtblase fünf Wochen
vor dem errechneten Geburtstermin mit-
ten in der Nacht platzte. 

Vedders Freude hielt exakt 30 Minuten
an. So lang dauerte die Fahrt mit Blaulicht
zum Hamburger Universitätsklinikum
(UKE). Dort war es mit der guten Hoff-
nung vorbei. »Es hieß, ich solle in eine
 andere Klinik fahren«, erinnert sich Ved-
der. Dabei hatte ihre Frauenärztin sie
 keine 24 Stunden zuvor im UKE zur Ge-
burt am nächsten Tag angemeldet. »Ich
konnte nicht mehr, war nur noch am
 Heulen«, sagt Vedder. Erst im Klinikum
Altona fand Vedder endlich eine Geburts-
station, mit deren Hilfe sie ihre kaum zwei

Kilogramm schweren Frühchen sicher zur
Welt bringen konnte.

Dass Frauen unter Wehen an der Türe
des nächstgelegenen Kreißsaals abgewie-
sen werden, ist mittlerweile Alltag in
Deutschland. Die Empörung war groß, als
vor einem Jahr eine Berlinerin ihr Kind
im Auto auf einem Krankenhausparkplatz
im Stadtteil Schöneberg zur Welt bringen
musste, weil ihr eine Geburtsklinik in Neu-
kölln die Aufnahme verweigert hatte. Seit-
dem hat die Platznot in deutschen Kreiß-
sälen noch zugenommen. Wie schlimm die
Lage inzwischen ist, zeigt ein Brandbrief
von über 600 Hebammen aus Baden-
Württemberg an die Politik. Die Suche
nach einem Platz im Kreißsaal gleiche mitt-
lerweile »der Herbergssuche zu Christi Ge-
burt«, heißt es dort. 

Die Deutsche Gesellschaft für Gynäko-
logie und Geburtshilfe DGGG spricht von
einer »alarmierenden Situation«. Eine Um-
frage des Verbands in Krankenhäusern hat-
te Ende 2017 ergeben, dass ein Drittel der
Geburtskliniken in den sechs Monaten zu-

vor Schwangere fortschicken musste. Der
Kreißsaal war jeweils überbelegt, in man-
chen Kliniken bis zu 90-mal pro Jahr. Als
Ursache nannten die Kliniken an erster
Stelle: fehlende Hebammen. Fast jede
zweite Klinik mit Geburtshilfeabteilung in
Deutschland kann ihre Hebammenstellen
derzeit nicht mehr vollständig besetzen.
Im Durchschnitt fehlen in jedem Kreißsaal
1,6 Vollzeitkräfte. 

Es ist nicht so, dass die Zahl der Hebam-
men in Deutschland stark abgenommen
hätte in den vergangenen Jahren, sie liegt
konstant bei rund 23 000. Die Situation
ist paradox: Hebammen sind da, nur leider
nicht dort, wo Kinder zur Welt kommen. 

Weniger als ein Drittel aller freiberuf-
lichen Hebammen bietet Begleitung wäh-
rend der Geburt an. Und in den Kreißsälen
reduzieren die Geburtshelferinnen ihre Ar-
beitszeit, Berufsanfängerinnen kündigen
nach durchschnittlich nur vier Jahren
Schichtdienst im Krankenhaus ihren Job
oder gehen häufig selbst in Elternzeit und
kommen nicht wieder. Vielen wird offen-
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Schnell zur Welt
Babyboom Immer mehr Geburtskrankenhäuser müssen schließen oder Schwangere abweisen, weil

ihnen das Personal fehlt. Hebammen gibt es genug, nur leider nicht in Kliniken.
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Familie Vedder: Kein Platz im Kreißsaal



bar der Stress im Kreißsaal zu viel. Immer
mehr Kinder kommen auf immer weniger
Geburtshilfestationen zur Welt. Die Zahl
der Krankenhäuser, in denen Frauen ent-
binden können, ist seit der Wiederverei-
nigung um 40 Prozent gesunken, zugleich
kommen mehr Kinder auf die Welt – vor
allem in den Großstädten.

»In Berlin gibt es heute 10000 Geburten
mehr als vor zehn Jahren«, sagt der Chef-
arzt der größten Entbindungshilfeklinik
Deutschlands, Michael Abou-Dakn vom
St. Joseph Krankenhaus Berlin. Die klei-
neren Geburtshilfestationen hätten kaum
nennenswerten Zuwachs, die großen ar-
beiteten am Limit. »Die Paare wollen bei
der Geburt maximale Sicherheit und im
Notfall die beste Unterstützung«, so Abou-
Dakn. »Aber gleichzeitig wollen sie so be-
treut werden wie bei einer Hausgeburt.«
Leider fehle dafür die Finanzierung, folg-
lich sei das Personal häufig überlastet.

Als der Deutsche Hebammenverband
in Kliniken angestellte Kolleginnen be -
fragte, klagte die Mehrheit über die hohe
Arbeitsbelastung, an der vor allem der
schlechte Betreuungsschlüssel schuld sei.
Fast die Hälfte gab an, häufig drei Frauen
parallel zu betreuen; manche mussten sich
schon gleichzeitig um vier oder noch mehr
Gebärende kümmern. Der Stress, die
Angst, eine Geburtskomplikation viel-
leicht nicht rechtzeitig mitzubekommen,
fehlende Mittagspausen, andauernde Ruf-
bereitschaft machten den Job im Kreißsaal
unattraktiv, sagt Ulrike Geppert-Orthofer,
die Vorsitzende des Deutschen Hebam-
menverbands. »Das sind nicht die Bedin-
gungen, unter denen Hebammen prakti-
zieren möchten.«

Den Kliniken bleibt als Reaktion auf
Personalengpässe häufig nur, den Kreiß-
saal zu schließen. In Dillingen an der Do-
nau ist die Geburtshilfeabteilung der Kreis-
klinik noch bis Anfang Juli geschlossen,
weil Hebammen gekündigt haben wegen
der »hohen Dienstbelastung, aber auch
wegen neuer Abrechnungsvorschriften der
Krankenkassen, die den Hebammen ne-
ben einem hohen Bürokratieaufwand auch
noch Einkommensverluste bescherten«,
wie es in der Pressemitteilung heißt. In
 Bitterfeld konnten im Kreisklinikum ver-
gangenen August zwei Wochen lang nur
 geplante Kaiserschnitte durchgeführt wer-
den, weil zu viele Hebammen krank wa-
ren. Und in Erding musste über den Som-
mer ein Kreißsaal temporär schließen, weil
Hebammen in Elternzeit waren.

»Schlechte Arbeitsbedingungen sind nie
gut für Gebärende«, sagt Geppert-Ortho-
fer. Das hat die Hamburger Lehrerin Lena
Scheele erlebt. Die Worte, mit denen die
Ärztin im Hamburger Agaplesion Kran-
kenhaus sie begrüßte, haben sich ihr ein-
gebrannt: »Oh nein, nicht noch eine.« In
den folgenden Stunden kamen in den vier

Kreißsälen sechs Kinder zur Welt. Scheele
erzählt, sie habe über Stunden keine einzi-
ge Hebamme gesehen. »Ich hatte erwartet,
dass jemand mit mir verschiedene Geburts -
positionen durchgeht, mich mit Ball und
Gebärhocker im Raum bekannt macht.
Stattdessen hatte ich fünf Kabel an mir
dran, fühlte mich an die Liege gefesselt und
konnte mich stundenlang vor Schmerzen
nicht bewegen.« Nur einmal, zu Beginn
der Presswehen phase, sei die Hebamme
für sie da gewesen. 

Als die Ärztin einen Moment Zeit hatte,
so interpretiert es Lena Scheele, sollte ihr
Baby am besten ganz schnell zur Welt kom-
men. Mit Saugglocke und am Wehentropf
wurde ihre Tochter schließlich »aus dem
Bauch gezerrt«, die Mutter litt unter
Schmerzen und war am Rande der Ohn-
macht. Zu Beginn der Presswehenphase
und in den letzten 30 Minuten ihrer insge-
samt acht Stunden im Kreißsaal sei auch
endlich eine Hebamme anwesend gewesen.
Scheele spricht von einem »traumatischen
Erlebnis«. Sie sagt, sie sei noch nicht sicher,
ob sie ein zweites Kind bekommen wolle.
Wenn, »dann nur mit Kaiserschnitt«. 

Fast jedes dritte Kind in Deutschland
kommt inzwischen auf diese Weise zur
Welt. Die Rate ist doppelt so hoch wie der
Prozentsatz, den die Weltgesundheits -
organisation für medizinisch vertretbar
hält.

Dorothee Beltmann war Lena Scheeles
Nachsorgehebamme. Sie bietet in ihrer
Praxis Geburtsvorbereitungskurse, Schrei-
kinderberatung, Stillberatung, Beikost -
beratung an – alles, nur keine Geburtshilfe
mehr. »Das Herzstück ist rausgenommen,
weil ich mir sonst mein Leben nicht leisten
kann«, sagt Beltmann, die fünf Jahre lang
im Kreißsaal gearbeitet hat und die Arbeit

heute als »Massenabfertigung« wahr-
nimmt. »Man ist eher Feuerwehrfrau als
Geburtshelferin«, sagt sie.

Zwar bekommt Beltmann für die Wo-
chenbettbetreuung auch nur 38 Euro brut-
to pro Besuch, aber da sie sich vielseitig
fortgebildet hat und in ihrer Praxis ein
 breites Kursangebot hat, kann sie sich 
über Wasser halten. Fest angestellte Heb -
ammen in Krankenhäusern verdienen
rund 2800 Euro brutto. Zum Job gehören
Schichtarbeit, Wochenend- und Feier -
tagsdienste. »Wenn man Hebammen in
Deutschland wie Putzkräfte bezahlt und
sie gleichzeitig Tausende Euro Haftpflicht-
prämie zahlen lässt, kann das System nicht
funktionieren«, sagt Beltmann. 

Die Präsidentin der Deutschen Gynäko-
logen-Gesellschaft, Professorin Birgit Seel-
bach-Göbel, kennt diese Kritik und vertei-
digt die niedrigen Gehälter mit den gerin-
gen Fallkostenpauschalen von rund 2000
Euro, die die Krankenkassen für eine na-
türliche Geburt zahlen. Jede Blinddarm-
operation bringt mit 2500 Euro mehr, ob-
wohl sie normalerweise weniger als eine
Stunde dauert. Deswegen sind Geburtshil-
feabteilungen oft unterfinanziert.

Das Universitätsklinikum Regensburg,
an dem Seelbach-Göbel arbeitet, beschäf-
tigt nur freiberufliche Hebammen, die pro
Geburt in Abhängigkeit von der Betreu-
ungsdauer bis zu 700 Euro direkt bei den
Krankenkassen abrechnen können. »Bei
hohen Geburtenzahlen verdienen sie
mehr als unsere Assistenzärzte«, ist sich
die Gynäkologin sicher. Allerdings gilt seit
Anfang des Jahres die Regelung, dass frei-
beruflich in Kreißsälen tätige Hebammen
lediglich die Geburten von zwei Frauen
gleichzeitig abrechnen dürfen. Das ist gut
für zwei Gebärende. Wenn eine dritte am
Kreißsaal klingelt, muss entweder eine
weitere Hebamme aus der Bereitschaft hin-
zugezogen werden, oder die Hebamme be-
treut sie mehr oder weniger kostenlos, aus
reinem Idealismus oder Nächstenliebe.
Sonst bleibt nur, die werdende Mutter ab-
zuweisen.

Aus der Politik kommen nun Vorschlä-
ge, wie die Lage verbessert werden könnte.
In Bayern hat Ministerpräsident Markus
Söder angekündigt, freiberuflichen Heb -
ammen künftig eine Prämie von 1000
Euro pro Jahr zahlen zu wollen. Seine Re-
gierung wird im Laufe des Jahres außer-
dem Städten und Landkreisen 40 Euro pro
Geburt zahlen, die diese dann unter ande-
rem in bessere Hebammenbetreuung in-
vestieren sollen. Der Stadtrat in München
will den Bau eines zweiten Geburtshauses
finanziell unterstützen, in der Hoffnung,
dass sich dadurch der Druck auf die Kran-
kenhäuser reduzieren lässt. 

Alles »Kosmetik«, findet die Münchner
Hebamme Claudia Lowitz. Sie ärgert, dass
die Hebammenkrise im Berliner Koali-
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Hebamme Beltmann 

»Das System kann nicht funktionieren«



I
m Frühjahr 2017 erfuhr Arne Semsrott
aus den Medien von einem brisanten
Memo des Auswärtigen Amts. In Li-

byen gebe es »KZ-ähnliche Verhältnisse«,
Schleuser hielten Flüchtlinge in Privatge-
fängnissen gefangen.

Semsrott erkannte sofort die politische
Sprengkraft des Vermerks. Deutschland
will die Zahl der Flüchtlinge verringern, die
übers Mittelmeer nach Europa kommen.
Berichte über Folterknäste in Libyen durch-
kreuzen diese Strategie. Der Aktivist wollte
das in der »Welt am Sonntag« zitierte Do-
kument einsehen – und stell te einen An-
trag nach dem Informations-
freiheitsgesetz (IFG). Es soll
jedem Bürger den Zugang
zu amtlichen Informationen
gewähren. Doch das Außen-
amt in Berlin reagierte we-
nig auskunftsfreudig. 

Erst behaupteten die Be-
amten, ein solches Ministe-
riumspapier existiere gar
nicht. Als sich das als falsch
erwies, verweigerten sie
dem Aktivisten das Doku-
ment. Semsrott legte Wi der -
spruch ein. Schließlich be-
kam er die Unterlage zuge-
schickt – einen Drahtbe-
richt der deutschen Botschaft in Libyens
Nachbarland Niger. Das Außenministerium
hatte allerdings weite Teile mit der Begrün-
dung geschwärzt, sie seien Verschlusssache. 

Semsrott leitet FragdenStaat.de, ein Pro-
jekt, bei dem jedermann einen IFG-Antrag
stellen kann. Er selbst hat es in mehr als
600 Fällen versucht. Mal ging es um die
Rüstungslobby, mal um die Abgasaffäre.
Semsrott stieß fast immer auf Beton:
»Transparenz finden alle super, aber wenn
es um den eigenen Vorgarten geht, wird
blockiert, was das Zeug hält.« 

Als das IFG 2006 in Kraft trat, sollte es
die Bundesbehörden öffnen und das Ver-
trauen in den Staat stärken. Das Gesetz
ist populär: Im vorigen Jahr gab es 12 950
Anfragen, so viele wie noch nie.

Dennoch ist der Widerstand groß. Die
Regierung rückte die Informationen nicht
mal in jedem zweiten Fall raus. In vielen
Amtsstuben herrscht ein Geist wie im 
18. Jahrhundert in Preußen, als hohe Be-
amte noch Geheimräte hießen. 

Obwohl Ministerien einen Antrag inner-
halb eines Monats beantworten müssen,

dauern die Verfahren manchmal Jahre.
Und bei den Gebühren langen Behörden
ordentlich hin: Nicht selten stellen sie den
Höchstsatz von 500 Euro in Rechnung.
Viele Staatsdiener betrachten das IFG als
lästige Pflicht, die sie wohl am liebsten
wieder abschaffen würden. 

Arne Semsrott und Malte Spitz wollen
das verhindern. Die beiden kämpfen seit
Jahren dafür, Informationen zu »befreien«,
wie sie sagen; Semsrott als Aktivist, Spitz
ist auch bei den Grünen aktiv. 

Auf Semsrotts Portal FragdenStaat.de
können Bürger leicht einen IFG-Antrag

stellen. Verweigern die Be-
hörden eine Aktenfreigabe,
ist Spitz zur Stelle. Er ist
Generalsekretär bei der
 Gesellschaft für Freiheits-
rechte. Sein Verein unter-
stützt Kläger vor den Ver-
waltungsgerichten, wo ab-
gelehnte Anträge oftmals
landen.

Zurzeit laufen mehrere
Verfahren. In einem Fall
geht es um die Protokolle
der Kabinettssitzungen, an-
dere Klagen beschäftigen
sich mit der Flüchtlings krise
oder dem Bauprojekt Stutt-

gart 21. Erst am Donnerstag befasste sich
das Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran-
denburg mit einer Klage der Initiative Ab-
geordnetenwatch. Die Gruppe wollte Un -
terlagen zu Parteispenden einsehen, was
die Bundestagsverwaltung ablehnte. Das
Gericht entschied zugunsten der Initiative.

Die Aktivisten verstehen ihre Arbeit als
Dienst an der Demokratie. »Wir wollen
den Bürgern zeigen, dass sie auch mitspie-
len können«, sagt Malte Spitz. Er und sei-
ne Mitstreiter lassen sich ständig neue
Tricks einfallen, um die Behörden zu mehr
Transparenz zu zwingen. Voriges Jahr
wollten FragdenStaat und Abgeordneten-
watch wissen, wie Lobbyisten die Gesetz-
gebung beeinflussen. Gemeinsam stellten
sie ein neues Portal (Gläserne Gesetze) ins
Netz, auf dem sie Bürger dazu aufforder-
ten, die Ministerien nach Stellungnahmen
von Lobbyisten zu fragen. 

Innerhalb einer Woche gingen mehr als
1600 IFG-Anfragen bei den Ministerien
ein. Das Dauerfeuer wirkte. Unter dem
Eindruck der vielen Anträge beschlossen
die Ressorts, die Lobbypapiere ins Netz
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Die Geheimräte
Behörden Das Informationsfreiheitsgesetz soll den Staat 

transparenter machen und Korruption 

vorbeugen. Doch viele Beamte mauern weiter.

tionsvertrag zwischen SPD und Union
nicht ernsthaft angegangen wird,  dabei
herrsche »Betroffenheit allerorten. Nie-
mand will Alte oder Schwangere allein -
lassen«, sagt sie, »aber keiner kann diese
Situation abwenden«. Sie verlangt eine
Reform der Fallpauschalen, damit Geburts-
hilfestationen endlich wirtschaftlich arbei-
ten können, und eine »Obergrenze der
Unterversorgung«, also Vorgaben aus der
Politik, wie viele Hebammen oder Pfleger
mindestens in einer Krankenhausstation
angestellt sein müssen. 

Bis es so weit ist, könnten vor allem die
Ehemänner und Lebensgefährten von Ge-
burtshelferinnen dieses Landes aktiv wer-
den, findet sie. »Häufig bleibt die Haus -
arbeit an Frauen hängen«, sagt Lowitz.
»Wenn mehr Männer Dinge wie die Gar-
tenarbeit in der Elterninitiative oder den
Besuch beim Kinderarzt übernehmen wür-
den, dann könnten die Hebammen ihre
Teilzeitjobs aufstocken.« Ihre Kollegin Do-
rothee Beltmann aus Hamburg fügt an:
»Die Eltern müssen Druck machen, auch
die Väter.« Ansons ten müssten sie sich da -
rauf gefasst machen, als Hebamme wider
Willen die Geburt der eigenen Kinder vor-
anzutreiben. Beltmann hat einen Leit -
faden für Männer im Kreißsaal entwickelt:
»Sorge dafür, dass deine Frau regelmäßig
Kleinigkeiten isst, sonst bekommt sie eine
Unterzuckerung und Wehenschwäche,
unterstütze die Frau in den Geburtsposi-
tionen, massiere sie, atme mit.« Früher sei
das nicht nötig gewesen. Die Hebamme
war einfach immer da. 

Ankathrin Förster hat im August 2017
in Hamburg ihr zweites Kind im Rekord-
tempo zur Welt gebracht. »Wir mussten
zunächst länger auf dem Flur warten, bis
ich überhaupt aufgenommen wurde«, sagt
sie. Förster sollte draußen im Garten spa-
zieren gehen. Als dann endlich ein Kreiß-
saal frei wurde, sei die Hebamme nur spo-
radisch da gewesen. 

»Als plötzlich die Presswehen einsetz-
ten, drückte mein Mann wie wild auf den
roten Knopf«, erzählt Förster. Als ihr Mäd-
chen schon zwischen den Beinen heraus-
schaute und laut schrie, war immer noch
keine Hebamme in Sicht. Ihr Mann rannte
auf den Flur, kam mit einer Assistenzärztin
wieder herein, die aufgeregt sagte: »Ich
bin doch keine Hebamme!« Die Ärztin
rief per Telefon nach Hilfe, und eine Mi-
nute später kam die Geburtshelferin dann
ins Wehenzimmer gerannt: »Unsere flotte
Lotte fiel ihr gerade noch so in die Hand.«

Anna Clauß, Vivien Krüger

Video

Ortstermin bei der

Babymassage

spiegel.de/sp182018hebammen 

oder in der App DER SPIEGEL



rend einer nächtlichen Sitzung binnen 
56 Sekunden mit den Stimmen aller Frak-
tionen; er sorgte dafür, dass die Rech-
nungshofberichte weiterhin gesperrt blei-
ben können. 

Unter den Aktivisten geht die Sorge um,
dass die Große Koalition die Informations-
freiheit weiter einschränken könnte. In
den Ministerien wird darüber diskutiert,
Massenanträge wie bei den »Gläsernen
Gesetzen« einzuschränken und pseudony-
me Anträge abzulehnen. Darunter würde
FragdenStaat.de leiden, wo viele Nutzer

aus Datenschutzgründen ihren
richtigen Namen verschweigen. 

In der Regierung ist die Da-
tenschutzbeauftragte Andrea
Voßhoff für die Informations-
freiheit zuständig. Die CDU-
Politikerin ist seit 2014 im Amt,
aber ein öffentliches Werben
für das Thema sucht man bei
ihr vergebens. Auch bei einem
Gespräch in ihrem Berliner
Büro wirkt Voßhoff, 59, nicht
wie eine Kämpferin für Infor-
mationsfreiheit. Ja, das Gesetz
beuge der Korruption vor und
trage dazu bei, staatliches Han-
deln transparent zu machen.
Aber: »Man darf den Bogen
nicht überspannen. Bei einigen
Massenanfragen habe ich Zwei-
fel, ob sie noch der Intention
des IFG entsprechen«, sagt
Voßhoff. »Ich bin keine An -
hängerin der 100-prozentigen
Transparenz.« 

Die wollen auch die meisten
Aktivisten gar nicht erreichen.
Malte Spitz von der Gesell-
schaft für Freiheitsrechte sagt:
»Wir sind nicht WikiLeaks. Es
soll nicht alles zugänglich sein
ohne Rücksicht auf die Betrof-
fenen.« Als erster Schritt würde
es schon helfen, wenn die Mi-
nisterien ihre Abläufe besser or-
ganisierten und mehr Personal
für IFG-Verfahren einstellten:
»Das wäre eine sinnvolle Inves-
tition in die Demokratie«, sagt
Spitz.

Doch danach sieht es zurzeit nicht aus.
In den Koalitionsverhandlungen beschäf-
tigten sich Union und SPD mit der Zukunft
der Informationsfreiheit. In einer der letz-
ten Fassungen des neuen Koalitionsver-
trags fand sich der Plan, das IFG in ein
neues Transparenzgesetz zu überführen.
Der Open-Data- Gedanke sollte gestärkt
werden. Kurz vor Schluss beugten sich die
Koalitionäre nochmals über den Koali-
tionsvertrag – und strichen das Trans -
parenzgesetz wieder raus. Sven Becker

Mail: sven.becker@spiegel.de
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Als transparenzfeindlich erwies sich
auch ein Satz in Paragraf sechs: »Zugang
zu Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen
darf nur gewährt werden, soweit der Be-
troffene eingewilligt hat.« Unternehmen
können deshalb die Akten schwärzen, was
sie auch gern tun. 

Wenn die Politik das Thema ernst näh-
me, müsste sie Ausnahmen erschweren
und die Rolle der Antragsteller stärken.
Das Gegenteil ist der Fall. Zum Beispiel
beim Bundesrechnungshof: Vor wenigen
Jahren stellte das Bundesverwaltungsge-

richt fest, dass die Bonner Prüfer interne
Dokumente freigeben müssen, wenn IFG-
Anträge gestellt werden. Die Resultate wä-
ren interessant gewesen: Der Rechnungs-
hof stellt immer wieder fest, dass Steuer-
gelder verschwendet werden, auch von
den Bundestagsfraktionen. 

Doch die Parlamentarier wollten Ent-
hüllungen offenbar vermeiden. Im Juni
2013 schränkte der Bundestag zwar nicht
das IFG ein, dafür änderten die Abgeord-
neten aber die Bundeshaushaltsordnung.
Ein Kniff, der unter Verfassungsrechtlern
umstritten ist. Der Beschluss fiel wäh -
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zu stellen. Die Aktivisten hatten gewon-
nen. Im Jahr zuvor hatten dieselben Grup-
pen mit einer ähnlichen Aktion erreicht,
dass der Bundestag Tausende Gutachten
seines Wissenschaftlichen Dienstes ver -
öffentlichte. »Es geht darum, den Hand-
lungsdruck auf die Politik zu erhöhen«,
sagt Martin Reyher von Abgeordneten-
watch.

Ein Beamter, der IFG-Fälle bearbeitet,
seufzt, wenn man ihn auf die Aktivisten
anspricht: »Es ist erschreckend, wie leicht
eine Handvoll Leute ganze Behördenzwei-
ge lahmlegen kann.« Der Be -
amte arbeitet in einem Bun -
desministerium und will nur
 anonym sprechen, um Ärger
mit seinen Chefs zu vermeiden. 

»Die Arbeitsbelastung ist sehr
hoch«, sagt er. »Der Dienstherr
stellt nicht genügend Personal
ein. Wir müssen die Anträge
 neben dem normalen Tagesge-
schäft bearbeiten. Wir haben
eine Situation, in der man nicht
mehr weiß, was man als Erstes
machen muss.« 

Die Regierung behandelt das
Informationsfreiheitsgesetz stief -
mütterlich. Während laufend
neue PR-Leute und Berater in
die Ministerien geholt werden,
bleiben die IFG-Referate unter-
besetzt. Die zuständigen Beam-
ten sind überlastet – und müssen
sich mit ihren Kollegen rumär-
gern. »Man macht sich nicht
sehr beliebt, wenn man mit dem
IFG-Antrag ankommt«, sagt der
Beamte. 

Noch schlimmer sei es, wenn
die Anträge politische Brisanz
besäßen. Kein Minister will Är-
ger bekommen, weil sein Res-
sort heikle Unterlagen heraus-
gibt. Siebt die Hausleitung also
Dokumente aus, bevor sie an
die Antragsteller gehen? Der
Beamte nickt: »Selbstverständ-
lich. Das wurde so gemacht. Es
gab immer einen Giftschrank
im Ministerium, aber der ist
mit dem IFG größer gewor-
den.« Manche Kollegen gingen noch wei-
ter: Sie würden brisante Vorgänge gar
nicht mehr verakten – aus Furcht vor 
dem IFG. 

In einem sind sich der Beamte und die
Aktivisten sogar einig: Das Gesetz hat vie-
le handwerkliche Fehler. Eingeführt wurde
es noch unter Gerhard Schröder. Kurz vor
den Neuwahlen brachte die rot-grüne
 Koalition das IFG durchs Parlament. Der
Bundestag baute jedoch zahlreiche Hin-
dernisse ein. Die Geheimdienste, das Mili -
tär und das Auswärtige Amt wurden weit-
gehend ausgenommen. 
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Aktivisten Semsrott, Spitz

»Der Bürger soll mitspielen«
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Kulturgut

Gehört die Tofu-Bratwurst
zu Deutschland, Herr Elm?

Volker Elm, 53, Präsident der German
 Barbecue Association, über vegetarische
Würste auf dem Grill

SPIEGEL: Der Fleischkonzern Tönnies hat
angekündigt, fast alle vegetarischen Würste
und Schnitzel aus dem Programm zu
 nehmen. Der Hype, sagt Konzernchef
 Clemens Tönnies, sei vorbei. Außerdem
hätten ihm diese Würste sowieso nie
geschmeckt. Begrüßen Sie diese Entschei-
dung?
Elm: Absolut. Wer vegetarisch leben will,
soll vegetarisch essen, und zwar richtig.
Ich bin da kein Dogmatiker, es gibt ja tolle
Sachen. Gegrillte Paprika kann richtig
lecker sein, oder auch ein Sellerieschnitzel.

SPIEGEL: Haben Sie schon mal eine Tofu-
Wurst auf dem Grill gehabt?
Elm: Ja, ich habe eine Firma, die bietet Koch-
und Grillkurse an, da muss ich das testen.
SPIEGEL: Und?
Elm: Es war nicht schön. Da können Sie
auch einen Küchenschwamm panieren
und auf den Grill legen oder einen Bierde-
ckel. Das Beste, was man erwarten kann,
ist, dass diese sogenannte
Wurst nach Gewürzen
schmeckt. Aber deswegen
grillt man ja nicht.
SPIEGEL: Grillt man eine Tofu-
Wurst eigentlich anders als
eine Wurst aus Fleisch?
Elm: Da gibt es keine Unter-
schiede. Ich hole mein ganzes
Fleisch ein, zwei Stunden vor
dem Grillen aus dem Kühl-
schrank, damit es nicht zu kalt
auf dem heißen Grill landet.

Außerdem sollte man die Wurst erst in einer
kühleren Zone garen und dann in die Flam-
me legen. Viele machen das umgekehrt,
aber wenn die Wurst zu dunkel ist, ist sie
zu dunkel. Heller kriegt man sie nicht mehr.
SPIEGEL: Das ist sehr wahr.
Elm: Ja.
SPIEGEL: Wird die Tofu-Wurst wieder aus
Deutschland verschwinden?

Elm: Ich glaube nicht. Wenn
man seine Kumpel zum Gril-
len einlädt und einer ist Vege-
tarier, dann legt man für den
eben eine Tofu-Wurst mit auf
den Rost. Diese Würste sind
ja so schön praktisch, viel
 einfacher zu handhaben als
etwas richtig Vegetarisches.
Ich würde allerdings immer
einer Folienkartoffel mit
Kräuterschmand den Vorzug
geben. UBU
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1820:
1 von 100 
Menschen 
lebt in einer 
Demokratie.
99 nicht.

2015
56 : 44

1940
9 : 91

1960
39 : 61

1880
9 : 911850

5 : 95

Nº 122: Demokratie /Autokratie

Früher war alles schlechter

1920
20 : 80

Vorhang auf für die Freiheit. »3,3 Milliarden Menschen leben in
Autokratien.« Dieser Satz, die Quintessenz einer Bertelsmann-
Studie, war kürzlich in zahlreichen Medien zu lesen, verbunden
mit düsteren Einschätzungen zur Lage der Demokratie. Wie akku-
rat die Zahl ist, lässt sich schwer beurteilen und hängt auch davon
ab, wie man Autokratie definiert. Klar ist aber, dass es der Zahl an
Perspektive mangelt, am langen Blick zurück. Demokratie ist eine
relativ junge Erfindung. Erst seit kurz vor der Jahrtausendwende
kommt mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung in ihren Genuss.
Der Oxford-Ökonom Max Roser hat auf seinem Portal »Our
World in Data« die Geschichte der Demokratie auf eine ebenso
einfache wie eindrückliche Weise dargestellt: Stellt man sich die
Menschheit als Hundertschaft vor, dann leben heute 56 von 100
Menschen in Demokratien, die anderen 44 in nicht demokrati-

schen Systemen, darunter Autokratien. 1980 lebte erst ein Drittel
der Menschheit demokratisch, 1940 ein Zehntel. Auf der Grafik
erscheinen die vergangenen 200 Jahre als schwarze Fläche, die
sich mehr und mehr aufgehellt hat, es ist die dunkle Weltbühne,
vor der langsam der Vorhang der Freiheit aufgeht. Natürlich: Nir-
gendwo steht verbrieft, dass er sich nicht wieder senken kann, und
die letzten Jahre brachten in der Tat eine Rückkehr autoritärer
Nationalisten vom Schlage Putins, Erdoğans, Trumps. Drei Demo-
kratisierungswellen kannte das 20. Jahrhundert (nach dem Ersten,
nach dem Zweiten Weltkrieg, nach dem Kalten Krieg), und auf
jede Aufwärtsbewegung folgte irgendwann ein Abschwung, bevor
der Fortschritt weiterging. »Stirbt die Demokratie?«, fragt die Zeit-
schrift »Foreign Affairs« in der aktuellen Ausgabe. Tut sie nicht.
Aber vielleicht sollte sie mal zum Arzt. guido.mingels@spiegel.de

»Ich glaube nicht, dass man Flächen fressen kann.« ‣ S. 58
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N
ick Burchill war auf Geschäftsreise in Victoria, einer
Stadt an der kanadischen Westküste, er kam gerade
von einem Termin und hielt Ausschau nach einem

schönen Hotel, als ihn, tief in seinem Inneren, das schlechte
Gewissen einholte. Am Inneren Hafen sah er das Fairmont
Empress, ein historisches Sternehotel, prächtig wie ein Schloss.
Dann, plötzlich, zog sich sein Magen zusammen, wurde ihm
heiß und übel. Er sah auf einmal wieder alles vor sich: »Den
Dreck, das Chaos, die unglaublichste Sauerei«, sagt Burchill,
»die ein Mensch in einem Hotel anrichten kann.«

Eigentlich hatte sich Nick Burchill, 49, ein Familienvater
aus Nova Scotia, kanadische Ostküste, fest vorgenommen, nie
wieder an das zu denken, was er eines Tages, als er noch ein
junger Mann war, mit einem Zimmer jenes Hotels gemacht
hatte. Er habe nie einem Menschen davon erzählt, sagt Burchill
am Telefon, weder seiner Frau noch
seinen besten Freunden. Er habe es
 einfach verdrängt, als wäre es nicht ge-
schehen, totgeschwiegen wie einen Un-
fall, den er unmöglich irgendjemandem
erklären könnte. »17 Jahre lang«, sagt
Burchill, und er klingt, als würde er
sich noch immer schämen, »habe ich
ganz allein mit meiner Schuld gelebt.«

Es war im Jahr 2001, als Burchill das
Fairmont Empress in Victoria, südlich
von Vancouver, zum ersten Mal besuch-
te. Burchill, damals noch Junggeselle,
war gerade neu bei seiner Firma, einem
Hersteller für Schiffstechnik, er sollte
an einer Konferenz in dem Hotel teil-
nehmen. Er wollte, schon mal in der Ge-
gend, die Gelegenheit auch dazu nutzen,
seine ehemaligen Kameraden von der
Royal Canadian Navy zu treffen. Als
Gastgeschenk wählte er eine Spezialität
aus seiner Heimat, die TNT Peperoni,
eine feurig scharfe Wurst. Er kaufte nicht nur ein paar davon,
sondern »eine ganze Schiffsladung voll«, sagt er, genauer ge-
sagt: einen großen, prall gefüllten Koffer. Burchill bezog ein
Zimmer im vierten Stock, mit edlen Teppichen, Samtvorhän-
gen und Blick über den Hafen. Das alte Schlosshotel, vor über
hundert Jahren im edwardianischen Stil erbaut, gilt als eines
der prunkvollsten Hotels der amerikanischen Pazifikküste.

Als Burchill den Koffer mit den Würsten, während der lan-
gen Anreise warm geworden, auf seinem Zimmer öffnete, so
erzählt er, stieg ihm ein unappetitlicher Geruch entgegen.
Burchill suchte nach einem Kühlschrank, einer Minibar zur
Frischhaltung, aber er konnte nichts dergleichen finden.
Irgendwann, er weiß heute selbst nicht mehr, was ihn geritten
hat, kam ihm eine Idee: Er öffnete das Fenster, draußen wehte
kalter Wind, er schob einen Tisch ans Fensterbrett und brei-
tete alle Würste zur Abkühlung an der frischen Seeluft darauf
aus. Dann ging er draußen spazieren, ganz in Ruhe. 

Als Nick Burchill vier Stunden später wieder das Zimmer
betreten wollte, um sich für die Konferenz umzukleiden, ver-
nahm er schon auf dem Flur Geräusche »wie im Zoo«. Er
öffnete die Tür, und noch bevor er im Zimmer stand, so er-
zählt er, flog ihm ein »Tornado aus Vogelkot« entgegen. 

Mindestens 40 Seemöwen, Burchill fand keine Zeit zum
genauen Zählen, waren durch das offene Fenster gekommen,
sie waren überall im Raum und hatten sich, stundenlang, an
Burchills scharfen Würsten bedient. Wer schon mal wirklich
scharf gegessen habe, sagt er, »kann sich in etwa vorstellen,
was das mit der Verdauung von Seemöwen macht«.

Burchill, panisch, schloss die Tür und stürzte ihnen entgegen,
aber das machte die Sache nicht besser. Die aufgescheuchten
Möwen flogen nun quer durch sein Zimmer, gegen Wände
und Vorhänge, auch gegen teure Lampen, Spiegel und ge-
schlossene Fenster. Bald segelten Federn auf den Teppich, bald
war alles mit Wurststücken und mit Kot bedeckt. 

Burchill sagt, er sei sich vorgekommen wie in dem Hitch-
cock-Film »Die Vögel«. Die Tiere waren in der Überzahl,
aber irgendwie musste er sie loswerden. Er nahm einen Schuh
und warf ihn nach einer Möwe; sowohl der Schuh als auch
die Möwe flogen durchs Fenster, auf die Terrasse, wo andere
Gäste gerade zum Nachmittagstee eintrafen. Dann nahm er ein
Handtuch, wickelte es um die nächste Möwe und warf sie hinter-
her, ohne zu bedenken, dass Möwen in Handtüchern schlecht
fliegen können. Irgendwann – als alle Vögel verschwunden, das
Zimmer im Dreck versunken war – lief er nach unten und holte

seinen verschmutzten Schuh. Er reinig-
te ihn im Waschbecken, er musste zu
seinem Geschäftsessen, also versuchte
er, den Schuh schnellstmöglich zu
trocknen und steckte einen Föhn hi -
nein. »Mein nächster Geniestreich«,
sagt Burchill. Ein paar Augenblicke
später klingelte das Telefon, er verließ
das Bad, der Föhn drehte sich aus sei-
nem Schuh, ins volle Waschbecken.
Die Sicherung sprang raus, im Hotel
wurde es dunkel. Burchill rief ein Zim-
mermädchen herbei, das beim An-
blick des Zimmers, so erzählt er, wein-
te und ansatzweise aufhörte zu atmen.
Er sagte, es tue ihm leid. Dann ver-
schwand er zu dem Geschäfts essen. 

In Wahrheit, sagt er heute, habe er
nie richtig um Verzeihung gebeten.
Seine Firma habe bald nach seinem
Besuch einen Brief erhalten, darin
hieß es, er sei der »schlimmste Hotel-

gast aller Zeiten« und bekomme lebenslanges Hausverbot.
17 Jahre lang sagte sich Burchill, damit sei es erledigt, eine
Entschuldigung nicht nötig. Bis vor Kurzem, als er wieder
vor dem Hotel stand und sein Gewissen ihn plagte wie eine
alte, nie ganz verheilte Wunde. 

Burchill schrieb dem Fairmont Empress noch am selben
Abend einen langen Brief, in dem er alles noch mal erzählte,
seine ganze peinliche Geschichte. Er postete den Brief auch
auf seiner Facebook-Seite, wo ihn mehr als 7000 Leute aus
der ganzen Welt teilten. Er bat öffentlich um Vergebung, er
gelobte: »Ich bin gereift.« Es vergingen 24 Stunden, dann
nahm das Hotel seine Entschuldigung an und lud ihn ein,
wieder im Fairmont Empress zu übernachten. 

Nick Burchill sagt, er sei so erleichtert gewesen, endlich,
er habe dem Manager sofort vorgeschlagen, allen Zimmer-
mädchen TNT-Würste mitzubringen, als Friedensangebot.

Claas Relotius

Endreinigung
Ein kanadischer Geschäftsmann 

entschuldigt sich nach 17 Jahren

für ein Fiasko auf seinem Hotelzimmer.

Eine Meldung und ihre Geschichte

Burchill 

Von der Website Travelbook.de
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Flächenfraß
Heimat Blühende Landschaften verschwinden unter Beton. Überall entstehen 

Gewerbegebiete, Neubausiedlungen, Straßen. Wie soll das Land aussehen, in dem 
wir leben? Und wer darf das bestimmen? Von Barbara Supp
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Dach einer Gewerbehalle im bayerischen Dingolfing: Als ob Land ein nachwachsender Rohstoff wäre



E
s beginnt schleichend, und schlei-
chend dringt es ins Bewusstsein.
Da war doch letztes Mal noch kein
Logistikzentrum, zwischen diesen

Kuhweiden ein Stück hinter Hannover an
der A 7? Dieser Möbelmarkt am Auto-
bahndreieck, war der letzten Sommer
schon da? Die Tankstellenlandschaft mit
Lastwagenrastplatz, das Neubaugebiet mit
drei Dutzend gleich weißen Häusern, hat
man das alles bisher übersehen?

Es geschieht in der norddeutschen Tief-
ebene, im Westen an der A 52, in Ober-
bayern mit Blick auf die Berge. Wer an-
fängt, darauf zu achten, sieht plötzlich
überall solche Schilder, die auf Acker -
böden »30 Hektar Zukunft« versprechen
oder finden: »Hier könnten 55 Hektar Lo-
gistik entstehen«. Und eigentlich, denkt
man im Vorbeifahren, fehlt nur noch ein
Schild, auf dem steht: »Hier betoniert die
Firma Sowieso im Auftrag der Bundes -
republik den Rest derselben zu.«

Es gibt ein Wort dafür: »Flächenfraß«,
und es steht in interessantem Spannungs-
verhältnis zu einem anderen Wort, das zur
Zeit die Diskussionen prägt: Heimat. 

Die Frage ist, ob dieses Verschwinden
unverbauter Flächen als schicksalhafter
Prozess begriffen wird oder als politische
Frage. Ob jemand schuld ist, und wenn ja,
wer. Ob »Heimatpolitik« daran etwas än-
dern kann und ob sie es will. Es sind drän-
gende Fragen, und im Südosten der Repu-
blik ertönen sie gerade besonders laut.
Dort, wo der Bundesheimatminister zu
Hause ist. Und wo ein Ministerpräsident
im Amt ist, der vorher bayerischer Hei-
matminister war. Und wo die Grünen ver-
suchen, per Volksbegehren gegen das Zu-
betonieren der Heimat vorzugehen. 

Eine Reise nach Bayern bietet sich an,
genauer: nach Bayerisch Schwaben, ins
Unterallgäu an die A 96. Dort wird gerade
besonders viel geplant und besonders viel
diskutiert über solche Dinge: darüber, wie
das Land aussehen soll, in dem wir leben,
und wer darüber bestimmt. Und wie es
kommt, dass man dabei unversehens an
die Systemfrage stößt.

»Perlenkette«, dieses schöne Wort hat der
örtliche Landrat neulich gefunden für das,
was östlich von Memmingen entsteht: Ge-
werbegebiet für Gewerbegebiet an der
A 96. Den beiden Männern im weißen
Kleinwagen, die zur Rundreise laden, fal-
len dafür andere Wörter ein. 

Helmut Scharpf und Joachim Stiba vom
Bund Naturschutz müssen nicht weit fah-
ren, um die Perlen vorzuführen. Unger-
hausen, Erkheim, Kammlach, Bad Wöris-
hofen. Mauern, Hallen, Parkplätze. Bio-
tope für Lastwagen, wo zuvor Landschaft
war. Eine Autobahnabfahrt wirkt fast
schon nackt, wenn sie nur Straße ist, kein
Gewerbegebiet.

Industrieverpackungen, Fertighäuser,
Werkzeugmaschinen. Viel Mittelstand,
die Wirtschaft blüht. Man hat schon viel,
und man will noch mehr. 

Scharpf und Stiba sind die Art Men-
schen, denen beim Thema Heimat bei-
spielsweise die Frage einfällt, ob die Feld-
lerche dort noch ein Brutgebiet findet. Ihr
Heimatbegriff unterscheidet sich deutlich
von dem ihres Ministerpräsidenten. Als
Markus Söder noch bayerischer Finanz-
und Heimatminister war, fand er es wich-
tig, die Vorschriften für Gewerbegebiete
zu lockern und Gewerbeparks möglich zu
machen, wo sie vorher verboten waren.

Bis vor ein paar Monaten mussten 
die Flächen – mit wenigen Ausnahmen –
direkt ans Dorf grenzen, es gab ein »An-
bindegebot«. Jetzt darf das Baugelände
auch abseits vom Dorf irgendwo auf der
grünen Wiese an der Autobahn oder Bun-
desstraße sein. Viele Bürgermeister sind
begeistert, Scharpf und Stiba sind es nicht. 

Stiba fährt, Scharpf, auf dem Rücksitz,
wirft Zahlen nach vorn, der Wettkampf
der Gemeinden um die Gewerbesteuer
lässt sich in Hektarzahlen bemessen. So
steht es in einer »Allgäu-Studie« eines
Wirtschaftsverbands: 160 Hektar Gewerbe -
fläche im Unterallgäu, die kurzfristig zur
Verfügung stehen, und 40 Hektar tatsäch-
licher Bedarf. Die Gemeinden weisen aus,
die Landratsämter nicken ab. 

Es ist flächiges Land, fruchtbar, sodass
jeder Quadratmeter, der dem Anbau ver-
loren geht, die Bauern schmerzt. Getreide,
Gras, alles wächst hier gut. Aber auch
 Eigenheime wachsen, Parkplätze, Straßen.
Als ob Land ein nachwachsender Rohstoff
wäre: Zehn Hektar, so viel wie 14 Fußball-
felder, werden in Bayern jeden Tag zu -
gebaut. 

Scharpf, auf der Rückbank, verliest Zi-
tate, die er in der »Augsburger Allgemei-
nen« oder der »Bayerischen Staatszei-
tung« gefunden hat. Erwin Huber von der
CSU zum Beispiel, der Vorsitzende des
Wirtschaftsausschusses, wirft den Grünen
vor, dass die Gemeinden »stranguliert«
werden sollen und dass die Kommunal -
politiker die Sachen allemal besser wüss -
ten als die Besserwisser in der Stadt. 

Stiba parkt in einer Kurve gleich bei der
Autobahn, man blickt über ein weites Feld,
im Hintergrund Wald, ein Modellflugplatz,
ein bisschen Fotovoltaik, sonst: Bauern-
land. Im Flächennutzungsplan steht, dass
dies einmal ein »Interkommunales Gewer-
begebiet« der Gemeinden Westerheim,
Sontheim, Ottobeuren und Holzgünz wer-
den soll, rund 70 Hektar Land. 

Man steht in dieser Kurve und kann sich
schon mal die Möbelcenter, Autowasch -
anlagen, Burgerketten vorstellen, die hier
Platz finden können, die Vorstellung fällt
nicht schwer, solche Orte sind ja überall
gleich. Nebenan rauscht die Autobahn.
Still liegt die Fläche im Vorfrühling da,
knapp hundert Fußballfelder groß.

»Fußballfelder. Immer heißt es, Fußball-
felder. So wird das Thema emotionali-
siert.« Das sagt ein geschäftsmäßig geklei-
deter Herr, der mit einem Stapel Broschü-
ren im Arm in eine Memminger Gaststube
gekommen ist, es ist Peter Lintner von der
Industrie- und Handelskammer Schwaben.
Zum Thema Flächenfraß steuert er als
 Erstes den Satz bei: »Ich glaube nicht, dass
man Flächen fressen kann.« 

Ihm ist anzumerken, dass ihm das The-
ma wichtig ist. Und dass er empfindlich
auf bestimmte Wörter reagiert, die Fuß-
ballfelder zum Beispiel, oder auch: »Zer-
siedelung. Was ist schon Zersiedelung?
Wenn ein Bauernhof mitten in der Land-
schaft steht?« 

Lintners Heimatbegriff ist mit dem Zu-
stand der heimischen Wirtschaft verbun-
den, er vertritt ihre Interessen, und ist er-
wartungsgemäß stolz auf sie. Er rühmt die
frühe Marktorientierung in der Region,
den Weg weg von der Subsistenzwirt-
schaft, den Mittelstand und seine Krisen -
tauglichkeit. Sie produzieren hier viel für
den Weltmarkt, und er sagt im Tonfall
 einer überraschenden Erkenntnis: »Zum
Produzieren brauchen Sie Fläche.« Aus
seiner Sicht ist es kein Nachteil, wenn
 Gemeinden um die Ansiedlung von Unter-
nehmen buhlen: Nimm mich, komm zu
mir, ich biete günstige Bodenpreise, bau-
fertiges Land, biete angenehm niedrige
Gewerbesteuerhebesätze, biete unterneh-

merfreundliche Ver- und Entsorgungs -
gebühren. Entgegenkommen sei wichtig,
meint Lintner, »ja, das ist schon ein Ar -
gument«.

Und so steht eben oft einem Unterneh-
men mit Anwälten, Wirtschaftsleuten und
professionellen Verhandlungsführern ein
Bürgermeister samt Gemeinderat gegen -
über, die engagiert, aber ehrenamtlich tätig
sind. Mit sichtbarem Ergebnis dort, wo frü-
her Kulturlandschaft war. 

Schauen Sie sich das Land an, Herr Lint-
ner. Bayern ist noch nicht so verbaut wie
Baden-Württemberg oder Nordrhein-
Westfalen, aber es holt auf. Gefällt Ihnen,
was Sie da entstehen sehen? 

Der Mann von der IHK gibt zu, dass
ihn »optisch manches stört«. Es lasse ihn
auch nicht unberührt, dass auf dem Acker,
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auf dem er früher bei der Kartoffelernte
geholfen hat, ein Factory Outlet steht. 

Das Anliegen, das Flächensparen, muss
man »ernst nehmen«. Aber?

Er zieht einen Aufsatz seines Chefs he -
ran, des Präsidenten der IHK Schwaben,
dessen Einschätzung er vollinhaltlich teilt.
»Ein Gespenst geht um in Schwaben und
Bayern – das Gespenst Flächenfraß.« So
beginnt der Text. »Geradezu krimina -
lisiert« werde ein Prozess »der bei nüch-
terner Betrachtung nichts anderes ist als
das Resultat unserer gesellschaftlichen
Interessen«. 

Etwa zwölf Prozent der Fläche von Bay-
ern sind Siedlungs- und Verkehrsfläche,
sagt eine Grafik in einer seiner Broschüren,
Lintner findet das nicht viel. Wer nun mit
»Zwangsmaßnahmen« eingreifen wolle,
sagt der Text – gemeint ist das Volks -
begehren –, der betreibe »ein bedrohliches
Rütteln am Fundament unserer Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung«. 

Ein Gespenst also, das auf den Äckern
spukt? Und das rüttelnd versucht, das Sys-
tem zu korrigieren?

Zeit, sich mit dem Gespenst zu treffen,
Ludwig Hartmann heißt es, es sitzt im
Landtag für die Grünen.

Hartmann ist die Stimme des Volks -
begehrens gegen Flächenfraß, eine sehr
schnelle Stimme, Hartmann redet, als sei
absolut keine Zeit mehr zu verlieren, und
so sieht er das ja auch. Er hat in der Kom-
munalpolitik begonnen, wie viele Grüne.
Er kommt aus Landsberg, das liegt auch
an der A96, und erzählt von einem Schlüs-
selerlebnis. Da war eine örtliche Firma für
Industriekleber, Weltmarktführer, tolle Fir-
ma eigentlich. Die tolle Firma wollte ex-
pandieren. Die Kommune eine Autobahn-
abfahrt weiter bot ihr den Boden ein paar

Euro billiger an. Wir lassen uns nicht er-
pressen, beschloss Hartmanns Gemeinde-
rat. Die Firma ging.

Hartmann, 1978 geboren, stammt aus
grüner Familie und durfte als Kind nicht
in den Urlaub fliegen, stattdessen fuhr man
Fahrrad in Bayern. So wie er sich erinnert,
sah damals jede Ortseinfahrt anders aus.
Und die in Unterfranken anders als die  in
Oberbayern. Und jetzt? »Gleicher Dis-
counter, gleicher Getränkemarkt, gleicher
Drogeriemarkt, gleiche Tankstelle, Fast
Food, alles gleich.« Er sieht graue Land-
schaft, wo früher grüne war. Er sieht »die
Narben im Gesicht von Bayern«. Und er
glaubt, dass auch andere Leute die sehen.

Laut Bayerischer Verfassung gehört es
zu den »vorrangigen Aufgaben von Staat,
Gemeinden und Körperschaften des

 Öffentlichen Rechts, Boden, Wasser und
Luft als natürliche Lebensgrundlagen zu
schützen«. Im Bayernplan von 2017 steht,
dass die »Schönheit von Natur und Land-
schaft, sauberes Wasser, reine Luft und ge-
sunde Böden« die »Schätze unseres Lan-
des« seien und regierungsseitig eine »Ver-
antwortung für die Schöpfung« bestehe.
Was das bedeutet?

Auch Hartmann hat ein paar Grafiken.
2003 gab es eine bayerische Übereinkunft
zum Flächensparen, auf freiwilliger Basis.
Der Flächenfraß stieg kontinuierlich an.
2008 war Finanzkrise. Die Motorsägen
heulten weiter. Die Grafik kombiniert Be-
völkerungswachstum und Flächenver-
brauch zwischen 2000 und 2014. Schwach
steigt die Zahl der Menschen in Bayern,
stark der Versiegelungsgrad. Im Jahr 2015,
zeigt ein Ländervergleich, führt Bayern
mit großem Abstand und ist verantwort-
lich für fast 30 Prozent der in Deutschland
verbrauchten Fläche.  

Hartmann, mittlerweile im Landtag,
kam im vergangenen Jahr im kleinen Kreis
mit Mitarbeitern auf die Idee mit dem
Volksbegehren. Eine schöne Sache in Bay-
ern, dieses Volksbegehren. Es hatte schon
beim Nichtraucherschutz funktioniert und
bei der Abschaffung der Studiengebühren.
Warum nicht beim Flächenfraß? Auf fünf
Hektar Bayern pro Tag soll er begrenzt
werden. Die 25000 Unterschriften, die für
den ersten Schritt nötig waren, hatten sie
schnell, sie legten fast doppelt so viele vor,
wie nötig waren.  

Ja, sagt Hartmann, es wäre eine Ein-
schränkung, es müsste ein Plan entwickelt
werden für vernünftigen Umgang mit der
Landschaft, in der man lebt. Kontingente
wären nötig. Man könnte den Flächenver-
brauch an die Bevölkerungszahl koppeln.  

In seiner Landtagsnische sitzt Ludwig
Hartmann und denkt sich schon mal eine
andere Republik zurecht. 

Eine, in der Gemeinderäte überlegen
müssen: Wofür gebe ich meine Flächen
aus, will ich den zweiten Discounter, oder
ist ein Kindergarten wichtiger? Muss ich
als Bürgermeister unbedingt ein Gewerbe-
gebiet hinterlassen, damit man später
weiß, wer ich war?

Und es geht ja nicht nur ums Gewerbe. 
Es geht um Straßenbau, für den die Zu-

schüsse in Bayern bisher so organisiert
sind, dass es sich eher rentiert, eine neue
breite Straße zu bauen, als die alte schmale
zu sanieren. Das könnte man ändern. 

Es geht ums Wohnen, dafür wird noch
mehr bayerische Fläche verbraucht als fürs
Gewerbe, aber oft gerade dort, wo es we-

nig Bevölkerung gibt, also auf dem Land,
wo Platz ist. Die Frage ist, ob die junge Fa-
milie unbedingt draußen im Neubaugebiet
etwas neues Eigenes braucht – und durch
Baukindergeld dazu ermutigt wird –, und
innerorts veröden die Dörfer. Da ließe sich
was machen.

Es geht darum, warum eigentlich für
jede Wohnung wie gottgegeben ein Stell-
platz existieren muss, warum Autos ne -
beneinander in der Fläche stehen und wa -
rum nicht vorgeschrieben ist, dass man ab
80 Stellplätzen ein Parkdeck baut. Auch
da könnte man was tun. 

Man könnte das alles als Heimatpolitik
verstehen, was allerdings weder in Berlin
noch in München geschieht. 

Die Landesregierung hat das Volks -
begehren dem Bayerischen Verfassungs-
gerichtshof vorgelegt, in der Hoffnung,
dass es verfassungswidrig sei. Oder dass
wenigstens Zeit gewonnen werde und die
Sache aus dem Landtagswahlkampf im
Herbst herausgehalten werden könne.

»Betonflut eindämmen – damit Bayern
Heimat bleibt« – das ist der Titel des Be-
gehrens. Es ist nicht dumm, den Begriff
Heimat da mit hineinzuziehen.

Um den Schutz der Natur-, der Kultur-
landschaft, die für viele gleichbedeutend
mit Heimat ist, darum geht es. Es geht da-
rum, das Schöne zu schützen. Aber was
ist das eigentlich, »schön«? Der Architek-
turpsychologe Peter Richter sagt, dass das
ästhetische Empfinden in der Kindheit an-
gelegt sei. Ein interessanter Satz in diesem
Kontext. Da trifft er sich mit einem Satz
von Ernst Bloch, dem Philosophen: Es gibt
etwas, sagte der, »das allen in die Kindheit
scheint und worin noch niemand war: Hei-
mat«. Heimat – ist das die Landschaft der
Kindheit? Etwas Unerreichbares also?

Peter Richter sagt, dass die Sehnsucht
des Menschen im Grunde immer einer
Landschaft gelte, die nicht auf den Verkehr
ausgerichtet sei, sondern auf den Men-
schen selbst. Es ist ja tatsächlich schwer
vorstellbar, dass jemand wegen einer Lo-
gistikhalle Heimweh verspürt. Richter sagt
aber auch, was immer dem Menschen an
Gebäuden, an gelungenen, vielleicht schö-
nen Gebäuden geboten werde – »die Na-
tur zieht er vor«. Oder, in den Worten des
bayrischen Denkers Gerhard Polt: »Was
man liebt, das betoniert man nicht.«

Manche ziehen als Erklärung die vor -
zivilisierte Zeit heran, als der Mensch die
Bäume der Savanne schätzte, die Schutz
versprachen. Oder war es, bei den Deut-
schen jedenfalls, die Romantik, die Be-
schwörung von Grün, Wald und Wiese,
die Verzückung angesichts des Pastoralen?
Die Nachkriegsheimatfilme? Die Touris-
musindustrie? 

Heimat, das sind auch Gerüche, Geräu-
sche, Farben, und das Verhältnis der Deut-
schen zur Farbe Grün ist ein besonders in-
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tensives. Zurzeit äußert es sich darin, dass
man Bücher kauft, in denen Bäume ein ge-
heimes Leben führen. Und diese Bücher
womöglich bei Amazon bestellt, worauf-
hin Bäume ihr geheimes Leben früher be-
enden müssen, weil Amazon Logistikhal-
len unfassbaren Ausmaßes braucht, so wie
im Versandzentrum bei Augsburg in Baye -
risch Schwaben. Es ist elf Hektar groß.

Zweckarchitektur. Billigfassaden. Im-
mer sind sie hässlich, diese Gewerbegebie-
te, oder nicht? Sören Schöbel, Professor
für Landschaftsarchitektur, guckt pro -
vozierend und sagt den Satz: »Ich baue
Ihnen ein Gewerbegebiet, das schöner als
jedes Maisfeld ist.«

Hier die gute Landschaft, da die schlech-
te, das sei deutsches Denken, meint er und
mag das nicht. Schöbel blickt ein wenig
anders auf die Landschaft als Naturschüt-
zer, aber auch als die Männer von der IHK.
Wer mit ihm spricht, hört Wörter wie »All-
tagslandschaft« oder »Zwischenstadt«.
Hört Sätze wie »Landschaft ist überall«.
Hört den Hinweis, dass die Deutschen un-
ter den wenigen waren, die eine Europäi-
sche Landschaftskonvention aus dem Jahr
2000 nicht unterschrieben haben. Warum
nicht? Eben weil die Unterschrift mit der
Anerkennung der Tatsache verbunden ge-
wesen wäre, dass Landschaft überall ist. 

Das deutsche Denken – auch das man-
cher Naturschützer, kritisiert Schöbel – be-

sagt: Hier ist es schön, hier sind Natur,
Molch und Kröte, dort ist Restland, das eh
verloren ist, wie es aussieht: letztlich egal. 

Sören Schöbel findet, dass Gewerbe-
parks nicht so sein müssten, wie sie sind. 

Sie könnten kleiner sein. Oder schöner.
Oder ökologischer. Oder alles zusammen. 

Für das Volksbegehren hat er unter-
schrieben. Und er meint, auch innerhalb
der CSU ein Rumoren zu hören, Vor -
behalte gegen Söders Betonpolitik, siehe
Anbindegebot. Dessen Lockerung ist ja
nun selbst wiederum ein bisschen gelo-
ckert worden. Zum Beispiel wird jetzt ver-
langt, dass die Landschaft keine »wesent-
liche Beeinträchtigung« erfährt. »Wesent-
lich« ist kein definierter Rechtsbegriff.
Kann man was mit machen. Er sieht freu-
dig diesbezügliche Prozesse voraus. 

Wesentlich. Wie soll man 70 Hektar Ge-
werbegebiet verstehen, wenn nicht als we-
sentlichen Eingriff in das Landschaftsbild?

Alfred Gänsdorfer ist Bürgermeister der
2600-Einwohner-Gemeinde Sontheim,
die etwas abseits der A 96 liegt und sich
mit drei anderen zusammengetan hat zu
jenem 70-Hektar-Projekt, das die Natur-
schützer Scharpf und Stiba mit so viel Arg-
wohn betrachten. 

Gänsdorfer ist anzutreffen in einem
schlichten Rathaus gleich beim Bahnhof
von Sontheim, wo tatsächlich noch Züge
halten. Gänsdorfer redet mit dem Enthu-

siasmus eines Menschen, der am richtigen
Schreibtisch sitzt und vor Problemen steht,
für deren Lösung er taugt. Als Bürgermeis-
ter ist er erwartungsgemäß wenig begeis -
tert vom grünen Volksbegehren, aber auf
unerwartete Weise.

Gänsdorfer hat sein Geld einst als Trans-
portunternehmer verdient, hält aber viel
vom öffentlichen Nahverkehr. Er hat einen
Salamander zu Hause im Teich und eine
Frau, die Kröten über die Straße trägt. Er
sagt: »Ich bin kein Flächenfresser.« 

Er sieht durchaus einen unguten Wett-
bewerb der Kommunen, der ins Desaströ-
se driften kann, wenn Gemeinden um In-
vestoren buhlen und mit Vorleistungen für
die Unternehmen »auf Angriff« gehen. 

Aber tut er das nicht auch? Mit den 
70 Hektar? Hundert Fußballfelder?

Tut er nicht, sagt er. Die 70 Hektar ste-
hen zwar im Flächennutzungsplan, »aber
wir sind uns einig, dass wir nachfrage -
orientiert handeln wollen«. 

Andererseits – es wäre für ihn nicht
schlecht, wenn etwas geschehen würde.
Solange niemand auf die Idee kommt, die
Abhängigkeit der Gemeinden von der Ge-
werbesteuer zu beenden, braucht er das
Gewerbe. Und zwar am besten »draußen
an der Autobahn«. Er will, dass die Lkw
lieber dort unterwegs sind als im Dorf.

Und dann fährt der Durchreisende auf
der Autobahn und sieht dauernd diese
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Grauzonen, die das Auge beleidigen, und
denkt: Das ist also Bayern. Stört ihn das
nicht? Er findet: Die Durchreisenden rei-
sen durch. »Die Bürger aber leben hier.«

Gänsdorfer, ein nachdenklicher Mensch,
will die Bürger allerdings nicht nur als
schützenswert betrachten, sondern auch
als verantwortlich. »Ich sage den Leuten:
Wir wählen, wir kaufen, wir erziehen.«

Er fragt sich, warum so viele Auto fah-
ren müssen, auch dort, wo es noch einen
Nahverkehr gibt. Warum nicht mehr Leute
in dem kleinen Supermarkt im Dorf ein-
kaufen, den er verzweifelt versucht hat
hierherzukriegen. Warum fast jeder sein
Zeug dauernd im Internet bestellen muss.
Warum es immer heißt, die junge Familie
brauche ihr Eigenheim am Ortsrand, und
drinnen stirbt das Dorf.

Gänsdorfer sieht das alles, sieht die
Pflicht eines Bürgermeisters, fantasievoll
zu sein und kreativ. 

Er hat sich überlegt, dass man Bauern-
häuser, in denen keine Bauern mehr sind,
zu Wohnungen umbauen könnte, mit Fahr-
stuhl. Zum Beispiel für die Leute, die drau-
ßen im Neubaugebiet gealtert sind. Und
in deren Eigenheim dann wiederum die
junge Familie zieht. Er wünscht sich, dass
die Grundsteuer teuer wird für Leute, die
ihre Grundstücke unbebaut herumliegen
lassen, er wünscht sich Hilfe gegen solche
Spekulation. Er mag das Anliegen des

Volksbegehrens, aber das Volksbegehren
mag er nicht. 

Er will selbst entscheiden, mit seinem
Gemeinderat, und er ist diese Art Bürger-
meister, bei dem man denkt: Er versucht
es. Er kann ja nicht von seinem Dorf aus
die Unternehmen zwingen, die Landschaft
zu schützen, dafür braucht es Vorschriften
von außen. Aber er strengt sich an, in
schwierigen Verhältnissen das Richtige zu
tun. Wenn alle so wären wie der, denkt
man. Aber sie sind ja nicht alle so. Sonst
gäbe es nicht das Problem.

»Ich weiß, worauf Sie hinauswollen.« 
Der das sagt, war früher Bürgermeister

von Bad Wörishofen, und Bad Wörishofen
fällt denen oft ein, die ein Beispiel für un-
guten Wettbewerb nennen wollen. Für das
Buhlen. Klaus Holetschek aber sagt, er sei
mit sich im Reinen. 

Er übernahm das Amt in einer Zeit, in
der der Kurbetrieb an Bedeutung verloren
hat, und zog Konsequenzen. Wirtschafts-
freundlich? Mehr als das. Er ließ zweimal
die Gewerbesteuer senken, weil er die Ver-
packungsfirma Tricor unbedingt wollte, er
bekam sie. Er kann keinen Fehler darin se-
hen, die anderen unterboten zu haben.

Aber wäre es nicht besser für alle, ohne
den ruinösen Wettbewerb zu existieren?
Überregional zu planen? Erst mal einen
Bedarf zu ermitteln, anstatt dass jeder alles
an Fläche auf den Markt wirft, was er hat?

»Ich verstehe. Sie wollen Planwirt-
schaft.« Das ist ein schmutziges Wort hier
im Bayerischen Landtag, wo Holetschek
es mit angemessener Abscheu ausspricht.

Holetschek, inzwischen Landtagsabge-
ordneter, zieht einen CSU-Antrag hervor,
den er mit unterschrieben hat. Der Antrag
setzt auf freiwilliges Flächensparen. 

Das Gespräch mit Holetschek hebt die
Wirkung des Gänsdorfer-Gesprächs wie-
der auf. Dringend braucht es Regeln, Gren-
zen, denkt man; warum, denkt man, wol-
len Hartmann und seine Freunde den Flä-
chenfraß eigentlich nur bremsen, warum
nicht dafür sorgen, dass er stoppt? 

Man sitzt da mit Holetschek in einer Ni-
sche der Landtagsgaststätte, ungefähr dort,
wo Ludwig Hartmann zwei Tage vorher
saß, zwei Politiker an einem Ort, an dem
Heimat verwaltet wird. Eine grüne Hei-
mat, eine graue Heimat. Beide versuchen,
ihr ein bisschen Färbung zu geben in einer
Zeit, da Naturschutz zur Systemfrage ge-
worden ist, wenn das stimmt. Man fragt
sich, ob das eigentlich mehr gegen den Na-
turschutz spricht oder gegen das System. 
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 Weiterdenker bauen Schulen,
in denen jeder gerne sitzen bleibt.

Die KfW fördert nachhaltige Bildungsprojekte in der ganzen Welt. Durch den Bau von Schulen in Entwick-

lungsländern können auch die ärmsten Kinder lesen, schreiben und rechnen lernen. So erhalten sie die Chance, 

später einen qualifizierten Beruf auszuüben und sich eine Existenz aufzubauen. Als nachhaltige und moderne 

Förderbank unterstützt die KfW bildungspolitische Programme in rund 50 Ländern auf fast allen Kontinenten. 

Schließlich sind die Schüler von heute die Weiterdenker von morgen. Weitere Informationen unter 

kfw.de/stories/bildungwirktnachhaltig

Mehr spannende 

Geschichten auf 

www.kfw.de/stories
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A
m israelischen Holocaust-Gedenktag geriet ich am Ha-
fen von Jaffa in eine Aktion, die mich zu Tränen rührte.
Ich war in Badelatschen unterwegs, um mir im Lebens-

mittelladen eine Cola light zu holen. Plötzlich donnerte es
am Himmel, knapp über den Häuserdächern jagten sich zwei
israelische Kampfflugzeuge wie junge Hunde. Ich ging ans
Ufer und sah ihnen dabei zu. In den deutschen Zeitungen
wurde ein Aufleben des Antisemitismus vermeldet. Ich hatte
eben die wunderbare Ben-Gurion-Biografie von Tom Segev
gelesen. Die Sonne schien aufs Meer. Ich verstand, warum
Israel seine Flieger in den Himmel schickte. Sie zeigten der
Welt Muskeln, die weit fetter waren als die der Hausmeister-
rapper aus Düsseldorf. Ein
Diss für all die Arschgesich-
ter, die dem Land an den
Kragen wollen. Nie wieder.
Ich stand wie ein Flieger -
general am Ufer des Mittel-
meers und sah in den Him-
mel. Ich spürte die Tränen
kommen. 

Zwei Tage später erzählte
mir mein Nachbar, ein israe-
lischer Dirigent, dass es nur
ein Versehen gewesen sei.
Die Flugzeuge hätten Tel
Aviv in Angst und Schrecken
versetzt. Auch wegen Gaza.
Es sei ein unangekündigter
Test für die Flugshow am
 Unabhängigkeitstag gewe-
sen. Die Armee habe sich
entschuldigt. Ich saß in sei-
nem Wohnzimmer, ein Glas
Weißwein in der Hand, und fühlte mich um meine großen
Gefühle betrogen.

Wie all die deutschen Musiker, die nun ihre Echos zurück-
geben.

In den vergangenen Monaten habe ich meinen Bekannten
erzählt, dass ich nach Israel ziehen werde. Einige beneideten
mich, vor allem um das Wetter. Es gab Freunde, die mich
aufforderten, Israel die Maske vom Gesicht zu reißen, andere
sagten, sie hofften, ich würde mit dem deutschen Israel-Ba -
shing brechen. Ich denke so nicht, muss aber sagen, dass ich
mich dem zweiten Vorschlag instinktiv näher fühlte. Ich mag
Israel sehr gern. Mich haben die aufgeschlossenen Palästi-
nenserfreunde aus Prenzlauer Berg immer genervt, vielleicht,
weil ich als Junge mit meiner Schulklasse an der Schönhauser
Allee gestanden und Jassir Arafat zugewinkt hatte, ohne zu
wissen, wer der Mann mit dem lustigen Kopftuch, der neben
Erich Honecker im Tschaika stand, eigentlich war. Vielleicht
liegen die Gründe auch tiefer.

Insgesamt empfand ich die Reaktion meiner Bekannten
erstaunlich verhalten. 

Einer sagte beim Abschiedsbesuch: Ihr werdet mit eurer
Hardcore-Israel-Haltung ziemlich allein dastehen. Ihr werdet
sehen, wie ihr euch verändert. Einer sagte: Was willst du
denn da? Israel ist für mich das unsympathischste Land, das

ich kenne. Einer sagte: Ich hoffe, wir können trotzdem Freun-
de bleiben. 

Alles Leute, die für Mainstream-Medien schreiben, wie
die, die ihre Leser auffordern, mit einer Kippa durch Berlin
zu marschieren. Vielleicht haben sie sogar gerade eine auf. 

Ein paar Tage nach dem Holocaust-Gedenktag ging ich
mit einem deutschen Kollegen, der Israel bereiste, durch
 einen Park in Tel Aviv, in dem gleich eine Gedenkfeier zum
Tag der Opfer der israelischen Kriege stattfinden sollte. Es
war eine Feier, an der auch Palästinenser teilnahmen, was
von  einigen israelischen Politikern gegeißelt wurde. Der deut-
sche Kollege sagte, er habe starke Bedenken, hier politisch
instrumentalisiert zu werden. Bei einem SPD-Parteitag setze
er sich ja auch nicht zwischen die Abgeordneten. Es war dun-
kel, aber immer noch schön warm, und ich dachte, dass ein
SPD-Parteitag das Allerletzte sei, was mir jetzt eingefallen
wäre. Ich sagte, dass ich vor zwei Jahren an sieben Pegida-
Märschen durch Dresden teilgenommen hätte, um rauszu-
finden, was die Leute denken. Das sind meine Assoziationen. 

Die Veranstaltung war dann sehr ergreifend. Auch weil sie
zeigte, wie unmöglich der deutsche Wunsch zu erfüllen ist,

immer auf der richtigen Sei -
te zu stehen. Zum Schluss
sprach der Schriftsteller Da-
vid Grossman, der im Liba-
nonkrieg seinen Sohn ver -
loren hat. Er redete über
Schmerz und eine Wut, die
er bekämpfe, weil er durch
sie den Kontakt zu seinem
Sohn verliere. Grossman war
klar, klug und kühl. Hätten
sie David-Grossman-T-Shirts
verkauft, ich hätte mir eins
geholt. Stattdessen nahm ich
das Israel-Fähnchen, das sie
mir am nächs ten Abend auf
dem Mount Herzl in die
Hand drückten, wo Benjamin
Netanyahu, eine israelische
Eurovision-Contest-Schla ger -
sängerin sowie etwa tau send
Statisten eine Show zum 

70. Jahrestag der israelischen Unabhängigkeit ablieferten,
die mich an den Scientology-Spielfilm mit John Travolta er-
innerte. Wir gingen früher, nahmen aber das  Fähnchen mit.
Am  Morgen des Unabhängigkeitstages stand ich dann wieder
auf der Straße in Jaffa und sah der richtigen Flugshow zu.
Am Anfang war ich noch ein bisschen gerührt, aber irgend-
wann langweilte es mich.

Es gibt so viele Emotionen, so viele Feiertage. Es ist schwer
für einen deutschen Rechthaber hier. 

Zwei Araber geraten am Helmholtzplatz aneinander, weil
einer eine Kippa trägt, um dem anderen zu beweisen, dass
er antisemitisch sei. Klingt wie ein Witz. Ein jüdischer. Aber
er funktioniert nur vor dem Schmerz. 

Ich habe gelesen, dass Berliner Zeitungen mit Kippa zum
Ausschneiden erscheinen, mit denen die aufgeschlossenen
Bürger der Stadt ihre Aufgeschlossenheit demonstrieren kön-
nen. Es erinnerte mich an den FC Bayern, der Giovane Elber
in seine Lederhosen zwängte. Wir müssen uns ständig öffent-
lich versichern, dass wir auf der richtigen Seite stehen. Mein
ganzes Leben lang geht das so. Jetzt also Kippa tragen. Wir
waren Papst. Der Islam gehört zu uns. Jetzt sind wir auch
noch Jude. 

Ich finde das absurd und nachvollziehbar zugleich. Das
ist natürlich keine Haltung, aber ich kann damit leben.

In Lederhosen

Leitkultur Alexander Osang über Deutsche, die

immer die richtige Seite der Welt finden 
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Flugshow des israelischen Militärs am Unabhängigkeitstag  
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Handel

Die Amazonisierung schreitet voran
53,6 Milliarden Euro dürften die Deutschen 2018 im Netz ausgeben – fast die Hälfte beim Marktführer. 

� Der deutsche Onlinehandel wird fast zur Hälfte von Ama-
zon beherrscht. Laut einer Studie des Handelsverbands
Deutschland (HDE) entfielen 2017 auf die deutsche Tochter
des US-Internetkonzerns 46 Prozent des Umsatzes, der
bundesweit im E-Commerce erzielt wird. In diesem Jahr
dürfte der Nettoumsatz im deutschen Onlinehandel 53,6
Milliarden Euro betragen, das wäre ein Plus von knapp zehn
Prozent gegenüber dem Vorjahr. Der Markt im Netz ent -
wickele sich dynamisch, so der HDE im »Online-Monitor
2018«, eine Sättigungsgrenze sei nicht in Sicht. Die Zahl der

deutschen Onlineshopper wuchs 2017 um sieben Prozent, am
stärksten in der Generation der über Sechzigjährigen. Die
Umsatzzuwächse resultierten vor allem aus dem Bereich
»Amazon Marketplace«, dem virtuellen Marktplatz des
Unternehmens, der auch anderen Anbietern offensteht. Dort
stieg der Umsatz um 2,1 Milliarden Euro gegenüber 2016;
zwölf Prozent der gesamten Onlineumsätze stammen von
ursprünglich rein stationären Händlern. Aller Netzeuphorie
zum Trotz: Das Onlinegeschäft macht noch immer nur knapp
ein Zehntel des gesamten Handels in Deutschland aus. MUM

»Wir müssen im Internet wieder einen wirklich freien Markt etablieren.«  ‣ S. 74

DER SPIEGEL  Nr. 18  /  28. 4. 2018

Lufthansa

Aufsichtsrat entlastet sich 
– und schottet sich ab

� Der Aufsichtsrat der Deutschen Luft-
hansa soll sich künftig stärker mit der
Unternehmensstrategie beschäftigen und
weniger mit Detailfragen. Der neue
 Aufsichtsratschef Karl-Ludwig Kley will
das Gremium entlasten, dies soll mit der
Hauptversammlung am 8. Mai wirksam

werden. Kley plant dazu die Satzung und
Geschäftsordnung des Aufsichtsrats zu
ändern. Teilnehmer sollen mit elektro -
nischen Hilfsmitteln leichter aus der Ferne
zugeschaltet werden können. Zugleich soll
die Grenze, von der an Investitionen oder
Beteiligungen der Zustimmung des Kon-
trollgremiums bedürfen, angehoben wer-
den. Diskutiert wird, sie von 100 auf 200
oder gar 250 Millionen Euro zu erhöhen,
was im Vergleich recht hoch wäre. »Dann
muss nicht mehr über jede größere Gar -

küche der Cateringtochter LSG entschie-
den werden«, rechtfertigt ein Gremienmit-
glied den Plan. Weil in der Vergangenheit
immer wieder Details aus Sitzungen
durchgesickert sind, will Kley zudem die
Verschwiegenheitspflicht für die Aufsichts-
räte in der Firmensatzung verankern.
Demnach sollen die Kontrolleure auch
nach dem Ausscheiden Geschäftsinterna
vertraulich behandeln. Zugezogene Bera-
ter oder Hilfskräfte sollen ebenfalls zum
Stillschweigen verdonnert werden. DID
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Amazon-Logistikzentrum bei Koblenz 



Deutsche Bahn

Ein Viertel verspätet 
� Im Fernverkehr der Bahn sind ein
Viertel der Züge unpünktlich. Nur 75,3
Prozent der Fernzüge kamen im März
mit weniger als sechs Minuten Verspä-
tung an. Nach Definition der Bahn gel-
ten alle Verbindungen als pünktlich, die
mit maximal 5,59 Minuten Verspätung
das Ziel erreichen. Die Bahn hat sich für
2018 eine Pünktlichkeit von 82 Prozent
zum Ziel gesetzt, der Durchschnittswert
2017 lag bei 78,5 Prozent. Die Bahn gibt
zur Begründung »Großstörungen auf
den Hauptstrecken« sowie einen »Win-
tereinbruch im Norden und Osten« an.
Auch im Regional- und Nahverkehr hat
die Bahn Probleme mit der Pünktlich-
keit, beispielsweise auf der Strecke zur
Insel Sylt. Schleswig-Holsteins Verkehrs-
minister Bernd Buchholz (FDP) kündig-
te an, dass das Land für den März
350000 Euro einbehalten werde, die es
normalerweise für den Betrieb an die
Bahn zahlen müsste. Auch bei der Berli-
ner S-Bahn schaffte es die Bahn nicht,
das vertraglich zugesicherte Pünktlich-
keitsziel für 2017 einzuhalten. MUM   
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Dieselaffäre

Volkswagen reagiert auf
Kritik des US-Prüfers

� Der VW-Konzern muss seinen ange-
kündigten Kulturwandel beschleunigen
und global umsetzen. Das fordert Larry
Thompson, der vom US-Justizministe-
rium eingesetzte Monitor, in seinem
Prüfbericht. In Befragungen von VW-
Mitarbeitern aller Abteilungen war ihm
aufgefallen, dass sich die Belegschaft
immer noch stärker an Zielen wie
 Produktivität und Effizienz orientiert
als an Gesetzes- und Regeltreue. Auf
Thompsons Kritik will der Autoherstel-
ler jetzt reagieren. »Wir müssen unsere
Regeln und Prozesse besser in die Köp-
fe reinbringen«, sagt Hiltrud Werner,
Vorstand für Integrität und Recht, »und
zwar bei Mitarbeitern aller Tochter -
gesellschaften weltweit.« Dazu gehöre,
die interne Kommunikation zu verbes-
sern und mehr Schulungen anzubieten.
Der neue Personalvorstand Gunnar
Kilian und Werner haben vereinbart,
»die VW-Mitarbeiter in Zukunft direk-
ter anzusprechen«. Für jede der ins -
gesamt 32 Forderungen Thompsons soll
es Verantwortliche geben, die den
 Maßnahmenkatalog weltweit umsetzen.
Vorbild sind Daimler und Siemens, die
sich nach Korruptionsaffären ebenfalls
verändern mussten. SH

Energie

Sorge um Uniper-Verkauf
� Bei E.on wächst die Spannung, ob der
mil liardenschwere Verkauf der Kraft -
werks tochter Uniper an den finnischen
Staatskonzern Fortum rechtzeitig abge-
schlossen werden kann. Grund ist eine
seit Monaten ausstehende Genehmigung
aus Russland. Dort betreibt Uniper meh-
rere Kraftwerke, die von den Russen als
»strategisch« bedeutsam eingestuft wer-
den. Den Verkauf an ein staatliches Unter -
nehmen kann Russland deshalb untersa-
gen. Bereits im Oktober hatte die zustän-
dige Aufsichtsbehörde signalisiert, dass
man  Probleme mit der Versorgung sehe.
Nun sind eine Reihe Zeitungsartikel auf-
getaucht, in denen die Finnen als unzu-
verlässige Geschäftspartner dargestellt
werden. Außerdem kursieren Gerüchte,

wonach den russischen Behörden vertrau-
liche Dokumente aus Deutschland zuge-
spielt worden sein sollen. Bei E.on und
Fortum vermuten Manager, es könnte
sich um eine Art Racheakt aus Uniper-
Kreisen handeln. Dort hatte sich das
Management lange gegen den Verkauf
der Firma gewehrt. Im Fall von Russland,
heißt es bei Uniper, beantworte man nur
die von dort kommenden Anfragen.
 Offiziell demonstriert der von Energie-
Veteran Johannes Teyssen geleitete E.on-
 Konzern Gelassenheit. Man rechne damit,
dass schon bald eine Entscheidung gefällt
werde. Sollte das nicht geschehen oder
negativ ausfallen, könnte es für Teyssen
und die Umbaupläne des Konzerns noch
einmal eng werden. Liegen bis Oktober
nicht alle Genehmigungen vor, kann
 Fortum von dem 3,8-Milliarden-Euro-
Geschäft zurücktreten. FDO

Ölpreis

Countdown läuft
� Seit Monaten bewegen die Spannun-
gen in der Weltpolitik den Ölpreis, mit
rund 75 Dollar pro Barrel steuert er auf
ein Vier-Jahres-Hoch zu.
In den kommenden zwei
Wochen wird die Nervo-
sität unter den Händlern
wahrscheinlich noch
 steigen, sie fiebern dem 12.
Mai entgegen. An diesem
Tag will US-Präsident
Donald Trump ent -
scheiden, ob er das Atom -
abkommen mit Iran
 kündigt und weitere Sank-
tionen verhängt. In diesem
Fall würden dem Welt-
markt rund 800 000 Bar-

rel am Tag entzogen, schätzen Fachleute;
insgesamt werden rund 98 Millionen
 Barrel verbraucht. »Iran ist ein wichtiger
Spieler im Markt«, sagt Rainer Wiek,
Chef des Energie Informationsdienstes.
Eine Verknappung hätte spürbare Folgen,

da der Spielraum auf dem
Weltmarkt ohnehin eng sei.
Seit Ende 2016 hat das
 Förderkartell der Opec die
Produktion gedrosselt. Auf
der anderen Seite verbrau-
chen die Abnehmerländer
dank der guten Konjunktur
mehr Öl denn je. Falls sich
die geopolitischen Risiken
vergrößern, hält Wiek
Angebotsengpässe für
möglich. Ein Preis von 
80 Dollar sei »durchaus
denkbar«. AJU
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Uniper-Kraftwerk in Russland



D
er nationale Chefwirtschaftsbe-
rater von US-Präsident Donald
Trump gilt als Freund deutlicher
Ansage, eingängiger Zuspitzung,

aber auch als Quell horrender Fehlpro -
gnosen. Noch 2008, als sich die Finanz -
krise längst abzeichnete, sagte Lawrence
Kudlow einen jahrelang anhaltenden
Boom voraus.

Den chronischen Optimismus des Chef-
ökonomen und ehemaligen Fernsehmo -
derators, der nie sein Wirtschaftsstudium
abschloss, bekam am vorvergangenen
Donnerstag auch Bundesfinanzminister
Olaf Scholz (SPD) bei seinem Antritts -
besuch im Weißen Haus zu spüren.

Wann Deutsche und Europäer endlich
wieder an Wachstumsraten von vier Pro-
zent anknüpfen wollten, so wie früher, woll-
te Kudlow wissen. Die Regierung  Donald
Trumps jedenfalls habe sich fest vorgenom-
men, diese Größenordnung vergangener
Tage wieder anzupeilen. Das könnten die
Deutschen auch, sie sollten sich nur ein
 Beispiel nehmen an den  Amerikanern und
tüchtig die Steuern senken, empfahl der
Trump-Mann. Scholz soll den Vortrag mit
einem Lachen quittiert haben.

Tatsächlich dürfen sich deutsche Steuer -
zahler nicht auf ähnliche Entlastungen ein-
stellen, wie sie die Regierung Trump be-
schlossen hat. Obwohl sich die Kassenlage
in Deutschland viel besser präsentiert als
in den USA – Bund, Länder und Gemein-
den erwirtschaften Überschüsse, die USA
hingegen fahren Defizite ein –, will Scholz
allenfalls kosmetische Korrekturen am
deutschen Steuersystem vornehmen.

Mit seiner Zurückhaltung bleibt er ganz
auf der Linie seines Vorgängers Wolfgang
Schäuble (CDU). Er hält nicht nur an des-
sen schwarzer Null fest, auch in der Steuer -
politik verordnet sich der Neuling weit -
gehenden Stillstand. Scholz entwickelt
sich immer mehr zu einer Version Schäu-
ble light. »Können Sie uns sagen, worin
der Unterschied zwischen Ihnen und Ih-
rem Vorgänger besteht?«, wurde der Ham-
burger kürzlich bei einem Auftritt in Wa -
shington gefragt. »Nein«, antwortete er
mit einem Grinsen.

Doch die Frage ist, wie lange sich
Deutschland Nichtstun erlauben kann,
denn das wirtschaftspolitische Umfeld hat
sich in den vergangenen Monaten rapide
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Schäuble light
Finanzen Mit ihrer Steuerreform setzen die USA andere Industrieländer

gehörig unter Druck, ebenfalls die Abgabenlast zu senken.

Doch Finanzminister Olaf Scholz hat andere Prioritäten. Deutschland gerät ins Hintertreffen.
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Minister Scholz: Kosmetische Korrekturen



gewandelt. Die USA haben ihre Steuer -
sätze massiv gesenkt. Die Tarife für Unter-
nehmen fielen von 35 Prozent auf 21 Pro-
zent plus lokale Steuern. Mancherorts
 liegen die nur bei fünf Prozent, manche
Bundesstaaten erheben auch gar keinen
Zuschlag,  sodass sich ein deutlicher Unter-
schied zum deutschen Niveau zeigt. Im
US-Durchschnitt beträgt der lokale Auf-
schlag rund sechs Prozent. 

Frankreich hat angekündigt, seine Steu-
ersätze unter das deutsche Niveau zu drü-
cken, Großbritannien liegt längst darunter
und will weiter senken.

Der Steuerstandort Deutschland, der
jahrelang mit attraktiven Tarifen Investi-
tionen im Land hielt oder sogar aus dem
Ausland anzog, droht ins Hintertreffen 
zu geraten. Schon berichten Wirtschafts-
verbände wie der BDI und der DIHK da-
von, dass einzelne Mitglieder ihre Investi-
tionsentscheidungen überdenken. Statt zu
Hause wollen sie künftig vermehrt in den
USA investieren. »Stillstand in der Steu-
erpolitik bedeutet Rückschritt«, sagt Mat-
thias Le farth, Steuerexperte bei der Stif-
tung Familienunternehmen.

Dringenden Handlungsbedarf sieht
Scholz jedoch nicht. »Wir hatten schon
eine Menge Steuerreformen in der Vergan-
genheit, die Deutschland wettbewerbsfä-
hig gemacht haben«, sagte er vor Kurzem.
Das stimmt, aber dies ist schon lange her.
2005 trat die letzte Stufe der rot-grünen
Reform in Kraft, die Körperschaftsteuer
wurde zuletzt 2008 modernisiert.

Derzeit beträgt die Steuerbelastung bei
Personen- wie bei Kapitalgesellschaften
rund 30 Prozent, aber nur für Gewinne,
die im Unternehmen bleiben. Diese Grö-
ßenordnung wird von einigen großen In-
dustrieländern schon unterboten (siehe
Grafik Seite 70).

Als wichtigste steuerpolitische Maßnah-
me in der Legislaturperiode propagiert
Scholz stets, den Solidaritätszuschlag ab-
zubauen. Um rund zehn Milliarden Euro
sollen die Bürger entlastet werden. »Das
ist viel Geld, und davon profitieren auch
Unternehmen«, rechtfertigt er seine Zu-
rückhaltung.

Das stimmt nur zum Teil. Der Koali-
tionsvertrag beschränkt den Abbau des
 Solis auf die Einkommensteuer. Unterneh-
mer kommen also nur dann in den Genuss
des Steuernachlasses, wenn sie Eigen -
tümer einer Personengesellschaft sind 
und weniger als 70 000 Euro Gewinn aus-
schütten. 

Fällt der Überschuss höher aus, gehören
sie zu den oberen zehn Prozent der Ein-
kommensbezieher, für die der Solidari -
tätszuschlag laut Koalitionsvereinbarung
 bestehen bleiben soll. Optiert ein Eigen-
tümer dafür, seine Gewinne im Unterneh-
men zu lassen, oder handelt es sich um die
körperschaftsteuerpflichtige Kapitalgesell-

schaft, ist unklar, ob sie überhaupt entlas-
tet werden.

Auch wenn sich Scholz und seine Leute
nicht auf einen Tarifwettlauf nach unten
einlassen wollen, so denken sie doch dar-
über nach, wie sie die eine oder andere
Stellschraube im Steuerrecht lockern kön-
nen, um Unternehmen zu entlasten. Ganz
oben auf der Agenda steht dabei die steu-
erliche Forschungsförderung. Sie soll vor
allem kleinen und mittleren Unternehmen
mit höchstens tausend Beschäftigten zu-
gutekommen.

Scholz greift damit eine Idee auf, die
schon Vorgänger Schäuble entwickeln ließ.
Die begünstigten Unternehmen dürfen
 dabei nicht nur 100 Prozent der Personal -
kosten ihrer Forscher und Entwickler steu-
erlich geltend machen, sie bekommen zu-
sätzliche 15 Prozent gewährt. Dieser soge-
nannte Überabzug führt dazu, dass sie
mehr Kosten absetzen können, als wirk-
lich an fallen. Das spart Steuern und, so
das Kalkül, stärkt die Innovationskraft des
Mittelstands. Eine Milliarde Euro will
Scholz sich die Maßnahme kosten lassen.

Das Problem dabei ist nur, dass viele
Unternehmen, die er begünstigen will, das
neue Instrument überhaupt nicht wollen.
Viele kleine und mittlere Unternehmen
würden lieber anstatt dessen die gewohnte

direkte  staatliche Projektförderung beibe-
halten.

Wirklich helfen würde der Überabzug
hingegen großen Unternehmen mit um-
fangreichen Forschungsabteilungen, die
im internationalen Wettbewerb stehen, sie
sollen jedoch nicht zum Zuge kommen.
Kämen sie in den Genuss der Vergünsti-
gung, würden die Kosten für den Fiskus
explodieren. Das will Scholz vermeiden.

Seine Steuerexperten überlegen auch,
ein bewährtes, äußerst wirksames steuer-
liches Förderinstrument wiederzubeleben:
die degressive Abschreibung. Sie gilt als
Treibsatz für Investitionen, weil sie es den
Unternehmen erlaubt, in den ersten Jah-
ren einen Großteil der Kosten von der
Steuer abzusetzen. Das macht Neuan -
schaffungen attraktiv. Derzeit dürfen Un -
ternehmen jedes Jahr nur einen gleich -
bleibenden Anteil der Anschaffungskosten
abschreiben.

Das Problem: Die Maßnahme kommt
den Fiskus in den ersten Jahren teuer zu
stehen. Außerdem würde sie den gegen-
wärtigen Boom weiter befeuern, was vor-
ausschauende Wirtschaftspolitiker stets
vermeiden.

Der deutsche Fiskus könnte sich mehr
Großzügigkeit durchaus leisten, schließlich
quellen die öffentlichen Kassen über. Es
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19% 24% 25% 27% 30% 33%

Großbritannien USA

2017

40%

Spanien DeutschlandItalien Frankreich

Unternehmensteuer

Steuerbelastung* im Ländervergleich, 2018

 Quelle: KPMG

*Durchschnitt, einschließlich lokaler Steuern

bedarf keiner prophetischen Gabe, um vor-
auszusagen, dass die Steuerschätzung in
der übernächsten Woche wieder einmal
zusätzliche Einnahmen versprechen wird.
Im Vergleich zum Herbst, als die Prognos-
tiker zuletzt zusammenkamen, hat die
Bundesregierung ihre Wachstumserwar-
tungen noch einmal deutlich nach oben
geschraubt. 2,3 Prozent erwartet sie für
dieses Jahr, 2,1 Prozent im nächsten.

Aus konjunktureller Sicht erscheint die
Zurückhaltung von Scholz vernünftig.
Deutschland befindet sich den Prognosen
zufolge auf absehbare Zeit in der Hoch-
phase der Konjunktur, da wäre es gerade-
zu töricht, mit einem großen Steuerrabatt,
gleichgültig ob für Konsumenten oder
Unternehmen, einen zusätzlichen Turbo
einzuschalten.

Eine solche Maßnahme wirkt prozyk-
lisch, wie Fachleute sagen. Das bedeutet,
dass sie eine ohnehin vorhandene Entwick-
lung verstärkt. Sie ist also überflüssig,
wenn nicht sogar schädlich. Im Boom zu-
sätzliche Steuerentlastungen zu gewähren
ähnelt dem Versuch, in ein sowieso schon
loderndes Lagerfeuer Brandbeschleuniger
zu kippen.

Die Folgen wären absehbar: Das Feuer
spendet nicht mehr gleichmäßig Wärme,
stattdessen schlagen die Flammen über, es
überhitzt. Vielleicht werden sogar Maß-
nahmen notwendig, um den Brand einzu-
dämmen.

Ähnlich verhält es sich mit der Konjunk-
tur. Gut möglich, dass sich die Entwicklung
bald schon in der Praxis beobachten lässt.
Die Vereinigten Staaten haben sich einem
ökonomischen Großexperiment unterwor-
fen, das manche Lehrbuchweisheit heraus-
fordert.

Mitten im Aufschwung hat die Trump-
Regierung eine der größten Steuerrefor-

men in der Geschichte der USA auf den
Weg gebracht. Seit Ende vergangenen
 Jahres ist sie in Kraft. Die Wirkungen sind
unverkennbar. Der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) schätzt, dass die ameri-
kanische Wirtschaftsleistung wegen des
Steuer rabatts bis 2020 um 1,2 Prozent hö-
her ausfällt als ohne Steuernachlass. Für
2018 erwartet der IWF nun ein Plus von
2,9 Prozent, für 2019 von 2,7 Prozent. Das
ist üppig, aber noch weit entfernt von den
von Kudlow anvisierten vier Prozent.

Dennoch liegt das Plus weit über der
Wachstumsrate, mit der die USA störungs-
frei zulegen können. Dieses sogenannte
Wachstumspotenzial schätzen Experten
auf knapp zwei Prozent. Wird der Wert
über Jahre überschritten, nehmen die
Spannungen in einer Volkswirtschaft zu.
Die Produktionskapazitäten stoßen an
ihre Grenzen, das Personal wird knapp,
Löhne und Gehälter steigen und am Ende
auch die Preise. Diese Entwicklung könnte
die Notenbank Federal Reserve auf den
Plan rufen, die mit Zinserhöhungen ver-
sucht, der Überhitzung entgegenzuwirken.

Die Folgen wären bizarr: Finanz- und
Geldpolitik steuern in unterschiedliche
Richtungen. Während die Regierung Gas
gibt, tritt die Notenbank auf die Bremse.

Trumps schlechtes Timing offenbart
sich vor allem daran, dass der Wachstums-
schub durch seinen Steuerrabatt nach 
IWF-Berechnungen schon 2022 wieder
ausklingt. Das könnte genau der Zeitpunkt
sein, an dem die Wirtschaft zusätzlichen
Schub gut gebrauchen könnte, weil die
Konjunktur lahmt.

Fraglich aber ist, ob die amerikanische
Regierung dann im notwendigen Ausmaß
gegensteuern kann, weil sie ihren finan-
ziellen Spielraum durch die aktuelle Re-
form schon weitgehend verbraucht hat. In

den kommenden Jahren treibt der Ab -
gabenrabatt die amerikanische Staatsver-
schuldung auf eine Quote von fast 120 Pro-
zent, gemessen an der Wirtschaftsleistung.

Im Bundesfinanzministerium mahnen
Steuerexperten deshalb zur Vorsicht. Sie
plädieren dafür, Abschreibungsvergüns -
tigungen erst im nächsten Abschwung zu
aktivieren. 

Auch politische Zwänge begrenzen den
Spielraum für Scholz. Steuersenkungen
für Unternehmen sind in seiner Partei
 traditionell unpopulär. Außerdem ahnt er,
dass er auf den Kosten einer Entlastung
allein sitzen bliebe. Die Länder haben
schon häufiger zu verstehen gegeben, dass
für Ausfälle einer künftigen Steuerreform
allein der Bund geradestehen soll.

Deshalb verfolgt Scholz derzeit erst ein-
mal andere steuerpolitische Prioritäten. Es
gilt, die Wohltaten auf den Weg zu bringen.
Und die haben weniger mit der Verbesse-
rung von Standortqualitäten zu tun als mit
Sozialpolitik.

Als erste steuerliche Maßnahme will
Scholz eine Kleinkorrektur am Einkom-
mensteuertarif in Angriff nehmen. Weil
die Preise steigen, sieht sich jeder Finanz-
minister regelmäßig gezwungen, das steu-
erfreie Existenzminimum anzuheben.
Nächstes Jahr soll es wieder so weit sein.
Für Erwachsene will Scholz den Grund-
freibetrag um rund 270 Euro steigern, für
Kinder um rund 130 Euro. Rund zwei
Milliarden Euro beträgt die Entlastung.

Damit die Maßnahme rechtzeitig in
Kraft tritt, will sich Scholz beeilen. Den
für Oktober anstehenden Existenzmini -
mumbericht, der Grundlage für die Anpas-
sung ist, mag er nicht abwarten. Stattdes-
sen wird er schon Mitte Mai einen ersten
Gesetzentwurf an die Ressorts verschi-
cken. Der wird dann abgestimmt, an den
Bundestag weitergeleitet und dort be-
schlossen, sodass die Steuerzahler pünkt-
lich ab 1. Januar 2019 entlastet werden.

Dennoch müssen all jene, die eine weit-
reichende Steuerreform für erforderlich
halten, nicht endgültig verzagen. Frühere
Entlastungen kamen ebenfalls selten mit
Vorankündigung. Sie folgten dem Zwang
der Umstände. Die rot-grüne Steuer -
reform war eine Antwort auf die chroni-
sche Standortschwäche zu Beginn der Nul-
lerjahre, die vorerst letzte Entlastung von
2010 war eine Reaktion auf die große
 Rezession in der Folge der Finanzkrise.
Die Regierung wollte die Kaufkraft der
Bürger stärken. 

Möglich bleibt deshalb, dass Scholz
auch erst handelt, wenn sich die Wirt-
schaftslage eintrübt. Die Wahrscheinlich-
keit, dass das in den nächsten drei Jahren
passiert, ist vergleichsweise hoch. Bislang
währte noch kein Aufschwung ewig.

Christian Reiermann
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U
we Raubert sieht aus wie ein Mann,
der einiges aushält. Zwei Meter
groß, breites Kreuz, hellwacher

Blick. Mehr als 40 Jahre lang hat er für
Opel gearbeitet. Am Hauptsitz Rüssels-
heim baute er Anlagen, die für die Pro-
duktion von Modellen wie Insignia oder
Zafira benötigt wurden. Bei Opel fühlte
sich Raubert derart wohl, dass er sogar
nach Feierabend noch weitermachte: als
ehrenamtlicher Kassenwart des Sportclubs
Opel 06 Rüsselsheim. 

Doch Rauberts Loyalität wurde nicht
belohnt. Seit Sommer 2017 hat Opel keine
Arbeit mehr für ihn. In seiner Abteilung,
dem Anlagen- und Vorrichtungsbau, gebe
es praktisch nichts mehr zu tun, sagt Rau-
bert. Vom neuen Eigentümer, der PSA-
Gruppe aus Frankreich, kämen einfach
nicht genügend Aufträge. 

Mittlerweile baut Raubert keine An -
lagen mehr, sondern informiert sich über
Abfindungsangebote bei der Personal -
abteilung. Dort sei der Andrang so groß
wie nie, erzählt er: »Es ist erschreckend,
wie viele Leute wegwollen.«

Am vergangenen Dienstag reiste er mit
Kollegen nach Eisenach, um gemeinsam
mit 1400 Opelanern gegen drohende Spar-
maßnahmen zu protestieren. »Wenn es so
weitergeht«, sagt er, »wird Opel sich nicht
mehr über Wasser halten können.«

Damit drückt Raubert aus, was mittler-
weile viele Opel-Mitarbeiter befürchten:
dass der PSA-Konzern den Rüsselsheimer
Autobauer kaputtspart. Dass er massen-
haft Personal abbaut – und von der Tradi-
tionsmarke am Ende nur die Hülle übrig
lässt. Die IG Metall warnt bereits vor
 einem »Tod auf Raten«. 

Die Politik ist alarmiert, doch ihre Re-
aktion wirkt hilflos. Thüringens Minister-
präsident Bodo Ramelow (Linke) fordert,
der Standort Eisenach dürfe nicht »auf
eine kalte Art Stück für Stück ins Abseits
manövriert« werden. Schließlich sei das
ostdeutsche Werk ein »industriepolitisches
Zeichen der deutschen Einheit«. 

Während die Opelaner in Eisenach für
den Erhalt ihrer Jobs demonstrierten, ließ
PSA-Chef Carlos Tavares sich von seinen
Aktionären bejubeln. Sie segneten sogar

einen Bonus für den Manager ab. Er soll
eine Million Euro erhalten – für die Über-
nahme und Sanierung von Opel. 

Vielen Mitarbeitern erscheint das wie
Hohn. Den Sparplan hat Tavares nicht
 allein erarbeitet, sondern mithilfe der
 Opelaner. 150 Führungskräfte waren am
Sanierungskonzept »Pace« – zu Deutsch:
Geschwindigkeit – beteiligt. 

Doch die Opel-Mitarbeiter erhalten kei-
ne Prämie, im Gegenteil. Geht es nach der
Firmenleitung, sollen sie auf Teile ihrer ver-
traglich zugesicherten Lohnerhöhungen
verzichten. Den Beschäftigten in Großbri-
tannien und Spanien hat PSA bereits Ein-
schnitte verordnet. Jetzt sind die deutschen
Standorte dran, das Opel-Management in
Rüsselsheim zieht mit: »So weiterzuma-
chen wie in der Vergangenheit ist keine Op-
tion«, sagt Opel-Chef Michael Lohscheller. 

Bis heute vermeidet es das Manage-
ment jedoch, konkrete Zahlen zu nennen.
Wenn überhaupt, geschieht das in diskre-

ten Sitzungen, zum Beispiel am 22. No-
vember. Da schockten Opel-Manager den
Betriebsrat mit weiteren Sparideen. Das
Budget für Forschung und Entwicklung
solle bis 2020 von 1,4 Milliarden Euro auf
742 Millionen nahezu halbiert werden. Für
einige Anwesende war das ein Alarmsi -
gnal: PSA wolle an Opels Zukunft sparen. 

Der intern vorgelegte Plan widersprach
den Versprechen, die PSA-Chef Tavares
zuvor den Ingenieuren in Rüsselsheim ge-
macht hatte. Opel-Fahrzeuge sollten deut-
sche Technik enthalten, die Marke werde
auf diese Weise »noch deutscher«. 

Den Rüsselsheimer Entwicklern sagte
Tavares wohlklingende Kompetenzen zu,
etwa für neuartige Brennstoffzellen oder
Fahrerassistenzsysteme. 5800 der heute
gut 7000 Ingenieurstellen im Entwick-
lungszentrum sollen so gerettet werden.
Die IG Metall hält die Kalkulation jedoch

für unrealistisch. Die neuen Geschäftsfel-
der seien zu klein, zu unbedeutend. 

In der Bundesregierung sieht man sor-
genvoll, wie radikal der mächtige Mann
aus Paris saniert und Zusagen bricht, die
er der Vorgängerregierung gegeben hatte.
Ein zweites Auto habe er in Eisenach pro-
duzieren, das Entwicklungszentrum in
Rüsselsheim ausbauen wollen. Jetzt ma-
che er genau das Gegenteil, heißt es aus
dem Wirtschaftsministerium. 

Minister Peter Altmaier (CDU) hat be-
reits mit Tavares telefoniert, eine Einla-
dung zu einem Treffen in der vorvergan-
genen Woche sagte der Franzose ab. In
der Bundesregierung geht man davon aus,
dass er sich von seinem Kurs nicht abbrin-
gen lässt. In Berlin sieht man die eigene
Machtlosigkeit: Es gebe keine rechtliche
Handhabe, die vor einem Jahr gegebenen
Versprechungen einzufordern.

Vor allem in Eisenach geht die Angst
vor Jobabbau um. Seit Monaten warten

die Beschäftigten auf versprochene Inves-
titionen. Ab 2019 soll hier ein neuer Ge-
ländewagen gebaut werden. Doch PSA hat
den Plan erst einmal gestoppt, um Zuge-
ständnisse zu erzwingen. 

Die Not der Opelaner lockt bereits
 Besucher an, die keiner eingeladen hat.
Eine Gruppe von AfD-Funktionären ver-
suchte am Dienstag, das Werksgelände zu
betreten. Auf ihren blauen Fahnen stand
in weißen Versalien »ALARM«. Eine
Menschenkette stellte sich dem AfD-
Trupp in den Weg. Mittendrin: Uwe
 Raubert, der Anlagenbauer aus Rüssels-
heim. 

Solange er noch Opelaner ist, will Rau-
bert keine Rechtspopulisten in der Firma
dulden. Opel sei eine weltoffene, inter -
nationale Firma, findet er.

Simon Hage, Gerald Traufetter
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Autoindustrie Das Vertrauen der
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det. Sie befürchtet, dass er 

die Traditionsmarke kaputtspart.
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Opel-Mitarbeiter bei Kundgebung in Eisenach: »Ins Abseits manövriert«



Ruß-Öl-Pellets

Nickel Vanadium
Polycyclische
aromatische

Kohlenwasserstoffe

Schadstoffe 
(Auswahl)

Quelle: Landesamt für Natur, Umwelt- und Verbraucherschutz NRW

Rund 30000 Tonnen

fallen bei BP jährlich als Nebenprodukt

aus der Raffinerie in Gelsenkirchen an.
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A
m Landgericht Bochum ist ein Um-
weltverfahren anhängig, bei dem
manchen Beobachter das Gefühl be-

schleicht, in einem Entwicklungsland zu
leben.

Es geht um illegale Müllentsorgung mit-
ten in Deutschland. Um giftige Raffinerie-
rückstände, die umdeklariert und durch
die Republik kutschiert wurden – und am
Ende als vermeintlich harmlose Rußpellets
auf einer Deponie landeten. Es geht um
Zehntausende Tonnen »Sauzeug«, wie der
Richter es nennt. Als Hauptverdächtige
hat die Bochumer Staatsanwaltschaft zwei
Männer angeklagt: einen Müll-
makler aus Gahlen und einen Ab-
falljongleur aus Bottrop, der erst
seinen Suizid vortäuschte, dann
aber in Namibia aufgegriffen
wurde und nun in Untersu-
chungshaft sitzt. 

Warum die Ermittler nur die
beiden und ein paar kleine Kum-
pane ins Visier nahmen, bleibt
das Geheimnis der Staatsanwalt-
schaft. Der Vorsitzende Richter
Markus van den Hövel zumin-
dest verstand es nicht. 

Er bohrte tiefer, stieß auf Un-
gereimtheiten und sagte im März
mit Blick auf den Mann aus Gah-
len, wie schwer es ihm falle, nur
über ihn zu verhandeln »und alle
anderen unberührt zu lassen«. 

Mit »alle anderen« meinte
 Hövel wohl auch den britischen
Ölkonzern BP und dessen Ruhr Oel
GmbH in Gelsenkirchen. In der dortigen
Raffinerie, in der aus Rohöl Benzin gewon-
nen wird, fällt das schwarze Gemisch bis
heute an – giftiger Ruß, der mithilfe von
Öl zu Pellets oder Klumpen gebunden
wird, 30 000 Tonnen im Jahr. Neben BP
hatte Hövel offenbar auch zwei andere
Verfahrensbeteiligte im Blick: die für das
Werk zuständige Bezirksregierung Müns -
ter und die Bochumer Staatsanwaltschaft,
die seit Jahren von der Sache weiß.

Hövels Akribie hat dazu geführt, dass
hinter dem Ölpellet-Fall die Abgründe
 eines riesigen Umweltskandals sichtbar
werden. Riesig auch deshalb, weil ziemlich
genau zu erkennen ist, wie lax Konzern-
manager mit Umweltvorschriften umgin-
gen, wie naiv eine Aufsichtsbehörde dies
abnickte und wie tatenlos die Ermittler zu-
schauten.

hektische Betriebsamkeit eingesetzt. Eine
Taskforce sollte Wege finden, die Pellets
günstig loszuwerden. Doch das war nicht
einfach: Auf dem Sicherheitsdatenblatt
dazu prangte ein Totenkopf. Das Material
sei umweltgefährdend und könne »Krebs
erzeugen«, so der Gefahrenhinweis. 

Probleme bereiteten speziell die ver-
klumpten Pellets, denn für diese Sorte ge-
fährlichen Abfalls gab es keine Verwen-
dung, nicht mal im Kraftwerk. Die Entsor-
gungskosten dafür, so der Taskforce-Leiter,
würden »explodieren«, die nötige Ver-
brennung in Sondermüllanlagen taxierte
er auf 600 Euro pro Tonne und rund 
20 Millionen Euro im Jahr. Sein Bericht
aus dem Juni 2009 trägt den Titel »Redu-
zierung Pelletskosten«.

Bei BP schien nun eine Phase großer
Kreativität einzusetzen. Das Management
habe sich entschlossen, so der Ex-Mitar-
beiter vor Gericht, den Abfall zum Pro-
dukt aufzuwerten. Zu ungefährlichem In-
dustrieruß, zu »schwarzem Gold«, wie ein

anonymer Hinweisgeber die Auf-
sichtsbehörde in Münster bereits
im Juni 2010 warnte. 

Dazu mussten allerdings die
Abfallbezeichnungen geändert
werden, und auch ein entschärftes
Datenblatt musste her. Die Sache
schien zu klappen: Der Konzern
schloss Verträge mit dem nun an-
geklagten Gahlener Müllmakler,
und über einige Umwege landete
der giftige Abfall dann dort, wo
er nie hingedurft hätte: auf einer
Deponie in Hünxe. Etwa tau-
send Lkw-Ladungen, manche Be-
teiligte sprechen von über 10 000
Ladungen, wurden dort vergra-
ben, mindestens 30 000 Tonnen.
Die ölige Essenz sickert langsam
Richtung Grundwasser. Man
 könne auf die Idee kommen, so
Richter Hövel, dass sich da je-

mand »aus der Verantwortung stehlen
wollte«.

Auf Fragen dazu reagiert BP entrüstet.
Die Taskforce habe zu keinem Zeitpunkt
das Ziel verfolgt, Rußpellets umzudekla-
rieren, lässt eine Sprecherin wissen. Man
habe vielmehr versucht, den Herstellungs-
prozess so zu verändern, dass sich die Aus-
wirkungen auf Umwelt und Gesundheit
reduzierten. 

Gelungen ist das offenbar nicht: In
 einem internen Vermerk vom Juli 2010
heißt es, die Pellets enthielten so viel Va-
nadium und Nickel, dass selbst die E.on-
Kriterien nicht erfüllt seien. Das Kraft-
werk, sowieso eines der dreckigsten in Eu-
ropa, dürfe die »krebserregenden« Pellets
»generell« nicht mehr einsetzen. 

Für BP wurde es jetzt eng, das musste
auch die lokale Geschäftsführung wissen.
Sie war in die Taskforce-Arbeit eingeweiht,
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Schwarzes Gold
Umwelt Über Jahre deklarierte der Ölkonzern BP giftige

Raffinerierückstände als harmloses Industriegut.
Die zuständige Aufsichtsbehörde ließ das durchgehen.  

lekraftwerk. Das war praktisch, denn die
rußigen Rückstände, deren typischer Ge-
ruch sich über Scholven legte, häuften sich,
wurden zum Problem. Anfang der Siebzi-
gerjahre gelang es, die Pampe mit viel Öl
zu binden. Wenn der giftige Brei nicht ver-
klumpte, konnte er zu pastillengroßen Pel-
lets geformt werden, die im benachbarten
Kraftwerk verfeuert wurden – alles abge-
nickt vom damaligen Gewerbeaufsichtsamt. 

So wäre es, in gegenseitigem Einverneh-
men, wohl noch lange weitergegangen.
Doch 2009 brach die Konjunktur ein, der
aus der Veba hervorgegangene E.on-Kon-
zern musste den Betrieb des Kraftwerks
drosseln und hatte kaum mehr Verwen-
dung für die Pellets aus der Raffinerie, die
inzwischen BP betrieb. 

Bei dem Ölmulti, berichtete ein zuvor
wegen Korruption verurteilter früherer
Mitarbei ter jetzt vor Gericht, habe damals

Gelsenkirchen, Ortsteil Scholven: Gekö-
chelt und hydriert wird hier schon seit Mitte
der Dreißigerjahre. Getrieben vom Autar-
kie-Wahn der Nazis gelang es sogar, aus
Steinkohle synthetisches Benzin zu gewin-
nen. Nach dem Krieg wurde mit der Verar-
beitung von Rohöl begonnen. Scholven um-
gab nun die typische Chemiekulisse mit
 einem Gewirr aus silbernen Rohrleitungen
und Schloten, aus denen Flammen züngel-
ten. Der Energiekonzern Veba, der den
Komplex in den Siebzigerjahren übernahm,
herrschte nicht nur über die Raffinerie, son-
dern auch über das benachbarte Steinkoh-



ihr Vorsitzender saß damals ebenfalls im
Vorstand der Deutschen BP AG. »Das
Zeug türmte sich auf den Werkshalden«,
sagt ein Ex-Mitarbeiter, der damals mit der
Sache befasst war. »In den Lieferpapieren
sollte nur noch von Rußpellets die Rede
sein, das klang ungefährlicher. Man musste
dem Kind ja einen neuen Namen geben.« 

BP sagt, man habe in keiner Weise aus
Ab fall ein Produkt gemacht, vielmehr sei
man selbst Opfer des Gahlener Müllmaklers
gewesen. Der Mann ist in einem vorherigen
Korruptionsprozess bereits verurteilt wor-
den, er hatte BP-Leute bestochen, um sich
Aufträge zu sichern. Nur: Ist er auch Urheber
der Klassifizierung der Pellets als harmloses
Industriegut, aus der sich für den Ölkonzern
eine viel bequemere und viel günstigere Ent-
sorgung ergab? Zweifel sind erlaubt. 

Bei BP wusste man längst, was für ein
gefährliches Gemisch man da vor sich hat-
te. Die Pellets, heißt es in einer Mail des
Taskforce-Chefs, müssten eigentlich er-
neut einen Totenkopf bekommen. Statt-
dessen war die dreckige Ware spätestens
von 2011 an mit einem neuen, sauberen
Datenblatt von BP unterwegs. Die Pellets
hießen jetzt Petrolkoks. Unter der Rubrik
Gefahrenhinweise stand: »Keine besonde-
ren Wirkungen oder Gefahren bekannt«. 

Aus dem Gift war ein Gut geworden,
und BP war ein großes Problem los. Erst
Jahre später, im Zuge erster Ermittlungen,

wurden Gutachter eingeschaltet, auch
vom Landesamt für Natur, Umwelt und
Verbraucherschutz (Lanuv). Mit einfa-
chem Industrieruß, stellten sie überein-
stimmend fest, habe das Zeug nichts zu
tun. Es sei gefährlicher Abfall und müsse
entsprechend entsorgt werden.

BP hatte allerdings lange einen wichti-
gen Partner an seiner Seite, der das
 Vorgehen des Konzerns absegnete: die
 Bezirksregierung Münster, eigentlich
 Kontrolleur des Unternehmens. Ein Be-
sprechungsprotokoll aus dem Juli 2009
zeigt, wie viel Nachsicht man walten ließ.
Über Nickel- und Vanadiumgehalte, sagte
die zuständige Mitarbeiterin aus dem De-
zernat Immissionsschutz später aus, sei
nie gesprochen worden. Vollständige Si-
cherheitsdatenblätter hätten ihr nicht vor-
gelegen. Hätte sie allerdings gewusst, dass
die Pellets einen negativen Marktwert hat-
ten und Ruhr Oel für die Abnahme der
Pellets außerhalb von E.on 93 Euro pro
Tonne zahlte, dann wären bei ihr »die
Alarmglocken angegangen«. Dann hätte
sie mit dem Produktstatus ein Problem ge-
habt. Ja dann, aber so eben nicht.

Bei BP war man zufrieden, die teure
Entsorgungspflicht der Pellets vom Tisch.
Die Taskforce warnte allerdings, man habe
nicht anwendungsgerechte Pellets geliefert,
für die man als Erzeuger laut Abfallrecht
bis zur Beseitigung verantwortlich bleibt.

Hat sich BP den neuen Status ihrer Öl-
Pellets also erschlichen?

Nein, sagt BP, man sei vielmehr der Ein-
schätzung eines Gruppenleiters gefolgt,
wonach Rußpellets, auch gemäß der euro-
päischen Chemikalienverordnung, nicht
als gefährlicher Stoff eingestuft werden.

Die Pellets waren brandgefährlich: In
zwei Lagern lösten sie Feuer aus, einmal
musste deswegen eine nahe Autobahn bei
Duisburg gesperrt werden. Das Thema,
warnte der Taskforce-Chef, werde auf BP
zukommen.

Doch auf BP kam bisher gar nichts zu,
nicht eine einzige Anklage, obwohl die Er-
mittler seit 2013 von den Verrenkungen
der Taskforce wissen. Zwar wurde die Ein-
stufung der prekären Ware Ende 2014 »an-
gepasst«, wie das Regierungspräsidium
Münster einräumt. Doch noch immer ver-
wendet BP nicht den damals von der Be-
zirksregierung vorgesehenen Abfallschlüs-
sel 130899, sondern einen, mit dem sich
besser wirtschaften lässt.

Nach wie vor fällt so viel schwarzer
Dreck an, dass BP mitunter einen Land-
wirt aus der Nachbarschaft anheuert, um
das Zeug zum nahen Kraftwerk zu fahren.
Auf dessen Website steht, was er alles
transportiert: Getreide, Kartoffeln, Mais –
und nun eben auch Rußpellets. 

Nils Klawitter
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BP-Raffinerie in Gelsenkirchen: »Keine besonderen Wirkungen oder Gefahren bekannt«



SPIEGEL: Herr Schrems, Sie haben vor gut
sechs Jahren Beschwerde gegen Facebook
eingelegt, unter anderem weil das Netz-
werk Nutzerdaten an App-Betreiber wei -
tergegeben hatte. Hätte es den aktu ellen
Datenskandal überhaupt gegeben, wenn
die zuständigen irischen Daten schützer da-
mals eingeschritten wären?
Schrems: Ganz klar: nein. Ich habe in
 meiner Beschwerde genau das angepran-
gert, was jetzt mit Cambridge Analytica
erneut geschehen ist. Die irische Behörde
hätte diese Praxis damals eindeutig ver -
bieten müssen.
SPIEGEL: Facebook-Gründer Mark Zucker-
berg hat sich öffentlich entschuldigt und
musste sich von Kongress und Senat befra-
gen lassen. War das für Sie ein Triumph?
Schrems: So persönlich sehe ich das nicht.
Aber, zugegeben: Ich fand es schon faszi-
nierend und habe es mir natürlich live an-
geschaut, mit Popcorn.
SPIEGEL: In seiner Befragung hat Zucker-
berg Besserung gelobt. Kaufen Sie ihm 
das ab?
Schrems: Das kann ich nicht ernst neh-
men. Wir hören seit der Gründung von

Face book immer neue Entschuldigungen,
ich habe aufgehört, sie zu zählen. Der Auf-
tritt war natürlich ein großes Schauspiel,
von allen Beteiligten. Einige Aussagen
 waren aber wirklich interessant. Zucker-
berg behauptete beispielsweise, er wisse
nicht genau, wie das Tracking funktioniert,
mit dem Facebook das Verhalten seiner
Nutzer zu Werbezwecken auch außerhalb
des Netzwerks weiterverfolgt. Das kann
für spätere Auseinandersetzungen juris-
tisch hilfreich sein. Denn wie soll ich als
Nutzer in etwas einwilligen, was angeblich
nicht einmal der Chef selbst versteht und
erklären kann?
SPIEGEL: Sie haben einmal nach den Da-
ten gefragt, die Facebook über Sie spei-
chert, und mehr als 1200 DIN-A4-Seiten
erhalten, inklusive von Ihnen gelöschter
Chat-Nachrichten. Ist das Unternehmen
seither transparenter geworden? 
Schrems: Nicht wirklich. Facebook hat
wegen dieser Beschwerde eine Funktion
eingerichtet, über die Nutzer sich Daten
herunterladen können, die Facebook über
sie speichert. Das sind aber natürlich nicht
alle, sondern eher nur diejenigen, die der

Nutzer ohnehin am Bildschirm sieht. Über
das, was im Hintergrund in Datenzentren
an Sekundärdatenverarbeitung und Pro-
filbildung passiert, erfahren wir bei allen
populären Diensten bislang allenfalls et-
was durch Leaks – wie etwa bei Tinder,
wo herauskam, dass die App in einem ge-
heimen Scorewert die Attraktivität der
Nutzer bewertet. 
SPIEGEL: Mark Zuckerberg betont jetzt,
gesetzliche Einschränkungen für die eige-
nen Geschäfte nicht grundsätzlich abzu-
lehnen, solange es die »richtige Regulie-
rung« sei. Sogar die Ende Mai in Kraft
 tretenden, strengeren europäischen Da -
tenschutzregeln nannte er »grundsätzlich
positiv« und versprach, wesentliche Be-
standteile künftig für Nutzer weltweit zu
übernehmen.
Schrems: Das ist ihm wahrscheinlich he -
rausgerutscht. Facebook gehörte mit Goo-
gle und Microsoft zu den Unternehmen,
deren Lobbyisten alles versucht haben,
diese neue Verordnung zu verwässern.
Und vorige Woche hat Facebook mal eben
mehr als zwei Drittel seiner Nutzerver -
träge handstreichartig von Irland in die
USA verlegt, nur um sie möglichst aus der
Reichweite der neuen Regeln zu bringen.
Das zeigt doch, was von seinen Verspre-
chungen zu halten ist.
SPIEGEL: Auch in der US-Politik gelten
die europäischen Vorstellungen von Pri-
vatsphäre und Datenschutz aber plötzlich
als mögliches Vorbild. 
Schrems: Es ist tatsächlich das erste Mal,
dass es dort so etwas wie eine breitere De-
batte über den Missbrauch von Daten und
die Missachtung der Privatsphäre durch
Konzerne gibt. Noch vor Kurzem haben
in den USA viele über das angeblich längst
angebrochene Post-Privacy-Zeitalter ge-
sprochen und sich über die europäischen
Vorstellungen und Gesetze lustig gemacht.
Wir wurden als Hinterwäldler verspottet,
die den digitalen Wandel nicht verstehen,
jetzt sind wir die Progressiven. 
SPIEGEL: Genau diese herablassende Hal-
tung hat Sie einst vom Studenten zum Ak-
tivisten gemacht, oder?
Schrems: Ich hatte an der Uni in Santa
Clara im Silicon Valley einen Kurs in Da-
tenschutzrecht belegt. Da schauten Vertre-
ter der großen Unternehmen vorbei, auch
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»Das schmerzt selbst Facebook«
SPIEGEL-Gespräch Der österreichische Aktivist Max Schrems über seinen Kampf

gegen den Missbrauch persönlicher Daten, die Ende Mai in Kraft tretenden EU-Regeln und 

seine neue Organisation, mit der er zusätzliche Nutzerrechte durchsetzen will
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Proteste bei Zuckerberg-Anhörung im US-Senat am 10. April: »Wir wurden verspottet«



von Facebook. Ich würde deren Haltung
aber gar nicht abfällig nennen, eher realis-
tisch. Es gab für sie einfach wirtschaftlich
keinen Anlass, europäisches Datenrecht
ernst zu nehmen. Die Kosten für die Ein-
haltung der Gesetze wären vielfach höher
gewesen als die drohenden Strafen. Es war
eine simple Kosten-Nutzen-Rechnung,
und das hat mich geärgert, auch als Jurist.
Wenn ich falsch parke, bekomme ich ein
Strafmandat. Aber die Privatsphäre, die
in der europäischen Grundrechtecharta
steht, wird nicht wirksam durchgesetzt.
Auch bei gröbsten Verstößen durch Face-
book & Co. war das doch bisher wie im
Streichelzoo, da hat sich Europa lächerlich
gemacht.
SPIEGEL: Wie erklären Sie sich den plötz-
lichen Sinneswandel in den USA? Hat
wirklich die Datenweitergabe an Cam -
bridge Analytica dazu geführt?
Schrems: So etwas war auch nach unserer
Beschwerde 2011 an der Tagesordnung, es
krähte kein Hahn danach. Für mich ist es
ein Teil der Trump-Aufregung. Das libe-
rale Amerika ist verunsichert und sucht
noch immer nach einer Erklärung dafür,
wie er ins Weiße Haus kommen konnte.
Da kommt die undurchsichtige Rolle der
sozialen Netzwerke gerade recht: die
 russische Einflussnahme, Fake News und
jetzt noch die angebliche Rolle von Cam-
bridge Analytica, die ja gar nicht bewiesen
ist – ich zweifle jedenfalls an deren angeb-
lich wahlentscheidenden Fähigkeiten. Wie
nachhaltig das Interesse an mehr Privat-
sphäre dort in der Politik wirklich ist, wird
sich erst zeigen.
SPIEGEL: Kann es denn so etwas wie ein
datenschutzkonformes Facebook über-
haupt geben?
Schrems: Absolut. Die Daten, die notwen-
dig wären, um die Grundfunktionen der
Plattform zu nutzen, sind nicht das Pro-
blem – es geht um deren dauernde Samm-
lung, Anreicherung und Weiterverwen-
dung. WhatsApp kann doch beispiels-
weise problemlos alle Daten erheben und
verwenden, die notwendig sind, um meine
Nachricht an den Empfänger zu schicken.
Aber es muss die Metadaten eben nicht
unbedingt an Facebook weitergeben oder
verkaufen.
SPIEGEL: Die neuen EU-Datenschutz -
regeln sollen den Missbrauch persönlicher
Daten wirksam bändigen. Sie waren als
Sachverständiger an vielen Beratungen
dazu beteiligt. Was sind die entscheiden-
den Änderungen?
Schrems: Die Verordnung macht das eu-
ropäische Datenschutzrecht für die Nutzer
und Behörden endlich durchsetzbar. Ich
kann als Betroffener beispielsweise nun
 allein wegen der Verletzung meiner Rech-
te auf Schadensersatz klagen. Und das
neue Regelwerk sieht erstmals abschre-
ckende Strafen vor: Firmen zahlen bis zu
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Max Schrems, 30, legte mit der
Kampagne »Europe versus Facebook«
noch als Jurastudent 2011 mehr als 
20 verschiedene Beschwerden gegen das
soziale Netzwerk bei der zuständigen
 irischen Datenschutzbehörde ein. Damit
begann der Österreicher seine Karriere
als Datenschutzaktivist, die ihn inter -
national bekannt machte. Seinen bislang
größten Erfolg feierte er im Kampf gegen
das sogenannte Safe-Harbor-Abkommen
mit den USA, mit dem der transatlan -

tische Datenverkehr geregelt war. Nach
den Enthüllungen von Edward Snowden
hatte eine Klage von Schrems dafür ge-
sorgt, dass sich der Europäische Gerichts-
hof mit dem Abkommen befasst und es
2015 für rechtswidrig erklärt hat. Auch
gegen das Nachfolgeabkommen geht
Schrems  juristisch vor. Mit seiner Ende
vorigen Jahres gegründeten Organisation
»Noyb – None of your business« will er
die Ende Mai in Kraft tretenden strenge-
ren EU-Datenschutzregeln durchsetzen.
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20 Mil lionen Euro für Verstöße, das kann
auch eine Einpersonenfirma treffen, die
Schindluder mit persönlichen Daten ihrer
Kunden treibt. Alternativ sind es bis zu vier
Prozent vom globalen jährlichen Umsatz,
je nachdem was höher ist. Das schmerzt
selbst Giganten wie Facebook & Co. 
SPIEGEL: Es gibt allerdings auch eine Men-
ge Kritik an dem Werk. Viele kleinere
Unternehmen klagen, seine Umsetzung
überfordere sie, Blogger und Fotografen
wähnen sich in ihrer Existenz bedroht.
Schrems: Da wird teilweise absichtlich
 unnötige Aufregung geschürt. Viele Unter-
nehmen machen außerdem zum ersten
Mal eine Art digitalen Hausputz und stel-
len teils  erschrocken fest, was bei ihnen
im Argen liegt. Für mich ist das ein positi-
ver und erwünschter Vorabeffekt. Aller-
dings sehe ich auch, dass die Verordnung
technisch und juristisch einige Schwächen
hat. Sie gehen meiner Meinung nach auf
die Versuche von Konzernen und teils
auch Mitgliedsländern zurück, sie zu ver-
wässern. Das schafft teils extreme Rechts-
unsicherheiten. Für mich ist das ein Para-
defall schiefgelaufenen Lobbyings.
SPIEGEL: Haben Sie ein konkretes Bei-
spiel?
Schrems: Unternehmen können Aus-
kunftsrechte ablehnen, wenn sie »exzes-
siv« ausfallen. Was soll das bedeuten? Ich
will natürlich möglichst alle Daten, die das
Unternehmen von mir hat. Es ist ja genau
die Idee des Auskunftsrechts, Daten zu er-
halten, von denen ich nichts weiß – kann
also eine offene Anfrage nach sämtlichen
Daten schon »exzessiv« sein? Es gibt leider
eine Fülle solcher schwammigen Bestim-
mungen. Ich bin deshalb sicher, dass es
spätestens in einigen Jahren eine Über -
arbeitung braucht.
SPIEGEL: Es gibt auch eine grundsätzliche-
re Kritik, die den Datenschutz als innova-
tionsfeindlich kritisiert. Die neue deutsche
Digital-Staatsministerin Dorothee Bär be-
klagte kurz vor ihrem Amtsantritt einen
Datenschutz »wie im 18. Jahrhundert«
und forderte stattdessen eine »smarte Da-
tenkultur für Unternehmen«.
Schrems: Das Recht auf Privatsphäre ist
Teil der europäischen Grundrechtecharta.
Das werden einzelne deutsche Politiker
nicht ändern, insofern sehe ich derlei Wort-
meldungen entspannt. Wir können es aber
sicher immer intelligenter umsetzen.
SPIEGEL: Im Bereich der künstlichen In-
telligenz wird der Zugang zu großen Da-
tenmengen entscheidend sein. China und
USA sind schon führend, bremst Europa
sich durch zu restriktive Vorgaben nicht
tatsächlich selbst aus?
Schrems: Für viele dieser Anwendungen
braucht es gar keine personenbezogenen
Daten. Und für die Ausnahmen lassen sich
Lösungen finden, die Grundverordnung
sieht das etwa für die Forschung bereits

vor. Ich sehe vielmehr die Chance, dass
wir jetzt international den Goldstandard
setzen – weil es für die Konzerne, die in
Europa weiterhin aktiv sein wollen, ein-
fach günstiger ist, unsere strikteren Vor -
gaben weltweit einzuhalten.
SPIEGEL: Könnte es eine Chance bieten
für neue, vielleicht auch europäische Wett-
bewerber?
Schrems: Ich würde es mir wünschen. Neu-
lich habe ich eine Dokumentation über die
Rockefellers und Standard Oil gesehen.
Heute erleben wir nichts anderes: Durch
den Netzwerkeffekt sind Facebook & Co.
zu monopolartigen Giganten herangewach-
sen, die ihre Marktmacht missbrauchen.
Selbst gute Start-ups haben dagegen längst
keine Chance mehr, im Zweifel werden sie
aufgekauft. Uber zum Beispiel drängt mit
unfassbarem Kapital international in inte -
ressante Märkte, unterbietet in einem gna-

denlosen Preiskampf lokale Taxianbieter,
um dann, wenn die schlappmachen, selbst
die Preise zu erhöhen. Wir müssen im In -
ternet wieder einen wirklich freien Markt
etablieren, und das können wir nur mit
 offenen Standards erreichen.
SPIEGEL: Sie haben gerade eine Organisa-
tion namens »None of your business«,
Noyb, gegründet, auf Deutsch: »Geht dich
nichts an«. Was haben Sie damit vor?
Schrems: Wir hatten bisher primär das
Problem, geltendes Recht auch durchzu-
setzen. Noyb wird die neuen Klagemög-
lichkeiten der Grundverordnung nutzen
und strategische Verfahren gegen Unter-
nehmen anstrengen. 
SPIEGEL: Ist das nicht die Aufgabe der je-
weiligen Datenschutzbehörden? 
Schrems: Natürlich, und auch sie bekom-
men mehr Rechte, sie können etwa künf- 

* Mit Redakteur Marcel Rosenbach und SPIEGEL-Mit-
arbeiter Richard Gutjahr in einem Wiener Kaffeehaus.

tig Zugang verlangen, um in den Unter-
nehmen eine Nachschau zu halten, und
selbst Strafen verhängen. Wir können aber
Lücken füllen und schnell in verschiede-
nen Ländern aktiv werden. Was die US-
Konzerne machen, um möglichst wenig
Steuern zu zahlen, werden wir nun anwen-
den, um Datenschutz durchzusetzen. 
SPIEGEL: Wer sollte sich auf Klagen gefasst
machen?
Schrems: Wir suchen strukturelle und ju-
ristisch wichtige Themen bei großen Unter-
nehmen. Das kann von US-Konzernen bis
zu einer Kreditauskunftei wie der Schufa
jeden betreffen. Man kann sich etwa fra-
gen, worin deren Recht besteht, von rund
70 Millionen Deutschen Kreditinformatio-
nen aufzubewahren, ohne dass die Betrof-
fenen jemals etwas nicht bezahlt haben.
Für mich ist das eine Vorratsdatenspeiche-
rung meiner Finanzinformationen. Da
sehe ich die von der Verordnung vorge-
schriebenen »legitimen Zwecke« beispiels-
weise überhaupt nicht. Kreditauskünfte
sind sicher ein legitimes Geschäftsmodell,
aber die Frage ist, ob man es nicht anders
organisieren müsste  – etwa durch eine
schwarze Liste notorisch säumiger oder in-
solventer Kunden.
SPIEGEL: Gibt es weitere konkrete Bei-
spiele?
Schrems: Wir sind ja ein kleiner, spenden-
finanzierter Verein und werden den Auf-
wand im Blick behalten müssen. Deshalb
werden wir uns zunächst Fragen wie die
leider üblichen Zwangszustimmungen vor-
nehmen: Welche Daten verlangt Apple
von mir, nur um ein teures Smartphone
wie das iPhone X überhaupt in Betrieb
nehmen zu können? Darf Google mich
faktisch zwingen, eine Google-Mail-Adres-
se zu eröffnen, um Apps auf Android la-
den zu können? Das sind relativ einfache
Rechtsfragen. Ich glaube, wir können da
mit kleinen Nadelstichen auch große
 Ballone zum Platzen bringen. Um tiefer
in die verwendeten Technologien einzu-
steigen, werden wir mehr Whistleblower
wie den früheren Cambridge-Analytica-
Mitarbeiter brauchen. Auch für solche
Hinweisgeber wollen wir eine Anlaufstelle
sein.
SPIEGEL: Sie sind mit Ihrem Kampf gegen
Facebook international bekannt gewor-
den. Ihr eigenes Nutzerkonto haben Sie
allerdings nie gelöscht, auch nicht in der
aktuellen #deletefacebook-Kampagne.
Warum?
Schrems: Neue Technologien wie soziale
Netzwerke sind ja an sich genial, wir müs-
sen nur den Missbrauch eindämmen.
Wenn es einen Vorfall mit der Lebens-
mittelhygiene gibt, stellen Sie ja auch nicht
das Essen ein.
SPIEGEL: Herr Schrems, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.
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Schrems (r.) beim SPIEGEL-Gespräch* 

»Geht dich nichts an« 

»Ich glaube, wir können
mit kleinen Nadelstichen
auch große Ballone
zum Platzen bringen.«



Registrieren Sie sich mit Ihrem 
Namen und Ihrer E-Mailadresse 
unter:

www.spiegel.de/kartenverlosung

www.7tageinentebbe-derfilm.de  /eOne.de

Einsendeschluss ist der 2.5.2018, 

24 Uhr. Die Gewinner werden im An-

schluss benachrichtigt und erhalten 

die Kinokarten per E-Mail, hierfür 

sind ihr Name und ihre E-Mailadresse 

notwendig. Die Freikarten sind in allen 

Kinos einlösbar, in denen der Film in 

Deutschland gezeigt wird. Es gelten die 

aktuellen Datenschutzbestimmungen, 

insbesondere werden die Adressen der 

Gewinnspielteilnehmer nicht an Dritte 

weitergegeben. Der Rechtsweg ist 

ausgeschlossen. Missbrauch wird zur 

Anzeige gebracht.

QR-Code scannen 

und online registieren.

7 TAGE IN ENTEBBE
27. Juni 1976 – eine Gruppe palästinensischer und deutscher Terroristen kapert die Air- 
France-Maschine 139 auf ihrem Flug von Tel Aviv nach Paris und erzwingt eine Landung in 
Entebbe, Uganda. Die israelischen Geiseln an Bord sollen gegen palästinensische Gefange-
ne ausgetauscht werden. Mit einem Ultimatum von nur einer Woche muss die Regierung in 
Israel eine schwerwiegende Entscheidung treffen – durchbricht sie ihre bisherige Maxime, 
mit Terroristen nicht zu verhandeln? Es folgen 7 Tage in Entebbe, die sowohl die Politiker 
als auch die Kidnapper ans Äußerste bringen ...

7 TAGE IN ENTEBBE beruht auf den wahren Ereignissen der „Operation Entebbe“, die die 
Befreiung der Geiseln von Mitgliedern der linksextremen Roten Zelle und der Volksfront 
zur Befreiung Palästinas zum Ziel hatte. Inszeniert wurde der Thriller 
von dem Regisseur José Padilha („Narcos“, „Robocop“), in dem die Gol-
den Globe®-nominierten Schauspieler Daniel Brühl und Rosamund Pike 
die Hauptrollen übernahmen. 7 TAGE IN ENTEBBE feierte seine umju-
belte Weltpremiere auf der 68. Berlinale und wurde mit dem Prädikat 
„Besonders wertvoll“ ausgezeichnet.

Kinostart 

am 3. Mai

lädt ins Kino ein!
Verlosung von 100 x 2 Freikarten.
www.spiegel-live.de



Wirtschaft

A
uf den ersten Blick wirkt Klaus
Knoll wie ein sanfter, freundlicher
Mann. Das mag an seinen weißblon-

den Haaren liegen, dem eleganten Tweed-
Sakko oder dem Lächeln, mit dem er seine
Besucher empfängt.

Doch in der deutschen Baubranche ist
der Ingenieur gefürchtet. Knoll kommt im-
mer dann ins Spiel, wenn etwas schiefge-
gangen ist. In Berlin tauchte der 67-Jährige
schon am unvollendeten Hauptstadtflug-
hafen und an mehreren Regierungsgebäu-
den auf, in Frankfurt am Main im Banken-
viertel. »In vielen Fällen bestellen mich
Richter als Sachverständigen für einen Pro-
zess«, erzählt der promovierte Ingenieur.

Seine Spezialität sind die technischen
Ausrüstungen von Gebäuden: Klimaanla-
gen, Heizungen, Warmwasser. Alles, was
mit Energie zu tun hat. Knoll kennt sich
aus mit den Tricks der Baufirmen, der
Handwerker, Architekten und Bauingeni-
eure; mit ihren Schlampereien, den Mani-
pulationen und dem dreisten Betrug. 

In seinem Leipziger Büro tippt Knoll
Zahlenkolonnen in seinen Laptop. Er will
zeigen, was im deutschen Bauwesen seit
geraumer Zeit schiefläuft. Die Gebäude
des Landes, ob Einfamilien- oder Hoch-
haus, Schule oder Fabrikgebäude, werden
nach seinen Erkenntnissen »am Computer
grün gerechnet«, ganz systematisch. 

Alle Fachleute wüssten das, die Politik,
die Behörden, die Investoren, die Baufir-
men und Ingenieure, sagt Knoll. »Aber
niemand macht etwas dagegen. Alle pro-
fitieren schließlich davon.« 

Alle – bis auf Mieter und ahnungslose
Wohnungskäufer, die für den ganzen
Schmu in Form hoher Energiekosten die
Rechnung zahlen. Investoren hingegen
wollen Gebäude mit Gold-Standards für
ökologische Bauweise, weil diese sich bes-
ser verkaufen lassen. Konzerne würden
mit ihren Niederlassungen nur dort ein -
ziehen, wo ein grünes Label draufprange.
»Das ist unerlässlich fürs Image«, so Knoll. 

Ohne den Nachweis, dass die Energie-
einsparverordnung eingehalten wird, gibt
es keine Baugenehmigung und auch kein
entsprechendes Darlehen der staatlichen
KfW. Die Politik schließlich will interna-
tional als Vorreiter des Klimaschutzes glän-
zen und nicht eingestehen, dass das von
ihr kreierte System gravierende Mängel hat.

Auf seinem Rechner hat Knoll eine Soft-
ware gestartet, die den Energiebedarf von

Gebäuden bestimmt. Der Computer muss
dafür mit Hunderten Kennziffern gefüttert
werden, undurchsichtige Algorithmen er-
rechnen die Grundlagen für den Energie-
ausweis, den jeder Vermieter oder Verkäu-
fer seinem Kunden vorlegen muss.

Darauf steht ein Wert, der den Energie-
bedarf des Gebäudes angibt, beziffert in
Kilowattstunde pro Quadratmeter im Jahr.
Weil das niemandem etwas sagt, findet
sich eine Skala, die von Dunkelgrün bis
Dunkelrot reicht – von klimafreundlich
bis klimaschädlich.

Diesen Balken, das zeigt Knoll in seiner
auf eine Leinwand projizierten Präsenta-
tion, kann er hin- und herwandern lassen,
an ein und demselben Gebäude, mit ein
und derselben technischen Ausrüstung.
Denn der Energiebedarf von Gebäuden

kann sowohl direkt anhand der echten Ver-
brauchswerte ermittelt als auch indirekt
anhand der verwendeten Baumaterialien,
Dämmung und Gebäudetechnik berech-
net werden.

Das zweite Verfahren wird vor allem
für die Genehmigung von Neubauten ver-
wendet, weil es naturgemäß noch keine
Strom- oder Wärmeabrechnungen gibt.
Beide Arten von Energieausweisen haben
ihre Tücken. »Das System ist derart belie-
big gestaltet, dass der Manipulation Tür
und Tor geöffnet ist«, sagt Knoll.

Um das verständlich zu machen, hat er
eines seiner Projekte hochgeladen, das er
als Sachverständiger gerade durchleuchtet:
ein Einkaufszentrum in Sachsen-Anhalt,
gebaut direkt nach der Wende, im Jahr
1992. »Das Ganze entspricht schon längst
nicht mehr den Ansprüchen der Zeit, tech-
nisch genauso wenig wie optisch«, erzählt
Knoll. Doch nach der Renovierung, so
 versprachen der Investor und dessen In-
genieure, sollte das Gebäude ökologisch
sauber sein.

Ein Versprechen, das nicht eingehalten
wurde – und Knoll kann auch zeigen, wa-
rum. Unter einem der Menüs lässt sich die
Temperatur einstellen, mit der das Wasser

in die geplanten Fußbodenheizungen läuft.
35 Grad Celsius hatten die Ingenieure des
Bauherrn dem Computerprogramm zur
Berechnung gegeben. »Das reicht nie im
Leben«, sagt Knoll und gibt 40 Grad ein.

Dann springt er zurück zum Haupt -
menü, der Energieverbrauch des ganzen
Hauses steht plötzlich nicht mehr im grünen
Bereich. »Damit sind wir der Realität aber
schon weitaus näher«, erklärt Knoll. Statt
einer detaillierten Berechnung der Hei-
zungsanlagen können die Energiegutach-
ter auch einen Standardwert eintragen.
Das lässt die Energiebilanz auf dem Papier
ebenfalls besser aussehen. »Ein Laie muss
da schon sehr tief in die Berechnungs-
grundlage schauen, um den Trick zu er-
kennen«, erklärt er. 

Stehlampen zum Beispiel sind derzeit
in Gewerbegebäuden besonders beliebt.
Sie sollen aber keineswegs für bessere
Lichtverhältnisse sorgen, sondern dabei
helfen, den Energiebedarf des Gebäudes
herunterzurechnen. »Im Gegensatz zu fest
eingebauten Deckenlichtern fließt ihr
Strombedarf nicht in die Erstellung des
Energieausweises«, sagt Knoll.

Seine Expertise hat auch etwas mit sei-
ner ostdeutschen Herkunft zu tun. Studiert
hat Knoll an der Technischen Universi  tät
Dresden. Die DDR-Platte mag hässlich
 gewesen sein, energetisch aber war sie
 zumindest besser als unsanierte Altbauten.
Und sie war so normiert, dass die Häuser
weitgehend vergleichbar waren, von Stral-
sund bis Suhl.

Im wiedervereinigten Deutschland
konnte Knoll dann beobachten, wie die
Werte wie von Geisterhand auseinander-
gingen. Heute weiß er, dass nicht die
 Gebäude plötzlich schlechter geworden
waren. Verantwortlich waren die Berech-
nungstricks der westdeutschen Energie -
statistik. Deren Werte änderten sich, wie
es für das Geschäft gut war – in manchem
Fall wurden sie sogar schlechter gemacht.

Aktuell beschäftigt er sich mit einer Plat-
tenbausiedlung im Südosten Berlins. Es
geht um die Kosten, die ein deutschland-
weit tätiges Energieunternehmen von den
Mietern verlangt. Um die in die Höhe zu
treiben, wurde die benötigte Anschluss-
leistung möglichst hoch angesetzt. Das
Unternehmen musste dem Gebäude nur
besonders schlechte Energiewerte unter-
stellen – rein rechnerisch natürlich. Das
Perfide daran: »Der Mieter kann so spar-
sam heizen, wie er will, die Kosten bleiben
gleich«, sagt Knoll. 

Der Sachverständige hat zwei Mitstrei-
ter. Der eine ist Werner Dorß, Anwalt aus
Frankfurt am Main, der auf Energie- und
Baurecht spezialisiert ist. Gemeinsam mit
dem Bauingenieur Till Pasquay haben die
beiden auch den Neubau der Europäischen
Zentralbank energietechnisch betreut. 
Der damalige Zentralbankpräsident Jean-
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Grüner Anstrich
Immobilien Beim Berechnen des Energiebedarfs von Häusern

wird munter getrickst. Der wahre Verbrauch

ist viel höher. Mieter und Hauskäufer zahlen drauf.

»Das System ist derart
beliebig gestaltet, dass
der Manipulation Tür
und Tor geöffnet ist.«



Claude Trichet hatte den Auftrag gegeben,
ein wirklich grünes, energieeffizientes Ge-
bäude zu bauen. »Eines ohne Getrickse«,
wie sich Dorß erinnert. Das Gebäude wird
geothermisch gekühlt und geheizt, die Wär-
me der Rechenanlagen für das Heizen ge-
nutzt. Dass es auch anders geht, hat die
Deutsche Bank mit ihren Zwillingstürmen
bewiesen, die in Sichtweite stehen. »Green-
towers« tauften die Verantwortlichen die
Häuser, die nach ihrer Renovierung mit mi-
nimalem CO2-Fußabdruck in der Frankfur-
ter Innenstadt dastehen sollten. Tatsächlich
fällt der Energieverbrauch einige Jahre
nach Eröffnung ganz anders aus. Der aber
taucht in den Bilanzen gar nicht auf, die
Türme sind inzwischen an einen von der

Deutsche-Bank-Tochter DWS aufgelegten
Immobilienfonds überschrieben.

Doch Dorß kennt die Zahlen und Hinter-
gründe. »Mittlerweile gibt keiner der Vor-
stände mehr mit den vermeintlichen Green-
towern an«, sagt er. Aber die Akrobatik
mit den Energiealgorithmen hat sich für die
Banker bereits ausgezahlt, einerseits durch
den Imagegewinn, andererseits erleichter-
ten sie die Erteilung der nötigen Genehmi-
gungen für das Gebäude.

»Die getürkten Berechnungen lassen
den Energieverbrauch des deutschen
 Gebäudesektors besser dastehen, als er
tatsächlich ist«, sagt Dorß. Dabei verrät
schon ein Blick in die deutsche Energie-
statistik, dass die Einsparungen bei Wei-

tem nicht so groß sind, wie man nach all-
dem Gerede von Ener gieeffizienz meinen
könnte. Während auf dem Papier die
 Gebäude besser werden, bleibt der Ver-
brauch an Gas, Erdöl und Fernwärme in
Deutschland beinahe unverändert.

Das Ausmaß der Tricksereien könnte  so-
gar noch zunehmen. Das liegt an einer Stell-
größe, mit der sich die Energiebilanz von
Gebäuden wohl am stärks ten kreativ ge-
stalten lässt. Es ist der »Primärenergiefak-
tor«, der bei allen Häusern eine große Rolle
spielt, die mit Fernwärme geheizt werden.
Dieser Indikator gibt an, wie viel Energie
eingesetzt werden muss, um eine Energie-
einheit beim Endkunden abzuliefern. 

Die Fernwärme stammt in der Regel aus
Kohle- oder Müllheizkraftwerken, die die-
se in das Heizungsnetz einer Stadt einspei-
sen, andernfalls würde sie ungenutzt an
die Umwelt abgegeben. Das wirkt sich
 positiv auf den Primärenergiefaktor aus.
Er liegt im Falle von Kraft-Wärme-Kopp-
lung in den Kraftwerken unter dem Wert
1, bei den Stadtwerken Offenbach zum
Beispiel beim Faktor 0,47. 

Wie genau dieser Wert zustande kommt,
ist selbst für Experten schwer nachvoll-
ziehbar. Allerdings ist er bei vielen Anbie-
tern seltsamerweise in der vergangenen
Zeit immer weiter gesunken.

Wenn Knoll diesen Faktor in seine Ener-
gie-Software eingibt, passiert Erstaunli-
ches: Der Energieverbrauch des Gebäudes
sinkt deutlich ab. »Wenn ich das hier bei
meinem Einkaufszentrum mache«, sagt er
und tippt auf der Tastatur herum, »dann
schießt das Gebäude plötzlich in den grü-
nen Bereich des Energieausweises.« Mit-
hilfe dieses Tricks können Architekten und
Bauingenieure bei der Isolierung des Hau-
ses sparen – und das Gebäude hält die Stan-
dards noch immer ein. In Offenbach wirbt
das Fernwärmeunternehmen sogar mit die-
ser nicht wirklich ökologischen Wirkweise
des Primärenergiefaktors bei Bauherren. 

Politik, Bauwirtschaft und selbst Um-
weltverbände halten an den Energieaus-
weisen und der Art ihrer Berechnung fest.
Dabei gibt es unter anderem in Luxem-
burg ein zuverlässiges Verfahren, das deut-
lich weniger komplex ist als das deutsche,
dafür aber weniger manipulationsanfällig. 

In Deutschland müssen Mieter und Käu-
fer von Häusern oder Wohnungen sich
schon Fachleute an die Seite nehmen, die
einen Energieausweis auf Unregelmäßig-
keiten untersuchen. Viele erleben dann ihr
blaues Wunder, wenn sie ihre erste Energie -
abrechnung bekommen.

Gerichtlich lässt sich dagegen nichts ma-
chen. Das weiß Anwalt Dorß aus seiner
täglichen Arbeit: »Klagen wegen vermeint-
lich falscher Angaben in einem Energie-
ausweis haben vor Gericht praktisch keine
Aussicht auf Erfolg.« Gerald Traufetter
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Baugutachter Knoll in Leipzig: »Niemand macht etwas dagegen«



JETZT LESER WERBEN – SIE MÜSSEN SELBST NICHT ABONNENT SEIN.

6 Prämien zur Wahl!

Wagenfeld-Tischleuchte WG 24
Der Bauhaus-Klassiker! Aus vernickeltem 

Metall, Klarglas und Opalglas. Nummeriert. 

Höhe: ca. 36 cm. Zuzahlung: € 149,–.

Samsonite Illustro Spinner 55
Besonders leicht und praktisch, ideal für Kurzreisen.  

Mit 4-Rollen-Spinner-System und großem Frontfach. 

Maße: ca. 40 x 55 x 20 cm. Ohne Zuzahlung.

€ 100,– Prämie
Erfüllen Sie sich oder Ihren Lieben einen 

besonderen Wunsch, oder legen Sie die € 100,– 

für eine größere Anschaffung zurück!

Gartenliege Ipanema – rot/beige
Nutzen Sie die bequeme Wendeaufl age in dezentem Beige 

oder warmem Weinrot. Aufstellmaße: ca. 178 x 54 x 70 cm. 

Ohne Zuzahlung.



Teasi One3 eXtend Navi

Für Rad, Wandern, Ski und Boot. Mit 

8,8-cm-Display, Routing, Gratiskarten

und 3-D-Kompass. Ohne Zuzahlung.

Neues Modell: iPad 32 GB Wi-Fi in Spacegrau 

Jetzt mit extra schnellem A10-Fusion Chip und iOS 11, 

9,7"-Retina-Display, Fingerabdruck-Sensor und 8-MP-Kamera.  

Unterstützt Apple Pencil. Gewicht: 469 g. Zuzahlung: € 229,–.

� �

Ich bin der neue SPIEGEL-Leser.Ja, ich habe geworben und wähle meine Prämie!

SPIEGEL-Vorteile � Wertvolle Wunschprämie für den Werber. 
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Zehntausende Demonstranten haben in Armenien Sersch Sargs-
jan von der Macht vertrieben. Der Politiker hatte nach zwei
Amtszeiten als Präsident das Amt des Premiers übernommen –
nicht ohne vorher die Verfassung so umzubauen, dass alle Macht
weiter bei ihm bleiben würde. 

Der Kreml – der hinter derlei Straßenprotesten meist west-
lichen Einfluss wittert – hat verblüffend zurückhaltend reagiert.
»Wir sind nicht gegen Russland«, hat ihm Nikol Paschinjan, der
Anführer der Proteste, öffentlich versichert. Dies sei eine rein
innenpolitische Angelegenheit. 

Nun ist die kleine und bitterarme Kaukasusrepublik Armenien
ohnehin auf Russland angewiesen. Sie braucht sein Gas und
 seinen Schutz im Konflikt mit dem Nachbarn Aserbaidschan.
Russland hat Truppen in Armenien stationiert. Eriwan ist 

nicht nur Mitglied in Moskaus Militärbündnis OVKS, es ist unter
Sargsjan auch Putins Eurasischer Wirtschaftsunion beigetreten.
Aber Protestführer Paschinjan hat erkennen lassen, dass er ein
Referendum über einen Austritt aus der Union befürwortet. 

Sowohl Armeniens Regierung wie Armeniens Opposition ist
nun in Gesprächen mit Moskau. Präsident Wladimir Putin hat
nach einem Telefonat mit seinem armenischen Kollegen gewarnt,
es müsse alles »im Rahmen der Verfassung« erfolgen. Er meint
offenbar: Die Massenproteste dürfen sich nicht zu einer fried-
lichen Revolution auswachsen. Noch ist nicht viel passiert – ein
Premier ist zurückgetreten, mehr nicht. Der Nachfolger soll am 
1. Mai vom Parlament gewählt werden. Protestführer Paschinjan
hat die Menge auf der Straße hinter sich. Ob er auch die Ab -
geordneten für sich gewinnen kann, ist zweifelhaft. Christian Esch

Analyse

Putins Warnung
Was für Moskau nach den Massenprotesten in Eriwan auf dem Spiel steht
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Das Paradies von Boracay wurde diese Woche auf Anweisung des philippinischen Präsidenten Rodrigo Duterte
für sechs Monate für Besucher geschlossen. Hunderttausende Touristen mussten ihren Urlaub absagen. 
Die Insel mit dem berühmten Strand soll von Müll und Abwässern gereinigt werden. Sechs bewaffnete Hun-
dertschaften der Polizei besetzten die Strände und hinderten Urlauber am Betreten von Fähren. Viele Insel-
bewohner sind einverstanden mit dem Putz, aber nicht alle schätzen das rabiate Vorgehen. 
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Spanien

Können die Katalanen
von den Basken lernen?

� Die Baskische Nationalpartei (PNV)
hat der Regierung in Madrid diese
Woche in Verhandlungen massive Zuge-
ständnisse abgerungen: Unter anderem
sollen die staatlichen Investitionen im
Baskenland um 32 Prozent steigen. Weil
der konservative Premier Mariano
Rajoy für seinen Haushaltsplan die fünf
Stimmen der Baskischen Nationalpartei
braucht, lässt sich die PNV ihre Zustim-
mung vergolden. Der politische Erfolg
kommt, kurz bevor die baskische Sepa-
ratistenbande Eta am ersten Maiwochen -
ende ihre Auflösung bekannt geben will:
Die Eta hatte über 50 Jahre lang ver-
sucht, mit Gewalt die Loslösung des
Baskenlands von Spanien zu erzwingen,
und dabei rund 850 Menschen getötet.
Die regierende PNV hatte mehrfach ver-
sucht, mit einer Verfassungsänderung

die Unabhängigkeit zu erlangen. Doch
die Bestrebungen scheiterten letztlich
daran, dass eine Mehrheit der Bevölke-
rung zwar verbesserte Autonomie -
rechte wollte, aber keine Trennung von
 Spanien. 

Das baskische Modell könnte heute
ein Vorbild für die Nationalisten in
Katalonien sein. Denn die PNV hat
Rajoy auch die Aufnahme von Gesprä-
chen mit der Regierung in Barcelona
abgerungen. Dort aber haben die An -
hänger der Unabhängigkeit seit ihrem
Wahlsieg im Dezember noch kein Kabi-
nett gebildet. Dessen ehemaliger Chef
Carles Puigdemont hatte seit der Amts-
übernahme Anfang 2016 Verhandlun-
gen über den Finanzausgleich der Re -
gionen ausgeschlagen und allein auf die
einseitige Abspaltung hingesteuert.
Während er und seine Minister sich
jetzt dafür vor der Justiz verantworten
müssen, radikalisieren sich in Kata -
lonien die Unabhängigkeitsfanatiker
zunehmend. Und das, obwohl laut
Umfragen nicht mehr als 40 Prozent
der Bürger die Trennung von Spanien
wünschen. HZU

Chappatte

Nicaragua

Aufstand gegen den
Autokraten

� Was als Protest gegen höhere Sozial -
abgaben begann, hat sich zur Massen -
bewegung, zum Sturz des autokratisch
regierenden Präsidenten Daniel Ortega
ausgewachsen. Seit vergangener Woche
weiteten sich die Proteste auf das ganze
Land aus – mindestens 34 Menschen star-
ben in nur wenigen Tagen, darunter viele
Studenten. Einige Demonstranten wur-
den regelrecht hingerichtet. Doch je här-
ter Polizei und regimetreue Schläger-
trupps durchgriffen, desto zahlreicher
wurden die Proteste. 

Ortega, der schon von 1979 bis 1990 als
sandinistischer Revolutionsführer über
das Land herrschte, wurde 2006 zum Prä-
sidenten gewählt – und wandelte sich
zum Autokraten. Er setzte 2014 eine Ver-
fassungsänderung durch, die eine unbe-
grenzte Wiederwahl ermöglicht. Ortegas
Partei kontrolliert Parlament, Gerichte,
Polizei und Armee; sein Familienclan be-
sitzt Radio- und Fernsehsender.

Als Nachfolgerin hat er seine Frau 
Rosario Murillo auserkoren, die er zur
 Vizepräsidentin ernannt hat. Gemeinsam
herrscht das Paar über das Land. Bis vor
Kurzem unterstützte auch der mächtige
Unternehmerverband den Autokraten,
Freunden und Verwandten schanzt er
Posten und Pfründen zu. Auch sich selbst
soll er nach Kräften bereichern.

Die Wut gegen Ortega hatte sich seit
Jahren angestaut. Ein Auslöser der Krise
war, dass die Regierung Venezuelas, die
in finanziellen Schwierigkeiten steckt, die
Subventionen an Nicaragua kürzte. Da-
her ordnete Ortega Mitte April eine Ren-
tenkürzung und höhere Sozialabgaben
an. Aber er unterschätzte die Reaktion
seiner Bürger – als die Sicherheitskräfte
Rentner verprügelten, gingen auch Stu-
denten auf die Straße. 

Am vergangenen Sonntag nahm Ortega
die umstrittene Sozialreform schließlich
zurück, aber da war es zu spät, um die Ge-
müter zu beruhigen. Am Montag hat sich
die Regierung zum Dialog bereit erklärt,
die Kirche will bei den Gesprächen ver-
mitteln. Doch viele Studenten, die sich
etwa auf einem Universitätsgelände in der
Hauptstadt Managua verschanzt haben,
wollen zuerst ihre Forderungen erfüllt
und die Morde an ihren Kommilitonen
aufgeklärt sehen – viele von ihnen stellen
sich auf einen langen Kampf ein. JGL
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Anti-Ortega-Demonstranten in Managua
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Demo zur Eta-Auflösung in Bilbao 
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Präsidenten Trump, Macron: »Wir sind beide Außenseiter unserer jeweiligen politischen Systeme«



G
anz am Ende dieser Reise, nach-
dem er Donald Trump geherzt
und vor dem Kongress eine
kämpferische Rede gehalten hat,

keine zwei Stunden bevor sein Airbus mit
der Trikolore wieder in Richtung Paris ab-
hebt, lässt sich Emmanuel Macron in einem
schlauchartigen Raum mit schummrigem
Licht auf einen Sessel fallen: »I’m yours«,
eröffnet er das Gespräch in kleinem Kreis.
Ich gehöre ganz euch. 

Sollte er erschöpft sein, was er eigentlich
sein müsste nach diesen Tagen, lässt er es
sich nicht anmerken. Er ist schmaler ge-
worden nach knapp einem Jahr im Amt,
eine dicke Schicht Make-up bedeckt sein
Gesicht. Er sieht dadurch unnatürlich ge-
bräunt aus, fast ein wenig, als hätte Donald
Trump auf ihn abgefärbt. 

Erwartungsvoll blickt Macron in die
Runde. Er hat eine Handvoll Journalisten
eingeladen, jetzt sitzen in diesem Raum
der George-Washington-Universität die
prominentesten Kommentatoren der USA.
Für Macron ist es eine Art Nachbereitung
seines Staatsbesuchs, den die Welt als Fest
der Bilder erlebt hat und zu dem er gern
ein paar Sätze sagen möchte. Ein letztes
Wort, gewissermaßen.

Natürlich hat er auf sich warten lassen,
der französische Präsident, wie immer, er
ist fast eine Stunde zu spät. Einen Zeitplan,
den Emmanuel Macron einhält, gibt es
nicht. Egal wie einflussreich diejenigen
sind, die auf ihn warten. Als er vergangene
Woche Angela Merkel in Berlin besuchte,
kam er mit 35 Minuten Verspätung an. 

Macron hat die Amerikaner mit seinem
Besuch fasziniert, seine Auftritte in den
USA, aber nicht nur hier, ähneln immer
mehr denen eines Popstars. In Washington
stehen die Menschen Spalier, sie fotogra-
fieren ihn mit ihren Handys. »Mister Pre-
sident«, rufen sie, »Emmanoooel!«

Kurz vor dem Treffen mit den Journa-
listen hat Macron in der Universität mit
Studenten gesprochen. Stand in der Mitte
einer riesigen Aula, ohne Jackett und mit
aufgekrempelten Hemdsärmeln wie einst
Barack Obama, und tat, was er oft und
gern tut: Er redete und beantwortete Fra-
gen, über eine Stunde lang.

»Wie schützen Sie meine jüdischen
Großeltern vor dem in Frankreich grassie-
renden Antisemitismus?«

»Was Sie mit En Marche geschaffen ha-
ben, ist so inspirierend. Können wir hier
in den USA das wiederholen, was Ihnen
in Frankreich gelang?«

Er stand auf der Bühne und sprach frei
auf Englisch, das hat noch kein französi-
scher Präsident je getan, wenngleich na-
türlich mit Akzent. Wie ein Prediger er-
mahnte er die Studenten, sie sollten jene
ignorieren, die ihnen sagten, man könne
es nur schaffen, wenn man sich an die Re-
geln halte. »That’s bullshit«, rief er, und
die Studenten lachten. 

Als er schließlich das Hinterzimmer be-
tritt, dauert es nicht lange, bis er die US-
Journalisten, die die liberale Elite des Lan-
des repräsentieren, ähnlich begeistert hat
wie kurz zuvor die Studenten in der Aula
und davor die Kongressabgeordneten.
Und all das trotz seiner »very special rela-
tionship« mit Donald Trump, dem verhass -

ten Präsidenten, von dem er am Vortag
scheinbar kaum die Hände lassen konnte.
Das muss man erst einmal hinbekommen. 

Der Staatsbesuch ist für Macron ein Er-
folg, trotz der teilweise peinlichen Szenen.
Er schafft es, am Ende größer dazustehen
als bei seiner Ankunft.

Wie ein Geschenk zum einjährigen
Amtsjubiläum mutet dieser offizielle
Staatsbesuch an; es war die erste Einla-
dung dieser Art, die Donald Trump über-
haupt aussprach. Und immer wieder be-
tonen es alle, die Amerikaner und die Fran-
zosen: was für eine Auszeichnung! Als sei
diese Reise allein schon Beweis dafür, dass
die europäische Politik, zumindest für die-
sen Moment, ihren Meister gefunden hat:
in Emmanuel Macron, dem französischen
Präsidenten, 40 Jahre alt. Kaum einer wird
müde, darauf hinzuweisen, dass Angela
Merkel am Ende der Woche mit deutlich
geringeren Ehren empfangen werde.

Der Besuch kommt ein Jahr nachdem
Macron die Rechtspopulistin Marine Le
Pen deutlich besiegt hat. Das war für die

Liberalen auf der Welt so sehr ein Hoff-
nungsschimmer wie der Sieg Trumps ein
halbes Jahr zuvor ein Albtraum gewesen
war. Es gehört zu den Sonderbarkeiten der
internationalen Politik, dass ausgerechnet
diese beiden Männer, die für so viel Gegen-
sätzliches stehen, nun anscheinend persön-
lich Gefallen aneinander gefunden haben.

Was die Franzosen wohl darüber den-
ken? Macron sagt der Journalistenrunde
am Abend vor seinem Abflug, er glaube,
dass sie stolz auf ihn seien. Die Umfragen
geben ihm recht. 40 Prozent der Franzo-
sen sind zufrieden mit ihm; das sind keine
umwerfenden Werte, aber sie sind deutlich
besser als bei seinem Vorgänger François
Hollande zum gleichen Zeitpunkt. Dabei
schlägt ihm zu Hause in diesen Tagen im-
mer mehr Wut entgegen, von streikenden
Bahnmitarbeitern und anderen, die er mit
seinen Reformplänen verstört hat, auch in
den Medien gibt es immer deutlichere Kri-
tik. Doch sie alle hat er in diesen Tagen in
Amerika weit hinter sich gelassen.

Am Montag gegen 13 Uhr landet Ma-
cron auf der Andrews Air Force Base
außerhalb der Hauptstadt, die Gangway
dockt unter Geruckel an seinen Airbus 
A 330 an. Dann tritt der Präsident heraus,
und er steht kaum drei Minuten auf ame-
rikanischem Boden, da gibt er prompt eine
kleine Pressekonferenz. Eine große Ehre
sei dieser Besuch, sagt er auf Englisch, und
dann, zur Sicherheit, auch auf Französisch.
Im Hintergrund brummt noch der Airbus. 

Er stellt kurz sein Programm vor, das
Treffen mit den Trumps in Mount Vernon,
dem einstigen Landsitz George Washing-
tons, und im Weißen Haus, seine Rede im
Kongress. Sein Besuch, sagt er, berühre
alle Belange. Es werde um die großen The-
men gehen, um Sicherheit und Klimawan-
del, aber auch um den Handelsstreit mit
Europa. Es würden »viele Entscheidun-
gen« zu fällen sein, sagt Macron, denn es
gebe »viele Unsicherheiten«.

Die Unsicherheiten, sie werden auch
nach seiner Abreise nicht geringer sein. Vor
allem aber werden die Bilder des Besuchs
im Gedächtnis bleiben. Von diesen beiden
ungleichen Männern, die sich ein ums an-
dere Mal ihrer gegenseitigen Wertschät-
zung versichern. Mit Worten, Küssen, Um-
armungen. Wer das drei Tage lang aus der
Nähe verfolgt, dem wird es schnell ein biss -
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Trotz der teilweise
 peinlichen Szenen schafft
 Macron es, am Ende grö-
ßer dazustehen als zuvor.

Eine Reise für die Bilder
Frankreich Der Staatsbesuch bei US-Präsident Donald Trump war für Emmanuel Macron 

ein persönlicher Erfolg am Ende seines ersten Amtsjahres. Aber nützt die 

irritierende Nähe der beiden Staatschefs auch dem Rest der Welt? Von Julia Amalia Heyer



chen zu viel. Die ostentativ ausgestellte
Freundschaft zwischen Trump und Macron,
sie ist eine Show, von der bislang vor allem
die beiden profitieren. 

Trump, weil er sich mit dem französi-
schen Präsidenten-Jungstar zeigen kann,
der, anders als Angela Merkel oder There-
sa May, über seine Scherze lacht und der
ihm bei der gemeinsamen Pressekonferenz
spontan einen Kuss auf die Wange drückt.

»Wie Präsident Trump gerade eben so
richtig sagte«, »cher Donald, du und ich,
wir ähneln uns«, Macron verfügt über ein
ganzes Arsenal an rhetorischen Nettigkei-
ten, um sein Gegenüber bei Laune zu hal-
ten; Versatzstücke, die er alle zwei, drei
Sätze einstreut. Beschworen wird ein ums
andere Mal die 240 Jahre alte Verbunden-
heit, La Fayette und Washington, die ge-
meinsame Geschichte.

Macron profitiert von diesem Besuch
ebenfalls, nicht nur, weil er der strahlende
Beweis dafür ist, dass Frankreich zurück
ist auf der Weltbühne. Er gilt jetzt auch
so manchem Amerikaner als Retter des
Westens und seiner Werte. Vor über einem
Jahr erhielt diese Auszeichnung noch An-
gela Merkel, doch die ging seither mit
Trump wesentlich frostiger um – und
scheint dementsprechend wenig Einfluss
auf ihn zu haben. Macron nennen sie nun
den »Trump-Flüsterer«. Er hat früh er-
kannt, wie man mit diesem Mann umge-
hen muss, der vom Showbusiness mehr
versteht als von der Politik. Und auch,

welches Potenzial dessen Präsidentschaft
birgt, nicht zuletzt für ihn, Macron, selbst. 

Die Frage ist nun, in welcher Hinsicht
der Rest der Welt von dieser Beziehung
profitiert. Diese Antwort ist allerdings
auch nach dieser Reise noch offen.

Vorerst wirkt es nicht so, als hätte Ma-
cron Trump dazu gebracht, seine Einstel-
lung in irgendeiner Frage grundsätzlich zu
ändern. Im Gegenteil. Die Zölle auf euro-
päische Aluminium- und Stahlimporte tre-
ten wohl Anfang Mai in Kraft. Ob Trump
das Iran-Abkommen aufkündigt oder
nicht, steht in den Sternen. »Niemand
weiß, was ich tun werde«, frohlockte er
bei der gemeinsamen Pressekonferenz, ge-
rade so, als wäre die Weltpolitik ein Rate-
spielchen.

Macron warb in Washington für einen
neuen, »umfassenderen Deal«, das war der
Auftrag, den er auch von seinen europä -
ischen Kollegen erhalten hatte: den US-
Präsidenten dazu zu bringen, das bestehen-
de Abkommen nicht aufzukündigen, son-
dern es um Aspekte zu erweitern, die ihm
wichtig sind. Etwa die iranischen Raketen -
tests oder das destabilisierende Verhalten
Teherans im Nahen Osten. Spätestens am
12. Mai muss der US-Präsident die Ent-
scheidung fällen, dann muss er, wie alle
120 Tage, die Aussetzung der US-Sanktio-
nen gegen Iran erneuern. Tut er das nicht,
dann ist das Nuklearabkommen zwar nicht
automatisch tot, aber doch auf dem Weg
der Auflösung. Denn Iran hat bereits an-

gekündigt, in diesem Fall wieder mit der
Urananreicherung zu beginnen.

Er wisse nicht, was Trump am 12. Mai
tun werde, sagt Macron an jenem Abend
kurz vor seinem Abflug in der exklusiven
Journalistenrunde: »Ich bin nicht sehr op-
timistisch.« Er verstehe nicht, warum viele
den US-Präsidenten für unberechenbar
hielten. »Ich halte ihn für äußerst bere-
chenbar.« Trump mache gemeinhin das,
was er sage. Für die Stabilität im Nahen
Osten verheißt das nichts Gutes. 

Neben Macron an der Wand prangt in
weißen Lettern der Satz »We will change
the world«, aber dafür kann er nichts, es
war der Secret Service, der den Raum für
das Treffen ausgesucht hat. Hinter ihm
sitzt sein diplomatischer Berater Philippe
Étienne und tippt in sein Smartphone, der
französische Botschafter hält ein Nicker-
chen auf dem Sofa. Staatsbesuche, und die-
ser vielleicht besonders, sind eine anstren-
gende Sache.

Einer nach dem anderen stellt jetzt Fra-
gen zu Iran, man hat ja auch nicht jeden
Tag einen französischen Präsidenten vor
der Nase, der geduldig und ausführlich ant-
wortet. Der Starkolumnist Roger Cohen
von der »New York Times« will wissen,
ob Macron mit seinem Besuch gescheitert
sei, falls Trump das Nuklearabkommen
platzen lasse. »Warum denn?«, fragt Ma-
cron mit großen Augen zurück. Er sei doch
nicht mit dem Versprechen in die USA ge-
flogen, Trump umzustimmen.
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ie politische Standardgeste richtet sich an Unschuldige:
Von jeher gehen Politiker auf Kinder zu und halten 
sie hoch oder tätscheln ihnen den Kopf. Es ist ein
schlichtes Ritual, das den Politiker als Freund und

Beschützer zeigt, und hat doch tiefere Wurzeln, denn es spielt
auf eine klassische Idee an: der Regent als Vater seines Volkes.
Dem französischen König wurde die Gabe zugeschrieben,
Hautkrankheiten heilen zu können, durch die heilige Salbung,
die er erfahren hatte. Bewegte sich der König durch die Straßen,
wurde er von Kranken erwartet, solch eine huldvolle Berüh-
rung eines Untertanen bekräftigt die Autorität des Mo narchen.
Wenn mächtige Männer sich Kranken und Besorgten zuwen-
den, dann ist das ein Echo aus Zeiten monarchischer Rituale:
Sie spenden Kraft. 

Ansonsten aber sind Könige und Präsidenten unberührbar.
Man klopft ihnen nicht auf den Rücken und rempelt sie nicht an.
Es gibt daher auf dieser Ebene von Politik keine folgenlosen

Gesten. Die Vorstellung, dass das Oberhaupt seinen Staat, seine
Symbole, Institutionen und Bürger verkörpert, ist viel älter 
als das Konzept einer diskursiven Öffentlichkeit. Es ist eine vor-
demokratische, aber höchst wirksame Art der Kommunikation
über Körpersprache, Kostüme und Gesten, die jeder versteht.
Was ist mit den Mächtigen los? Wirken sie krank, schwach oder
süchtig nach Luxus? Wer die greisen Regenten des Warschauer
Pakts sah, ahnte doch, dass die Sache nicht mehr lange dauern
würde, egal, was in den Zeitungen stand. 

Oh Dear 
Was wollen die beiden Machtmänner Trump
und Macron mit ihrem Geturtel und Gekuschel
ausdrücken? Eine kleine Übersetzungshilfe. 



Ob der US-Präsident denn überhaupt
wisse, was in diesem Abkommen stehe?
Macron antwortet prompt: »Ich habe kei-
nen Grund, das Gegenteil anzunehmen.« 

Auch hier, bei Trumps Kritikern, will
Macron einen guten Eindruck machen.
Sein Zauber soll wirken. Er will sich erklä-
ren, nach drei Tagen Trump-Dauerspek-
takel. Aber natürlich darf er den wohl
mächtigsten und meistgehassten Mann der
Welt dabei nicht schlecht dastehen lassen. 

Macron mag solche Herausforderungen.
Im Nahkampf ist er unschlagbar.

Zu Hause in Frankreich kann er grollen-
den Rentnern auf eine Weise erklären, wa-
rum er ihre Bezüge kürzt, dass sie ihm
hinterher trotzdem ein Lächeln schenken.
Er kann vor erzkatholischen Bischöfen die
Möglichkeit der künstlichen Befruchtung
preisen und erhält anschließend Applaus.

Aber wie weit kommt er mit seiner ver-
bindlichen Art bei jemandem wie Trump?
Kann man Trump vertrauen?

»Ja«, sagt Emmanuel Macron, ohne zu
zögern. Und zitiert dann den Philosophen
Emmanuel Levinas. Vertrauen sei etwas,
das man jemandem schenke, nicht etwas,
das sich ein anderer erarbeiten müsse.

»Ich habe ihm mein Vertrauen ge-
schenkt«, sagt Macron. Es habe gar keine
andere Wahl gegeben. Für Europa gebe es
nur die USA als Verbündeten. Dasselbe
gelte allerdings umgekehrt auch für die
USA. »Ich vertraue Ihrem Präsidenten,
weil ich möchte, dass er Teil unseres Klubs

ist«, sagt Macron und schaut dabei ein-
dringlich in die Runde.

Er glaubt, dass er Trump durch eine per-
sönliche Beziehung, durch diese merkwür-
dige Männerfreundschaft, an Europa und
dessen Werte binden kann. Und damit
vielleicht, mit etwas Glück, auch an das
Klima- und an das Nuklearabkommen. 

Es gab für Macron bisher keinen Grund,
an seinen Verführungskünsten zu zweifeln.
Das meiste, was er anpackte, gelang. Aller-
dings gab es auch Rückschläge. Trotz sei-
ner großen Europa-Rede an der Sorbonne
im vergangenen Jahr ist die Reform der
EU bisher keinen Schritt vorangekommen.
Die große Geste macht zwar Eindruck,
aber erzielt sie auch Wirkung? 

Macron ist bewusst, dass sein Erfolgs -
prinzip mit Donald Trump an seine Gren-
zen gelangen könnte.

Bevor er Präsident wurde, hat er Fragen
nach seiner Zukunft gern mit einem Bonmot
auf Englisch beantwortet: »The sky is the li-
mit.« Bislang scheint er sich an diese Devise
zu halten. Erst als junger Minister, dann als
Präsident, hat er sein Land aufgemischt. Er
reformiert und erneuert Frankreich schnel-
ler als jeder seiner Vorgänger. Jetzt soll der
Rest der Welt an der Reihe sein. 

Sein Besuch in den USA erinnert an den
Beginn seiner Amtszeit, als er ebenfalls
bewusst denkwürdige Momente mit gro-
ßer Symbolkraft schuf und damit das Amt
das Präsidenten wieder erhabener machte.
Was dringend notwendig erschien nach

François Hollande, der zu oft mit beschla-
gener Brille im Regen herumstand; eine
traurige, kraftlose Gestalt, für die sich die
Franzosen fast schon schämten.

Und dann kam Macron, der den Innen-
hof des Louvre durchschritt, begleitet allein
von den Klängen Beethovens. Macron, der
sich von einem Helikopter auf ein U-Boot
abseilen ließ, in Uniform. Der an seinem
Schreibtisch, gerahmt von Ministern, Ge-
setze unterschrieb. Als im vergangenen Juni
sein offizielles Porträt vorgestellt wurde, das
nun in Schulen und Ministerien hängt, ließ
er dazu ein Video verbreiten, ein Making-
of, das ihn während des Shootings zeigt, wie
er versonnen seine zwei Smartphones weg-
legt und ein Buch aufschlägt. 

»Politik ist ein Stil, ein Zauber. Man
muss im Kern definieren, was für eine Bot-
schaft man aussenden will«, das hat Ma-
cron einmal gesagt. Das ist seine Maxime,
danach handelt er, von Anfang an. Er sug-
geriert vermeintliche Nähe, eine Illusion
des Informellen. Doch seine Kontrolle dar-
über, wie er dargestellt wird, könnte grö-
ßer kaum sein.

Viele französische Journalisten glauben,
Macron sei derart besessen, alles zu kon-
trollieren, dass dieser Wunsch gar mit den
demokratischen Prinzipien kollidiere. So
lässt sich die Reporterin einer großen Ta-
geszeitung, die den politischen Betrieb
Frankreichs lange Zeit begleitet hat, jetzt
versetzen. Man bekomme im Élysée keine
verlässlichen Informationen mehr, sagt 
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Meisterliche Gesten, die der Macht ihren Sinn verleihen,
werden oft versucht, sind aber selten: Der Kniefall Willy
Brandts vor dem Mahnmal des Warschauer Gettos gehört
dazu, die Berührung von Helmut Kohl und François Mit -
terrand 1984 über den Gräbern von Verdun und vielleicht der
Moment, als Angela Merkel ihren Kopf auf die Schulter 
von François Hollande legte, kurz nach den Attentaten von
Paris. Diese Gesten definierten in wenigen Augenblicken
 ganze Epochen.

Was ist also von zwei Präsidenten zu halten, die sich anein -
anderklammern, sich stupsen und küssen, umarmen und an 
den Händen ziehen wie Donald Trump und Emmanuel Macron? 

Die Gestik tritt in den Vordergrund, weil das herkömmliche
Medium der Sprache nicht mehr gut zu gebrauchen ist. Trump hat
kein Verhältnis zur Wahrheit oder Widerspruchsfreiheit seiner
Aussagen, und es ist ihm auch gleich, was Macron so von sich gibt.
Daher scheint die Körpersprache für beide von Vorteil: Trump
darf darauf hoffen, dass seine Übergriffigkeit andere, inhaltliche



sie. Macron sei so erpicht darauf zu be-
stimmen, wer wann wo etwas sagen dürfe,
dass seine Berater und Getreuen lieber
gleich schwiegen. 

Die vermeintlich unmittelbarsten Bilder
und Videos von Emmanuel Macron be-
kommt man ohnehin auf seiner Facebook-
Seite. Das ist auch bei diesem Staatsbesuch
nicht anders. Auf Facebook kann man Ma-
cron live begleiten, ohne stundenlanges
Warten vor roten Absperrbändern. 

Man sieht ihn da kurz nach seiner An-
kunft beim spontan arrangierten Bummel
zum Lincoln Memorial und beim Hände-
schütteln mit Passanten. Man kann auch
die acht Sekunden der Entscheidungsfin-
dung des Ehepaars Macron beobachten,
ob sie nun spazieren gehen oder nicht.
»Let’s have a walk«, sagt Emmanuel da zu
Brigitte, auf Englisch natürlich. »If you
want«, antwortet sie und lächelt kurz in
die Kamera.

Doch in diesen drei Tagen bei Donald
Trump kann selbst der Perfektionist Ma-
cron nicht alle Bilder kontrollieren. Da sind
diese bizarren Momente, etwa als die bei-
den Männer gemeinsam eine französische
Eiche neben dem Weißen Haus pflanzen,
mit Schaufeln ein bisschen Erde auf das
dürre Bäumchen rieseln lassen, während
hinter ihnen die Frauen mit ihren Absätzen
im Rasen versinken. Oder als Trump dem
Franzosen die Schuppen von der Schulter
wischt, ihn an der Hand nimmt und hinter
sich herzieht wie ein kleines Kind.

Manche bewundern Macron für seine
Contenance an der Seite des US-Präsiden-
ten, den anderen ist es schlicht zu viel. »Un
voyage pour l’image«, sagt ein Delega-
tionsmitglied, eine Reise für die Bilder.

Der Höhepunkt seines Besuchs jedoch
ist die Rede vor den Abgeordneten und
Senatoren im Kongress. Er macht das
Halbrund zu seiner Arena, umjubelt wird
schon sein Einzug. Nach dem Spott über
den Schulterschluss mit Trump begeistert
er nun dessen politischen Gegner mit einer
kämpferischen Rede. 

Macrons Weltsicht, so wie er sie im Kon-
gress darlegt, widerspricht in fast allem
den Vorstellungen Donald Trumps. Er ver-
urteilt den Isolationismus. Wer sich aus
der Welt zurückziehe, schaffe ein Vakuum,
das »Mächte mit stärkerer Strategie und
Ambition füllen werden«, sagt er. »Man
kann mit Ängsten und Wut spielen, aber
sie bauen nichts auf.« Nationalismus sei
eine Illusion.

Amerikas Iran-Politik könne zu einem
neuen Krieg im Nahen Osten führen. Man
müsse die Souveränität aller Staaten ach-
ten, auch die Irans. Da klatschen dann nur
noch die Demokraten.

Macron, der Seiltänzer. Am Ende mö-
gen ihn trotzdem doch alle, irgendwie. Nur
ein republikanischer Abgeordneter aus
Kentucky twittert, der französische Präsi-
dent sei ein »sozialistischer, militaristischer,
globalistischer Wissenschaftsalarmist«. Was
immer das sein soll.

Letzte Frage in der kleinen Runde mit
dem Präsidenten, die Zeit drängt, Macron
muss zum Flugzeug. Hat er Trump wirk-
lich so lieb, wie es drei Tage lang den An-
schein hatte? Ist diese Beziehung zwischen
zwei so offenkundig unterschiedlichen
Menschen tatsächlich echt? 

Macron rutscht auf die Sesselkante,
aber nicht etwa, weil ihm diese Frage un-
angenehm wäre. »Hören Sie«, sagt er. »Ich
habe meine Art, Zuneigung auszudrü-
cken.« Die Gäste schmunzeln. »Und Do-
nald Trump hat seine, die beiden Stile ha-
ben sich jetzt vermischt«, fährt Macron
fort. Lautes Lachen.

»Wir sind beide Außenseiter unserer je-
weiligen politischen Systeme.« Beide re-
gieren, haben Wahlen gewonnen, entge-
gen aller Wahrscheinlichkeit. Das ist es,
was sie verbindet. Zwei Außenseiter, die
es geschafft haben, die mächtigsten Män-
ner ihrer Länder zu werden. Die Kameras
lieben und eine gute Show. Sie sind sich
so fremd, wie man es nur sein kann. Und
gleichzeitig doch irgendwie ähnlich.

Macron muss los. Er steht auf, er lächelt,
schüttelt jedem und jeder die Hand, und
er verlässt auch diesen Raum im Wissen,
dass er wieder einmal gewonnen hat.
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Botschaften überstrahlt – und so ist es ja auch gekommen. Und
Macron wird auch von der anderen Seite des politischen Spek-
trums wahrgenommen, wo man mit rationaler Kommunikation
und liberaler Politik wenig anfangen kann. Auch Fox News und
Breitbart berichten über einen Europäer, der Trump küsst.

Das Kalkül auf beiden Seiten entspringt der zutreffenden
Analyse, dass Gesten dort wirken, wo keine gemeinsame Spra-
che mehr vorhanden ist. Doch das ist nur der Ausgangspunkt.
Das Publikum liest diese Rangeleien und Zutraulichkeiten als

Versicherung, dass der andere Mann schon ein guter Sports-
freund sei, der, jenseits aller Differenzen, das Herz auf dem
rechten Fleck habe. Das muss sich freilich erst noch erweisen. 

Beide Männer gehen ein Risiko ein, aber nicht, weil sie einen
Plan verfolgen, eher aus Mangel an Alternativen. Ihre Situation
ist vergleichbar: Sie sind Neulinge in der professionellen Politik
und haben ihren Bürgern versprochen, den Laden gründlich
umzugestalten. Beide haben dafür eine parlamentarische Mehr-
heit, dennoch läuft ihnen die Zeit davon. Und beide haben
Grund, sich isoliert zu fühlen: Trump vom politischen Establish-
ment seines Landes und Macron von den Europäern, die seine
Reformpläne nicht mittragen wollen. Die maximierte Aufmerk-
samkeit eines Auftritts auf der Weltbühne als transatlantisches
»odd couple« in der optischen Tradition von Charles de Gaulle
und John F. Kennedy kommt ihnen recht, um zu zeigen, dass
sich gerade Regeln ändern, dass auch das Amt eines Präsiden-
ten plötzlich eine weitere, kumpelhafte Dimension hat. 

Die Bekräftigung des Bundes unter Männern isoliert die bei-
den aber auch, denn ihre Frauen, ja Frauen in der Politik über-
haupt, verhalten sich ganz anders, siehe Angela Merkel. Zudem
betonen die Gesten des Zusammenhalts unfreiwillig das politi-
sche Abseits, in das sich die beiden aus völlig unterschiedlichen
Gründen manövriert haben. 

Es war ein Tasten und ein Ziehen, aber die Botschaft war 
von großer Ratlosigkeit. Denn auch wenn man sich alter Kom-
munikationsformen wie der politischen Geste bedient, gelten
dieselben Regeln wie sonst: Man sollte wissen, was man sagen
möchte. Nils Minkmar
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E
s ist nicht lange her, da hat Donald Trump Nordkoreas
Diktator als »krankes Hündchen« beschimpft. Jetzt
ist er voll des Lobes für Kim Jong Un, dieser habe
sich »sehr offen« und »sehr ehrenhaft« gezeigt; er

klingt dabei wie ein Lehrer, der über die gelungene Umerzie-
hung eines missratenen Schülers spricht. Vor allem aber ist
Trump stolz auf sich selbst. Und damit hat er ausnahmsweise
recht. Denn im Atomstreit hat der US-Präsident einiges in
Bewegung gebracht, ob einem nun sein Stil gefällt oder nicht.
Er hat gegenüber dem Kim-Regime eine ernsthafte militäri-
sche Droh kulisse aufgebaut und dafür gesorgt, dass die Uno-
Sanktionen drastisch verschärft wurden. Und als Kim Anfang
des Jahres plötzlich eine Charme offen -
sive startete, nutzte Trump die Gele-
genheit und nahm Kims Einladung
zum persönlichen Treffen an. Vergan-
gene Woche überraschte der Diktator
dann mit der Ankündigung, seine
Atom- und Raketentests einstellen zu
wollen – auch wenn er sein Land bei
dieser Gelegenheit erneut zur Nu -
klearmacht erklärte.

Was Kim letztlich bewogen hat, auf
Entspannung umzuschalten, darüber
kann man nur spekulieren. War es tat-
sächlich der geniale Stratege Trump?
Oder eher der Druck der Sanktionen?
Oder hat Kim, wie Experten in Süd-
korea vermuten, die propagandisti-
sche Wende ohnehin seit Längerem
geplant, weil er sein Atomprogramm
weitgehend abgeschlossen hat? Fest
steht: Ende Mai oder Anfang Juni wol-
len Trump und Kim sich treffen. Und
das ist an sich schon ein Fortschritt.

Es gab schon mal einen Moment,
in dem Kim vielleicht zu einem sol-
chen Treffen bereit gewesen wäre,
das war 2012, kurz nachdem er zum
neuen Herrscher geworden war und
deutlich machte, dass er die wirt-
schaftliche Lage seines Landes ver-
bessern wolle. Damals war Barack Obama Präsident der
USA, doch der reagierte auf Kims Entspannungssignale nicht.
Danach begann Kim mit seinen Atombomben- und Rake -
tentests, und die Gelegenheit für Diplomatie war verstrichen.
Das zumindest hat Trump nun besser gemacht.

Die Erwartungen an den Gipfel aber sind hoch; selbst dass
Nordkorea seinen Verzicht auf Atomwaffen erklärt, bis vor
Kurzem noch undenkbar, scheint plötzlich nicht mehr gänz-
lich ausgeschlossen. Eine solche Zusage Kims könnte Trump
der Welt als historischen Durchbruch präsentieren. Im Gegen-
zug könnte er ein Ende der Sanktionen und die Aufnahme
diplomatischer Beziehungen mit Pjöngjang versprechen. Mit
dem Gipfel wäre jedoch der leichte Teil der Annäherung vor-
bei. Der schwierige Teil käme danach: wenn sich herausstellt,
dass beide jeweils etwas an deres unter »Denuklearisierung«

verstehen. Denn die USA pochen darauf, dass Nordkorea
ganz auf Atomwaffen verzichtet, überprüfbar und unumkehr-
bar. Das Kim-Regime peilt dagegen letztlich eine Art Abrüs-
tungsdialog an, unter Atommächten, auf Augenhöhe.

Das wiederum wäre nicht neu. Im Jahr 1994 vereinbarten
die USA und Nordkorea das Genfer Rahmenabkommen. Darin
entsagte der Vater des jetzigen Diktators seinem Atompro-
gramm, im Gegenzug sagten Washington und seine Verbün-
deten Öllieferungen und den Bau von Leichtwasser-Reaktoren
zu. Doch dann fand Pjöngjang immer wieder Vorwände, um
sein Wort zu brechen. Denn das Atomprogramm ist Staats -
räson; und das gilt bis heute. Ohne die enormen Fortschritte

beim Atom- und Raketenprogramm
würde Trump den Mann in Pjöngjang
wohl kaum ernst nehmen. Dass Kim
seine Atomwaffen für immer aufgibt,
erwartet daher keiner der Experten.
Gleichwohl ist es besser zu reden, als
Krieg zu führen. 

Nach dem Gipfel müsste Trump in-
des Kontrollmechanismen in Gang
setzen, um Kims etwaige Zusagen zu
überprüfen. Ob Trump die Geduld da-
für aufbringt und ob er es schafft,
ausgerech net mit Nordkorea ein solch
 kompliziertes Vertragswerk auszuhan-
deln, ist fraglich. Ein ähnliches diplo-
matisches Meis terstück mit einer an-
deren aggressiven angehenden Nukle-
armacht gelang bisher erst einmal, die
Verhandlungen zogen sich über Jahre
und drohten zu scheitern – das Atom-
abkommen mit Iran. Ausgerechnet
diesen Deal, obwohl Vorbild für Nord-
korea, könnte Trump in den kommen-
den Wochen aufkündigen.

Zudem wurde gerade bekannt,
dass der Präsident Ad miral Harry
Harris für den wichtigen Posten des
Botschafters in Seoul nominieren
will. Der Admiral ist ein Hardliner;
er hält Nordkorea für die »unbere-

chenbarste und gefährlichste Bedrohung« der USA. Weitere
Nordkorea-Hardliner sind Trumps neuer Sicherheitsberater
John Bolton, der das Land schon mal bombardieren lassen
wollte, sowie  der neue Außenminister Mike Pompeo, der
 sich mit Kim über Ostern in Pjöngjang traf, um den Gipfel
mit Trump vorzubereiten. Ausgerechnet diesem Trio obliegt
die diplomatische Annäherung. 

Aber selbst wenn das Gipfeltreffen zum Erfolg wird – ob
es wirklich gelingt, Nordkorea seine Atomwaffen dauerhaft
abzuhandeln, dürfte sich erst in einigen Jahren zeigen. Trump
könnte dann längst Geschichte sein, Kim dagegen dürfte wohl
noch immer regieren. Er hat Zeit. Und er hat eine klare Stra-
tegie. Was man von Trump bislang nicht sagen kann.

Wieland Wagner

Mail: wieland.wagner@spiegel.de
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Feuer und Frieden
Analyse Gelingt Donald Trump, woran seine Vorgänger gescheitert sind – kann womöglich

 ausgerechnet der impulsive Präsident den Atomstreit mit Nordkorea lösen?
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D
a hängt er noch immer, nur sagt
er nichts mehr: der berühmte
»sprechende Christus«, der holz-
geschnitzte Heiland, der dem

Dorfpfarrer Don Camillo Tipps gab für
den Umgang mit dem kommunistischen
Bürgermeister Peppone. 

Hier, in der Kirche von Brescello, wur-
den die Don-Camillo-Filme über das länd-
liche Nachkriegsitalien gedreht; über das
zähe Mit- und Gegeneinander von Kom-
munisten und Kirchentreuen. Die Filme
wurden weltweit zum Erfolg, und Brescel-
lo wurde zur Touristenattraktion. Aber
das Dorf mit seinen 5600 Einwohnern ist
auch und vor allem: Italien im Kleinfor-
mat, was das organisierte Verbrechen an-
geht und die große Politik. 

Seit zwei Jahren gibt es wegen Unter-
wanderung durch die Mafia keinen Bür-

germeister mehr. Und bei den Wahlen am
4. März lagen auch hier, wie landesweit,
die vom Komiker Beppe Grillo gegründete
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) sowie die
rechtsnationale Lega vorn. Und das, ob-
wohl in Brescello nach dem Krieg noch 
53 Prozent den Kommunisten und Sozia-
listen ihre Stimme gaben. 

Während acht Wochen nach der Parla-
mentswahl noch immer unklar ist, wer
künftig in Rom regieren wird, kann man
in und um Brescello etwas er-
fahren über die Lage des Lan-
des. Denn das verschlafene
Nest im Schwemmland des Po-
Flusses, wo Straßen noch nach Salva-
dor Allende und nach dem 1. Mai be-
nannt sind, zeigt en miniature den drama-
tischen Wandel, der Italien seit Jahren
 erfasst; zeigt den Nährboden, auf dem die

simplen, nicht selten fremdenfeindlichen
Rezepte der Wahlsieger gedeihen. Und
weist vielleicht auch ein wenig die Zukunft.

In Brescello sind die Jungen nach Par-
ma, Florenz oder ins Ausland abgewan-
dert. Gekommen sind dafür Asylbewer-
ber; zur Mittagszeit sieht man im Zentrum
bisweilen weniger Einheimische als Ein-
wanderer. Fast alle Bars im Ortskern wer-
den mittlerweile von chinesischen Zuwan-
derern geführt. Und in der Nachbarschaft

hat der zweitgrößte Sikh-Tempel Euro-
pas eröffnet. Dort beten nun die in -
dischen Arbeiter, ohne deren Hilfe die

umliegenden Käseproduzenten vor
dem Ruin stünden.

KP und Kirche – das waren ein-
mal die stabilen Säulen in die-

ser Region, in der »bassa«,
dem flachen Land am Po-Ufer
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Die Erben des Don Camillo
Italien Während man in Rom noch um eine Regierung ringt, zeichnen sich in der Provinz bereits

neue Allianzen ab. Ein Besuch in Brescello, wo die alten Parteien nichts mehr zu sagen haben. 
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Bürgermeister Coffrini, Dorfpriester Don Evandro 2014: »Die alte Ordnung hat sich aufgelöst«

I TA L I E N

Rom

Brescello



mit seinen Reisfeldern, in den Filmen der
Nachkriegszeit mythisch überhöht zum
Herzland der Arbeiterklasse. Der Autor
Giovanni Guareschi hat dieser »kleinen
Welt«, in der er groß wurde, mit seinen
Romanfiguren Don Camillo und Peppone
literarisch ein Denkmal gesetzt.

Doch diese Welt gibt es nicht mehr. 
Das sagt der Dorfpfarrer Don Evandro,

als Sohn eines hartleibigen Kommunisten
geboren in einem Dorf, in dessen Mitte
eine Lenin-Statue stand. »Brescello ist ein
Spiegel unserer Gesellschaft. Die alte Ord-
nung hat sich aufgelöst: Zuerst verschwan-
den in den Neunzigerjahren die kommu-
nistische und die christdemokratische Par-
tei, nun ist die Linke als Ganzes am Ende.«

Wer in Brescello nach Gründen für den
politischen Erdrutsch sucht, muss nur raus
aus Don Evandros Kirche, vorbei an den
Bronzestatuen von Don Camillo und Pep-
pone auf der Piazza und hinein ins pracht-
volle Altstadthaus von Marcello Coffrini.
Dem Anwalt mit der nackenlangen
Mähne ist nicht anzusehen, dass er
mit 18 Jahren in die Kommunisti-
sche Partei eintrat und auf die Dik-
tatur des Proletariats setzte. 

Schon sein Vater war KP-Mit-
glied und von 1985 an fast zwei
Jahrzehnte lang der Peppone von
Bre scello – zugleich Bürgermeister
und Mann des Volkes. Der Sohn
übernahm das Amt dann 2014,
blieb allerdings keine zwei Jahre
am Ruder. Auf Anweisung des
Innenministers wurde die von ihm
geleitete Verwaltung abgesetzt und
der gesamte Ort wegen Mafia-Be-
günstigung unter Zwangsaufsicht
gestellt: Coffrini und seine Leute,
so der Vorwurf, hätten dem in Bres-
cello siedelnden ’Ndrangheta-Clan
Grande Aracri öffentlichen Boden
sowie Bauaufträge zugeschanzt.

Ein Grund dafür, dass die Linke
in Brescello einbrach? Der Ex-Bür-
germeister sagt, der Niedergang der Lin-
ken habe mit seinem persönlichen Ver-
schulden nichts zu tun: »Die Gründe dafür
sind offensichtlich, die Wirtschaftskrise so-
wie der Flüchtlingsansturm beuteln unser
Land – und die Fünf Sterne wie auch die
Lega reiten die Welle der Empörung, lei-
der mit Erfolg.«

Allein am Populismus allerdings kann
es nicht gelegen haben. Denn in der Kunst,
dem Volk nach dem Mund zu reden, wa-
ren auch die Konkurrenten Silvio Berlus-
coni mit seiner Partei Forza Italia und der
Sozialdemokrat Matteo Renzi begabt. Sie
landeten abgeschlagen im Feld.

Die Frage, warum Italiens Linke keine
passenden Rezepte für die drängenden
Probleme findet, führt in die Via Verdi.
Dort haben die Sozialdemokraten ihren
Sitz, die Tür zur Geschäftsstelle allerdings

ist verschlossen. Den Schlüssel bringt
schließlich ein freundlicher Student. Er
sagt: »Ich war der letzte Parteisekretär hier
am Ort, nach mir kam keiner mehr.«

Drinnen sieht es aus wie in einer flucht-
artig geräumten Kommandozentrale nach
dem Einmarsch feindlicher Truppen. An
der Wand hängen noch Porträts von Che
Guevara und Antonio Gramsci, dem Mit-
begründer der italienischen KP. In Eisen-
schränken lagern die gesammelten Werke
von Marx und Engels sowie, gebündelt,
alte Parteiausweise, Zeugnisse einer besse-
ren Zeit. 70 Prozent der Mitglieder sind in
den vergangenen zwei Jahren ausgetreten.

Also lieber auf zu den Wahlsiegern. Bei
den Sondierungsgesprächen in Rom belau-
ern sich M5S und Lega seit Wochen, über-
ziehen einander mit unerfüllbaren Forde-
rungen und strapazieren die Geduld ihrer
Anhänger. Wie aber ist die Stimmung in
Brescello, deutet sich hier eine Koalition
an – oder eher eine Konfrontation?

Das herauszufinden erweist sich als
schwierig. Denn die beiden siegreichen
Parteien haben im Dorf kein Büro, ja: Es
findet sich noch nicht mal ein ortsbekann-
tes Mitglied, das zu einer Stellungnahme
fähig wäre. Geradezu so, als wäre man
 bereits in jener Zukunft angelangt, von
der die Fünf Sterne träumen; einer Epo-
che, in der das Volk via Internet unmittel-
bar entscheidet und die repräsentative
 Demokratie samt Volksvertretern über-
wunden ist. 

Was die Lega betrifft, ist zumindest eine
ehemalige Aktivistin zu sprechen: Catia
Silva. Sie war jahrelang das Gesicht der
Partei in Brescello. Eine Aktivistin der ers -
ten Stunde, aus der Zeit, da die Partei sich
noch Lega Nord nannte und offen für die
Abspaltung des reicheren Norditalien vom
Rest des Landes eintrat. 

Im Januar 2018 aber, kurz vor dem
Wahltriumph ihrer Partei, kündigte Silva
der Lega brieflich die Treue. Ausgerechnet
sie, die Ikone der Anti-Mafia-Bewegung
in Brescello; sie, die mit ihren Anzeigen
fünf Mafiosi ins Gefängnis gebracht hat
und mit Morddrohungen leben muss, mal
mündlich, mal in Form einer Patronenhül-
se im Briefkasten. Warum hat also ausge-
rechnet sie der Lega den Rücken gekehrt? 

»Weil Matteo Salvini Deals mit Berlus-
coni macht und nun landesweit Leute auf
seine Wahllisten nimmt, die wegen ihrer
Vorstrafen gar nicht kandidieren dürften«,
sagt Silva und steuert ihren Lancia, Ziga-
retten und Rosenkranz griffbereit, einmal
quer durch Brescello, um zu erklären, was
ihrer Meinung nach schiefläuft. Im Ort wie
im ganzen Land.

Sie zeigt die nach dem kalabrischen Ma-
fiadorf Cutro benannte Siedlung, wo sich
die zugewanderten Clanmitglieder aus
 Italiens Süden niedergelassen haben; sie

deutet auf illegale Bauten und die
Unterkünfte der Asylbewerber, sie
spricht vom Unterfutter der Orga-
nisierten Kriminalität. Die Linke
im Ort habe »keine Antikörper
 gegen diese Epidemie«, sagt Silva,
auch an der Staatsspitze sehe es
nicht besser aus. »Dass unser Prä-
sident zu Koalitionsverhandlungen
einen Mann wie Berlusconi emp-
fängt, der jahrelang die Mafia fi-
nanziert hat, ist ein Schlag ins Ge-
sicht für uns alle.«

Bei Catia Silva zu Hause hängt
die Auszeichnung der Polizei, in der
ihr Kampf »an vorderster Front« ge-
gen das Verbrechen gewürdigt wird.
Und während im Fernsehen Berich-
te über die jüngs ten Manöver ihres
Ex-Parteichefs Matteo Salvini lau-
fen, sagt die Aktivistin, sie gebe
nicht auf – bei den anstehenden
 Lokalwahlen am 10. Juni werde sie
wohl wieder antreten.

Silva telefoniert neuerdings regelmäßig
mit der neuen Vize-Parlamentspräsidentin
in Rom, Maria Edera Spadoni von den
Fünf Sternen. Die stammt gleichfalls aus
dieser Gegend und ist seit Längerem Silvas
Mitstreiterin im Kampf gegen die Mafia
im Don-Camillo-Dorf. 

Eine langjährige Lega-Aktivistin und
eine M5S-Abgeordnete Seite an Seite – ist
das das neue Italien? Könnte Brescello ein-
mal mehr zum Abbild werden für das, was
im Land passiert? 

So weit wolle sie noch nicht gehen, sagt
Catia Silva. Aber eine gemeinsame Liste
von lokalen Sympathisanten der Lega und
der Fünf Sterne sei bereits geplant. Der
Name: »Onestà«. Ehrlichkeit. 

Walter Mayr

Mail: walter.mayr@spiegel.de
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Filmplakat mit Don Camillo und sprechendem Christus 

Italien im Kleinformat



S
ie haben an alles gedacht, die
Staatsbeamten aus Myanmars
Hauptstadt. Haben Geländewa-
gen organisiert, um Vertreter der

Weltpresse bis zur Grenze nach Bangla-
desch zu karren. Haben einen Übersetzer
mit einer Stimme wie eine Kreissäge auf-
getrieben und ein Dutzend in ihren Sari
schluchzende Mädchen, die berichten, dass
sie von bösen Muslimen verschleppt und
gequält worden seien. 

Sie haben dafür gesorgt, dass klein ge-
wachsene Stammesangehörige den Kame-
ras ihre Wunden entgegenstrecken, die ih-
nen angeblich Muslime beigebracht haben.
Und haben, zu guter Letzt, ein paar der in
Myanmar verbliebenen Muslime einbestellt,
die mit gesenktem Blick Sätze wiederholen
wie: »Unser Dorf wurde niemals angegrif-
fen. Es geht uns gut. Alles ist wunderbar.«

Dabei ist in Myanmar wenig wunderbar,
vor allem für die Muslime, die zum Volk
der Rohingya gehören, ei-
ner Minderheit in dem
überwiegend buddhisti-
schen Land. Als im Au-
gust vergangenen Jahres
Rebellen der Rohingya
Polizeiposten angriffen,
schlug das Militär mit al-
ler Härte zurück. In Panik
flohen rund 700 000 Ro-
hingya nach Bangladesch;
die Uno sprach von »eth-
nischen Säuberungen«. 

Aber was ganz genau
geschah, ist immer noch
wenig erzählt. Denn  
niemand kam hinein in 
weite Teile des Bundes-
staats  Rakhine im Westen
des Landes; die Heimat
der Rohingya ist seit 
Langem abgeriegelt für
Auslän der. 

Jetzt aber, zum ersten
Mal seit Beginn der Krise,
dürfen zwölf Journalisten
aus Japan, Indien, Russ-
land und Deutschland für

drei Tage das Grenzgebiet bereisen. Aller-
dings streng kontrolliert von der Regie-
rung – denn die Weltöffentlichkeit soll
 davon überzeugt werden, dass hier eine
junge, starke Demokratie gedeiht; dass 
die buddhistischen Machthaber bereit 
sind und willig, die geflohenen Muslime
zurückzunehmen, »so viele wie möglich,
und zwar sofort«, wie die mitreisenden
Presseoffiziere nicht müde wurden zu be-
tonen. Als wäre der Exodus, die gewalt -
same Vertreibung, schlicht westliche Pro-
paganda. 

Gleich am zweiten Tag jedoch scheitern
alle Bemühungen. Es ist der Moment, als
zwei japanische TV-Reporter an der Gren-
ze zu Bangladesch stehen und höflich bit-
ten, die ersten Rückkehrer filmen zu dür-
fen. Aber es gibt keine Rückkehrer.

Die Japaner stehen an einer Brücke, auf
der anderen Seite beginnt Bangladesch,
davor befindet sich ein rostiges Tor. Durch

dieses Tor sei bisher kein
einziger Flüchtling getre-
ten, sagt hinter vorgehal-
tener Hand ein Presse -
offizier.

An dieser Tatsache
lässt sich nicht drehen,
auch nicht für das japa -
nische Fernsehen, und so
filmen die Reporter die
leeren Lager, in denen
 eigentlich die Rohingya
wohnen sollten. Da gibt
es eine Ziege, die über
den Helikopterlandeplatz
spaziert, und Soldaten,
die in blauer Uniform am
Wegesrand stehen, um
den Konvoi vor Rohingya
zu schützen, die, warnt
ständig ein Presseoffizier,
»jederzeit aus der Land-
schaft springen und an-
greifen könnten«.

Der Pressetrip gerät
zur Propagandashow, bei
der die Journalisten nur
eine Seite der Wahrheit

präsentiert bekommen – die der Buddhis-
ten, nicht die der Muslime. 

Immer wieder führen die Presseoffizie-
re in Siedlungen aus neu gebauten Pfahl-
häusern, in denen bald Buddhisten ange-
siedelt werden sollen. Warum diese neuen
Häuser? Weil es die alten Dörfer der
 Rohingya nicht mehr gibt, die an diesen
Orten einst standen. Immer wieder sind
rechts und links der Schotterpisten ihre
Reste zu erkennen, niedergebrannt bis auf
die Fundamente, umstanden von rußge-
schwärzten Palmenstümpfen. Dazwischen
liegen Kleidungsstücke, Fotos, lose Koran-
blätter, vom Wind verweht. Einmal lassen
sich die Trümmer einer Moschee erahnen.

Diese Spuren der Rohingya erscheinen
wie letzte Beweise ihrer Existenz, in rasen-
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»Alles 
ist wunderbar«

Myanmar Zwei Reisen durch den muslimischen Westen: 

eine offizielle mit der Regierung und eine verbotene,  

die beweist, dass eine Rückkehr der Rohingya sobald nicht

möglich ist. Von Fiona Ehlers
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Geflüchtete Rohingya in Bangladesch im Oktober 2017: Das Land entledigt sich der Muslime und tilgt alle Spuren ihrer einstigen Existenz

dem Tempo werden sie vernichtet. Überall
dort, wohin die Journalisten kommen,
wühlen sich Bulldozer durchs Erdreich,
schwitzen Arbeiter unter Bauhelmen. 

Die ganze Region sei »under construc-
tion«, sagt stolz der Presseoffizier. In die-
sem neuen Myanmar, so viel wird deutlich,
ist kein Platz für die Rohingya. Das Land
entledigt sich des Alten, Unliebsamen und
vernichtet Beweise einer generalstabsmä-
ßigen Vertreibung. Myanmar soll offenbar,
so gut es geht, muslimfreie Zone werden. 

Auf Schildern überall auf den Baustellen
steht in roter Schrift: »Vorsichtig fahren!«.
Das könnte das Motto des Medientrips
sein: Vorsicht bei der Suche nach der
Wahrheit, wo auch immer sie liegen mag,
in den niedergebrannten Flecken oder den

neuen Musterdörfern. Myanmar, das ist
das Land der zwei Wahrheiten. »Wir zei-
gen beide Seiten«, sagt achselzuckend der
Presseoffizier, »suchen Sie sich eine aus.«

Weil man auf dieser Reise so gut wie
nichts erfährt über das Schicksal der Ro-
hingya, muss man sich allein auf die mus-
limische Seite begeben. Das geht nur ein
paar Tage später, ohne Presseoffiziere,
 Kollegen und Kameras. Einige Kilometer
weiter südlich, in der Nähe von Sittwe, der
alten kolonialen Hafenstadt der Briten,
heute Hauptstadt von Rakhine. Wo genau,
darf man nicht schreiben, weil die Muslime
für das Gespräch ihr Leben riskieren. 

Nicht weit von einem Golfplatz, auf
dem die Generäle mit ihren Caddies scher-

zen, wartet ein Rohingya. Er nennt sich
Faizal, Vater zweier Kinder, gläubiger Mus-
lim, 32 Jahre alt. Sein Englisch, sagt er,
habe er sich mit seinem Smartphone
 beigebracht. Er führt feldeinwärts, blickt
sich um, ob jemand folgt. An einem schlam-
migen Fluss steht ein Fährmann auf einem
Holzboot und setzt über, an Bord vier Ko -
ranschüler mit Gebetskappen. 

Faizal trägt Basecap, das ist weniger ver-
dächtig. Er will zeigen, woher er kommt.
Er, Faizal, und der Hass auf alles Islami-
sche, auf Rohingya wie ihn.

Auf der anderen Uferseite steht Osman
unter einem Regenschirm gegen die sen-
gende Sonne. Er ist der Dorfvorsteher, ein
blauer Wickelrock schlottert um seine ha-
geren Hüften. Faizal und er führen durch



ein Dorf, in dem das Leben wirkt, als hätte
jemand die Stopptaste gedrückt. 3000
Muslime leben hier, ohne Arbeit, ohne Zu-
kunft. »Wenn es so weitergeht, leben auch
sie hier nicht mehr lange«, sagt Faizal. 

Die beiden Männer führen zur Kranken-
station – leer. In den Vorgarten einer Schu-
le – verwaist. Sie zeigen das Stelzenhaus,
in dem Faizal geboren wurde; seine Familie
hatte Glück, es wurde nicht niedergebrannt
vor sechs Jahren, als hier der Terror begann. 

Am Ende des Ortes bleiben die Männer
stehen. Sie zeigen hinüber, wo keinen Ki-
lometer entfernt ein buddhistisches Dorf
liegt. »Von dort kamen sie«, sagt Osman,
»in einer Juninacht.« 

Zu Hunderten seien die Buddhisten ein-
gefallen, sagt Osman, dazu Polizisten in
Uniform und Freunde von früher, die einst
noch ihre muslimischen Nachbarn zu ihren
Hochzeiten eingeladen hatten. »Sie rich-
teten ihre Waffen auf uns«, sagt Osman,
»griffen an mit Bambusstöcken und Mes-
sern.« Der Mob habe Rache genommen
für die Vergewaltigung einer Buddhistin
durch Muslime.

In jener Nacht, sagt Osman, der Vorste-
her im Dorf ohne Namen, schnappten die
Rohingya-Frauen ihre Kinder und schlepp-
ten die Alten huckepack in die Reisfelder,
um sich dort zu verstecken. Die Männer
verteidigten das Dorf. »Drei von uns star-
ben«, sagt Osman, »wir durften sie nicht
nach unseren Riten bestatten.« 

In diesen Monaten des Jahres 2012 kam
es an vielen Orten in Rakhine zu Zu-
sammenstößen zwischen Buddhisten und
Muslimen; Tausende Rohingya flohen, und
viele, die blieben, wurden in ihren Dörfern
eingesperrt wie in Gettos. Seitdem ist die
Region nicht wieder zur Ruhe gekommen.
Seitdem sei alles anders, sagen auch die
Männer; ihr Dorf gleiche einer Gefängnis-
insel, einem Alcatraz mitten in Rakhine. 

Die Stromleitungen wurden gekappt, es
gibt keine Wasserversorgung, nur ein mo-
driges Brunnenloch. Und jeglicher Kontakt
zwischen den Dörfern ist verboten. Wer
sich hinüberwagt zu den Nachbarn, wie neu-
lich ein Fischer, der ein Boot auf dem Markt
von Sittwe kaufen wollte, wird von bud -
dhistischen Banden blutig geschlagen. Seit-
dem leben sie hier wie lebendig begraben.

»Es ist Apartheid«, sagt Faizal, der kurz
nach jener tödlichen Nacht vor sechs Jah-
ren vom Militär abgeholt und mit Frau,
Kindern und Schwiegereltern in ein Inter-
nierungslager umgesiedelt wurde. Dort
lebt er mit mehreren Hundert Muslimen
hinter Stacheldraht. Haust zu zehnt in ei-
nem 20-Quadratmeter-Zimmer, darf nicht
arbeiten, kein Arzt behandelt ihn, kein Leh-
rer unterrichtet seinen achtjährigen Sohn. 

Um der deutschen Journalistin sein
Dorf zu zeigen, ist er frühmorgens aus dem
Lager entkommen, mit jeder Stunde
wächst die Gefahr, ertappt und mit dem

Tod bedroht zu werden. Doch Faizal
spricht ohne Furcht. »Für die Buddhisten
in Rakhine sind wir Menschen zweiter
Klasse, sie blicken schon seit Generationen
auf uns herab, verweigern uns die Staats-
bürgerschaft, nehmen uns ein Recht nach
dem anderen, und wir bleiben unsichtbar.« 

Im August vergangenen Jahres, nach-
dem Rebellen der Rohingya-Miliz »Arsa«
Polizisten angegriffen hatten und das Mi-
litär mit der Vertreibung begann, blieb es
zwar ruhig im Dorf. »Aber die Ruhe
täuscht«, sagt Faizal, »sie töten auch hier.«
Die Rohingya in Myanmar, sie sterben stil-
le Tode, ohne dass die Welt etwas davon
mitbekommt. Wie etwa die 18-jährige Cal-
mas: Sie war schwanger, das Kind lag
falsch, kein Arzt kam, und so starben Mut-
ter und Kind; vor drei Monaten erst sei
das passiert, sagen die Männer.

»Wir leben hier seit vier Generationen«,
sagt Faizal. »Friedensnobelpreisträgerin
Aung San Suu Kyi ist auch die Führerin
meines Landes«, sie müsse doch wissen,
was es heiße, unter Hausarrest zu leben.
»Sie saß ja selbst, 15 Jahre lang. Wie kann
sie es zulassen, dass man uns tötet wie in
Zeitlupe?«

Diese Wahrheit bleibt den zwölf Journa-
listen verborgen, die knapp hundert Kilo-
meter weiter nördlich in Geländewagen
über eine Schotterpiste holpern. Es ist heiß
und stickig, bald beginnt die Regenzeit,
Zyklone werden dann wohl für Chaos und
Zerstörung sorgen, wie so oft. Aber noch
machen Planierraupen riesige Areale platt,
fressen sich gelbe Caterpillar-Bagger in
den Dschungel aus Bananenstauden und

weiß blühenden Frangipani, um hier das
Fundament für ein modernes Myanmar zu
ebnen, mit Schnellstraßen, Wirtschafts-
sonderzonen und boomender Tourismus-
industrie.

Im Ort Maungdaw wartet der Direktor
der Distriktverwaltung, ein schmaler
Mann mit eingefrorenem Lächeln. Akri-
bisch notieren seine Leute jede Frage und
jede Antwort und filmen das, was sie eine
Pressekonferenz nennen. »Wie kann es
sein, dass wir seit zwei Tagen Hubschrau-
berlandeplätze sehen, aber kaum Häuser
für Rohingya?«, will der Kollege einer US-
Nachrichtenagentur wissen. »Weil sich un-
sere Politiker, so oft es geht, über den Fort-
schritt informieren«, so der Direktor, »des-
halb werden die Landeplätze errichtet.«

»Warum werden ganze Landstriche  aus-
radiert, was planen Sie?«, fragt eine Rus-

sin. »Wir machen eine Flurbereinigung,
 danach wird gebaut: Industriezonen, In-
frastruktur, Hotels«, sagt der Direktor. 

»Oder sollen die Bulldozer Beweise ver-
nichten?«, hakt eine japanische Kollegin
nach, »Beweise, die nahelegen, dass hier
Massenmorde stattgefunden haben?« –
»No, no, no«, sagt der Direktor. 

»Die Muslime in den Lagern sterben,
weil Hilfsorganisationen nicht ungehindert
eingreifen können«, wirft eine Reporterin
aus Singapur ein. »Davon kann keine Rede
sein, prüfen Sie Ihre Quellen«, kontert der
Direktor und erhebt sich: »Noch Fragen?«

Eine halbe Stunde später hält der Kon-
voi im Dorf Inn Din. Ein einziges Mal ha-
ben sich die Reporter gegen die Offiziere
durchgesetzt und diesen Halt ausbedun-
gen. Inn Din ist berühmt, seit Journalisten
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Soldaten im leeren Rückkehrerlager: »Wir machen eine Flurbereinigung«



der Nachrichtenagentur Reuters hier eine
Massenerschießung aufgedeckt haben.

Drei Buddhisten warten vor einer Poli-
zeistation, auch hier wurden wieder Men-
schen, wurden Wahrheiten bestellt, und
das myanmarische Fernsehen filmt alles
mit. Es habe einen Toten gegeben, sagen
die Männer, ja, aber aufseiten der Buddhis -
ten. Dem widerspricht die Recherche von
Reuters. Der Artikel erschien im Februar
und sorgte weltweit für Entrüstung, ge-
zeigt wurden Fotos von zehn Rohingya-
Männern, die auf Knien im Gras hocken,
offenbar kurz bevor sie exekutiert werden. 

Zugesteckt wurden Reuters die Fotos
von einem Dorfältesten; in Lagern in Bang-
ladesch konnten die Journalisten geflohene
Angehörige ausfindig machen und die Vor-
kommnisse jenes Tages im September 2017
rekonstruieren. Vor allem konnten sie nach-

weisen, dass nicht nur Soldaten, sondern
auch Zivilisten beim Morden mitwirkten.
Das Militär geriet so sehr unter Druck, dass
es eine Beteiligung zugab und Aufklärung
versprach. Anfang April wurden sieben
Soldaten zu je zehn Jahren Haft verurteilt. 

Aber auch zwei der vier Reuters-Jour-
nalisten, die beiden Myanmaren Wa Lone
und Kyaw Soe Oo, wurden im berüchtig-
ten Insein-Gefängnis bei Rangun einge-
sperrt. Ihnen drohen 14 Jahre Haft wegen
»illegaler Informationsbeschaffung«. 

Mitten in Inn Din stehen jetzt die zwölf
Vertreter der Weltpresse und suchen 
nach Spuren des Verbrechens. Vergleichen
auf ihren Smartphones Satellitenbilder 
der Menschenrechtsorganisation Human
Rights Watch mit dem, was sie hier sehen:
Es fehlen Bambushütten, es fehlt ein kom-

pletter Ortsteil, in dem die Rohingya leb-
ten, 6000 Menschen vermutlich. 

»Tot? Davon weiß ich nichts«, sagt ein
Buddhist, Wickelrock, wütendes Gesicht.
»Alle geflohen«, sagt er, »jetzt gibt es nur
noch uns, rund tausend Buddhisten, ist
auch besser so.« Die Journalisten verlan-
gen, das Grab der zehn getöteten Muslime
zu sehen. Die Bewohner sagen, es gebe
kein Grab. Die Journalisten eilen zum mus-
limischen Friedhof, finden kein frisches
Grab, nur verbrannte Hütten und einen
Berg leerer Whiskeyflaschen. 

Der Wahrheit ist hier, wo das Verbrechen
wohl geschah, nicht näherzukommen.

Mit einer Motor-Rikscha gelangt man zu
den Buddhisten, die neben dem Dorf von
Faizal leben, dem jungen Rohingya, der
für das Treffen so viel riskiert. Auf den ers -

ten Blick ähnelt es dem Dorf der Muslime:
Bambushütten, Stelzenhäuser, Palmen.
Nur ist dieses Dorf keine Insel, es gibt
Strom und Wasser, Mofas flitzen umher,
Frauen sitzen an Nähmaschinen, aus den
DVD-Shops plärren chinesische Schnulzen.

Am Ende der Dorfstraße liegt ein bud -
dhistisches Kloster. Dort wartet der Abt
Tayzaniya im Schneidersitz, ein dicklicher
Mann von 29 Jahren, kahl geschorener
Kopf, die Zähne braun verfärbt vom vielen
Kauen der Betelnüsse. Vor sechs Jahren
lebte er noch nicht in diesem Kloster, war
also nicht beteiligt am Überfall auf die Ro-
hingya. Doch wer ihm zuhört, kann den
Glauben an all die sanften Dalai-Lama-
Weisheiten für immer verlieren. 

Der Abt sagt, er sei ein glühender
 Verehrer des berühmtesten Mönchs von

Myanmar, des antimuslimischen Hetzers
Ashin Wirathu aus Mandalay. Man glaubt
ihm sofort. 

Tayzaniya spricht leise und langsam,
 dabei putzt er sich in aller Seelenruhe  
das rechte Ohr mit einem Wattestäbchen.
Gelegentlich rotzt er in einen silbernen
Spucknapf, der zu seinen Füßen steht.

»Die Muslime haben ihre Dörfer selbst
abgefackelt«, sagt der Abt, »damit die
Welt mit ihnen Mitleid hat.« Langes
Schweigen, lautes Rotzen. Ist eine Art Ver-
söhnung möglich zwischen Muslimen und
Buddhisten, die früher doch jahrzehnte-
lang Seite an Seite zusammenlebten? Der
Abt muss nicht lange überlegen, er sagt:
»Undenkbar! Dazu sind wir zu verschie-
den. Muslime töten Tiere mit ihren Hän-
den. Wir Buddhisten tun nicht einmal ei-
ner Ameise etwas zuleide. Ein Muslim darf
viele Frauen haben, sie vermehren sich
wie Tiere, denn sie brauchen eine Menge
Kinder, um uns zu unterwerfen. Das dür-
fen wir nicht zulassen!« 

Ähnliche Bekundungen hört man über-
all in Rakhine, die Vorurteile sind massiv.
In Sittwe etwa sagt ein Mathematiklehrer:
»Vergewaltigungen, wir? Schauen Sie sich
die muslimischen Frauen doch an, wie die
aussehen, wie die riechen. Da wird doch
keiner von uns Männern schwach!« 

Es ist vor allem eines, was die Buddhis-
ten nicht verstehen wollen: warum der
Westen, der schließlich selbst von Islamis-
ten bedroht werde, für die Muslime von
Myanmar Partei ergreift. Die Furcht vor
radikalen Muslimen, die aus Rakhine ein
Kalifat machen wollen, treibt die Men-
schen hier um; sie glauben das ernsthaft.

Eine sichere Heimat für die Rohingya
wird es in Myanmar so bald nicht geben,
dazu sitzt der Hass zu tief. Dass viele Mus-
lime zurückkehren werden, ist unwahr-
scheinlich. Bisher sind die meisten in Bangla -
desch untergekommen; doch auch Staaten
wie Saudi-Arabien oder Pakistan werden
künftig weitere Rohingya aufnehmen müs-
sen – und zwar langfristig. 

Faizal aus dem Dorf ohne Namen sagt,
er warte nur noch auf den richtigen Au-
genblick, dann wolle auch er fliehen, mit
Frau und Kindern, das Geld für die Schiffs-
passage nach Malaysia habe er fast zusam-
men. Dann hätten also Regierung und Mi-
litär, dann hätten die Buddhisten gewon-
nen? »Ja«, sagt Faizal, »haben sie.« 

Er steht am Bootssteg, sagt, da sei nichts
mehr zu machen, hebt die Hand zum Ab-
schied und verschwindet in der Dämme-
rung. 
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Stammesangehöriger, Journalisten: Bestellte Wahrheiten der Regierung

Videoreportage

»Der Hass sitzt zu tief«
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Die Spiele des FC Bayern gegen Real Madrid sind keine Erfolgs-
geschichte. Im Halbfinale der Champions League verloren die
Münchner am Mittwoch das sechste Mal in Folge – eine Serie des
Grauens. Nur Borussia Dortmund (2010 bis 2012) und Eintracht
Frankfurt (1976 bis 1977) haben Ähnliches wie Real erreicht: Sie

siegten wettbewerbsübergreifend fünfmal hintereinander gegen
Bayern. Im Europapokal ist die Münchner Bilanz auch gegen den
AC Mailand schlecht: Die Bayern gewannen nur eins von zehn
Spielen. Vergleichbar mies sind die Ergebnisse gegen La Coruña:
Es gab zwei Spiele gegen die Nordspanier, beide gingen verloren.

»Armstrong ist kein Anführer, er ist ein Tyrann.« ‣ S. 98
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Magische Momente

»Nirgendwo gibt es treuere Fans«
DDR-Fußballidol Wolfgang Seguin, 72, über den Aufstieg des 1. FC Magdeburg

SPIEGEL: Sie sind eine
Legende im DDR-Fußball.
Im Mai 1974 lupften Sie
im Finale um den Europa-
pokal der Pokalsieger

gegen AC Mailand das 2:0
aus spitzem Winkel ins Tor.

Damit machten Sie den 1. FC Magdeburg
zum einzigen internationalen Titelträger
der DDR. Voriges Wochenende stieg Mag-
deburg in die Zweite Bundesliga auf. Ver-
folgen Sie die Spiele? 
Seguin: Ich bin Rentner, laufe gerade
durch meinen Garten in Stendal und 
bin immer noch ganz beseelt vom vergan-
genen Samstag. Gegen Fortuna Köln
waren wir Alten aus der 74er-Mannschaft
im Stadion, eine traumhafte Kulisse, 
über 22 000 FCM-Fans: super Stimmung.
Als das 1:0 fiel, lagen wir uns in den
Armen. Es geht wieder vo ran in Magde-
burg. Endlich. Nach dem Aufstieg war 
die Freude grenzenlos. Gestört haben nur
die Chaoten, die auf dem Hasselbachplatz

total besoffen die Polizei angegriffen
haben.
SPIEGEL: Magdeburg war mit Ihnen
 dreimal DDR-Meister, 1991 verpasste 
man die Bundesliga, war fast 30 Jahre
lang unterklassig und 2002 insolvent. 
Warum hat der Verein immer noch so
 viele Fans?
Seguin: Das kommt von früher und wirkt
bis heute nach. Wir hatten hier immer
eine riesengroße Basis. Die Spiele gegen

Dynamo Dresden sind  legendär. Die
bekommen wir jetzt hoffentlich wieder. 
SPIEGEL: Sie waren über 15 Jahre als Funk-
tionär im Verein tätig, haben die Zeiten in
der Oberliga mitgemacht, standen gegen
Teams wie Meuselwitz an der Seitenlinie.
Ist der Verein jetzt aus dem Gröbsten raus?
Seguin: Das waren schlimme Zeiten
damals. Aber warum sollen wir uns jetzt
nach dem Aufstieg Grenzen setzen? 
Im Fußball ist alles möglich, das hat auch
unser Triumph gegen Mailand gezeigt.
Unser Traum ist es, ein zweites Holstein
Kiel zu werden, das als Aufsteiger aus der
dritten Liga in die Bundesliga aufsteigen
kann. Wenn das ein Klub aus dem Osten,
wo es strukturell immer noch schwierig ist,
schaffen würde, wäre es eine Sensation.
SPIEGEL: Sie wirken immer noch sehr
euphorisch.
Seguin: Die zweite Liga wird schwer, klar,
aber bei uns wird nächste Saison jedes Spiel
ausverkauft sein. Nirgendwo gibt es treuere
Fans als hier. Nirgendwo ist die Atmosphä-
re im Stadion besser, vielleicht abgesehen
von Borussia Dortmund und Schalke 04.
Das kann Berge versetzen. Ich will nicht
eher den Löffel abgeben, bevor wir nicht in
der Bundesliga gegen Bayern spielen. Mag-
deburg gehört in die erste Liga. JDO
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Aufgestiegene Magdeburg-Spieler 
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Real Madrid

6 Spiele

April 2012 bis April 2018

1:2 n.V., 0:1, 0:4, 1:2, 2:4 n.V., 1:2

Borussia Dortmund

5 Spiele

Oktober 2010 bis Mai 2012

0:2, 1:3, 0:1, 0:1, 2:5

Eintracht Frankfurt

5 Spiele

Dez. 1976 bis Dez. 1977

0:3, 1:2, 0:4, 0:4, 1:2

Werder Bremen

4 Spiele

Nov. 1991 bis Sept. 1993

3:4, 1:3, 1:4, 0:1

Hansa Rostock

3 Spiele

Sept. 2000 bis Dez. 2001

0:1, 2:3, 0:1

VfB Stuttgart

3 Spiele

Sept. 1999 bis Sept. 2000

0:1, 0:2, 1:2

1. FC Kaiserslautern

3 Spiele

März 1982 bis Mai 1983

1:2, 2:3, 0:1 

1. FC Köln

3 Spiele

Werder Bremen

3 Spiele

April bis

Okt. 2006

0:3, 0:2, 1:3

Nov. 1967

bis Okt. 1968

1:4, 2:3, 0:1

*ohne Elfmeterschießen, wettbewerbsübergreifend seit 1963

und

und

Die längsten Niederlagenserien* des FC Bayern München  

Hertha BSC

3 Spiele

Februar 1977 bis März 1978

2:4 n.V., 0:2, 1:3

November 1982

bis Oktober 1983

0:1, 0:2, 0:2

März 1977

bis Januar 1978

0:3, 0:3, 0:2
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Hanfunternehmer Landis in seinem Büro in Leadville: »Ich habe den Kerl nicht mehr ertragen«



F
loyd Landis fand seine neue Le-
bensfreude in Leadville, Colorado,
zwischen einem Discounter und
einem Spirituosenhandel, auf

3094 Metern über Null. In einem weißen,
alternden Eckhaus mit tiefen Decken und
abblätternden Tapeten hat er Frieden ge-
schlossen mit der Welt. »Es gab dunkle
Jahre, aber nun kann ich wieder ruhig
schlafen«, sagt Landis, 42, »ich mache et-
was, von dem ich überzeugt bin.«

Landis handelt mit Hanfprodukten. Öle,
Cremes, Tinkturen, sie sollen bei der Re-
generation helfen, Schmerzen lindern;
 Colorado legalisierte Cannabis 2014. Zwei
Jahre später erwarb Landis eine Händler-
lizenz in dem 2700-Seelen-Ort, andert-
halb Autostunden südwestlich von
Denver. Die Geschäfte liefen gut,
mehrere Tausend Packungen ver-
kaufe er jeden Monat, vor allem
 online.

Rund 15 Jahre lang bestand das
Leben von Floyd Landis aus Rad -
fahren, schnellem Radfahren, er
 gehörte zu den Besten der Welt. Er
fuhr für das US Postal Team, die
Mannschaft von Lance Armstrong,
dem vermeintlichen Übermenschen.
Landis zog Armstrong bei drei sei-
ner sieben Tour-de-France-Erfolge
die Alpenpässe hoch. Es waren
schmutzige Siege: Armstrong, der
Krebsüberlebende und Wohltäter,
Familienvater und Werbestar, er 
war ein Dopingbetrüger, einer der
Köpfe hinter dem System von Blut -
panscherei und Spritzenkultur. Auch Lan -
dis dopte.

Die Geschichte von Floyd Landis ist ty-
pisch für diese Sportart. Um nach ganz
oben zu kommen, geben die Athleten alles:
Sie trainieren bis zur Erschöpfung, sie do-
pen und riskieren damit ihre Gesundheit
und ihr Leben, sie belügen und betrügen
Bekannte und Verwandte, die ganze Welt.
Die Geschichte von Floyd Landis ist gleich-
zeitig untypisch für den Radsport. Denn
nach seiner Enttarnung als Dopingsünder
verlor er alles, wurde krank, raffte sich
dann aber wieder auf, um einer der schärfs -
ten Kritiker des Sports zu werden.

Nach Jahren des Zauderns packte Lan -
dis aus, reichte im Juni 2010 Klage ein ge-
gen Armstrong und die ehemaligen Betrei-
ber des Postal-Teams. Im Falle eines Schuld -

spruchs hätte er Armstrong wohl in den
Ruin getrieben. 

An einem kalten Aprilnachmittag in
Lead ville sind es keine drei Wochen mehr
bis zum terminierten Prozessbeginn. Land-
is’ Büro, 1101 Poplar Street, ist ein Provi-
sorium, eigentlich wollte er es längst um-
gebaut haben zu einem Ladengeschäft, vor
der Haustür steht bereits ein Schild mit
Firmenlogo von der Größe einer Schreib-
tischplatte. Noch aber herrscht Chaos in
der Zentrale von »Floyd’s of Leadville«:
Nackte Matratzen liegen im Flur, der Feu-
ermelder hängt offen von der Decke, der
Sofabezug ist aufgeplatzt. 

Landis sitzt an einem Tisch mit dursti-
gen Grünpflanzen, er telefoniert und ver-

schickt Mails mit seinem Handy, es gibt
kein Festnetz, keinen Computer; vor ihm,
mitten im Raum, steht ein Rennrad auf ei-
ner Rolle, ein provisorischer Heimtrainer.
»Seit ein paar Jahren fahre ich wieder«,
sagt Landis und schaut kurz auf, »aber die
Geschwindigkeit brauche ich nicht mehr.«
Unter dem Pullover des einst drahtigen
Rennfahrers deutet sich ein Bauch an, an
den Schläfen zeigen sich einzelne graue
Haare, er trägt Jeans und Dreitagebart. 

»Lance ist ein rücksichtsloses Arsch-
loch«, sagt Landis über seinen ehemaligen
Teamkollegen. Der Prozess als Rachefeld-
zug? Landis schüttelt den Kopf und erhebt
sich vom Tisch. »So simpel ist das nicht.«

Er will erzählen, wie er die Dinge sieht,
aber bevor er beginnt, bekommt er Durst.
Es ist ein Dienstag, kurz vor halb zwei.
»Zeit für den ersten Drink, James?«, fragt

Lan dis und schaut durch den Raum. James
sitzt nahe der Haustür, ein kleiner Mann,
der aus einer Märchenverfilmung stam-
men könnte: In seinem langen weißen,
 lockigen Bart hängen Essensreste, auf dem
Kopf ruht ein Zylinder mit Federschmuck
und alter Motorradbrille. »I’m in«, sagt er
trocken, ich bin dabei.

James, Mitte sechzig, ist der Greeter
von Lead ville, eine Art ehrenamtlicher
Fremdenführer. Jeder kennt ihn hier, seine
Anekdoten könnten Bücher füllen. Kurz
zuvor, beim Mittagessen in einem Lokal
an der Hauptstraße, hatte er berichtet, wie
die Hells Angels mal in Leadville eingefal-
len seien, ein Biker habe ihn gezwungen,
vor seinen Augen mit dessen Freundin zu

schlafen; Landis prustete bei Rosen-
kohl und Leitungswasser vor La-
chen. Nun verbringt James den
Nachmittag im Büro des Hanfunter-
nehmers, auf einem Campingstuhl.

Landis kommt wieder, unter dem
Arm einen Karton mit zwölf Dosen
Bier. »Cheers, James«, sagt er, nimmt
einen Schluck und setzt sich auf die
nachgebende Ledercouch. 

Die Geschichte des Cannabisver-
käufers Floyd Landis beginnt in Far-
mersville, einer Mennoniten-Gemein-
de in Pennsylvania, keine tausend
Einwohner. Im Hause der gläubigen
Eltern gab es kein Fernsehgerät, Gott
bestimmte den Alltag. »Meine Eltern
sind gute Leute, doch ihr Glauben 
ist verrückt«, sagt Landis. Der junge

Floyd strebte nach Freiheit und fand sie auf
dem Sattel seines Mountainbikes. »Radfah-
ren wurde zu meiner Droge. Auf dem Rad
konnte ich den Kopf freikriegen.«

Mit 16 Jahren fuhr er sein erstes Rennen,
in langen Hosen, so, wie es das Elternhaus
vorschrieb; er gewann. Seiner Erinnerung
nach verlor er im Jugendalter keinen ein-
zigen Wettkampf, vorausgesetzt, er war
am Start: Sonntags hatte er Fahrverbot,
musste stattdessen auf die Kirchenbank.
Die Eltern versuchten, den Sohn vom Trai-
ning abzuhalten, doch der schlich sich
nachts aus dem Haus, fuhr allein über ver-
lassene Landstraßen, den Konventionen
davon. Er würde sich nicht unterordnen. 

1999, mittlerweile Straßenfahrer, unter-
schrieb er seinen ersten Profivertrag, bei
Mercury, einem Rennstall mit schmalem
Budget. In seiner ersten Saison belegte 
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Der Königsmörder
Doping Floyd Landis half Lance Armstrong bei der Tour de France die Alpenpässe hoch, dann

zerrte er ihn vor Gericht. Woher rührt der Hass dieser Männer, die einst Teamkollegen waren?
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Tour-Sieger Landis (r.) 2006 auf den Champs-Élysées 
»Bis heute hat sich doch nichts geändert«



er Rang drei bei der Tour de l’Avenir, ei-
ner Art Mini-Tour-de-France. Armstrongs
Team klopfte bei ihm an. Doch Landis hat-
te einen gültigen Vertrag, konnte nicht
wechseln. Zwei Jahre später zerfiel Mer-
cury. Landis griff zum Telefon, rief bei US
Postal an: »Ich bin verfügbar.«

Landis war nun Mitglied des erfolgreichs -
ten Radteams seiner Zeit, an der Seite von
Armstrong, einem Weltstar, zu dem Zeit-
punkt bereits dreimaliger Tour-de-France-
Sieger. Dass dessen Erfolge nicht allein das
Ergebnis harten Trainings waren, ahnte
Landis bereits. »Man erzählte sich Ge-
schichten unter den Fahrern«, sagt er, »mir
war klar, dass bei Postal gedopt wird.« 

Im Juni 2002, rund einen Monat vor sei-
ner ersten Tour de France, sollte er aus
Frankreich per Helikopter nach Sankt Mo-
ritz fliegen. Dort, erzählt Landis, überreich-
te ihm Armstrong eine Packung Testoster-
on-Pflaster, 2,5 Milligramm, brustwarzen-
groß. Fortan klebte sich Landis an zwei von
drei Tagen ein Pflaster auf den Bauch. Für
die weitere Behandlung war ein Experte zu-
ständig: Michele Ferrari, Sportarzt aus Nord-
italien, in der Szene später nur als »Dottore
Epo« bekannt. »Ferrari war in jedem Trai-
ningslager dabei, bei jedem Rennen«, sagt
Landis. »Es war verrückt, ja bizarr.«

Ferrari habe ihm ein individuelles Do-
pingprogramm geschrieben: Bluttransfusio-
nen, Wachstumshormon, das Blutmittel
Epo und das Testosteron Andriol, das zu-
sammen mit Olivenöl verabreicht wurde.
Landis ließ sich darauf ein, so wie wohl alle
Postal-Fahrer, die für die Tour de  France no-
miniert wurden. »Wer im Tour-Team dabei
sein wollte, musste mitmachen«, sagt Landis
und öffnet die nächste Bierdose. »Das heißt
aber nicht, dass man gezwungen wurde. Ich
habe mich frei  dafür entschieden.« 

In einer eidesstattlichen Erklärung für
ein Gericht listete Landis später ein Best-
of des Postal-Dopings auf. Etwa die Anek-
dote von der Tour de France 2004, als der
Fahrer des Mannschaftsbusses nach einer
Etappe eine Panne vortäuschte. Auf einer
abgelegenen Bergstraße hätten sich da -
raufhin sämtliche Fahrer im Bus hingelegt
und Bluttransfusionen erhalten. Nach rund
einer Stunde waren alle versorgt, der ver-
meintliche Defekt behoben.

Drei Jahre, bis Ende 2004, war Landis
Teil der Verschwörung. Ein Täter. Wie so
viele andere. Im Fahrerfeld wusste man
voneinander, auch von der deutschen Kon-
kurrenz. »Uns war klar, dass das Team Te-
lekom auch dopte, wir wussten um das
Programm in Freiburg«, erzählt Landis.

Landis verließ US Postal nicht wegen
des Dopings – wegen Armstrong. Was war
so schlimm an ihm? Sorry, sagt Landis, er
müsse kurz unterbrechen. Sein Handy
blinkt auf, Landis liest eine Mail, ruhig,
fast regungslos. Dann greift er erneut in
den Karton mit den Bierdosen. Draußen
hat ein Schneesturm eingesetzt.

Noch mal: Was störte also an Arm-
strong? Landis zieht die Augenbrauen
hoch. »Ich habe den Kerl nicht mehr er-
tragen«, sagt er und streicht sich durch die
Haare. »Lance Armstrong denkt nur an
sich selbst. Er ist kein Anführer, sondern
ein Tyrann.« Landis redet schnell, sein ho-
hes Kinn wippt beim Sprechen. »Immer
waren die anderen schuld«, sagt Landis.
Die Teamkollegen seien Armstrong gegen-
über unterwürfig gewesen, doch er, der
dem starren Mennonitenleben entflohen
war, ließ sich das nicht gefallen. Er er-
innert sich an einen Vorfall aus seiner An-
fangszeit bei Postal: In Spanien regnete
es, Landis ließ einen Trainingstag aus,

setzte sich in ein Café. Als er bezahlte,
standen 13 Cappu ccini auf der Rechnung.
Am nächsten Tag klingelte sein Handy,
Armstrong war dran und tobte. Ob er sich
eine Koffeinvergiftung habe holen wollen?
»Lance war nicht sauer, weil er sich um
mich sorgte, sondern weil ich nicht tat,
was er wollte«, sagt Landis. »Meine Ein-
stellung war: Ich zerreiße mich im Ren-
nen – aber lass mich abseits davon bloß
in Ruhe. Damit kam er nicht klar.«

Die Trennung erfolgte im Streit, Landis
schloss sich dem Team Phonak an. Für
Armstrong ein Loyalitätsbruch. Landis:
»Er sagte kein Wort mehr zu mir. Der Typ
ist verrückt!« Auch bei Phonak dopte
Landis weiter, nun in Eigenregie, aber, so
behauptet er, in Kenntnis der Teamleitung. 

Ob er damals ein schlechtes Gewissen
hatte, den Fans gegenüber, der Familie?
»Nein«, sagt Landis, »und ich verstehe
nicht, wenn sich Leute darüber aufregen.
Es war eine Welt mit eigenen Regeln. Bei
der Mafia empfindet man es doch auch als
ehrenhaft, wenn jemand dem Clan gegen-
über loyal ist. Das ist nichts anderes. Ich
habe nicht betrogen, sondern mitgespielt.
So läuft es im Radsport.«

In diesem Spiel wollte Landis noch eines:
einen Sieg in Paris. Doch die Zeit lief ihm
davon: 2003 hatte er sich im Training das
rechte Hüftgelenk gebrochen, wovon er
sich nie erholte, das Gelenk verschliss zu-
nehmend. 2006 schaffte er es dennoch:
Am 23. Juli fuhr er im Gelben Trikot des
Gesamtsiegers über die Champs-Élysées.
Jetzt war er der gefeierte Star, der Held,
verehrt von Fans aus aller Welt.

Vier Tage später kam die Ernüchterung:
ein positiver Dopingtest von der 17. Etappe
auf Testosteron. Landis versteht es bis heu-
te nicht: »Ich hatte vor der Probe nichts
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Tour-de-France-Platzierungen  von      Floyd Landis und      Lance Armstrong           davon nachträglich aberkannt

1993 1994 1995 1996 1997 1998 2007 20081999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2009 2010

36 1 1 1 1 1 1 1 3 2361 77 23 9 1
nicht

beendet

nicht

beendet

nicht

beendet

MercuryMotorolaTeam: Cofidis AstanaDiscovery Channel RadioShackU.S. Postal U.S. Postal Phonak
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Selbstdarsteller Armstrong 2012 in seinem Haus in Austin mit den Trikots seiner sieben Tour-de-France-Siege



anders gemacht als vor den anderen Tests
bei der Tour.« Jeden Abend hatte er Epo
genommen, an zwei von drei Tagen
Wachstumshormon, etwa eine Woche vor
Tour-Ende injizierte er Eigenblut. 

Landis wurde für zwei Jahre gesperrt,
doch er kämpfte dagegen an. Als ihm
schließlich zu Hause in Kalifornien per An-
ruf mitgeteilt wurde, dass auch der Sport-
gerichtshof Cas die Sperre bestätigt hatte,
nahm Lan dis die Siegertrophäe von Paris
vom Regal, lief auf den Balkon und warf
den Porzellanpokal auf die Einfahrt. Das
Zeugnis  seines größten Triumphs zerschell-
te in  tausend Teile, Landis stand vor den
Scherben seiner Laufbahn.

Er verfiel dem Alkohol, schluckte täglich
15 Schmerztabletten, wurde depressiv, sei-
ne Ehe scheiterte. »Für Selbstmord war ich
nicht mutig genug«, sagt er heute. Landis
haderte damit, ob er nicht vielleicht doch
das Schweigen brechen, das Doping einge-
stehen, das System offen legen sollte, aber:
»Ich war noch nicht bereit, mir ging es noch
nicht dreckig genug.« Die Komplizen von
einst brauchten ihn derweil nicht mehr: Als
er 2009 ein Comeback versuchte, schaffte
er es nur in eine zweitklassige Mannschaft,
alte Weggefährten wandten ihm den Rü-
cken zu. Sollte er jetzt endlich reden? Wie-
der zögerte er.

Der Anstoß zum Wandel kam 2010, als
er keine Einladung zur Tour of California
bekam. Den Grund meinte ein Insider zu
kennen, der sich bei Landis meldete. Arm-
strong persönlich, selbst im Teilnehmer-
feld, habe sich dafür eingesetzt; er wolle
schlechte Presse vermeiden, indem Doper
Landis fernbleibe. Aus der Abneigung der
beiden Männer war purer Hass geworden.

Für den Ausgebooteten ein Tiefschlag
zu viel: Er verschickte Mails an Sportfunk-
tionäre, in denen er Namen von Doping-
betrügern auflistete. Vertraute sich der US-
Antidopingagentur Usada an. Und streng-
te einen Prozess an gegen Armstrong und
die anderen ehemaligen Anteils eigner des
Postal-Teams. Einer der Anklagepunkte:
Missbrauch von Steuergeldern. 

Der halbstaatliche Postkonzern hatte
Armstrongs Entourage zwischen 2000
und 2004 mit mehr als 32 Millionen Dollar
gesponsert, in der Annahme, Ehrenmän-
ner zu unterstützen, keine Betrüger. Bei
einem Schuldspruch hätte Armstrong im
ungünstigsten Fall fast hundert Millionen
Dollar zahlen müssen, der Ruin. Und
Landis? Ihm hätten als Whistleblower bis
zu 25 Prozent der Summe zugestanden.
Denn die Klage basiert auf dem False
Claims Act, einem Rechtskonstrukt aus
Zeiten des amerikanischen Bürgerkriegs.
Es erlaubt Privatleuten, als Informanten
gegen Betrug oder andere kriminelle Ma-
chenschaften zulasten des Staates Klage
einzureichen. Behalten sie recht, wird ihre
Mithilfe prämiert.

Ein Rechtsstreit entbrannte, Armstrong
leugnete zunächst alles, wie schon wäh-
rend seiner gesamten Karriere. Nun wurde
es jedoch eng für den Sporthelden a. D.
2012 legte die Usada einen 202 Seiten di-
cken Bericht vor, darin standen die belas-
tenden Aussagen von 26 Zeugen, davon 11
ehemalige Teamkollegen. Die Konsequenz:
Armstrong wurde lebenslang gesperrt, sei-
ne sieben Tour-Titel wurden annulliert. 

Der Radsportkönig war gebrochen. 2013
saß er bei Talkmasterin Oprah Winfrey
und gestand den Betrug. Landis verfolgte
die Sendung in New York: »Ich war be-
sorgt, weil Lance die Ressourcen hat, um
so einen Auftritt zu üben. Doch dann war
er völlig unvorbereitet, es war katastrophal.
Es wäre Armstrongs Chance gewesen, sich
reumütig zu geben. Stattdessen wirkte er
wie ein Arschloch.« Nach der Hälfte der
Show schaltete Landis den Fernseher ab.

In Leadville ist mittlerweile die Straße
zugeschneit, Autos passieren im Schritt-
tempo das Haus. Landis schaut noch ein-
mal auf sein Handy. Da der Prozess ja nun
anstehe: Gibt es keine Chance mehr auf
eine außergerichtliche Einigung? Landis
schmunzelt. Nun, sagt er, sein Anwalt
habe ihm gerade geschrieben, die Sache
sei durch. Nicht 100 Millionen, sondern
5 Millionen  Dollar müsse Armstrong zah-
len, knapp 1,1 Millionen erhalte er, Landis.
Die müsse er versteuern, ein Teil gehe an
seinen Anwalt, zudem habe er noch mehr
als 400 000 Dollar offen aus einem ande-
ren Strafverfahren. Vermutlich komme er
bei null raus, sagt Landis und lacht. »Aber
auf das Geld kam es mir eh nie an.« 

Es wird still im Zimmer, Zuhörer James
ändert im Campingstuhl noch einmal die
Sitzposition, das hört er nun auch zum ers -
ten Mal. Was wollten Sie dann, Herr Lan -
dis? »Das System zu Fall bringen.  Lance
ist nicht das einzige Arschloch auf dieser

Welt. Ich habe die Regierung eingeschaltet,
damit alle anderen Fahrer und Mitwisser
gezwungen waren, bei einer Vorladung die
Wahrheit zu sagen.« Doch damit, sagt er,
sei er gescheitert. 

»Bis heute hat sich nichts geändert, im
Hintergrund sind weiter dieselben Leute
aktiv wie früher.« Landis leert sein letztes
Bier des Nachmittags. Besonders augen-
scheinlich sei dies bei Team Sky, dem der-
zeit weltbesten Team um den unter Do-
pingverdacht stehenden Tour-Sieger Chris
Froome. »Die fahren genauso schnell wie
wir damals bei Postal. Wie kann das sein?
Evolution braucht Milliarden Jahre, nicht
zehn. Dass der Sponsor diese Mannschaft
weiter unterstützt, ist mehr als lächerlich.« 

Gleichzeitig fände es Landis zu einfach,
nur auf den Radsport zu zeigen. Der ganze
Weltsport sei durchsetzt, und die Welt-
Antidopingagentur Wada, die dies eigent-
lich bekämpfen sollte, erfülle nicht ihre
Aufgabe der Fürsorge. »Wer Profisport be-
treiben will, sollte eigentlich vorab darü-
ber informiert werden, was da passiert.
Das Testsystem hinkt Jahrzehnte hinter-
her.« Seine Augen suchen die Wand ab,
als stünden dort Worte für das Elend, das
er beschreiben möchte. »Das ganze Sys-
tem ist ein einziger Betrug und war nie
dazu da, Doping zu stoppen. Die Wada ist
nicht mehr als ein PR-Instrument für die
Funktionäre, um sagen zu können: Schaut
her, wir tun etwas. Aber sie tun nichts.
Und es ist ihnen auch egal.«

Landis schlägt sich auf den Oberschen-
kel. »Mensch, ich könnte mich den ganzen
Tag darüber aufregen.« Dann lacht er laut
und hievt sich aus dem Sofa. »Gute Story,
oder, James?«, fragt er in Richtung des
Campingstuhls. Yes, murmelt James durch
seinen Bart, that’s a fucking great story. 

Thilo Neumann
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Ex-Profi Landis 2016 in einer Hanfplantage: »Für Selbstmord war ich nicht mutig genug«
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Das Ende eines Stars scheint gekommen, ein Sperber hat den Unglücksvogel überwältigt, in der nächsten Sekun-
de, so scheint es, werden seine Krallen ihm den Garaus machen. Sperber erbeuten nur selten Mäuse, sie bevor -
zugen Vögel, die sie in rasantem und ungeheuer wendigem Flug bis in Hecken und Baumkronen jagen. Dieser Star
auf einem Gehweg in einem Ort nahe dem englischen Gloucester bekam noch eine zweite Chance, als ein 
Passant seinen Peiniger aufstörte. Doch der Kampf ging im Gesträuch weiter, unsichtbar. Irgendwann war Ruhe.
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Die Grundidee ist einfach: Wer Schizophrenie verstehen will,
sollte schizophrene Gehirne herstellen. Das klingt utopisch? 
Von wegen. Es wird schon gemacht. Forscher haben kleine Stück-
chen neuronalen Gewebes, sogenannte Organoide, aus den
Stamm zellen von Schizophreniepatienten gezüchtet. Und mehr
noch: Sie halten auch Hirnschnitte von Epileptikern am Leben.
Und sie haben menschliches Hirngewebe in Ratten implantiert,
wo es sich offenbar gut integrierte. 

In der Zeitschrift »Nature« wirft jetzt ein gutes Dutzend
 hochkarätiger Wissenschaftler die Frage auf, wie weit sie noch
gehen dürfen. Wird nicht irgendwann eines der Hirn-Organoide
anfangen zu fühlen, zu denken, sich gar seiner selbst bewusst 
zu  werden? Und falls ja, was tun mit einem solchen menschigen
Etwas? Die Autoren formulieren höchst konkrete Probleme:
Haben künstlich erzeugte Minigehirne Rechte? Wird es irgend-

wann nötig sein, Vormunde für sie zu bestellen? Und wem eigent-
lich gehören sie?

Das sind unheimliche Fragen, und wir werden uns um Ant -
worten nicht drücken können. Mit atemberaubendem Tempo
erschaffen die Biowissenschaftler nie zuvor Dagewesenes. 
Wir werden entscheiden müssen, wie damit umzugehen ist. 

Gleich am Anfang wird es um eine der schwierigsten 
Fragen gehen: wie herausfinden, ob sich in der Petrischale
Bewusst sein regt? Ein schlichtes Ja oder Nein gibt es da 
nicht. Juristen ziehen Linien, die zu übertreten verboten sind –
die Biologie jedoch kennt keine Grenzen. Ebendeshalb wer-
den wir uns davor hüten müssen, dass es uns am Ende 
ergeht wie dem Frosch, der im Topf auf der Herdplatte sitzt 
und nicht merkt, dass das Wasser ganz langsam immer heißer
wird. Johann Grolle

Kommentar

Ich in der Ratte
Unerschrocken züchten Wissenschaftler menschliches Hirngewebe. Wie weit dürfen sie gehen?
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Forensik

Die erste Leiche ist da

� Das Klinikum der Universität Amster-
dam hat auf seinem neuen Forschungs-
friedhof den ersten Toten unter die Erde
gebracht. Ohne Sarg und ohne Kleidung
ruht der Leichnam in einer Tiefe von 
60 Zentimetern, umgeben von Erde und
umfangreicher wissenschaftlicher Mess -
apparatur. Mit den Geräten wollen For-
scher detailliert beobachten, wie sich in
mitteleuropäischen Breiten der Verwe-
sungsprozess vollzieht. Dieses Wissen
soll helfen, die Todeszeitpunkte von in
der Natur verscharrten Mordopfern in
Zukunft exakter zu bestimmen. Ähnliche
»Body Farms« gibt es in den USA und in

Australien; die dort gewonnenen
Erkenntnisse sind aber wegen der unter-
schiedlichen klimatischen Bedingungen
nur begrenzt auf Europa übertragbar.
Auf dem rund 400 Quadratmeter großen
Gelände der Uniklinik im Südosten
Amsterdams sollen an die 50 Leichen
begraben werden. Die Anlage ist von
einem drei Meter hohen, blickdichten
Zaun umgeben. Zugang zu ihr werden
neben Forschern auch Polizisten haben,
die dort Leichenspürhunde ausbilden
 sollen. Die Körperspender haben ihre
sterblichen Überreste allesamt zu Leb -
zeiten der Wissenschaft vermacht. Das
Projekt des Anatomen Roelof-Jan
 Oostra ist zunächst auf eine Dauer von
fünf Jahren angelegt. ME

Zahnmedizin

»Schauen Sie sich diesen Unsinn an!«

Der Mannheimer
 Kieferorthopäde
 Henning Madsen, 56,
über überflüssige
Zahn spangen und
 gierige Kollegen

SPIEGEL: Der Bundesrechnungshof kriti-
siert die Übereifrigkeit Ihrer Kollegen.
Steht ihm ein Urteil über die Sinnhaftig-
keit medizinischer Therapien zu? 
Madsen: Ein abschließendes Urteil
sicher nicht, aber in der Sache hat er voll-
kommen recht: Zwei Drittel der Mäd-
chen und Jungen hierzulande bekommen
eine Zahnspange. Damit haben wir in
der Welt einen einsamen Spitzenplatz
inne, nur die Niederlande und die USA
kommen uns nahe. In Skandinavien –
alles Länder mit einer hoch entwickelten
Zahnmedizin – liegt die Zahl der Span-
genträger höchstens bei der Hälfte. Bei
uns läuft da etwas aus dem Ruder.
SPIEGEL: Was genau? 
Madsen: Deutsche Kieferorthopäden
machen zu viel – und das kostet die
gesetzliche Krankenversicherung über
eine Milliarde Euro im Jahr. Außerdem
machen sie zu viel falsch. Schauen Sie
sich diesen Unsinn mit den herausnehm-
baren Zahnspangen an! Es ist längst
erwiesen, dass diese weniger wirksam
sind als fest sitzende Apparate. Dennoch
werden sie in Deutschland massenhaft
verschrieben – und nur hier. Warum?
Diese Apparaturen sind Goldesel. Mit
den fest sitzenden Varianten verdient der
Kieferorthopäde nur die Hälfte.
SPIEGEL: Schwatzen Kieferorthopäden
den Eltern sinnlose Therapien auf? 
Madsen: Das ist mir zu drastisch formu-
liert. Aber die Nachfrage wird von Kie-

ferorthopäden oft mit nicht angemesse-
nen Argumenten befeuert. Viele werben
damit, dass begradigte Zähne Karies,
Parodontose, selbst Kopf- und Rücken-
schmerzen vorbeugen. Doch dafür gibt
es nicht den Hauch eines Beweises.
SPIEGEL: Machen Ihre Kollegen noch
mehr falsch?
Madsen: International üblich ist, dass
Kinder bei Beginn der Behandlung elf
oder zwölf Jahre alt sind, sobald also das
bleibende Gebiss ausgeprägt ist. In
Deutschland fangen die Zahnärzte aber
oft schon mit acht oder neun an. Des-
wegen sind unsere Behandlungszeiten so
ungewöhnlich lang: bis zu vier Jahre.
Meine Kollegen in Skandinavien sind
hierüber ganz fassungslos. Die fragen:
Was macht ihr eigentlich so lange?
SPIEGEL: Sind Sie ein radikal denkender
Außenseiter in Ihrer Branche? 
Madsen: Den Vorwurf, dass ich unkolle-
gial sei, höre ich natürlich öfter. Aber
alles, was ich moniere, ist mindestens
seit 2001 bekannt und wiederholt in
mehreren Sachverständigenberichten
scharf kritisiert worden. Es gibt drin -
genden Handlungsbedarf – und den-
noch geschieht nichts. Ich finde diese
Trägheit der Gesundheitspolitik unge-
heuerlich. ME

Luftfahrt

Mörderischer Leichtsinn

� Der Absturz einer Antonow An-148
nahe Moskau am 11. Februar ist aufge-
klärt. Sechs Minuten nach dem Start
hatte sich die Maschine der Fluggesell-
schaft Saratow in ein Feld gebohrt, alle
71 Menschen an Bord kamen ums
Leben. Der Grund für den Crash ist
erschreckend banal: Nach Angaben der
Luftfahrtbehörde Rosawiazija hatten
die beiden Piloten es unterlassen, die
notwendige »Before Take-off Check-
list« abzuarbeiten. Sie hatten von der
Flugsicherung unerwartet früh die
Startfreigabe bekommen – und waren
leichtfertig losgeflogen, noch ehe sie
die Startvorbereitungen erledigt hatten.

Unter anderem hatten sie versäumt, 
die Heizung für die Sensoren auf der
Außenhaut einzuschalten, die der
Geschwindigkeitsmessung dienen.
Kurz nach dem Abheben waren diese
»Pitot-Röhrchen« daher vereist. Der
Autopilot, der die Maschine nun steuer-
te, bekam keine sinnvollen Informatio-
nen mehr. Er schaltete sich ab, die über-
raschten Flugzeugführer übernahmen
die Kontrolle – und verloren sie. ME

Fußnote

Prozent der US-Teenager sind bereit,
am Steuer auf das Schreiben von Text-
nachrichten zu verzichten – wenn sie
dafür bezahlt werden. Das ist das Er-
gebnis einer Studie der University of
Pennsylvania. In den USA bieten erste
Kfz-Versicherungen Apps für junge
Leute an, die kontrollieren, ob jemand
gleichzeitig fährt und auf dem Handy
tippt. Tut er’s nicht, bekommt er einen
günstigeren Tarif. Von ihren Navi- und
Musik-Apps aber wollen die Jugend-
lichen während der Fahrt nicht lassen.
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Wrackteil der AN-148 



(1) Raubvogel aus Fayence und Gold 

als Grabbeigabe (2) Statuette mit 

Halsschmuck (3) Sitzfigurine aus dem

Grab einer Frau mit Kleinkind

(4) Schmuck aus Lapislazuli, Gold 

und Türkis (5) Prunkaxt in Form eines

Hahnenkopfs 
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Meer

TADSCHIKISTAN

Ausbreitung der
Oxus-Zivilisation
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A

Gonur Depe

200 km

TURKMENISTAN

Margiana und wurde von einer Gesell-
schaft bewohnt, die als Teil der sogenann-
ten Oxus-Zivilisation gilt und sich auf
 einem ähnlich hohen Entwicklungsniveau
befand wie die damalige Bevölkerung
Ägyptens und Chinas.

Die Idee zur Margiana-Schau, in der 
219 Artefakte zu sehen sind, wurde 2004
geboren, als der mittlerweile emeritierte
Hamburger Physiker Hanno Schaumburg
im Rahmen eines EU-Forschungsprojekts
in Turkmenistan weilte. Einer der Forscher,
die er traf, berichtete ihm von Ausgrabun-
gen, die seit einigen Jahren in der Wüste
Karakum liefen. 

Hobbyarchäologe Schaumburg mietete
einen Geländewagen und fuhr »stunden-
lang« durch die Ödnis, die 80 Prozent des
Staatsgebiets einnimmt. Dann erreichte 
er ein Areal, auf dem ein Mann mit mäch-
tigem Schnauzbart das Sagen hatte: Wik-
tor Iwanowitsch Sarianidi, ein russisch-
turkmenischer Archäologe mit doppelter
Staatsbürgerschaft, griechischen Wurzeln
und unbändiger Energie.

Sarianidi hatte die ersten Gonur-Depe-
Ruinen bereits 1972 entdeckt und eine Sied-
lung freigelegt, die sich als Sensation ent-
puppte: Sie hatte ihre Blütezeit ab 2300
vor Christus erlebt und ist deutlich älter als
das etwa 60 Kilometer entfernte Merw, das
bei Archäologen in aller Welt bekannt ist.

Gonur Depe war eine Meisterleistung
früher Stadtplanung. Es erstreckte sich

mutmaßlich über etwa 28 Hektar, war von
einem gewaltigen Mauerring umschlossen
und verfügte über ein leistungsfähiges
unterirdisches System zur Wasserversor-
gung. Es gab Wohnviertel, Handwerker -
areale und eine Palastanlage, groß wie
zwei Fußballfelder. 

Klar scheint, dass die Menschen von
 Gonur Depe an ein Leben nach dem Tod
geglaubt hatten. Die Archäologen legten
Nekropolen mit mehr als 5000 Gräbern 
frei, darunter prächtige, mit Mosaiken
 geschmückte Ruhestätten, die offenbar
 höhergestellten Persönlichkeiten vorbe -
halten waren.

Die Forscher fanden Grabbeigaben, die
an das antike Ägypten denken lassen und
nun zum Teil in der Ausstellung zu sehen
sind: Gold- und Silberschmuck, dazu Waf-
fen und Prunkwagen samt Zugtieren. In
einer Kammer ruhten die Skelette von
 sieben jungen Männern. Wurden sie nach
dem Ableben ihres Herrn getötet, um ihm
im Jenseits zu Diensten sein zu können?

Die Gräber von Gonur Depe lassen auf
eine straff hierarchisch organisierte Gesell-
schaft schließen – aber auch darauf, dass
man in der Oxus-Zivilisation geschlechter-
politisch weiter war als viele heutige Län-
der, einschließlich Turkmenistan: Frauen
erhielten reichere Grabbeigaben als Män-
ner. Genossen sie gar ein höheres Ansehen? 

Sarianidi, der 2013 verstorben ist, liebte
es zu spekulieren, und so behauptete er

E
s ist dem turkmenischen Präsiden-
ten einiges vorzuwerfen, aber sei-
nen Hauptstadtflughafen hat er
immerhin planmäßig in Betrieb

nehmen können. Das Terminal steht seit
2016 am Rande der Metropole Aschgabat
und sieht aus wie ein Falke, der seine gold-
gesäumten Schwingen ausbreitet.

Gurbanguly Berdymuchammedow, von
Haus aus Zahnarzt, schätzt die unmissver-
ständliche Formensprache, das lässt sich
nicht nur am zwei Milliarden Euro teuren
Airport erkennen. Die hauptstädtische
Dentalklinik sieht aus wie ein Backenzahn,
die Geburtsklinik ahmt die Form einer
 Vagina nach, und der Hochzeitspalast, in
dem die Turkmenen den Bund der Ehe
eingehen können, erinnert an einen Käfig,
in dem eine Discokugel gefangen ist. 

Zur Demonstration seiner Herrlichkeit
hat der Staatschef zusätzlich zum Präsi-
dentenpalast ein 21 Meter hohes Reiter-
standbild inklusive Sockel aus Marmor er-
richten lassen; es zeigt ihn auf dem Rücken
seines Lieblingspferds Janardag. Und an
einem 133 Meter hohen Mast, der einmal
der längste der Welt war, flappt müde eine
fast 2000 Quadratmeter große Flagge;
mittlerweile haben die Herrscher von
 Saudi-Arabien, Tadschikistan und Aser-
baidschan diesen Rekord mit ihren Fah-
nenstangen überboten.

Turkmenistan ist ein ehemaliger Sowjet-
staat mit 5,7 Millionen Einwohnern und
den viertgrößten Erdgasreserven der Welt.
Es belegt in der Pressefreiheitsstatistik von
Reporter ohne Grenzen den drittletzten
Platz und wird von einem Potentaten
 regiert, dessen Konterfei auf Hunderttau-
senden Bildern überall im Lande prangt.

Es gibt Einfacheres, als Verhandlungen
mit Turkmenistan zu führen.

Mehrere deutsche Wissenschaftler ha-
ben es trotzdem getan und dadurch eine
Archäologieschau ermöglicht, die seit
 Mittwoch im Neuen Museum in Berlin zu
 sehen ist. Die Ausstellung, einer der mu-
sealen Höhepunkte dieses Jahres, zeigt
 einen Schatz, den Turkmenistan der Welt-
öffentlichkeit bisher weitgehend vorent-
halten hat: Ruinen und Fundstücke aus
 einer bronzezeitlichen Stadt, die Gonur
Depe genannt wird. Sie existierte vor etwa
4000 Jahren im Osten des heutigen Turk-
menistans in der historischen Landschaft

Verweht in der Wüste 
Archäologie Die Margianer trieben Handel und pflegten eine Willkommenskultur, Frauen genossen

hohe Achtung – eine Schau in Berlin präsentiert die Schätze einer 4000 Jahre alten 

Großmacht aus dem heutigen Turkmenistan. Von den Tücken des Kulturaustauschs mit einer Diktatur. 
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nach dem Fund etlicher Tempel und Spuren
alter Rituale, dass die Margianer einen Feu-
erkult betrieben und in ihren Weihe stätten
regelmäßig dem Rauschtrank Soma zuge-
sprochen hätten. Das habe vermutlich dem
Zweck gedient, den Göttern näher zu sein.
Warum sie irgendwann im zweiten Jahrtau-
send vor Christus die Metropole verließen
und woanders ihr Glück versuchten, ist un-
klar. Gonur Depe, die einst stolze Stadt,
wurde vom Wüstensand verweht.

Schaumburg, der sich mit Sarianidi an-
freundete, war elektrisiert von den Berich-
ten und Fundstücken, die ihm gezeigt wur-
den. Er staunte besonders über die feinen
Keramiken, mit denen die Bewohner von
Gonur Depe mutmaßlich Handel getrieben
hatten. Die Welt musste wissen, welche
 archäologische Sensation da in den Weiten
der Karakum zum Vorschein gekommen
war – so kam der Physiker darauf, eine
Ausstellung von Margiana-Exponaten in
Deutschland zu organisieren, am besten in
seiner Heimatstadt Hamburg.

Er konnte nicht ahnen, dass es weit län-
ger als ein Jahrzehnt dauern würde, diese

Schau Wirklichkeit werden zu lassen, aller-
dings zunächst in Berlin. Im Herbst wan-
dert die Ausstellung nach Hamburg, An-
fang kommenden Jahres wird sie in Mann-
heim zu sehen sein.

Nachdem Schaumburg seine Idee vor-
getragen hatte, sah es zunächst so aus, als
ginge alles glatt, zumindest für turkmeni-
sche Verhältnisse. Damals regierte Sa par -
mu rat Ni ja sow, ebenfalls ein lupenreiner
Autokrat, der jedwede oppositionelle Be-
strebung erstickte und nebenbei Theater
und Opern schloss. Seine Verachtung für
die Kultur indes erstreckte sich wohl nicht
auf Archäologie und Kunstgeschichte.

Schaumburg hat Hinweise darauf, dass
Nijasow den Plan einer Margiana-Ausstel-
lung im Westen bereits abgenickt und so-

gar ein entsprechendes Dekret unterschrie-
ben hatte; womöglich auch deswegen, 
weil Sarianidi, immerhin ein Ordensträger,
ein gutes Wort eingelegt hatte. Im Dezem-
ber 2006 starb der Präsident allerdings,
und das Schriftstück schaffte es  offenbar
nicht auf den Schreibtisch seines ehemali-
gen Leibarztes und Nachfolgers: Gurban-
guly Berdymuchammedow.

Weil der zunächst damit beschäftigt war,
seine Macht zu festigen, ging es mit der
Ausstellung erst gar nicht mehr und dann
trotz unzähliger Anfragen und Bemühun-
gen nur schleppend voran. Man entschei-
det in Turkmenistan nicht am Präsidenten
vorbei, und der hat viel zu tun. Berdymu-
chammedow regiert nicht nur, sondern
schreibt angeblich drei Bücher pro Monat.
Außerdem nimmt er an Pferderennen teil,
die er klar gewinnt. Drängeln gilt als
kontraproduktiv, und das tut auch nie-
mand – in Turkmenistan ist nichts größer
als die Angst, den Herrscher zu erzürnen.
Wer Glück hat, verliert in einem solchen
Fall nur seinen Job.

Die Verhandlungen verliefen wohl auch
deswegen träge, weil Turkmenistan kei-
nerlei Erfahrungen mit dem internationa-
len Leihverkehr hatte und es zudem die
Befürchtung gab, dass die Exponate in
Deutschland Schaden nehmen oder gar ab-
handenkommen könnten. Wäre es gar
möglich, dass die Westler die Unverfroren-
heit besitzen, Artefakte zu  behalten und
täuschend echt aussehende Kopien zurück-
zuschicken?

Es gelang, Vertrauen aufzubauen, auch
durch Schaumburgs guten Ruf im Land
und das Deutsch-Turkmenische Forum,
das die Beziehungen zwischen beiden Län-
dern stärken will und ab 2009 an der
 Organisation der Ausstellung beteiligt war.
So riss der Gesprächsfaden nie ganz ab,
und Berdymuchammedow signalisierte
 einige Male, dass er eine Präsentation
heimischer Kulturschätze im Ausland für
eine gute Idee halte. Als er im August 2016
in Deutschland zu Gast war, sprach er
 sogar mit Angela Merkel über die Mög-
lichkeit einer Margiana-Ausstellung und
den Beginn eines kulturellen Austauschs. 

»Es war sehr mühsam, weil es in Turk-
menistan komplett andere Spielregeln gibt,
aber es hat sich gelohnt«, sagt Matthias
Wemhoff, Direktor des Museums für Vor-
und Frühgeschichte in Berlin, das seine
Schätze im Neuen Museum zeigt. Wäh-
rend der Ausstellungseröffnung am Diens-
tag habe er gemerkt, wie groß nun auch
die Freude auf turkmenischer Seite ist. Die
Schau könne sich auch als eine Art »Eis-
brecher« entpuppen und dabei helfen,
dass sich zwei unterschiedliche Kulturen
annähern, sagt Wemhoff.

Der Archäologe war zur Vorbereitung
viermal in Turkmenistan, und er wunderte
sich jedes Mal, wie unbelebt das Land ist.
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In Turkmenistan ist
nichts größer als 
die Angst, den Herrscher
zu erzürnen.
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Im Hotel hatte er oft das Gefühl, der ein-
zige Gast zu sein, und selbst in Merw,
 einem Unesco-Weltkulturerbe mit präch-
tigen Mausoleen, traf er keine anderen
Touristen oder Besucher.

Wemhoff wurde bei einer seiner Reisen
von der bekannten Fotografin Herlinde
Koelbl begleitet, die Fotos für den Ausstel-
lungskatalog schoss, darunter auch Ansich-
ten von Land und Leuten, die nun eben-
falls in der Schau gezeigt werden. Auch
diese Bilder mussten vor Drucklegung von
autorisierten Mitarbeitern des Präsidenten
abgesegnet werden, genauso wie die Texte,
die turkmenische Autoren zum Katalog
beigesteuert haben. Ein Beitrag über die
Museen des Landes strotzt nur so vor Lob-
hudelei für den Herrscher. Einmal gelang
es dem Autor, auf einer Strecke von 15 Zei-
len viermal das Wortpaar »geschätzter Prä-
sident« unterzubringen.

Für Wemhoff sind die Erkenntnisse aus
Margiana eine Art Revolution: »Das bricht
unser westliches Weltbild über die Bronze -
zeit und ihre Hochkulturen komplett auf«,
sagt er. Den Raum nördlich des Mittel-
meers habe man vor den Entdeckungen
Sarianidis »gar nicht auf dem Schirm ge-
habt«. Nun sei klar, dass es eine hoch ent-
wickelte Gesellschaft gegeben hat, die
Handel trieb und mit Gonur Depe eine
wahre Multikulti-Hauptstadt hatte.

Anhand der vielen Skelettfunde konn-
ten Paläoanthropologen nachweisen, dass
in der Stadt Menschen mit Migrationshin-
tergrund lebten: Einige stammten aus dem
heutigen Indien, andere aus dem Nahen
Osten. Das Material aus Margiana bezeu-
ge, dass die Oasenkultur rund um Gonur
Depe »in einem Prozess gegenseitiger Be-
reicherung und Beeinflussung gebildet
wurde«, heißt es im Katalog.

Es scheint, als sei Gonur Depe offener
für Besucher gewesen, als es das heutige
Turkmenistan ist.

Der neue Flughafen ist für 14 Millionen
Fluggäste pro Jahr ausgelegt, doch an man-
chen Tagen ist er so schlecht frequentiert
wie ein deutscher Provinzflughafen. Die
meisten Turkmenen haben kein Geld, um
Flugreisen zu unternehmen, und Besuche
aus dem Ausland werden durch eine kaum
verständliche Visapolitik erschwert.

Das Land tut viel, um Besucher abzu-
schrecken, und wenig, um seine spektaku-
lären Sehenswürdigkeiten bekannt zu ma-
chen. Wer in der benachbarten Stadt Mary
weilt, wird Schwierigkeiten haben, auf ei-
gene Faust und ohne autorisierte Reise-
gruppe zur Ausgrabungsstelle nach Gonur
Depe zu kommen: Selbst viele Taxifahrer
kennen den Weg nicht. Es hat sich noch
nicht überall im Land herumgesprochen,
dass es in Turkmenistan etwas gibt, mit
dem sich wirklich zu protzen lohnt.

Guido Kleinhubbert

JETZT IM HANDEL: 

SCHWERPUNKT #METOO

Weitere Themen:

PROJEKTMANAGEMENT  So geben Sie
der richtigen Person den Job

KARRIERE  Herminia Ibarra über
eff ektives Networking

FALLSTUDIE  Was darf eine Luxusuhr
im Handel kosten?

ha
rv
ar
db
us
in
es
sm
an
ag
er
.d
e

Fotos: Herlinde Koelbl



108

Technik

zum Vergleich:
1985 wurden
74,0 Mio. LP

verkauft.

Verkaufte
Schallplatten

Absatz von Vinyl-LP 
in Deutschland,

in Mio. Stück

2006: 0,3

2015: 2,1

2012: 1,0

2009: 0,5

2017: 3,3

Quelle: 
Bundesverband
Musikindustrie

Im Sound-Canyon
Wie der Klang in die Schallplattenrille kommt

Die Nadel des Tonabnehmers folgt den 
Rillenauslenkungen. Diese sind ein in Vinyl 
gepresstes Abbild der Schwingungen des 
Tonsignals. Je besser die Rille ausgeformt ist, 
desto besser ist die Klangqualität. Größere 
Auslenkungen erhöhen zum Beispiel die 
Dynamik. Schneller aufeinanderfolgende 
Kurven bilden höhere Frequenzen ab. 

Schallplattenrille (Abmessungen in Mikrometern)

30,7
28,3

9,6

73,9

M
an muss sich die Rille einer
Schallplatte vorstellen wie ei-
nen Wildwasserfluss. Ei-
nem kleinen Boot gleich

mäandert die Nadel des Tonabneh-
mers durch den Musik-Canyon,
schrammt an seinen Ufern ent-
lang, wird hin- und hergewor-
fen von den Windungen des
Klanggewässers.

Die Flanken der Rille
sind ein erstarrtes Ab-
bild des Audiosignals.
Per Schneid stichel wird
die Klanginformation in
Lackfolie geschnitten,
schließlich auf Vinyl
übertragen. Im Prinzip
funktioniert das seit
 Erfindung der Schallplat-
te so. Doch manchmal
 hakelt es. Die Nadel kratzt
und springt. Auch die Aus-
lenkungen der Rille könnten
größer sein: Dann hätte der
Sound mehr Dynamik. 

Geht es besser? Günter Loibl
glaubt da ran. Sein Ziel: »Die per -
fekte Rille.« 

Loibl will die Schallplatte neu erfinden.
Einen »besseren Frequenzgang, mehr Dy-
namik« und eine um 30 Prozent längere
Laufzeit verspricht der Geschäftsführer
der Firma Rebeat aus dem österreichi-
schen Tulln nordwestlich von Wien, zu-
dem eine einfachere und umweltfreund-
lichere Herstellung. 

»HD-Vinyl« nennt Loibl seine Super-
platte. Gerade hat er bei Investoren vier
Millionen Euro als Anschubfinanzierung
eingesammelt. Ein 750 000 Euro teurer
Laser für die Hightech-Produktion ist be-
stellt. Bis Sommer 2019 will der Öster -
reicher seine Erfindung zur Marktreife
bringen. 

»Warum produziert man Schallplatten
immer noch so wie vor 80 Jahren?«, fragt
Loibl. HD-Vinyl (High Definition Vinyl)
hält er, selbstredend, für eine »Verbesse-
rung der Schallplatte in  jeder Hinsicht«. 

Die alten Tonträger technisch wei ter zu -
ent wickeln erscheint zunächst absurd. Die
schwarz glänzenden Plastikscheiben sind
so etwas wie die Schreibmaschinen der
Klangwelt. Mit Erfindung der CD und des
MP3-Formats schien ihr Niedergang be-
siegelt. 2006 erreichte der Plattenmarkt

seinen Tiefpunkt. In Deutschland wurden
damals nur noch rund 300 000 Schallplat-

ten verkauft. 
Doch der analoge Tonträger
stirbt nicht aus, im Gegenteil:

2017 stieg der Absatz in
Deutschland auf 3,3 Millio-

nen Platten. Der Umsatz
weltweit liegt derzeit bei
etwa einer halben Mil -
liarde Dollar jährlich.
Sammler zahlen meh -
rere Zehntausend Euro
für Raritäten wie etwa
Exemplar 0000005
des »White Album«
der Beatles, das John
Lennon höchstselbst
gehört haben soll.

In Zeiten von Musik-
Streamingdiens ten wie

Spotify oder Apple Music
sind Platten plötzlich Arte-

fakte, die Geschichte und
Geschichten transportieren.

Sie befriedigen ein Bedürfnis
nach dem Echten, Handfesten

jenseits der flüchtigen digitalen
 Wolke. 

»Ich glaube, es gibt eine große Sehn-
sucht nach Entschleunigung; dazu passt
die Schallplatte gut«, sagt Jörg Hahn, Ge-
schäftsführer von Optimal Media. Die Fir-
ma betreibt im Ort Röbel in Mecklenburg-
Vorpommern das größte Presswerk Euro-
pas. Mit rund 25 Millionen produzierten
Schallplatten jährlich ist das Unternehmen
einer der großen Nutznießer des Trends. 

Im Gegensatz zum Digitalen erlaube
 Vinyl die »emotionale Bindung« zur Mu-
sik, sagt Hahn: »Selbst meine Neffen und
Nichten kaufen wieder Schallplatten.«

Wer überhaupt noch Musik besitzen
will, sollte dieses Bedürfnis mit analogen
Schallplatten ausleben – so sehen es viele
Vinyl-Enthusiasten und versammeln sich
um den knisternden Plattenspieler wie
ums Lagerfeuer. 

Zwar ist die CD der LP technisch weit
überlegen. Akustikexperten beklagen bei
der Platte die schlechte Trennschärfe
 zwischen den Stereokanälen und rum-
pelnde Bässe. Fans preisen den angeblich
warmen, natürlichen Klang des Vinyls. 

Die Antithese zur Digitalmusik ist 
selbst für die großen Musikkonzerne
 wieder  in teressant. Und auch die Künstler

Perfekte Rille
Audio Ein Österreicher will die Schallplatte neu erfinden. Mit HD-Vinyl sollen noch mehr 

Retrofans und Musikliebhaber zurück zur alten Scheibe gelockt werden. 



»Die Idee ist gut«, sagt Peter Runge,
 Produktionsleiter beim Plattenhersteller
 Optimal Media, »aber mit heutiger Tech-
nik wird sich die Methode nicht realisieren
lassen.« 

Runge glaubt, dass Loibls perfekte Rille
durchaus Vorteile bringen könnte. Doch
der Ingenieur, verantwortlich für die Her-
stellung von rund 70 000 Schallplatten
 täglich, weist auf Probleme hin, die der
 Erfinder in seiner Begeisterung möglicher-
weise unterschätzt. So könnten Keramik-
vorlagen einen ganz neuen Maschinenpark
in den Presswerken erfordern. Und die Auf-
lösung heutiger Laser reiche noch nicht aus,
eine vollkommen glatte Rille zu fräsen. 

Ähnlich wie bei verpixelten Fotos aus
dem Drucker werde die Übersetzung des
Analogen ins Digitale auch bei der HD-
 Vinyl ihre Spuren hinterlassen, befürchtet
Runge. »Es wird zwangsläufig Zacken an
den Rillenkanten geben«, sagt er. Diese
würden zwar winzig klein ausfallen. »Ich
wäre aber sehr überrascht, wenn es dann
beim Abtasten der Platte mit einer mecha-
nischen Nadel kein Hintergrundgeräusch
gäbe.« 

Und gehört die hochauflösende Platte
überhaupt noch in die Kategorie Retro, die
eingeschworene Vinyl-Enthusiasten über-
zeugen kann? »Für mich ist so eine HD-
Schallplatte kein analoges Medium mehr«,
sagt Runge. Schließlich werde die Rille im
Computer modelliert. 

Loibl gibt zu, dass die Aufgabe, zwischen
zwei und fünf Nanometer kleine Strukturen
zu erzeugen, selbst für Industrielaser »eine
richtige Herausforderung« sei. 

Doch der Tüftler vertraut auf die Hilfe
der Wissenschaft. Loibl hat das HD-Vinyl-
Verfahren zusammen mit Experten der
 Joanneum Forschungs gesellschaft aus dem
österreichischen Graz entwickelt. Ein vier
Zentimeter kleiner Prototyp der Super-
platte sei bereits angefertigt worden, be-
richtet er. 

Und Loibl denkt bereits weiter: Der
 perfekten Rille müsse die perfekte Nadel
folgen. 

Zwar sollen die HD-Scheiben auch mit
herkömmlichen Plattenspielern abgespielt
werden können. Längst plant der Öster-
reicher aber einen Spezial-Player für seine
Platten. »Dann können wir die Form der
Nadel der Form der Rille perfekt anpas-
sen«, hofft er. »Dadurch wird der Sound
noch mal besser.«

Nur eines werde beim Alten bleiben,
verspricht der Vinyl-Fan: das Knacken.
»Die Nebengeräusche hängen von der
 Vinylmischung ab und davon, wie viel
Staub auf der Platte liegt oder mit einge-
presst wurde«, sagt Loibl. 

Die Fans wird es freuen – das Lager -
feuer knistert weiter. Philip Bethge

Mail: philip.bethge@spiegel.de

feiern die Rückkehr der LP. Mit gut aus-
gestatteten Sondereditionen lässt sich viel
Geld verdienen. 

Loibls HD-Vinyl-Idee kommt da gerade
recht, ergänzt sie das Musikangebot doch
um ein weiteres Format, mit dem die Mu-
sikindustrie Kasse machen könnte. »Das
Interesse von Firmen wie Universal, War-
ner oder BMG ist groß«, berichtet Loibl,
der gerade in Los Angeles bei den Gran-
den der Branche vorgesprochen hat, um
für seine Idee zu werben. Die Fans würden
gern noch mal Geld ausgeben, hofft er, um
die Musik ihrer Lieblingsbands auch in die-
sem neuen Format zu besitzen. 

Traditionell werden Platten hergestellt,
indem eine Pressvorlage in zähflüssiges
Vinyl gedrückt wird, das kurz darauf er-
härtet. Die mit Metallen überzogene Vor-
lage wird dabei mit sogenannten galva -
nischen Verfahren hergestellt. Mehrere
elektrochemische Prozessschritte sind da-
für notwendig.

Bei Loibls HD-Vinyl dagegen wird die
Rille zunächst im Computer berechnet.
Anschließend graviert ein Laser den digital
konstruierten Sound-Canyon direkt auf
eine Pressvorlage aus Keramik. 

Das spare Arbeitsschritte, sagt Loibl.
Chemikalien würden nicht mehr benötigt.
Zudem fänden mehr Rillen auf einer LP-
Seite Platz, weil die Fläche der Schallplatte
optimal ausgenutzt werden könne. Die
Spielzeit soll sich dadurch pro Seite auf
etwa 30 Minuten erhöhen. 

Keramik sei beständiger als die her-
kömmlichen Metallvorlagen, sagt Loibl.
»Die erste Pressung hat deshalb dieselbe
Qualität wie die 10 000.« Beim bisherigen
Verfahren muss die Pressvorlage nach
etwa 2000 Kopien ausgetauscht werden. 

Am wichtigsten aber sei ihm, so der Er-
finder, die bessere Tonqualität. Der Laser
erlaube es, Frequenzen bis zu 40 Kilohertz
zu gravieren, sagt Loibl. Heutige LP
schneiden das Audiosignal technisch be-
dingt bei etwa 20 Kilohertz ab. »Wir
 können die Form der Rille sehr exakt be-
stimmen«, erläutert der Firmenchef und
kündigt weniger Rauschen, mehr Klang-
präzision an. »Der Unterschied wird deut-
lich zu hören sein«, sagt er. 

Können sich Vinyl-Liebhaber also auf
ein neues Klangerlebnis freuen? Nicht je-
der ist überzeugt. Gerade die Presswerke
müssten die HD-Technik eigentlich begrü-
ßen, würde sie ihnen doch die Arbeit
 erleichtern. Doch die Praktiker zweifeln. 
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Wissenschaft

D
er kleine vietnamesische Junge
schien ein Routinefall für die Kin-
derärzte in der Berliner Notaufnah-

me zu sein. Zwar war die Verstän-
digung mit der Mutter nur mit
Mühe möglich; sie sprach kein
Wort Deutsch. Aber die Geste, die
die Frau immer wieder machte,
war eindeutig: Erbrechen. Kommt
ein Dutzend Mal pro Tag vor, wenn
gerade wieder ein Magen-Darm-
 Virus durch die Stadt tobt. 

Der Dreijährige wehrte sich ge-
gen eine gründliche Untersuchung,
also legten die Ärzte ihm eine In-
fusion an, damit er nicht dehydrier-
te, und nahmen ihn stationär auf.
Alles schien in Ordnung. 

Am nächsten Tag war der Junge
tot. 

Er hatte sich nicht wegen eines
Magen-Darm-Infekts übergeben,
sondern weil der Druck auf sein
Gehirn zu hoch war. Der Kleine
hatte einen Tumor im Kopf. 

»Die entscheidende Information,
die uns in der Notfallambulanz fehl-
te, war, dass der Junge sich schon
seit Monaten erbrach«, sagt die
 angehende Kinderärztin Lisanne
Knop vom Sana Klinikum Lichten-
berg in Berlin, die die Tragödie als
Medizinstudentin in einem anderen
Krankenhaus miterlebt hat. »Wenn
die Mutter das den Ärzten irgend-
wie hätte mitteilen können, hätten die
 sicher sofort an einen Hirntumor gedacht.« 

Knop ließ der Tod des Jungen nicht
mehr los. Kranke, fand sie, dürften niemals
sprachlos sein. Ihr fiel wieder ein, wie es
bei ihrem Praktikum in New York zuging,
im Bellevue Hospital in Manhattan. Das
Krankenhaus ist bekannt für seine Vielfalt
von Patienten aus aller Welt; doch baby-
lonische Verhältnisse erlebte Knop dort
kaum: Ein telefonischer Dolmetscher -
service war rund um die Uhr für zahlreiche
Sprachen verfügbar. So etwas, beschloss
sie, brauche Deutschland auch. 

Vor ungefähr zwei Jahren rief Knop
 ge meinsam mit dem Hamburger Arzt
 Korbinian Fischer das gemeinnützige Pro-

jekt »Triaphon« ins Leben. Über Face-
book, Kulturvereine, Universitäten und
Zu fallsbekanntschaften suchten die bei-
den Ärzte ein Team von mittlerweile 
mehr als 190 ehrenamtlichen Laiendol -
metschern zusammen. Diese sogenann-
ten Sprachmittler arbeiten für eine ge -
ringe Aufwandsentschädigung; sie über-
setzen via Telefon Arabisch, Persisch,
 Russisch, Türkisch, Vietnamesisch und
demnächst noch weitere Sprachen. Die
Ärzte erreichen sie im Wechsel rund um
die Uhr. 

»Wir wollen mit diesem Projekt nicht den
professionellen, vereidigten Dol met schern
Konkurrenz machen«, sagt Fischer. Deren
Dienste würden weiterhin gebraucht für
wichtige Arzt-Patienten-Gespräche, etwa

vor großen Operationen. Triaphon wolle
einfach das riesige Potenzial der vielen
 bilingualen Menschen in Deutschland nut-
zen: als Service für die unzähligen kurzen
Patientenkontakte. 

Ärzte müssen in der Notfallambulanz
schnell ein paar wichtige Fragen stellen,
im Kreißsaal gilt es, Mütter zu beruhigen,
wenn ihnen das Neugeborene für eine Be-
handlung weggenommen wird, auf Station
sollten die Patienten verstehen, was die
Krankenschwester meint, wenn sie die
 Hygieneregeln erläutert. 

Lisanne Knop steht in Zimmer 345 auf
Station 4F des Sana Klinikums, sie ver-
sucht, sich einer jungen Syrerin verständ-
lich zu machen; im Krankenhausbettchen

schläft deren sieben Monate alter Sohn.
Durch einen Unfall beim Baden hat er am
Po und an einem Bein Verbrühungen er-
litten. Gerade wurde in Narkose der Ver-
band zum ersten Mal gewechselt. Ist alles
gut gegangen? Die Mutter schaut Knop
mit großen Augen an.

Knop greift zum Telefon in ihrer Kittel-
tasche. Sie wählt eine Berliner Telefon-
nummer, die sie mit einer Schaltzentrale
im Internet verbindet. Dann drückt Knop
die »1« für Arabisch. Sofort wählt das Sys-
tem alle Handys der Arabisch-Sprachmitt-
ler an, die sich für diese Schicht eingeloggt
haben. Wer als Erster abhebt, übersetzt. 

Eine Frauenstimme meldet sich. Es ist
Doua Abdallah, dreifache Mutter und Se-
kretärin in einem Anwaltsbüro; gerade hat

sie Mittagspause. Abdallah kam
aus dem Libanon nach Deutsch-
land, als sie zwei Jahre alt war. Sie
lernte Lisanne Knop kennen, als
diese bei Ebay einen Schaukelstuhl
von ihr kaufen wollte. 

»Triaphon ist ein super Projekt«,
schwärmt Abdallah später. »Es
macht mir riesigen Spaß, und ich
bin sehr stolz darauf, dass ich von
Anfang an dabei war.« Inzwischen
ist sie Mentorin für die anderen
Arabisch-Sprachmittler.

Jetzt, im Klinikum, schaltet
Knop das Telefon laut. »Ich möch-
te, dass Sie einer Mutter sagen,
dass beim Verbandswechsel bei
 ihrem Baby alles gut gelaufen ist.«
Doua Abdallah übersetzt; die Sy-
rerin lächelt, sie ist erleichtert. 

Vom Sana Klinikum Lichten-
berg und einem weiteren Kranken-
haus wird der Triaphon-Dolmet-
scherservice mittlerweile intensiv
genutzt, drei weitere Häuser erpro-
ben ihn. Knop und Fischer wollen
das Projekt nun erweitern. Vom
Paritätischen Wohlfahrtsverband
Berlin haben sie eine kleine An-
schubfinanzierung bekommen. 

In Zukunft sollen Krankenhäu-
ser eine monatliche Pauschale für

den Service bezahlen, mit der die Software
und die Aufwandsentschädigungen der
Sprachmittler beglichen werden können.

Gabriele Schlimper, Geschäftsführerin
des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes
Berlin, unterstützt Knop und Fischer, wo
sie kann. »Triaphon ist gelebte Zivilgesell-
schaft«, sagt sie. Vor allem eines überzeu-
ge sie: »Es ist so erschlagend simpel.«

Veronika Hackenbroch
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Die »1« für

Arabisch
Medizin Zwei Ärzte haben 

in Berlin einen telefonischen 
Dolmetscherdienst für 

Krankenhäuser eingerichtet. 
Er könnte Leben retten.

»Triaphon«-Gründerin Knop 

Kranke dürfen niemals sprachlos sein
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A
us technischer Sicht ist sie keine Be-
sonderheit, die neue Seilbahn von
Sarajevo. Geschmeidig surrend über-

windet sie knapp 600 Höhenmeter und
 endet auf einem hübschen Aussichtshügel.

Doch die symbolische Tragkraft des
 soeben fertigge stellten Transportmittels
ist nicht zu unterschätzen. Es ist Ersatz
für ein im Bosnienkrieg zerstörtes Wahr-
zeichen der Olympiastadt und das Re -
sultat einer generösen Geste. Rund ein
Drittel der Baukosten in Höhe von neun
Millionen Euro übernahm ein ebenso seil-
bahnaffiner wie wohlhabender Kernphy-
siker niederländischer Herkunft, dessen
Frau aus Sarajevo stammt.

Bürgermeister Abdulah Ska  ka ehrte den
Spender Anfang April mit einer Er -
öffnungsfeier, die einem Staatsakt glich;
es erschien die  gesamte Führungs riege 
des Sterzinger Seilbahnherstellers Leit-
ner. Der hatte die Anlage auf den Berg
 Trebević binnen eines knappen Jahres
 errichtet.

Als Vehikel des Neubeginns, vor allem
aber als urbanes Verkehrsprojekt der Zu-
kunft passt sie vortrefflich in das Portfolio
des Südtiroler Unternehmens. Leitner ist
der Pionier einer neuen Vertriebsstrategie,

die das Strukturproblem der Branche lösen
könnte: Ihr traditionelles Geschäftsfeld,
die Ausstattung von Skigebieten, schmilzt
dahin wie die Pisten im Klimawandel. Die
winterlichen Freizeitareale der Alpen ha-
ben keine Aussicht mehr auf Wachstum.
Landschaftsschutz geht vor Pistenausbau.
Und der  Ersatzbedarf für Alt anlagen
bringt nicht mehr genug Aufträge. 

So verzeichnet der österreichische Welt-
marktführer Doppelmayr einen enormen
Auftragsschwund: 2006, im besten Jahr
der Firmengeschichte, verkaufte das Un -
ternehmen aus Wolfurt in Vorarlberg 220
Seilbahnen und Liftanlagen. Im vergange-
nen Jahr waren es noch 98.

Betriebswirtschaftlich sei trotzdem wei -
terhin alles im Lot, so Firmensprecher
 Ekkehard Assmann: »Tendenziell werden
die Aufträge eher weniger, dafür aber grö-
ßer.« Tatsächlich stieg der Umsatz, wäh-
rend sich die Zahl der verkauften Anlagen
hal bierte. Und es kamen neue Geschäfts-
felder  hinzu. Nur etwa 70 Prozent des Um-
satzes macht Doppelmayr mit Skigebieten.
Der Rest entfällt auf Bahnen für Lasten,
andere touristische Zwecke – und vor
 allem den jüngsten Absatzmarkt: die Seil-
bahn als städtisches Nahverkehrsmittel.

Auf allen Kontinenten haben Verkehrs-
planer inzwischen die dritte Dimension
entdeckt. Der Gedanke erschien den Kon -
strukteuren ebenso genial wie verrückt,
als eine der ersten Anfragen dieser Art um
die Jahrtausendwende beim Hersteller
Leitner eintraf: Kolumbiens Millionen-
stadt Medellín wünschte sich eine Art
Tram am Himmel. Unten war kein Platz
für Schienen in der dicht besiedelten Me-
tropole, zudem fehlte das Geld.

So entstand die sinnreiche Idee: Seil-
bahnen kosten einen Bruchteil klassischer

Technik

Tram am Himmel
Mobilität Was in Südamerika begann, kommt 

nach Europa: Seilbahnen als urbanes Verkehrsmittel. 

Nicht  überall sind sie willkommen.
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Öffentlicher Nahverkehr im bolivianischen La Paz: Die Entdeckung der dritten Dimension
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Quelle: Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung

Fahrstromverbrauch in Kilowattstunden (kWh) je 100 Passagierkilometer 

Straßenbahn

U-Bahn

Seilbahn

12,5

11,6

5,8



Bahnlinien, sie brauchen nur Platz für Pfei-
ler und nehmen jede Steigung. Medellín
ist ein einziges Auf und Ab. Leitner nahm
den Auftrag an. 

Der südamerikanische Moloch hat inzwi-
schen einen ganzen Seilbahnverbund und
ist zum Vorbild für mehr als hundert Städte
der Welt geworden, die auf den Seilantrieb
setzen. Ob in Mexiko-Stadt oder Hong-
kong, ob in Ankara, La Paz oder Toulouse:
Die Seilbahn wandelt sich vom exotischen
Touristentransporter zu einem ernsthaften
Baustein des öffentlichen Nahverkehrs.

Die enorme Kapazität moderner Anla-
gen ist im Pendlerverkehr einer Metropole
der wichtigste Trumpf: Bis zu 5000 Per-
sonen pro Stunde und Richtung schaufeln
die größten Exemplare ans Ziel. Um eine
solche Transportleistung auf der Straße 
zu erreichen, müss ten Doppelgelenkbusse
im Zweiminuten takt fahren. Nur S- und
U-Bahnen schaffen ein Vielfaches davon.

Martin Leitner, Urenkel des Firmengrün -
ders, Vize- und Vertriebschef im Unterneh-
men, sieht sein Produkt in erster Linie als
Ergänzung bestehender Verkehrsmittel.
Die technischen Grenzen sind offenbar:
Der Seilantrieb taugt für Strecken von gut
fünf Kilometer Länge. Mit meh reren Sek-
tionen ließen sich zwar beliebig lange Dis-
tanzen überwinden, doch dann käme ein
weiterer Nachteil zum Tragen: Seilbahnen
schaffen im Umlaufbetrieb kaum mehr 
als 25 Kilometer pro Stunde. Bei höherer
Geschwindigkeit wäre das Ein- und Aus-
steigen nicht mehr zu bewältigen.

Zu den größten Vorteilen zählen die
 geringen Kosten und die kurze Bauzeit –
im  Idealfall nur wenige Monate. Ein Bür-
germeister, der mit einer Gondelbahn Sym-
pathien ernten will, kann den Neu bau
noch in derselben Wahl periode einweihen.
Auch ein gewichtiges ökologisches Ar -
gument spricht für den verstärkten Einsatz
seilgezogener Bahn systeme: Im Kanon der
öffentlichen Transportmittel sind sie un-
schlagbar ener giesparend. Nach Erhebun-
gen im Auftrag des Umweltbun desamts
verbrauchen Schwe be- und Standseilbah-
nen nur 5,8 Kilowattstunden pro 100 Pas-
sagierkilometer – nur die Hälfte der ohne-
hin schon recht effizienten U-Bahn. Die
Gründe dafür liegen in der geringen be-
weglichen Masse eines Transportgeräts,
dessen Motor nicht mitfahren muss, sowie
dem idealen Betriebsmodus einer lang -
samen, konstanten Fahrt.

Leitner hat mit einem Direktantrieb,
der ohne ein kräftezehrendes Getriebe be-
sonders sparsam und auch sehr leise läuft,
die Effizienz auf ein Niveau gebracht, das
sich kaum noch steigern lässt. Doppelmayr
zog mit einem ähnlichen System nach. Es
war womöglich der letzte große Techno-
logiesprung im Seilbahnbau.

Obendrein gilt die Seilbahn als eines
der sichersten Transportmittel. Unfälle

sind so selten wie spektakulär. Gleich zwei
folgenschwere Gondelabstürze ereigneten
sich im norditalienischen Cavalese: 1976
hatte wohl ein Sturm das Zugseil der
 Anlage über das Tragseil geworfen. Beide
rieben aneinander, bis das Tragseil riss. 
42 Menschen stürzten in den Tod.

22 Jahre später kostete ein Seilbahn -
unglück am selben Ort 20 Menschen das
Leben. Grund war kein technischer Fehler
an der Bahn: Ein amerikanischer Kampf -
pilot war bei einer Tiefflugübung der An-
lage zu nahe gekommen und hatte das
Trag seil gekappt. Jährlich läuten am Ge-
denktag zur Unglücksminute die Kirchen-
glocken.

Zweifel an der Sicherheit des seilgeführ-
ten Transports nährte nun wieder ein
 Unfall, der sich am 16. März im georgi-
schen Gudauri ereignet hat. Ein Sessellift
von Doppelmayr fuhr dort plötzlich im
Eiltempo rückwärts und schmiss an der
Talstation die Passagiere in hohem Bogen
aus dem Gestühl. Es gab elf Verletzte.
Filmaufnahmen des Malheurs kursierten
bald darauf im Internet.

Nach ersten Untersuchungen trifft den
Hersteller keine Schuld. Eine Abfolge gro-
ber Fehlbedienungen nach einem Strom-
ausfall hat den Unfall herbeigeführt. Als
das System in den Leerlauf und dann durch
die Masse der Passagiere in Rückwärts-
fahrt geriet, vergaß der Bedienstete vor
Schreck zu bremsen. Zu klären bleibt, ob
für einen solchen Fall menschlichen Ver-
sagens nicht eine automatische Sicherheits-
bremse vorgeschrieben werden müsste.

Zweifel an der Betriebssicherheit wer-
den die Verbreitung der Seilbahn in Groß-
städten kaum behindern, eher schon
ästhe tische Bedenken. In Medellín und La
Paz, wo schon große Netze aufgespannt
wurden, schweben die Gondeln über krau-
sen Siedlungsräumen. Hier eine Bau -
geneh migung zu bekommen ist ein facher
als an Orten, an denen die Unesco auf-
passt.

Generell zeigt sich, dass Menschen in
wohlhabenden Ländern weniger bereit
sind, den Himmel über ihren Dächern als
Verkehrsfläche freizugeben. In Wuppertal,
wo schon die mythische Schwe bebahn
fährt, läuft eine zähe Debatte um ein Seil-
vehikel, in Hamburg verhin derte ein Bür-
gerentscheid die Elbquerung mit Doppel-
mayrs Gondeln, und in Brixen, unweit sei-
nes Firmensitzes, scheiterte  Leitner bereits
an einem Einwohner protest. Die Menschen
wollen sich nicht von Pendlern in die Dach-
fenster glotzen lassen. Christian Wüst
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DOKUMENTATION

SAMSTAG, 28. 4., 20.15 – 22.30 UHR | ZDF INFO

Der Rockerkrieg 

Sich selbst bezeichnen die Hells
 An gels als »Gesetzlose« –
Motorrad fahrer, für die nur ihre
 eigenen Re geln gelten und die
 »Rocker-Familie« über allem steht.
Die dreiteilige Dokumentation
 beschreibt, wie die Hells Angels
 organisiert sind und welchen
 Geschäften sie nach gehen.

SPIEGEL TV MAGAZIN

SONNTAG, 29. 4., 22.45 – 23.30 UHR | RTL

Abgetauchter Immobilienhai –
Sven Basner lässt Häuser ver -
gammeln, terrorisiert Mieter, und 
der Staat zahlt; Aufgetauchter

Bundesminister a.D. – Pleitier
Günther Krause ist aus seiner unbe-
zahlten Villa geflogen. Zu seinem
Verdruss war SPIEGEL TV exklusiv
dabei; Abzocker – Ab mahnverein
schikaniert Kleinst unternehmer.

ARTE RE:

MONTAG, 30. ., 19.40 – 20.15 UHR | ARTE

Schwedens neues Sex-Gesetz –
Der Staat an der Bettkante 

Schweden stimmt über ein euro pa -
weit einmaliges Gesetz ab: Wer 
vor dem Sex nicht das Einverständ nis
seines Partners bekommt,  
kann hinterher der Vergewaltigung
be zichtigt werden.

SPIEGEL TV WISSEN

FREITAG, 4. 5., 20.15 – 21.00 UHR | PAY-TV, 

BEI ALLEN FÜHRENDEN KABELNETZBETREIBERN

Der »Fluchhafen« –
Milliarden grab BER 

Jeden Monat kostet das Debakel den
Steuerzahler rund 41,4 Millionen
Euro. Bis zu einer möglichen Er -
öffnung im Jahr 2020 müssen noch
13 000 Mängel behoben werden.

SPIEGEL GESCHICHTE

FREITAG, 4. 5., 22.00 – 22.50 UHR | SKY

Auf Sendung: LA Riots

Im März 1991 wird Rodney King
während seiner Festnahme in 
Los Angeles von vier Polizisten
 misshandelt. Sie werden frei-
gesprochen. Das Urteil löst eine 
Welle der Gewalt aus.

Video

Testfahrt mit der 
Seilbahn von Sarajevo

spiegel.de/sp182018seilbahn 

oder in der App DER SPIEGEL
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S
eit Tove Fall ihre Kooikerhündin
Vega hat, kommt sie öfter an die fri-
sche Luft. »Vega ist superaktiv und

sorgt dafür, dass ich wirklich jeden Tag
spazieren gehe«, sagt die Hundebesitzerin
aus dem schwedischen Uppsala, »auch die
Kinder sind jetzt mehr draußen als früher.« 

Wie wertvoll die Motivation durch die
lauffreudige Hündin ist, weiß wohl kaum
jemand besser als Halterin Fall: Vor Kur-
zem nämlich hat die Epidemiologin von
der Universität Uppsala die weltweit größ-
te Studie zu der Frage veröffentlicht, ob
der Mensch mit Hund gesünder lebt als
ohne.

Fall hat medizinische Daten von knapp
3,5 Millionen ihrer Landsleute über einen
Zeitraum von zwölf Jahren analysiert. Am
Beginn der Betrachtung waren diese zwi-
schen 40 und 80 Jahre alt. Weil in Schwe-
den Hunde in einem zentralen Register ge-
meldet sind, konnte sie ihre Studienobjek-
te einteilen – in solche, in deren Haushalt
ein oder mehrere Hunde lebten (etwa 
13 Prozent der Untersuchten), und solche,
bei denen das nicht so war.

Dann wühlten sich Fall und ihre Kolle-
gen durch die Angaben zu den Todes -
ursachen der Schweden – auch die sind im
Königreich in Datenbanken dokumentiert.
Ergebnis: Wer als Allein stehender  einen
Hund besitzt, dessen Risiko, an einer Herz-
Kreislauf-Erkrankung zu sterben, ist um

36 Prozent geringer als bei Menschen in
vergleichbarer Lebenssituation ohne Hund.
Und leben ein oder mehrere Hunde in
 einem Mehrper sonenhaushalt, schrumpft
die Wahrscheinlichkeit des Herztods für
die Halter um immerhin 15 Prozent.

Sind es allein die täglichen Gassitouren,
die für den verblüffenden Effekt in Falls
Studie sorgen? Viele Wissenschaftler wol-
len das nun genauer untersuchen. Ihre
Forschungs interessen: Bewegen sich Hun-
dehalter wirklich mehr als andere und,
wenn ja, wie viel mehr? Was könnte sie
zu noch häufigerer Aktivität motivieren?
Gibt es Rassen, die die Gesundheit der
Halter besonders positiv beeinflussen?
Kurz gesagt: Taugt der Hund als Präven-
tionsinstrument?

Wenn das so wäre, könnte der beste
Freund des Menschen einen gewaltigen
Beitrag zur Volksgesundheit leisten. In
Deutschland leben Hunde in rund 20 Pro-
zent der Haushalte, in Großbritannien 
in 23, in Australien in 36 und in den 
USA gar in 46 Prozent. 2760 Schritte
 laufen Hundebesitzer täglich mehr als
Menschen ohne ein solches Haustier: Das
hat Tiermediziner Daniel Simon Mills von
der britischen University of Lincoln
 bereits herausgefunden, das entspricht
 einem Plus an körperlicher Aktivität von
22 Minuten. 

Mills bat seine Probanden, alle samt
Rentnerinnen und Rentner mit und ohne
Hund, jeweils eine Woche lang einen Be-
wegungssensor am Oberschenkel zu tra-
gen, und das zu drei verschiedenen Zeiten
innerhalb eines Jahres. Zusätzlich sollten
sie über ihre Spaziergänge Buch führen.
Weil Menschen in Fragebögen oder Auf-
zeichnungen gern beschönigen oder etwas
vergessen, sind solche Daten verlässlicher
als die einer reinen Befragung. Auch For-
scherin Fall wertet gerade die Ergebnisse
einer weiteren schwedischen Großstudie

aus, in der rund 30 000 Hundebesitzer
und Nichthundebesitzer Sensoren getra-
gen haben.

»Die Hundehalter kommen auf die von
Medizinern empfohlene wöchentliche Be-
wegung«, bilanziert Mills, »die Kontroll-
gruppe nicht.« Auch wenn sich nicht jeder
ältere Mensch einen Hund zulegen könne,
sagt der Veterinärmediziner,  könnten Ärz-
te doch auf den positiven Einfluss eines
Hundes hinweisen und an regen, dass sich
Ältere der wachsenden  Bewegung des
Dogsharing anschließen. Dabei teilen be-
rufstätige Hundehalter ihre Tiere mit Men-
schen, die zwar Zeit für ausgedehnte Gassi -
runden  haben, zu Hause aber keinen
Hund halten können oder wollen. 

Das käme auch jenen Vierbeinern zu-
gute, die vorwiegend ohne Auslauf aus-
kommen müssen. Denn, auch das ist eine
Erkenntnis der jungen Disziplin der Gassi -
forschung, nur 60 Prozent der Hunde -
besitzer bieten ihren Lieblingen regel -
mäßig Spaziergänge an.

Warum das so ist, untersucht die Gesund-
heitswissenschaftlerin Hayley  Christian von
der University of Western Australia. Große
Hunde, hat sie bereits herausgefunden, ha-
ben bessere Chancen auf regel mäßige Tou-
ren als kleine. Alte und kranke Hunde fris-
ten – wenig über raschend – häufiger ein
Dasein im Körbchen als junge, agile Artge-
nossen. Und je enger das Verhältnis zwi-
schen Hund und Halter ist, desto wahr-
scheinlicher sind gemeinsame Aktivitäten.
Auch eine hundefreundliche Umgebung
entscheidet über die Frequenz der Spazier-
gänge – ob also das Zuhause in der Nähe
von Wald und Feld liegt oder in verkehrs-
gefluteten Innenstädten, wo die Tiere nicht
frei laufen dürfen.

Zu wenig Leinenzwang wiederum, so
warnen die Wissenschaftler, komme zwar
dem Hund zugute, meist aber nicht dem
Halter. Auf offiziellen Freilaufwiesen oder
in den in Amerika beliebten Dog Parks
können zwar die Hunde nach Herzenslust
herumtollen, doch Herrchen und Frauchen
sammeln keine Fitnesspunkte: Sie sitzen
auf der Bank. Julia Koch

Bei Fuß!
Bewegung Leben Hundehalter

gesünder, weil sie regelmäßig

Gassi gehen? Die Wissenschaft

entdeckt das lauffreudige Haus-

tier als Präventionsinstrument.
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Spaziergang mit Hund 

Raus aus dem Körbchen

Wie man mehr 

Bewegung in seinen

Alltag einbauen

kann, erklärt 

SPIEGEL  WISSEN

»Endlich fit!«, jetzt

im Handel. 

Auch online unter
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Kultur
»Wenn das, was wir Wirklichkeit nennen, schon die Wahrheit wäre, sähen wir wohl arm aus.« ‣ S. 118
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Theater

Im Streitmodus
� Die derzeit meistdiskutierten Bühnen
stehen auch beim am Freitag begin -
nenden Berliner Theatertreffen im Zen-
trum – die Berliner Volksbühne und 
die Münchner Kammerspiele. Eröffnet

wird das Festival mit der »Faust«-In -
szenierung, mit der sich Frank Castorf
2017 nach 25 Jahren als Intendant der
Volksbühne verabschiedete. Gleich 
zwei Produktionen, darunter Brechts
»Trommeln in der Nacht«, dürfen 
die Münchner Kammerspiele zeigen. 
Die Auseinandersetzung um angeblich

 fortschrittliche Theaterkonzepte und 
die Einmischung von Politik und Kritik
in den künstlerischen Kurs soll während
des Festivals auch jenseits der Bühne
eine wichtige Rolle spielen; auf Podien
und in Publikumsdiskussionen soll aber
auch die #MeToo-Debatte fortgeführt
werden. RED

Literatur

Kafka-Manuskript wird versteigert
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Handschriftliche Einleitung von »Richard und Samuel«

� Eigentlich hatten sie Reiseführer zusammen schreiben wollen.
»Billig« sollte die Reihe heißen, die sie planten, und sie beide
würden damit zu reichen Männern werden. Max Brod und Franz
Kafka waren im Herbst 1911 gemeinsam auf Reisen, und Brod
arbeitete mit Tricks daran, Kafka zum Schreiben und vor allem
zum Veröffentlichen zu bringen. Aus den Reiseführern wurde
 leider nichts, aber sie beschlossen, ein anderes gemeinsames
Buch zu schreiben, jeder aus seiner Perspektive. »Richard und
Samuel« sollte es heißen, und ein erstes Kapitel haben sie wirk-
lich fertiggestellt. Doch dann beendete Kafka die Zusammen -
arbeit. Jeder Satz von Brod, notiert Kafka später, »den er für
Richard und Samuel schreibt«, sei »mit einer widerwilligen Kon-
cession von meiner Seite verbunden«. Trotzdem stimmt Kafka
der Veröffentlichung des Kapitels in den »Herderblättern« zu.
Zur Einleitung verfasst er eine kurze Skizze, die beide Freunde

charakterisiert. Und das sechsseitige handschriftliche Manuskript
dieser Skizze wird am 26. Mai beim Hamburger Auktionshaus
Christian Hesse versteigert. Es ist der erste Verkauf eines Kafka-
Manuskripts, seit 1988 die Handschrift vom »Process« ver -
steigert wurde. Der Schätzpreis beträgt 90 000 Euro. Der Text
ist die Charakterskizze einer Freundschaft. Samuel als Brod,
Richard als Kafka. Samuel zeigt Leichtigkeit, Richard grübelt:
»Denn er hat an den bloßen Erscheinungen seiner sich verän-
dernden Freundschaft genug zu tragen, gegenüber allem übrigen
was die Reise sonst mit sich bringt, ist er benommen, ist oft 
sehr ernst, aber durchaus nicht aus dem Verlangen einmal von
Samuel auf die Wange geklopft zu werden, hat großes Bedürfnis
nach Musik und nach Frauen.« Kafka erinnerte sich später im
Gespräch mit Brod an das gemeinsame Projekt: »Es waren wun-
derbare Zeiten, warum muss es gute Literatur gewesen sein?« VW
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Pop

Vorsicht: zerbrechlich

und männlich

� Wie klingt der Soundtrack zum fragi-
len Mann um die dreißig, einem Gegen-
entwurf zu den machohaften Überegos,
den Donald Trumps dieser Welt? Viel-
leicht wie das Debütalbum »Die besten

Jahre« des Trios International Music
aus dem Ruhrgebiet. Darauf sind zwar
schon die »Knie kaputt«, die »Frisur ist
scheiße, die besten Jahren sind vorbei«,
aber manche Mädchen immer noch
»einfach zu groß für mich« und die
Mütter Beraterinnen in Sinnfragen
(»Mama, warum?«). Naturgemäß
ist der zerbrechliche, noch junge,
doch fast schon kaputte Mann kein
übermäßig selbstbewusster Rapper,
er steht auch nicht auf einer DJ-Em -
pore, sondern schrammelt im Probe-
raumkeller an der Gitarre rum, spielt
vom Kater und vom Leben gezeichnete
Rockmusik, hier melancholisch, da
romantisch, die hinter einer Wand aus
Hall und Zigarettenrauch hervorzudrin-
gen scheint. Das klingt so fantastisch
gelangweilt vom Rest der Welt, dass
nach 17 Songs in über 80 Minuten klar
wird: Solange es Musik gibt wie die 
von International Music, haben die
besten Jahre des fragilen Mannes eben
erst begonnen. SKR

Kino

Karneval unter Sadisten

� Ein Schönheitschirurg mit Doppel -
namen (Oliver Masucci) und nervöser
Gattin (Katja Riemann) sucht ein biss -
chen Exzentrik in seinem öden Bonzen-
leben und engagiert einen Haussklaven
(Samuel Finzi) – das ist die möglicher-
weise lustige Grundidee des Films
»HERRliche Zeiten«. Der Regisseur
Oskar Roehler ist schon länger berüch-
tigt für Kinowerke, die gern wild, geist-
reich und obsessiv sein möchten und
doch regelmäßig zu brutal hölzernen
Spießerkomödien geraten. So ist es
 leider auch in diesem mit tollen Schau-
spielern besetzten Pseudolehrstück
über spätkapitalistische Ausbeutungs-
verhältnisse. Man sieht die Riemann
verstrahlt staunen, Masucci mit den
Kieferknochen malmen und Finzi ölig

grinsen. Der Schauspieler Yasin el Har-
rouk gibt den obermonströsen Nach-
barn mit arabischem Migrationshinter-
grund, dazu kommen etliche als ost -
europäische Wanderarbeiter auftreten-
de Statisten. Und bald wird im Herren-
menschenton und in rheinischer Mund-
art gebrüllt, als handelte es sich um
eine Karnevalssitzung unter Sadomaso-
Freunden. Angeregt zu »HERRliche
Zeiten« wurde Roehler durch das Buch
»Subs« des wegen rechtsextremer Äu -
ßerungen umstrittenen Autors Thor
 Kunkel, vorgeschwebt haben mag ihm
eine Verhöhnung der Bourgeoisie in
der  Tradition von Luis Buñuel; doch
heraus gekommen ist bei all der Mühsal
nun ein mit ordentlich Fördergeld fabri-
zierter filmischer Totalschaden. Für den
Zu schauer gilt: Dieser von Ermächti-
gung und Unterwerfung handelnde Kla-
mauk ist eine echte Folternummer. HÖB

Elke Schmitter Besser weiß ich es nicht

Der Jazztest

Erfinderin des sogenannten Bechdel-
Tests ist die Cartoonistin Alison

Bechdel, in deren Comicserie
»Dykes to Watch Out For«
(etwa: »Lesben, wie wir sie lie-
ben«) zwei Frauen sich darüber

unterhalten, wann es sich lohnt,
ins Kino zu gehen: In einem guten

Film muss es, »erstens, zwei Frauen geben,
die, zweitens, sich miteinander unterhal-
ten, und zwar, drittens, nicht über einen
Mann«.

Vor einigen Wochen kam die »New York
Times« zu dem Schluss, dass Hollywood
beim Bechdel-Test immer noch schlecht ab-
schneide. Daran musste ich denken, als ich
in einem Jazzklub in Nashville (ja, so etwas
gibt es in der Countrymetropole auch) bei
einer Jamsession war. Der Bechdel-Jazztest
würde, angepasst, lauten: erstens, mindes-
tens zwei Frauen auf der Bühne, die, zwei-
tens, nicht singen. Alles andere  ergäbe sich
schon von selbst: keine High Heels, keine
engen Kleider, die sie zu frierenden Puppen
machen. Stattdessen Sneakers und weite
Hosen, in denen sich locker Schlagzeug spie-
len, Bass zupfen und Saxofon spielen lässt. 

Andererseits: Männer arbeiten hart. Die
sprichwörtlichen 10 000 Stunden, die es
zur Meisterschaft braucht, wollen erst mal
absolviert sein. Und es kommt noch immer
vor allem darauf an, wie du auf der Bühne
stehst, ob es stimmt mit dem Charme und
der Gefälligkeit. Die Nerds, denen man
 alles verzeiht, das Schwitzen, den Bauch
und das entsetzlich karierte Hemd – sie
 haben an ihren Fertigkeiten gearbeitet und
nicht an ihrer Performance. Vielleicht fin-
den sie sich, wenn sie zu Hause sind, genau
so unvollkommen und unansehnlich wie
die Sängerin, bis sie Diät und Push-ups ab-
solviert und ihre Frisur gerichtet hat. Aber
auf der Bühne, bei der Musik, dürfen sie
sich vergessen.

Es gibt wohl keine künstlerische Diszi-
plin (außer vielleicht dem Tanz), bei der so
viel Können abverlangt wird wie in der
 Instrumentalmusik, so viel Arbeit bei so
wenig Aussicht auf eine Karriere. Die Kon-
kurrenz ist unabsehbar, der Einsatz muss
täglich der höchste sein – und am Ende
läuft es bei den allermeisten aufs Taxifah-
ren, aufs Kellnern und Unterrichten hin-
aus. Der einzige Trost sind diese raren
Stunden mit Goldrand, in denen die Töne
und die Menschen in Resonanz miteinan-
der gehen, in denen der Arbeiter zum
 Virtuosen wird und das Schwierige wieder
scheint, weil das Können Spiel werden
kann. Ein vor allem männliches Spiel.

An dieser Stelle schreiben Elke Schmitter und Nils
Minkmar im Wechsel.C
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Autor Rothmann in Berlin: »Meine besten Texte waren immer noch weiser als ich«



I
n Frohnau, dem äußersten Zipfel
West-Berlins, lebt Ralf Rothmann, be-
kannt geworden mit Romanen wie
»Milch und Kohle«, »Junges Licht«

und zuletzt, sehr erfolgreich, »Im Frühling
sterben« – man könnte ihn, wenn man
denn ein Etikett suchte, für einen Chronis-
ten der alten Bundesrepublik halten. Aber
wäre dieser Begriff nicht allzu dürr für
 einen Autor, der so lebensprall erzählt wie
er? Im Mai wird Rothmann 65, dann be-
kommt er eine kleine Rente: »Ich habe ja
mal richtig gearbeitet.« Aber erst mal er-
scheint nun sein neuer Roman, »Der Gott
jenes Sommers« spielt 1945 auf einem Gut
in Schleswig-Holstein. Es geht um junge
Mädchen, junge Männer, das bevorstehen-
de Kriegsende, um Nazifunktionäre; in der
Luft liegt eine Mischung aus Apokalypse
und Hedonismus.

SPIEGEL: Herr Rothmann, eigentlich ist
dieses Buch die Fortsetzung Ihres vorigen
Romans. 
Rothmann: Nachdem ich »Im Frühling
sterben« geschrieben hatte, dachte ich
nicht, dass ich noch einmal in diese Nazi-
welt abtauchen würde – die hat mich zu
sehr deprimiert. Aber dann habe ich eine
Lesereise gemacht, und in Kiel kam eine
ältere Dame zu mir und sagte, sie habe
meinen Vater kennengelernt, als jungen
Mann noch. Da war sie ungefähr zwölf.
Und wie sie dann von ihm erzählte, merk-
te ich, das kleine Mädchen damals war ver-
liebt gewesen in den 17- oder 18-Jährigen.
Und daran hat sich die Geschichte ent -
sponnen. 
SPIEGEL: Ihr Vater war ein Vorbild für
eine der Hauptfiguren in »Im Frühling ster-
ben«. Er taucht auch in »Der Gott jenes
Sommers« wieder auf: als junger Melker,
der zwangsrekrutiert wird von der Waf-
fen-SS – und der, wie man aus dem Vor-
gängerbuch weiß, den Befehl erhält, seinen
besten Freund zu erschießen. 

Ralf Rothmann: »Der Gott jenes Sommers«. Suhr-
kamp; 254 Seiten; 22 Euro. Erscheint am 7. Mai.
Das Gespräch führte der Redakteur Sebastian Ham-
melehle.

Rothmann: Dass mein Vater zwangsrekru-
tiert wurde, stimmt; dass er seinen Freund
erschießen musste, nicht. Das sind ja keine
biografischen Bücher. 
SPIEGEL: Aber einen autobiografischen
Kern haben alle Ihre Romane. Sie haben
einmal gesagt, dass Ihre Mutter gegen
Ende des Krieges von einem Russen ver-
gewaltigt wurde. Die Angst, vergewaltigt
zu werden, ist eines der zentralen Motive
Ihres neuen Romans. 
Rothmann: Ja, meine Mutter ist vergewal-
tigt worden während der Flucht aus West-
preußen. Sie hat das natürlich nicht so aus-
gedrückt, sie hat gesagt, »Einmal hat mich
einer geschnappt«, und auf jede weitere
Neugier nur mit »Frag mir kein Loch in
den Bauch« reagiert – und damit war der
Fall für sie erledigt. 
SPIEGEL: Auch die Hauptfigur des Buches,
die zwölfjährige Luisa, wird vergewaltigt.
Und dafür war das Vorbild Ihre Leserin
aus Kiel?
Rothmann: Um Gottes willen! Das Buch
ist reine Fiktion, sieht man vielleicht davon
ab, dass ich ein bisschen die Silhouette mei-
ner Frau mit hineingewebt habe, ihre Klug-
heit, diese Faszination für Bücher, die ro-
ten Haare. 
SPIEGEL: Und was hat Ihre Frau dazu ge-
sagt, dass die Figur vergewaltigt wird?
Rothmann: Diese Vergewaltigung liegt ja
in der Logik der Geschichte. Das war, wo-
vor alle Frauen zu jener Zeit Angst hatten.
Die Propaganda sprach bekanntlich von
vergewaltigenden »asiatischen Horden«,
die über Deutschland kommen würden.
SPIEGEL: Im Roman gibt es noch eine
zweite Handlungsebene, sie spielt zur Zeit
des Dreißigjährigen Krieges. 
Rothmann: Das war zunächst keine kal-
kulierte Gestaltung, das hatte eher musi-
kalische Gründe. Nach etwa 40 Seiten
dachte ich, irgendwas stimmt hier nicht
mit dem Ton, der braucht einen Widerpart.
Und dann habe ich alles zur Seite gelegt,
durchgeatmet und diese Passage geschrie-
ben, und zwar in einem besinnungslosen
Rutsch. Und das wiederholte sich ungefähr
alle 40 Seiten, etwa so wie ein Musiker
ein Thema kontrapunktisch bearbeitet:

Der Ton, den ich angeschlagen hatte,
brauchte einfach ein Echo. 
SPIEGEL: In dieser Binnenerzählung, die
der eigentliche Höhepunkt des Buches ist,
geht es um einen Mann, der sich die ab-
surde Idee in den Kopf setzt, eine Kapelle
über einen See zu transportieren. Natür-
lich geht sie unter. Als ob die Vergeblich-
keit der Hoffnung das Motto ist, das über
allem steht.
Rothmann: Nicht nur. Es gibt schließlich
seinen Freund, den Zimmermann, der ihm
die Augen öffnet: Dein Bemühen war ja
ein reines, insofern ist es nicht wirklich
wichtig, ob die Kirche nun im Dorf steht.
Sie steht auf jeden Fall an ihrem Ort – und
der ist eher der Herzinnenraum als die
Dorfmitte.
SPIEGEL: Vor Kurzem ist noch ein anderer
Roman erschienen, in dem der Dreißigjäh-
rige Krieg eine Rolle spielt, »Munin oder
Chaos im Kopf« von Monika Maron. Da -
rin ist der Krieg eine Folie für unsere Zeit,
für Flüchtlingsströme, Unruhe und Ner -
vosität. 
Rothmann: Jeder Krieg ist immer das
Ende der Gespräche, der Schmerz des Ein-
zelnen, das Überrolltwerden von der His-
torie. Ihn aber als Metapher zu benutzen,
um eigene Thesen und Befürchtungen zu
illustrieren, das käme mir seinen Opfern
gegenüber nicht geheuer vor, ehrlich ge-
sagt. Das hat mir mein Buch auch ver -
boten. Der Glaube, dass es innerhalb des
Grauens noch eine Hoffnung gibt und ge-
ben muss, ist wichtiger. 
SPIEGEL: Ist unsere Zeit denn eine Zeit
der Hoffnungslosen? Oder zumindest der
Heimatlosen?
Rothmann: Na ja, Flüchtlingsströme hat
es immer gegeben und diejenigen, die jetzt
meinen, Deutschland gegen Zuwanderer
verteidigen zu müssen, die vergessen, dass
zumindest Westdeutschland von Zuwan-
derern aufgebaut wurde. Und diejenigen,
die sich darüber aufregen, dass die Syrer
zu uns kommen, regen sich natürlich nicht
darüber auf, dass die in ihrem Land mit
deutschen Waffen erschossen werden. Im
Übrigen: Wer so etwas braucht wie einen
Ort, eine Heimat, eine Nation, der ist gar
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»Unsere Wurzeln liegen
in der Luft«

SPIEGEL-Gespräch Es geht um Metaphysik, die Sozialdemokratie – und dann wäre da noch 

die Frage nach dem männlichen Blick. Ein Besuch bei dem Schriftsteller Ralf Rothmann.



nicht richtig auf der Welt. Es gibt andere
Wurzeln.
SPIEGEL: Welche?
Rothmann: Die liegen eher in der Luft.
Ich glaube, dass die geistige, die metaphy-
sische Verwurzelung die eigentlich wichti-
ge ist. Irgendwann wird jeder einmal von
irgendwo vertrieben werden. Wehe dem,
der dann keinen Ort über dem Ort hat. 
SPIEGEL: »Denn wir haben hier keine
 bleibende Stadt, sondern die zukünftige
suchen wir«, wie es in der Bibel heißt?
Rothmann: Ja.
SPIEGEL: Spielt diese metaphysische Kom-
ponente in Ihrem Leben eine Rolle?
Rothmann: Wenn das, was wir Wirklich-
keit nennen, schon die Wahrheit wäre, sä-
hen wir wohl arm aus. Jeder, der halbwegs
schöpferisch arbeitet, macht ja die Erfah-
rung, dass da etwas wirkt, das willensstär-
ker ist als er selbst. Die wirklich guten,
schönen oder bewegenden Textstellen
kann man sich nicht ausdenken, die kom-
men, die sind plötzlich da. Aber woher
kommen sie? Meine besten Texte waren
immer noch weiser als ich.

SPIEGEL: Wie kann das sein? 
Rothmann: Das muss jeder für sich selbst
beantworten. Ich habe nur die Erfahrung
gemacht, dass ein intellektueller Ansatz
in der Literatur für mich eher unbefriedi-
gend ist. Ich will von niemandem hören,
was er denkt oder meint, wenn ich seine
Romane lese. Ich will von niemandem hö-
ren, was ich denken soll. Ich will etwas ge-
staltet sehen. In der Poesie scheint etwas
auf, das über aller Realität ist und einem
die Augen für das Wunderbare öffnet. Das
interessiert mich. 
SPIEGEL: Sind Sie religiös?
Rothmann: Was heißt schon religiös? Ich
bin katholisch und denke manchmal noch
mit so einer sentimentalen Anhänglichkeit
an den Verein. Aber ich gehe in keinen
Gottesdienst. In meiner Kindheit in der
verrußten Bergarbeitersiedlung war die
Kirche allerdings ein Trost, auch in ästhe-
tischer Hinsicht: Diese üppigen Blumen-
sträuße, das Gold und der Kostümflitter
im Weihrauchduft. Ich war schon leiden-
schaftlich gern Ministrant. Aber das hat
sich mit der Pubertät alles erledigt. 

SPIEGEL: Ihre Texte sind ungewöhnlich
sinnlich für die deutschsprachige Literatur,
sie sind sehr anschaulich und gewinnen da-
durch eine ungeheure Kraft. Genau das
aber ist an Ihrem vorigen Buch »Im Früh-
ling sterben« kritisiert worden. Ein Rezen-
sent hat Ihnen Verkitschung des Welt-
kriegs vorgeworfen.
Rothmann: Das ist für mich keine Kate-
gorie. Ich weiß nicht, was Kunst ist, wie
kann ich wissen, was Kitsch ist? Insofern
hat mich das nie behelligt. Hermann Hes-
se hat sein ganzes Leben mit dem Vorwurf
gelebt, er sei kitschig. Wenn man sich im
deutschsprachigen Raum nicht an den
 Intellekt wendet, sondern Gefühle er-
zeugt, dann kommt ganz schnell dieser
Vorwurf. Gedanken lassen sich in unserer
wunderbar komplexen Sprache natürlich
leicht zum Ausdruck bringen. Aber mit
ihr etwas gestalten, das einem das Herz
hebt oder einem die Nackenhaare sträubt,
das ist fast wie Tango tanzen in Gummi-
stiefeln.
SPIEGEL: Es ist ein Wagnis, über das
Kriegs ende zu schreiben, wenn man es
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Eltern Elisabeth, Walter Rothmann (undatierte Privataufnahmen): »Der Krieg saß immer mit am Tisch«



macht wie Sie. Alexander Gauland hat
vom »Stolz« auf die Leistungen deutscher
Soldaten im Weltkrieg gesprochen. Das
hat er dann relativiert, er habe bloß
 »Respekt« gemeint. Auch wenn Sie kein
Gesinnungsgenosse Gaulands sein dürften,
geht es Ihnen nicht auch um Respekt vor
dem Individuum – und sei das ein deut-
scher Soldat? 
Rothmann: Sie dürfen nicht vergessen,
mein Vater ist mit 17 zwangsrekrutiert wor-
den. Er wollte nie in den Krieg ziehen und
hätte auf den »Stolz« oder den »Respekt«
jenes Politikers gepfiffen. Dass ich darüber
geschrieben habe, lag einfach an der Liebe
zu meinen Eltern, zu meinem Vater, weil
ich ihn verstehen wollte. Er war ein großer
Schweiger, und natürlich hatte er Gründe
dafür. Als er zur Waffen-SS eingezogen
wurde, fühlte er sich als Opfer, als er zu-
rückkam, war er plötzlich Täter. Das konn-
te er nicht verstehen; abgesehen von ein
paar Jerry-Cotton-Heften hatte er nie im
Leben ein Buch gelesen. Dieses Vakuum,
das er mit sich herumtrug, das wollte ich
ergründen, deshalb habe ich mich hinein-
begeben in diese Zeit. Ich glaube, sonst
hätte ich das gar nicht getan. 
SPIEGEL: Wussten Sie als Kind, dass Ihr
Vater in der Waffen-SS war?
Rothmann: Er hatte die Blutgruppentäto-
wierung der SS am inneren Oberarm, und
wenn er sich zu uns setzte in seinem Turn-
hemd, sahen wir sie. Der Krieg saß also
immer mit am Tisch. Wir haben ihn dann
dies und das gefragt, aber er hat selten ge-
antwortet oder höchstens mit seinem obli-
gatorischen »Alles Idioten!«.
SPIEGEL: Ihre Eltern sind nach Ihrer Ge-
burt von Schleswig-Holstein ins Ruhrge-
biet gezogen, wo Ihr Vater als Bergmann
gearbeitet hat.
Rothmann: Ja, das war eine harte Zeit,
auch für uns Kinder. Mein Vater hat sich
völlig vergraben unter Tage. Die Kumpel,
die haben sich auf eine Weise mit dieser
unglaublich schweren Arbeit identifiziert,
die mir bis heute ein Rätsel ist. Das war
fast wie eine Kriegskameradschaft. Und
dann die Zechenunglücke, der Mann hatte
unzählige Bein- und Armbrüche. Dazu die
ständige Finanznot: Meine Mutter war
sehr genusssüchtig, wollte auf jedem Rum-
mel tanzen, wollte rauchen und trinken.
Dafür reichte das Geld aber nicht. Und
dann gab es diese gruseligen Situationen,
dass sie uns Kindern das Taschengeld aus
den Sparbüchsen klaute, die Münzen mit
dem Frühstücksmesser aus dem Schlitz
holte.
SPIEGEL: Wenn die Westdeutschen heute
auf die alte Bundesrepublik zurückblicken,
dann tun sie das oft im Glauben, dass dies
die beste aller Welten war. Wenn man Ihre
Romane liest, die in dieser Zeit spielen,
hat man den Eindruck, es war überhaupt
nicht so. 

Rothmann: So habe ich es auch nicht
 empfunden. Die Jahre im Ruhrgebiet wa-
ren eigentlich eine Zeit der Gewalttätigkeit.
Alles war brutal, auch die Sprache. Ich
habe das als furchtbar und traumatisierend
empfunden. Und als ich 1976 nach West-
Berlin ging, war es auch nicht anders. Es
war ein Dreckloch, und es war kalt, und
die Wohnungen waren schrecklich. Doch
immerhin gab es Freiräume.
SPIEGEL: In Ihrem Debütroman »Stier«
haben Sie über beides geschrieben, auch
über die Zeit, als Sie nach der Volksschule
in Oberhausen auf dem Bau gearbeitet ha-
ben. Sie sind vermutlich der einzige deut-
sche Schriftsteller mit Maurerlehre.
Rothmann: Nein, Lutz Seiler hat auch
eine gemacht. Das Problem beim Mauern
ist, Sie können es irgendwann. Für einen
Maurer ist es das Größte, eine Ecke zu
mauern, an der Ecke richtet sich der ganze
Bau aus. Wenn Sie das dann können, müs-
sen Sie nicht mal mehr eine Wasserwaage
anlegen, das Ding ist im Lot. Aber als
Schriftsteller, als schöpferischer Mensch
überhaupt, dürfen Sie niemals sagen, jetzt
können Sie es. Das gibt es nicht, das wäre
das Ende Ihrer Literatur. Sie stehen immer
wieder wie der Lehrling am ersten Tag
des ersten Lehrjahrs da, und rein gar
nichts ist im Lot.
SPIEGEL: Wie kamen die Bücher zu Ihnen
auf die Baustelle? 
Rothmann: Es gab ja die Stadtbücherei,
und da war ich Stammgast. Dieser Mo-
ment, einen Stapel Bücher, die auch noch
diesen eigentümlichen Geruch hatten,
nach Hause zu tragen, das war immer das
reine Glück. Ich habe viel gelesen, aber
auch oft simuliert, ein Lesender zu sein.
Man konnte sich hinter den Büchern so
gut verstecken und eigenen Träumen nach-
hängen. Dann hieß es immer: Stör den Jun-
gen nicht, der liest! 
SPIEGEL: Eigentlich ist Ihre Lebensge-
schichte ein sozialdemokratisches Mär-
chen: vom Maurerlehrling zu einem der
großen Erzähler des Landes. 
Rothmann: Im Ruhrgebiet der Sechziger
war die SPD tatsächlich allgegenwärtig.
Irgendwann kam Willy Brandt zu einer
Wahlkampfrede nach Oberhausen-Tacken-
berg, auf den Fußballplatz, und alle Kinder
haben sich natürlich bemüht, ihm die
Hand zu schütteln. Einer meiner Schul-
freunde hat es auch geschafft und sagte
dann ganz aufgeregt: »Er hat ganz weiche
Hände!« Das konnte er kaum fassen. Die
Hände unserer Väter waren ja hart ver-
schwielt.
SPIEGEL: Und wie nehmen Sie den Nieder-
gang der SPD wahr? 
Rothmann: Aus den Augenwinkeln. Ich
schaue ab und zu mal auf mein Smart -
phone. Und wenn ich darüber hinaus et-
was über die Welt erfahren will, lese ich
Shakespeare oder höre Schubert.

SPIEGEL: Hat Sie dann die Debatte um
 Eugen Gomringers Gedicht »Avenidas«
 erreicht, um den männlichen Blick in der
Kunst? In Ihrem Werk sind sinnliche Frau-
enfiguren allgegenwärtig. Und Sie be-
schreiben das Aussehen dieser Frauen
auch hingebungsvoll, bis hin zu den Frisu-
ren, zum Nagellack, zu den Strümpfen.
Wenn es ein schriftstellerisches Werk gibt,
in dem der männliche Blick allgegenwärtig
ist, dann Ihres.
Rothmann: Ein männlicher Blick ist zu-
nächst mal nichts Negatives. Natürlich ist
man empfänglich für die Schönheiten des
anderen Geschlechts. Frauen sind das
auch. Ich würde das eher als menschlichen
Blick bezeichnen. 
SPIEGEL: Die Kritik an Gomringers Ge-
dicht lautete, hier werde die Frau zum Ob-
jekt gemacht.
Rothmann: In meinen Romanen sind es
meistens die Frauen, die Männer zu ihren
Objekten machen, darin herrscht ein
 mildes Matriarchat. Was diese Gomrin-
ger-Debatte betrifft, ist es so, dass die
Interpretation des Gedichts völlig stumpf-
sinnig und dumm war, da wurde sogar Ak-
kusativ und Nominativ verwechselt. Die
Verse sind keine Herabsetzung der Frau,
sondern ein Hymnus, ein Loblied der
Schöpfung, ein Psalm. Unsere ganze
 Literatur kommt letztlich aus dem Min-
nesang, also aus der Bewunderung der
Frau. Und natürlich ist das auch wichtig,
die Erotik. Schreiben ohne Eros ist nicht
zu denken.
SPIEGEL: Bedroht die politische Korrekt-
heit die Freiheit der Kunst? 
Rothmann: Die Freiheit der Kunst ist ab-
solut, die kann nichts bedrohen. Die der
Künstler hingegen ist fragil. Politische Kor-
rektheit bringt bestenfalls tariflich geregel-
te Akademiekunst oder Sonntagsredner
hervor. Es ist aber das Vorrecht der Kunst,
über die Stränge zu schlagen. Sie ist in
 erster Linie Anarchismus.
SPIEGEL: War Ihnen die Bewunderung der
Frau der Anstoß zum Schreiben?
Rothmann: Nein, der Anstoß war ein ganz
anderer. Hinten auf den Jerry-Cotton-Hef-
ten meines Vaters gab es immer diese
 winzigen Anzeigen: Da wurden obskure
Potenzmittel angepriesen oder Röntgen-
brillen, mit denen man durch die Kleider
der Frauen schauen konnte. Und für ein
Schlankheitsmittel mit angeblich rapider
Wirkung wurde mit dem warnenden Satz
geworben: »Das ist das Schicksal aller
 Dicken, sie fallen um beim Blumenpflü-
cken!« Das fand ich schon als Elf- oder
Zwölfjähriger so entzückend, dass ich
dachte: Wenn man so etwas Zauberhaftes
mit Sprache machen kann, dann will ich
eines Tages schreiben. 
SPIEGEL: Herr Rothmann, wir danken
 Ihnen für dieses Gespräch.
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A
m Ende hat alles mit einem Papp-
karton zu tun. Mit der guten Idee,
Milch nicht länger in Flaschen ab-
zufüllen, sondern in kunststoffbe-

schichtete Papierverpackungen. Anfangs
hatten sie die Form eines Tetraeders, wes-
halb ihr Erfinder, der Schwede Ruben Rau-
sing, sie Tetra Pak nannte. Die Kartons lie-
ßen sich mühelos sortieren, stapeln, in grö-
ßere Kartons verpacken, transportieren
und lagern. Kein Klirren, keine Scherben,
keine Lichtdurchlässigkeit. Das war 1951.
Heute gibt es Tetra Paks in den allermeis-
ten Ländern, im Jahr werden 188 Milliar-
den davon produziert. Es war also eine von
jenen Ideen, die vieles veränderten. Auch
das Leben der Familie Rausing, sie wurde
zu einer der reichsten Familien der Welt.

Sigrid Rausing, 56, ist eine Enkelin des
Tetra-Pak-Erfinders. Seit vielen Jahren
lebt sie in London, sie hat einen Doktor -
titel in Anthropologie, sie ist Herausgebe-
rin des »Granta«-Magazins, einer Zeit-
schrift für Literatur, und ihr gehört der
Granta-Buchverlag. Rausing stellt tolle Sa-
chen auf die Beine, das neue »Granta«-
Magazin zum Beispiel beschäftigt sich mit
dem Thema Roboter und mit der Frage,
ob deren Existenz die Beziehung zwischen
Mensch und Tier verändern wird. Im Gran-
ta Verlag gibt Rausing die Bücher von
 Eleanor Catton oder Rebecca Solnit her-
aus. Und wenn man sie in ihrem Büro trifft,
einem luftigen Raum, dann verwickelt sie
einen mit sanfter Stimme mühelos in ein
Gespräch. Rausing führt einen dabei zu

interessanten Themen, zur Polarisierung
der englischen Gesellschaft oder Wasser-
knappheit in Südafrika, doch eigentlich
wollte man darüber gar nicht mit ihr reden.
Sie ist gut darin, das Gespräch von ihrer
Person wegzulenken, schwer zu sagen, ob
sie das absichtlich oder intuitiv tut.

Rausings Arbeitsplatz, das Verlagshaus
von Granta, liegt im Stadtteil Holland
Park, große, weiße Villen säumen die
 Straßen, doch Granta ist in einem beschei-
denen Bau untergebracht. Am Empfang
leuchtet eine Neoninstallation, viel Holz
und Weiß, überall Bücher, Papierstapel,
kleine Büros, die durch Glaswände von-
einander getrennt sind, keines ist größer
als zehn Quadratmeter, auch das der
 Chefin nicht.
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Das große Zuviel
Biografien Die Verlegerin und Tetra-Pak-Erbin Sigrid Rausing hat ein Buch über die 

katastrophale Drogensucht ihres Bruders geschrieben. Es trägt den Titel »Desaster« und 

erzählt von dem dunklen Zentrum inmitten der vermögenden, diskreten Familie.
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Autorin Sigrid Rausing: »Alles dreht sich um Scham, Schuld und Verurteilung«



In diesem Rahmen ist Rausing jene Per-
son, als die sie wohl am liebsten gesehen
wird: eine berufstätige Intellektuelle. »Ich
liebe meine Arbeit«, sagt sie, »ich liebe
das Disziplinierende an der Arbeit, sich
an einen neuen Text zu setzen, darüber
nachzudenken, was ihn auszeichnet, was
ihm noch fehlt. Ich liebe Texte. Ich liebe
das alles hier.« Die Anerkennung, die sie
als Verlegerin und als Anthropologin er-
hält, ist ihre Währung. Geld ist für sie nicht
mit Anerkennung verbunden, in dieser
Hinsicht ist es für sie wertlos. Es gibt ein-
fach viel zu viel davon in ihrer Familie.

Sigrid Rausing führt einen zähen Kampf,
um hinter dem Vermögen ihrer Familie als
Individuum sichtbar zu bleiben. Der im-
mense Reichtum der Rausings ist das eine
Thema, das sie zu überragen droht, das
andere ist die katastrophale Drogensucht
ihres jüngeren Bruders Hans Kristian. 

Sie hat ein Buch darüber geschrieben,
die deutsche Übersetzung, die jetzt er-
scheint, trägt den Titel »Desaster«**. Im
Englischen heißt es »Mayhem«, ein alt -
modisches Wort. Gleich im ersten Kapitel
erklärt Rausing, weshalb sie diesen Titel
wählte. »›Mayhem‹ bedeutet ›Chaos‹,
aber auch ›schwere Körperverletzung‹, es
ist der alte juristische Terminus für
 ›Verstümmelung‹. Der Begriff impliziert
Schuld, was in diesem Kontext durchaus
passend ist, denn es gibt keine Suchtge-
schichte, in der sich nicht alles um Schuld
dreht, um Scham und Verurteilung.«

Im Juli 2012 wurde Hans Kristian Rau-
sing in London von Polizisten auf der Stra-
ße aufgegriffen, er erschien den Beamten
verwirrt und verwahrlost; in seinem Besitz
befand sich eine noch warme Crackpfeife.
Sie begleiteten ihn nach Hause, in eine Vil-
la am Cardogan Place in Belgravia, dort
veranlassten sie eine Hausdurchsuchung.
Das Haus, das in der Boulevardpresse als
70-Millionen-Dollar-Anwesen bezeichnet
wurde, war zu größten Teilen aufgeräumt
und geputzt, doch das Schlafzimmer von
Hans Kristian Rausing und seiner Ehefrau
Eva, das angrenzende Bad und der Anklei-
deraum waren ein einziges Chaos. »Das
Schlafzimmer umschloss die Sucht«,
schreibt Rausing, »der Rest des Hauses
fühlte sich an wie eine Fassade der Gesun-
dung, auf die sie selbst oder wir alle gehofft
hatten, das Familienleben, das sie oder wir
herbeigesehnt hatten – Potemkinsche Dör-
fer, wohlhabend und abgesichert.«

Im Schlafzimmer machte die Polizei
 einen schockierenden Fund: Dort lag die
Leiche Eva Rausings, eingewickelt in Klei-
der, in eine Plastikplane, bedeckt mit einer
Matratze und mehreren Flachbildschirmen.
Es stellte sich später heraus, dass die 48-Jäh-

* Auf dem Weg in den Gerichtssaal.
** Sigrid Rausing: »Desaster«. Aus dem Englischen
von Adelheid Zöfel. S. Fischer; 288 Seiten; 20 Euro.

rige an Herzrhythmusstörungen infolge
 einer Kokainvergiftung gestorben war.
Seit mehr als zwei Monaten befand sich
ihre Leiche in diesem Raum, die Türritzen
waren mit Klebeband abgedichtet. Hans
Kristian Rausing kam in eine psychiatri-
sche Klinik. Die Berichterstattung zu die-
sem Fall hielt vor allem in England und
Schweden über Wochen an. In einem Ka-
pitel ihres Buches listet Rausing alle
Schlagzeilen auf, die allein auf der Websi-
te der schwedischen Zeitung »Aftonbla-
det« erschienen sind, sie nehmen fast vier
Buchseiten ein.

In dem Bestreben, ihr Leben vor den
Augen der Öffentlichkeit so gut wie mög-
lich zu verbergen, unterscheiden sich die
Rausings vermutlich nicht von anderen
sehr vermögenden Familien. Sigrid Rau-
sing erzählt, dass ihr Großvater und ihr
Vater, ihre Mutter und ihre Schwester, dass
sie alle Autobiografien geschrieben haben,
aber keiner von ihnen habe sie je veröf-
fentlicht. Seit zwei Generationen lebte die
Familie nach der Maxime, zusätzliche Auf-
merksamkeit um jeden Preis zu vermei-
den. Und dann geschah diese Katastrophe. 

Sigrid Rausing war in ihrem Landhaus
in Schweden, sie gab gerade ein Telefon-
interview, als ihr Mann ihr einen Zettel
hinhielt, auf dem stand: »Man hat Evas
Leiche gefunden«. Zwei Monate später be-
gann sie mit dem Schreiben. Heute, fast
sechs Jahre danach, sagt Rausing, sie sei
zu dem Zeitpunkt noch völlig fassungslos
gewesen, in einem Zustand akuten
Schocks und tiefsten Kummers. »Zu schrei-
ben war zunächst mal der Versuch, die Er-
eignisse zu sortieren und zu verstehen, was
eigentlich geschehen ist.« Dass sie ihr
Manu skript schließlich veröffentlichte, ist
dem Wunsch geschuldet, den unzähligen
Berichten über ihren Bruder und seine
Frau, dem Klatsch, den hobbypsychologi-

schen Deutungen ihre Sicht der Dinge
hinzu zufügen. Und weil die Situation so
über fordernd war, zeigte sich die Familie
zum  ersten Mal damit einverstanden, dass 
ein Manuskript nicht in die Schublade
wandert. »Wie konnte das geschehen?«,
lautet die Frage, die über allem steht.

Die Öffentlichkeit hatte darauf bald eine
Antwort: Hans Kristian Rausing war den
übergroßen Vorbildern seines Großvaters
und seines Vaters nicht gewachsen, das trieb
ihn in die Drogensucht. In einer Entzugskli-
nik lernte er Ende der Achtziger seine künf-
tige Frau Eva Kemeny kennen, einige Jahre
lang konnten sie einander Halt geben, dann
fingen beide wieder mit den Drogen an.

Sigrid Rausing nähert sich der Frage
»Wie konnte das geschehen?«, indem sie
erst mal ihrem Gedankenfluss folgt: Sie
 zitiert den schwedischen Dichter August
Strindberg, sie beschreibt ihre erste Be-
gegnung mit Eva, Momente aus ihrer
Kindheit tauchen auf, und sie fragt sich,
ob die emotionale Vorgeschichte eines
Menschen oder ob seine genetische Prä-
destination entscheidend für seine Sucht
ist. Die Struktur des Buches gleicht einem
Mosaik, Rausing trägt Erinnerungen und
Reflexionen zusammen, akademische Stu-
dien und Assoziationen, wobei sich nach
und nach eine Chronologie der Ereignisse
herausschält. Bevor sie sich dem Juli 2012
nähert, erzählt sie ein Kapitel lang von
den jährlichen Sommerferien der Familie
in Südschweden, einer »fernen Sommer-
kindheit«, so idyllisch, als ob Astrid Lind-
gren sie erdacht hätte, mit Ruderbootaus-
flügen auf nahe gelegene Inselflecken, im
Wind trocknenden Bett laken und Rasent-
ennis. Doch diese Erinnerungen führen
sie an einen schwierigen Punkt, denn da-
mals waren die drei Geschwister eng mit-
einander verbunden, sie waren sich ähn-
lich, deshalb landet Rausing bald bei der
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Milliardenerbe Hans Kristian Rausing 2012*: Verwirrt und im Besitz einer Crackpfeife



Frage: Wie konnten sich ihre Leben so
unterschiedlich entwickeln? 

Dass sie Anthropologin ist, leitet sie bei
der Suche nach Antworten. Ihre Aufmerk-
samkeit richtet sie auf die sozialen Zu-
sammenhänge, in die ihr Bruder geriet,
nachdem er die Schule abgeschlossen und
die Familie hinter sich gelassen hatte. Eine
Reise nach Indien, das erste Heroin am
Strand von Goa, hätte ihr Bruder in dieser
Nacht bloß nicht jene Italienerinnen ge-
troffen, die den Stoff dabeihatten; der
Champagner in der Silvesternacht 2000,
der nach Jahren der Abstinenz den Rück-
fall in die Sucht ausgelöst haben soll.

Es ist auffällig, wie sehr Rausing ihre El-
tern frei halten will von jeglicher Schuld.
Eher hinterfragt sie ihre eigene Rolle, ob
sie als Schwester unzulänglich gehandelt
haben könnte. Sie grübelt über Briefen und
E-Mails, die sie an ihren Bruder und ihre
Schwägerin schickte, und hadert mit dem
Ablauf der Gerichtsverhandlung, bei der
ihr das Sorgerecht für die Kinder der beiden
zugesprochen wurde. Immer wieder betont
sie den Aspekt der genetischen Prägung,
recherchiert medizinische Forschungsergeb-
nisse und schildert Alkoholprobleme ent-
fernter Verwandter. Als ob die Antwort auf
die Frage »Wie konnte das geschehen?« ih-
ren Eltern nicht zu nah kommen darf.

Der Vater von Eva Rausing, Tom Keme-
ny, hat Sigrid Rausing vorgeworfen, ein
»prätentiöses und maßloses« Buch geschrie-
ben zu haben, mit dem sie ihr Gewissen be-

ruhigen wolle, weil sie das Sorgerecht für
die vier Kinder des Ehepaars gegen den
Willen der Eltern übernommen habe. In der
englischen Presse wurde ihr vorgeworfen,
sie habe eine saftige Geschichte verschenkt.
Dass ein trauernder Vater ein ungerechter
Kritiker ist, liegt auf der Hand, auch dass
die Boulevardpresse auf ein intellektuelles
Memoir enttäuscht reagieren würde. 

Sigrid Rausing steigt tief in das Thema
Sucht ein, aufrichtig erzählt sie, was es für
Angehörige bedeutet, über Jahre ver-
strickt zu sein in das, was sie »das dunkle
Zentrum« oder »die Krankheit« nennt.
Doch erstaunlicherweise blendet sie dabei
weitgehend aus, dass ihre Familie nun mal
die Tetra-Pak-Familie mit einem Vermö-
gen von mehreren Milliarden ist. Nur ein
paar vereinzelte Sätze deuten die Dimen-
sionen in dieser Welt an, die große Ermat-
tung gegenüber dem Zuviel. »Vor ein paar
Jahren schenkte Hans mir das Sommer-
haus nebenan, das meine Mutter gekauft
und ihm geschenkt hatte. Er wollte es nicht
haben.« Diskretion hält Rausing davon ab,
Querverbindungen zwischen beiden The-
men zu ziehen. Durch diese Befangenheit
entsteht der Eindruck, ein Teil der Wahr-
heit bleibe im Buch ausgespart.

Rausing sitzt in ihrem kleinen, hellen
Büro, mitten in London, dieser Stadt, in
der das Klassenbewusstsein bis heute über-
lebt hat und das Streben nach Reichtum
so viele Leute antreibt, weil sie sich davon
die Erfüllung ihres Lebens erhoffen. Rau-

sing fällt zu diesem Thema nur das Wort
»Verpflichtung« ein. 

Sie tut sich leichter damit, über Drogen,
Sucht und Tod zu sprechen als über Geld.
Die Scheu, die sie dabei empfindet, steckt
einen förmlich an. Als das Gespräch doch
darauf kommt, sagt sie: »Das ist eine an-
dere Geschichte.« Wobei im Raum stehen
bleibt, ob es möglich wäre, diese Geschich-
te zu erzählen: was es für eine intelligente
und sensible Frau bedeutet, Erbin eines
Milliardenvermögens zu sein.

Alles an Rausing deutet darauf hin, dass
sie dazu nicht bereit ist. Bis auf einen sehr
schmalen Ehering trägt sie keinen
Schmuck, ihre Kleidung ist fast uniform-
haft: ein schlichter Pullover, darüber ein
offenes, weites Hemd, gerade geschnittene
Hosen, flache Schuhe. Sämtliche Insignien
von Reichtum in der Öffentlichkeit zu ver-
meiden ist auch ein Zeichen.

Ihr Bruder Hans Kristian soll seine Sucht
überwunden haben, er hat wieder geheira-
tet. Und Rausing hat eines der Themen, die
sie zu überragen drohten, zwischen zwei
Buchdeckel bannen können. Jahrelang hat
sie an dem Manuskript von »Desaster« ge-
schrieben, ihre Überarbeitung der schwedi-
schen Übersetzung wurde vor Kurzem fer-
tig, das Projekt ist nun abgeschlossen. An
diesem Morgen im März kam die Nachricht,
dass »Desaster«  für einen Preis nominiert
wurde. Genau die Art von Anerkennung,
die für sie einen Wert hat. Claudia Voigt
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E
ine junge Frau trat ins Rampenlicht
und sprach aus, was unausgespro-
chen war, aber längst im Raum ge-

standen hatte. »Die Zeit ist abgelaufen«,
sagte sie, »für ungleiche Bezahlung, für
Diskriminierung, für sexuelle Belästigung.
Für Machtmissbrauch.« Und weiter: »Das
geschieht nicht nur in Hollywood, nicht
nur in Washington. Es geschieht auch ge-
nau hier, in der Musikindustrie.« Sie trug
einen schwarzen Anzug, verziert mit Blu-
men, als wüchsen sie über das Schwarz,
ein bisschen Hoffnung über einem Ab-
grund.

Die Frau war die afroamerikanische
Künstlerin Janelle Monáe und die Halle
gemietet für die 60. Grammy-Verleihung,
in New York, die Feier der US-Musik -
industrie, live übertragen vor dem Mil -
lionenpublikum der Fernsehzuschauer. An
diesem Abend des 28. Januar hallten die
Schlagworte antisexistischen Protests –
»#MeToo« und »Time’s Up« – so klar in
Richtung Pop wie kaum zuvor.

Ein paar Wochen später sitzt Monáe in
einem Sessel, auch er zufällig mit Blumen
verziert wie ihr Anzug bei den Grammys,
nur wirkt sie auf den ersten Blick eher ab-
gekämpft als kämpferisch. Spricht man sie
auf die Rede an, regt sich was hinter der
großen Sonnenbrille, die ihren Blick ver-
deckt, eine, die dem Gegenüber den Spie-
gel vorhält. »Wir spielen diesen Scheiß
nicht«, sagt Monáe, ihre Worte pointiert,
als kämen sie jetzt nicht vom Sessel in
 einem Berliner Hotelzimmer, sondern von
einer Bühne. »Ich meine, ich selbst wurde
nicht vergewaltigt. Aber ich war in unan-
genehmen Situationen. Und einige habe
ich nie angesprochen, weil ich dachte:
Wenn ich was sage, kriege ich dann nicht
mehr diese Chance im Job?«

Janelle Monáe, 32, Tochter einer Putz-
frau und eines Müllwagenfahrers aus Kan-
sas City, ist eine sechsfach Grammy-nomi-
nierte Sängerin, Musikerin und Kom -
ponistin. Für ihren Sound hat sie sich in
ihrer gut zehnjährigen Karriere bei allen
möglichen Genres bedient, sie vermengt
und neu gedeutet, R & B, Pop, Rap, Funk
oder Soul, beeinflusst von Erykah Badu,
James Brown und Prince, der in seinen
letzten Lebensjahren für Monáe zu einem
Mentor wurde. 

Und sie ist Schauspielerin. Für die viel
beachteten Filme »Hidden Figures«, ein
Porträt fast vergessener schwarzer Nasa-

Pionierinnen, und »Moonlight«, ein Co-
ming-of-Age-Drama über einen schwulen
Afroamerikaner, setzte sie die Musik auf
Pause. Monáe ist Popstar und Hollywood-
Celebrity, sie überschreitet Grenzen. Sie
nutzt die Aufmerksamkeit stärker als viele
ihrer Kollegen, um politisch zu sein. Sie
sagt: »I’m a free ass motherfucker.«

Noch bevor die Hashtags #MeToo und
#TimesUp die sozialen Medien füllten,
setzte Monáe sich für das moderne femi-
nistische Netzwerk »Fem the Future« ein.
Beim »Women’s March«, einem feministi-
schen Protestzug durch Washington, einen
Tag, nachdem Donald Trump im Weißen
Haus eingezogen war, stand sie auf einer
Bühne, sang aber nicht. Sie hielt eine Rede.
»Wann immer ihr aufgeben wollt«, sagte
sie, »müsst ihr daran denken, euch für die
Freiheit und nicht für die Angst zu ent-
scheiden.«

Doch es war die Rede bei den Grammys,
die sie zur Stimme von Time’s Up in der
Musikindustrie machte. Einer Branche, in
der nach #MeToo, anders als in Holly-
wood, kaum große Namen fielen, jeden-
falls keiner der Kategorie Harvey Wein-
stein: Russell Simmons, dem Mitgründer
des stilprägenden Labels Def Jam, werden
 sexuelle Belästigung und Vergewaltigung
vorgeworfen. Simmons streitet die An-
schuldigungen ab. Dem Musikmanager
Charlie Walk wird sexuelles Fehlverhalten

vorgeworfen, er musste daraufhin seinen
Posten bei Universal räumen. Walk streitet
die Anschuldigungen ab. 

Trotz solcher Fälle haben #MeToo und
Time’s Up im Musikbusiness nicht zu ei-
nem nachhallenden Aufschrei oder einer
Debatte über Ungleichheit geführt, die mit
der Filmbranche vergleichbar wäre. Dabei
gibt es Redebedarf: In der »Power 100
List« des US-Branchenblatts »Bill board«,
die jährlich die einflussreichsten Akteure
in der Musikindustrie benennt, tauchen
unter den ersten zehn zum Beispiel nur
zwei Frauen auf. Und laut einer Studie der
University of Southern Cali fornia waren
weniger als zehn Prozent der Grammy-No-
minierten in wichtigen Kategorien der ver-
gangenen sechs Jahre Frauen. 

Monáe ist Teil dieser wenigen und sagt
jetzt in Berlin, die Musikindustrie habe
wohl noch nicht den gemeinsamen Feind,
den Harvey Weinstein, ausgemacht. Aber:
»Gespräche werden geführt. Namen wer-
den genannt. Und diejenigen werden bloß-
gestellt werden.«

Dass Monáe, die Aktivistin, im Futur
spricht, passt zu Monáe, der Musikerin, de-
ren frühere Alben, die alten Codes schwarz
geprägter Popmusik aufsaugend, klangen,
als sänge sie in einem irgendwie vergange-
nen Futur. Wie in einer Oper aus einem
Science-Fiction-Film. Als Frau- Maschine
stilisierte Monáe sich früher, ein schwarzer
Android, der glänzte. Sie führte so eine
Tradition fort. Die des Afrofu turismus, der
seit den Sechzigerjahren mit einer Ästhetik
aus afrikanischer Mytho logie und hoch ent-
wickelter Technologie Afroamerikanern
nicht bloß von Unterdrückung erzählt, son-
dern von der Magie des Utopischen. Von
Freiheit, nicht von Angst.

Nun veröffentlicht Janelle Monáe ihr
drittes Album, »Dirty Computer«, auch
deshalb ist sie nach Berlin gereist, wo sie
sagt, sie habe auf diesem Album die Ehr-
lichkeit dem Rätsel vorgezogen. Der Satz
selbst klingt rätselhaft, erschließt sich
 jedoch schnell, hört man beispielsweise
die Single »Django Jane«, einen Song, in
dem Monáe sich nicht mehr wie ein An-
droid aus einer fremden Zukunft gibt, son-
dern wie eine selbstbestimmte Rapperin.
Sagte sie in ihrer Grammy-Rede noch:
»Wir kommen in Frieden«, klingt sie in
»Django Jane« kriegerischer: »We’re gon’
start a motherfuckin’ pussy riot«, heißt es
da, die Ankündigung eines weiblichen
Aufstands. Oder: »Let the vagina have a
monologue.«

Nur spricht Monáe in »Django Jane«
nicht bloß als Frau, sondern als Afroame-
rikanerin. Es geht ihr nicht nur um #Me-
Too und Time’s Up, sondern auch um
»Black Lives Matter«, eine Bewegung, die
im Sommer 2013  in Amerika als Reaktion
auf Polizeigewalt gegenüber Schwarzen
entstanden ist. 
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Aktivistin Monáe im Januar in Washington 

»Für die Freiheit entscheiden«



Black Lives Matter befeuerte eine Welle
schwarzer Protestmusik, die in den Main-
stream vorgedrungen ist. Das zeigt sich an
Künstlern wie dem Rapper Kendrick La-
mar, dessen Meisterwerk »To Pimp a But-
terfly«, eine Tour de Force durch die Zer-
rissenheit schwarzen Lebens in den USA,
2016 den Grammy als »Bestes Rap-Al-
bum« gewann. Der Refrain der  Single »Al-
right« wurde bei Black-Lives-Matter-Pro-
testen zu einem Schlachtruf der Hoffnung:
»We gon’ be alright«, es wird schon gut
ausgehen für uns, irgendwann. Das zeigt
sich an Beyoncé, einer der erfolgreichsten
Musikerinnen unserer Zeit, deren Auftritt
im vergangenen Jahr bei der Halbzeitshow
des Super Bowl,  eines der meistgesehenen
TV-Ereignisse der Welt, an der Seite von
Tänzerinnen in Lederuniformen eine
Hommage an die Black-Panther-Bewe-
gung darstellte. Und das zeigt sich an Ja-
nelle Monáe, die 2015 mit dem Song »Hell
You Talmbout« eine der Hymnen zu Black
Lives Matter lieferte: In den knapp sieben

Minuten werden die Namen von 18 Afro-
amerikanern benannt, die mutmaßlich Op-
fer von Polizeigewalt wurden, stets gefolgt
von einem »Say his/her name«. Sagt ihre
Namen, erinnert daran, was mit ihnen ge-
schah. Ein Mantra der Verzweiflung.

Auch Monáe sieht die Welle, sagt sogar,
sie sei an einem Höhepunkt angekommen.
Eine Welle, die nicht nur die amerikanische
Musiklandschaft erreicht zu haben scheint,
sondern auch Hollywood. Beide Filme, in
denen Monáe spielte, »Hidden Figures«
und »Moonlight«, wurden 2017 für insge-
samt elf Oscars nominiert, Letzterer be-
kam die Auszeichnung für den besten Film,
als erster mit einer ausschließlich schwar-
zen Besetzung. Oder »Black Panther«, ein
Superheldenfilm, der kürzlich anlief, so
viel einspielte wie kein anderer und in dem
der Superheld ein Schwarzer ist. In einigen
US-Kinos lief vor »Black Panther« der Trai-
ler für »Dirty Computer«.

Am 29. Januar im Dolby Theatre in Hollywood.

Monáe versinkt jetzt aber im Berliner
Blumensessel. »Wir kommen mit all 
dem heißen Scheiß um die Ecke«, sagt 
sie. »Zugleich kriegen wir nicht diesel -
ben Chancen, so zu strahlen wie einige
un serer weißen Kollegen.« Damit be -
richtet sie auch von einem Land, das der-
zeit  regiert wird von Donald Trump, der
schon während seiner Präsidentschafts -
kam pagne die Black-Lives-Matter-Bewe-
gung als »trouble« bezeichnet hat. Als
Problem.

Monáe seufzt. Und holt Luft: »Trump
hätte nicht mal eine Glühbirne oder eine
Erdnuss, wenn es uns nicht gäbe. Das Wei-
ße Haus würde nicht existieren ohne uns.
Er muss einfach gehen. Und das Land Leu-
ten überlassen, denen Amerika wirklich
am Herzen liegt.« 

Es klingt wie der Einstieg in eine neue
Rede. 

Jurek Skrobala

Twitter: @skrobala
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Darstellerin Monáe bei der Premiere des Films »Black Panther«*: »Wir kommen mit all dem heißen Scheiß um die Ecke«
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G
roßer Pop lebt immer vom großen
Gefühl. Das kann vom Künstler er-
lebt sein, lediglich nachempfunden

oder schlicht ausgedacht – ohne geht es
nicht. Die Musik des schwedischen DJs
und Produzenten Tim Bergling, der unter
seinem Künstlernamen Avicii weltbe-
rühmt war, ist voller Gefühle. Euphorie,
Neugier, Sommerfreude, Trennungsangst.
Trotzdem ist es erstaunlich, dass die prä-
gende Geschichte seines Lebens keinen
Weg in seine Musik gefunden hat. Avicii
war der Superstar eines entgrenzten Pop,
der überall auf der Welt Ja! ruft. Zum Ex-
zess, zum Spaß, zu Stadien voll junger Leu-
te, die ihre Handys in die Luft recken. Berg-
ling selbst allerdings kämpfte in den paar
Jahren, die er hatte, einen verzweifelten
Kampf um das Nein. Nein zu noch mehr
Auftritten, Nein zu noch mehr Selfies,
Nein zum nächsten Interview. Vielleicht
ist er einfach nicht alt genug geworden,
um aus diesem Konflikt Musik zu machen.

Tim Bergling wurde am Freitag, dem 
20. April, in Oman tot aufgefunden, er
wurde 28 Jahre alt. Ein Verbrechen
schließt die Polizei aus. Die genaue Todes-
ursache ist wohl bekannt, soll aber mit
Rücksicht auf die Angehörigen nicht ver-
öffentlicht werden. 

In einem Statement der Familie zu Berg -
lings Tod, das am vergangenen Donnerstag
in der schwedischen Tageszeitung »Dagens
Nyheter« veröffentlicht wurde, heißt es un-
ter anderem: »Er hat wirklich gerungen mit
dem Nachdenken über den Sinn, das Leben,
das Glück. Jetzt hat er es nicht mehr ge-
schafft. Er wollte Frieden haben.«

Aviciis Superhit »Wake Me Up« von 2013
erzählt die Geschichte des sonnigen Teils
seines Lebens. Ein Song über einen Jungen,
der eigentlich zu jung ist, um sich auf die
Reise seines Lebens zu begeben, es aber
trotzdem tut. Der in einem Traum lebt, und
der den Hörer oder die Hörerin bittet, ihn
aufzuwecken, wenn der Moment gekom-
men ist. Bergling wurde kurz nach seiner
Schulzeit berühmt. Er wuchs in Stockholm
auf, verließ fast nie die paar Straßen, wo
sein Elternhaus stand, wo seine Freunde
wohnten und wo seine Schule war. Er nahm
ein paar Songs auf, schickte sie auf gut Glück
an ein paar DJs, fand  einen begabten Ma-
nager – und kam dann jahrelang nicht mehr
nach Hause, weil er fast jeden Abend auftrat. 

Ein modernes Popmärchen, aus dem er
aufgeweckt wurde, als sein Körper nicht
mehr mitmachte. 2013 musste er kurz vor
einem Auftritt in Australien wegen einer
Bauchspeicheldrüsenentzündung im Kran-

kenhaus behandelt werden und spielte
dann weiter – der Schmerz blieb. Von nun
an kämpfte er  gegen seine Zeitpläne, gegen
die Über forderung seines Körpers – und
machte doch weiter. Das war die dunkle
Seite  seines Lebens. 813 Shows spielte er
zwischen 2008 und 2016, dem Jahr, in dem
er aufhörte aufzutreten, viele in riesigen
Stadien vor Zehntausenden Zuschauern. 

In Deutschland glaubt man ja oft, Berlin
sei die Welthauptstadt der elektronischen
Musik. Da ist auch etwas dran, nirgendwo
gibt es so viele Klubs, die Szene ist rege.
Aber das große Geld macht die elektroni-
sche Tanzmusik woanders. Vor allem in
Las Vegas und in Miami. Auf riesigen Fes-
tivals, die in den USA, in Australien und
in Asien Arenen füllen. EDM wird die Mu-
sik dieser Stadionraves genannt, Electronic
Dance Music. Sie war die Rettung der Mu-
sikindustrie, die ihr Geld heutzutage ja vor
allem mit Konzerten und weniger mit CD-
Verkäufen macht. Denn für EDM-Shows
braucht es keine Musiker, keine Instrumen-
te, kein Equipment, keine Roadies. Die
Kosten sind gering, die Gewinne groß. Avi-
cii soll sechsstellige Dollarbeträge für einen
Auftritt bekommen haben. 

Eine Dokumentation auf dem Strea-
mingdienst Netflix zeigt den Preis, den er
dafür bezahlt hat. Den Druck, der auf ihm
lastete zu spielen. Trotz offensichtlicher
schwerer Gesundheitsprobleme. Die Pa -
nikattacken, die immer schlimmer werden.
Seine Entourage, viele davon alte Freunde
aus Stockholm, die ihn begleiten und die
ihm Halt geben – die aber auch wissen,
dass der Spaß vorbei ist, wenn die Shows
vorbei sind. Der Manager, der Bergling
groß gemacht hat, der alle Probleme von
ihm abgeschirmt hat und der nicht akzep-
tieren kann und will, dass sein Künstler
irgendwann nicht mehr spielen will und
auch nicht mehr spielen kann. 

Noch etwas zeigt der Film: Wie heute
Musik gemacht wird. Früher klampften
Rockstars obsessiv auf ihren Gitarren
 herum, waren immer auf der Suche nach
dem neuen Riff. Bergling hat immer seinen
Laptop vor sich. Im Auto, im Flugzeug, im
Bett: Ständig schaut er auf seinen Compu-
ter, auf dem eines der Musikproduktions-
programme läuft. 

Er liebe den Beitrag Skandinaviens zur
Weltkultur, hat der damalige amerikani-
sche Präsident Barack Obama 2016 gesagt:
die Möbel und Abba und Avicii. Es wird
Tim Berglings Familie wenig trösten – aber
es ist ziemlich nah an der Unsterblichkeit.

Tobias Rapp

Das tödliche Ja
Idole Der schwedische DJ und Produzent Avicii war der

Weltstar des Stadionrave. 
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DJ Avicii 2012: Der Schmerz blieb

Video

Aviciis musikalisches

Vermächtnis

spiegel.de/sp182018avicii 

oder in der App DER SPIEGEL



129

D
ie Terroristen wissen, dass sie bald sterben werden. Das
Gebäude auf dem Flughafen Entebbe, in dem sie mehr
als hundert Menschen in ihrer Gewalt haben, wird ge-

stürmt. Doch sie zögern. Sollen sie die Geiseln wirklich töten,
wie sie es angedroht haben? So beschreibt der brasilianische Re-
gisseur José Padilha in seinem Politthriller »7 Tage in Entebbe«
die letzten Sekunden der Flugzeugentführung im Sommer 1976.

Der Film spielt in einer fernen Zeit, aber die Debatte um
die Wehrhaftigkeit von Demokratien im Angesicht des Ter-
rors ist aktueller denn je – und die um die Selbstverteidigung
des israelischen Staates erst recht. Denn an Bord des Air-
France-Flugs 139 waren größtenteils Israelis und andere Pas-
sagiere jüdischen Glaubens.

Zudem war die Flugzeugentführung
von Entebbe Vorbild für eine Terror -
attacke, die sich ein Jahr später ins Kol-
lektivgedächtnis der Bundesdeutschen
gebrannt hat, als im Herbst 1977 die
Lufthansa-Maschine »Landshut« nach
Mogadischu entführt wurde, um RAF-
Kämpfer in Stammheim freizupressen. 

Auch an der Geiselnahme auf dem Air-
France-Flug waren zwei deutsche Terro-
risten beteiligt. Zusammen mit zwei Pa-
lästinensern brachten sie das aus Tel Aviv
kommende Flugzeug bei einer Zwischen-
landung in Athen in ihre Gewalt und ent-
führten es nach Entebbe, damals Haupt-
stadt von Uganda. Der Diktator Idi Amin
gewährte ihnen dort Schutz. Die Entfüh-
rer forderten die Freilassung von mehr
als 50 Terroristen, die in verschiedenen
Ländern inhaftiert waren. 

Israelis wurden schon damals häufig
Opfer von Terrorattacken. Das Atten-
tat von München, bei dem 1972 elf Mitglieder der israe -
lischen Olympiamannschaft starben, lag erst gut vier Jahre
zurück. 

Die israelische Regierung verfolgte die Politik, niemals mit
Terroristen zu verhandeln. So schickte Premierminister Yit-
zak Rabin (im Film von Lior Ashkenazi gespielt) vier Militär -
maschinen mit Soldaten nach Uganda, um die Entführung
zu beenden. Bei der Befreiungsaktion am 4. Juli wurden
mehr als hundert Geiseln gerettet. Nur drei von ihnen und
ein israelischer Soldat, Yonatan Netanyahu, Bruder des heu-
tigen Premiers, kamen ums Leben. Alle Terroristen und Dut-
zende ugandische Soldaten wurden erschossen. 

Die »Operation Thunderbolt«, später in »Operation
 Yonatan« umbenannt, war ein äußerst wagemutiges Kom-
mandounternehmen. Padilhas Film legt nahe, dass  dieser
Sieg bitter war. Habe er doch viele Israelis in ihrem Glauben
an militärische Stärke und in ihrer Skepsis gegenüber
 Verhandlungslösungen bestärkt. Die Lektion, sich künftig 
zu wehren, hatten die Israelis aus dem Mord an den euro -
päischen Juden abgeleitet. Nie wieder wollten sie zu Opfern
werden. 

Zweifel haben die Planer im Kabinett dennoch: »Unsere
Feinde sind unsere Nachbarn«, sagt Rabin im Film zu Vertei-
digungsminister Shimon Peres (Eddie Marsan), der den Plan
für die Befreiungsaktion ausarbeiten ließ. Wenn man nie ver-
handle, fährt Rabin fort, werde Israel ein Gefängnis. Tatsäch-
lich schloss Rabin später einen Friedensvertrag mit Jordanien
und erhielt 1994 den Nobelpreis. Ein Jahr später wurde er
von einem jüdischen Extremisten ermordet.

Mit dem Wissen um die heutige Lage im Nahen Osten
blickt Padilha auf das Jahr 1976. Doch er tut nicht so, als
wüsste er es besser. Die Handlung wechselt ständig zwischen
den Fronten hin und her, zwischen dem Krisenstab in Tel
Aviv und den Entführern in Uganda, wie ein ziemlich ratloser,
aber unermüdlicher Unterhändler.

Der Film verwendet sehr viel Zeit auf die inneren Konflikte
der Terroristen. Sie halten Israel für einen Staat, der den Pa-
lästinensern den Lebensraum nimmt. Trotzdem lassen sie die
Kinder unter den Geiseln auf dem Rollfeld Fußball spielen.

Daniel Brühl ist in der Rolle des deutschen Entführers Wil-
fried Böse zu sehen, der den Revolutionären Zellen angehör-
te, einer linksextremen Terrorgruppe. Sie war unter anderem
an dem Anschlag auf eine Opec-Konferenz in Wien 1975 be-
teiligt und solidarisierte sich, wie viele linke Organisationen,
mit den Palästinensern. 

Brühl erzählt, dass er bei der Vorbereitung auf die Rolle
jenen israelischen Soldaten traf, der Böse am Ende erschoss.
Obwohl dieser Soldat Böse nur für wenige Sekunden sah,
habe er keinen Zweifel daran, erzählt Brühl, dass der Terrorist
niemals gezögert hätte, Geiseln zu töten.

Padilhas Film folgt eher den Schilderungen des franzö -
sischen Bordingenieurs Jacques Lemoine, der Böse als zer-
rissenen Mann beschreibt. Im Film begehrt Böse auf, als die
palästinensischen Terroristen anfangen, die Geiseln in jüdi-
sche und nicht jüdische aufzuteilen. Wer tatsächlich für diese
Aktion verantwortlich war, die weltweit Empörung auslöste,
ist bis heute unklar.

Padilha macht Böse und seine Mitstreiterin Brigitte Kuhl-
mann (Rosamund Pike) zu Hauptfiguren seines Films. Sie re-
bellierten gegen die Generation ihrer Eltern, weil die für den
Holocaust verantwortlich war. Doch nun richten sie selbst
ihre Waffen auf Juden. 

Lässt der Film die beiden zu gut wegkommen? Sicher wir-
ken sie auch deshalb menschlicher, weil sich Terroristen heute
nicht mehr fragen, ob sie töten dürfen, sondern wie viele
Menschen sie töten können. Lars-Olav Beier

Stunden der Angst 
Filmkritik »7 Tage in Entebbe« erzählt, wie

deutsche und palästinensische Terroristen 

1976 ein Flugzeug voller Israelis entführten. 

Kinostart: 3. Mai
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Darsteller Brühl, Pike: Deutsche, die ihre Waffen auf Juden richten
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Layla Salih inspiziert die 

zerstörten histo rischen 

Bauwerke Mossuls.  

Darunter auch die  

Nuri-Moschee, in der  

IS-Anführer Baghdadi 

seinen einzigen öffentli-

chen Auftritt hatte

Mossul war reich an historischen Schätzen. Dann  
kamen der Krieg und die Truppen des  

Islamischen Staats. Die Archäologin Layla Salih  
versucht zu retten, was die Plünderer übrig ließen

AUF

DER SUCHE

NACH DER

VERLORENEN

ZEIT

Von Andrea Ritter; Fotos: Patrick Tombola
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Nachrufe

Willibald Sauerländer, 94

Die Kunst begleitete ihn – und er sie. Sein Vater war ein
spätimpressionistischer Maler, er selbst wurde Kunsthisto -
riker. Willibald Sauerländer war nach dem Abitur von der
Wehrmacht eingezogen und nach Frankreich abkomman-
diert worden. Und in dieses Land kehrte er Mitte der Fünf-
zigerjahre nach seiner Promotion (über die französische
Gotik) für einige Jahre zurück. In Deutschland herrschte 
in der Kunstgeschichte noch ideologische Enge, er aber,
inzwischen Professor, suchte immer mal wieder das Weite,
lehrte mehrfach in den USA, entdeckte dort für sich auch
die Pop-Art. Zwei Jahrzehnte lang leitete er dann das
 Zentralinstitut für Kunstgeschichte in München, für die
»Süddeutsche Zeitung« verfasste er Kritiken. Er war kein
Künstler wie sein Vater, schuf aber – in Form vieler
 Publikationen – sein eigenes Werk. Willibald Sauerländer
starb am 18. April in München. UK

Henri Michel, 70

Jede große Fußballnation hat ihre Trainer, die als Bot -
schafter durch die Welten bummeln. Die Deutschen haben 
Rudi Gutendorf, die Holländer haben Guus Hiddink. Und
die Franzosen? Sie hatten Henri Michel. Der Mittelfeld -
spieler aus Aix-en-Provence war selbst Nationalspieler, 
58-mal spielte er für die Equipe Tricolore. Als Trainer
gewann Michel zunächst mit Frankreich die Goldmedaille
bei den Olympischen Spielen 1984 in Los Angeles. Mit 
der A-Nationalmannschaft, die er danach vier Jahre lang
be treute, scheiterte er bei der Weltmeisterschaft 1986 in
Mexiko im Halbfinale an Deutschland. In Erinnerung blieb
vor allem sein Streit mit dem Fußballrüpel Éric Cantona.
Der Spieler nannte ihn einen »Drecksack«. Cantona wurde
aus dem Nationalteam verbannt. Danach hielt es Michel
nicht mehr lange als Coach in Frankreich aus. Er trainierte
unter anderem acht Nationalmannschaften, vornehmlich 
in Afrika. Mit den Auswahlteams von Kamerun (1994),
Marokko (1998) und der Elfenbeinküste (2006) nahm er 
an Weltmeisterschaften teil. Zuletzt folgten Stationen 
in Äquatorialguinea und in Kenia. Henri Michel starb am
24. April in Aix-en-Provence. ULU

Holger Biege, 65

Nicht nur physiognomisch
ähnelte der Ostsänger Hol-
ger Biege dem Westsänger
Klaus Lage. Auch seine Art
Musik zu machen war ver-
gleichbar mit dem Musiker,
der mit »1000 und 1 Nacht
(Zoom!)« und dem Schi -
manski-Song »Faust auf
Faust« seinen Durchbruch
schaffte. Wie Lage behan-
delte Biege oft die großen
Fragen zu Liebe, Freiheit,
Umwelt, Ungleichheit. Im
damaligen Ostteil Deutsch-
lands war Biege einer der
wenigen Liedermacher, die
das Publikum ernst nahm.
Gerade noch erträglich für
die Parteioberen und trotz-
dem populär genug, um ein
Star zu sein, dem es gelang,
den seichten Schlager zu
umschiffen, den es freilich
auch in der DDR gab. Seine
eindringliche Stimme war
mitunter klagend, flatternd,
als bräche sie gleich weg,
seine Texte aber selten be -
langlos. In Bieges berühm-
testem Lied »Sagte mal ein
Dichter« thematisierte er
ganz grundsätzlich den Sinn
des Lebens. In »Reichtum
der Welt« warf er auch heu-
te noch aktuelle Fragen 
auf: »Gibt es den Reichtum
der Welt morgen noch? 
Die Luft, die uns das Leben
lässt, hüllt den Erdball ein.
Soll für alle, die nach uns
kommen, sie schon vergiftet
sein?« Mit Reichtum meinte
er also nicht nur das Geld.
Nur zwei Alben veröffent-
lichte er in der DDR, 1983
kehrte Biege nach einem
Konzert in West-Berlin
nicht mehr in den Osten
zurück. Zu sehr fühlte 
er sich gegängelt, zu ein -

geschränkt. Denn jedes
Konzertprogramm, jede
Liedzeile musste den
 Zensoren vorgelegt werden.
Nach seiner Übersiedlung
wurde es sehr ruhig um
 Biege. Zwischen ihm und
seinem Ostpublikum gab 
es offenbar eine Symbiose,
die er mit dem Westpubli-
kum nie hat finden können.
Holger Biege starb am 25.
April nahe Lüneburg. JAT

Verne Troyer, 49

Der nur 81 Zentimeter gro-
ße Schauspieler hatte in
 Hollywood stets dafür ge -
kämpft, nicht bloß als eine
Kuriosität wahrgenommen
zu werden. Er fing als Stunt-
man im Showgeschäft an,

berühmt wurde er durch die
Rolle des Klons Mini-Me 
in der James-Bond-Parodie
»Austin Powers – Spion in
geheimer Missionarsstel-
lung« (1999). Troyer spielte
diese Figur als einen miss-
günstigen Wechselbalg und
schuf einige der amüsantes-
ten Szenen des Films: Seine
Darstellung ist ein ständiger
Grenzgang. Ohne Angst 
vor der Geschmack losigkeit
macht er sich über mächtige,
aber kleinwüchsige Männer
lustig, die nichts unversucht
lassen, ihren Mangel an Kör-
pergröße zu kompensieren.
Troyer hatte denkwürdige
Auftritte in Blockbustern
wie »Harry Potter und der
Stein der Weisen« (2001)
und war dabei schwerer zu
übersehen als seine mehr 
als doppelt so großen Lein-
wandpartner. Verne Troyer
starb am 21. April in Los
Angeles. LOB
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Twitter-Nachhilfe
� Die nigerianische Autorin Chimamanda Ngozi Adichie, 40,
schreibt eigentlich viel beachtete feministische Bücher und
Romane über Entfremdung und Rassismus – gibt nun aber
auch recht erfolgreich Nachhilfe in Selbstdarstellungsfragen auf
Twitter. Vergangene Woche traf sie im Rahmen eines öffent-
lichen Interviews beim »PEN World Voices«-Festival auf die
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Puppentheater
� Es ist der Blick, der einen
an den Gemälden von Frida

Kahlo am stärksten fasziniert,
stolz und schmerzerfüllt
schaut sie den Betrachter von
ihren Selbstporträts an. Kahlo
(1907 bis 1954) war die bedeu-
tendste Malerin Mexikos. Sie
erkrankte an Kinderlähmung,
mit 18 bohrte sich bei einem
Unfall eine Stange durch
ihren Unterleib. Unter Mühen

lernte sie wieder zu gehen.
Die Firma Mattel hat nun
beschlossen, eine Barbie nach
dem Vorbild Kahlos heraus -
zubringen. Ihre Verwandten
sind empört, werfen dem
Unternehmen vor, die Kahlo-
Barbie sei zu weiß, zu dünn
und repräsentiere nicht die
mexikanische Kultur. Wie
muss man sich so einen Ent-
scheidungsprozess bei Mattel
vorstellen? Gibt’s da jeman-
den, der sagt: »Diese mexi -

kanische Malerin sah doch
 ziemlich gut aus. Die ist zwar
lange tot, aber hatte auch so
dicke Augenbrauen, wie sie
gerade modern sind. Sollen
wir die nicht mal als Barbie
produzieren?« Und gibt es
niemanden in so einer Firma,
der sagt: »Frida Kahlo als Bar-
bie – das ist respektlos und
unwürdig.« Die Familie Kah-
los hat Mattel verklagt. Der
Verkauf der Puppe wurde in
Mexiko vorerst gestoppt. CLV

Personalien
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letzte US-Präsidentschaftskandidatin der Demokraten, Hillary

Clinton, 70. Das Gespräch kam auf Clintons Biografie in ihrem
Twitter-Account (@HillaryClinton), einem Infokasten, der
unter dem Profilbild erscheint und den jeder Nutzer des sozia-
len Netzwerks selbst ausfüllen kann. »Das erste Wort, das dich
beschreibt, ist ›Ehefrau‹«, sagte Adichie zu Clinton. »Ich muss
zugeben: Das hat mich schon ein bisschen aufgeregt.« Adichie
habe das mit dem Twitter-Account von Bill Clinton verglichen
(@BillClinton), dessen Twitter-Biografie eben nicht mit »Ehe-
mann« beginnt, das Wort nicht mal nennt, sondern lediglich
Karrierestationen aufführt. »Wenn du es so sagst«, sagte Clin-
ton, »dann werde ich es ändern.« Adichie hatte gleich einen
Vorschlag. Clinton solle doch schreiben: »Wäre eine verdammt
gute Präsidentin geworden.« SKR
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Der Augenzeuge

»Wie im Kommunismus«
Mecklenburg-Vorpommern benötigt in den kommen-
den Jahren rund 2900 zusätzliche Pflegefachkräfte.
Das Wirtschaftsministerium sucht deshalb auch im
 Ausland und schickte eine Delegation nach Vietnam.
Wolfgang Motz, 65, Ärztlicher Direktor des Klini-
kums Karlsburg, war dabei.

� »Die Demografie in Vietnam ist fast spiegelverkehrt zu
unserer in Deutschland. Da gibt es so viele junge Leute, dass
nicht alle eine Arbeit finden. Hier gibt es viel Arbeit, aber
 keine jungen Leute dafür. Deutschland braucht immer mehr
Pflegekräfte, auch die Qualitätsstandards steigen. Die Hoff-
nung, dass mit den Flüchtlingen der Fachkräfteboom kommt,
wurde enttäuscht. Deshalb suchen wir jetzt in Vietnam.

Bereits zu DDR-Zeiten gab es eine große Zahl Vertrags -
arbeiter, die in Mecklenburg-Vorpommern gelebt und ge -
arbeitet haben. Das war einer der Gründe für die Idee zu
kooperieren. Es war meine erste Reise nach Vietnam, und es
war so, wie man es aus Filmen kennt: die schwüle Hitze, die
Reisfelder, die von Menschen mit alten Holzpflügen bewirt-
schaftet werden, und überall Büsten von Ho Chi Minh. Es
wehten Flaggen mit Hammer und Sichel drauf, und alles war
geschmückt mit Blumen, so richtig wie im Kommunismus. 

In vier Städten schauten wir uns Universitäten an und
sprachen mit angehenden Schwestern. In Hanoi rollten sie
uns einen roten Teppich aus, junge Frauen standen Spalier.
Die Kollegen aus der Altenpflege, die mitgereist waren, hät-
ten die Vietnamesen am liebsten sofort mitgenommen. Ich
als Klinikdirektor denke eher drei, vier Jahre in die Zukunft.
Ich bin verhalten optimistisch: Die sind da alle unglaublich
nett, aber um ein Visum für Deutschland zu bekommen, müs -
sen sie Deutsch können. Für die Arbeit ist ein fortgeschrit -
tenes Niveau erforderlich, das schafft natürlich auf Anhieb
kaum einer – daran arbeiten wir.

Der Besuch hat mich auch nachdenklich gestimmt: Wir
locken mit viel Geld junge Menschen aus ihrer Heimat nach
Deutschland und inszenieren eine Völkerwanderung, nur 
um unsere demografischen Probleme zu lösen. Und am 
Ende stellte sich mir noch eine ganz praktische Frage: Viele
Asiaten haben ja einen ganz anderen Körperbau als wir. 
Wie aber soll eine zierliche Schwester von 40 Kilo einen
 deutschen Zwei-Zentner-Brummer aus dem Bett hieven?«

Aufgezeichnet von Bartholomäus von Laffert

Reich beschenkt
� Erst als Erwachsener hat
sich Barack Obama, 56, tau-
fen lassen; während seiner
acht Jahre als US-Präsident
zitierte er gern aus der Bibel,
seine Reden hörten sich
manchmal wie Predigten an.
Das Mitglied der protestan -
tischen United Church of
Christ schätzt offensichtlich
den katholischen Papst

 Franziskus, 81, wie sich
jetzt auch an einem protokol-
larischen Detail zeigt. Das
US-Außenministerium hat
vor Kurzem eine Liste der
präsidialen Gastgeschenke
des Jahres 2014 freigegeben.

Die Übersicht der 104 Posi-
tionen reicht von Afgha -
nistan bis zur »Republic of
Zambia«; Deutschland ist
nicht dabei. Das teuerste aller
Geschenke, die der Ameri -
kaner 2014 überreicht hat,
erhielt demnach der Papst:
Während andere Exzellenzen
und Könige meist Uhren im
Wert von 465 Dollar beka-
men, hatte Obama bei einem
Besuch im Vatikan für Fran-
ziskus etwas Besonderes mit-
gebracht: einen goldverzier-
ten Lederkasten mit den
Samen von neun Pflanzenar-
ten, die im Garten des Wei-
ßen Hauses wachsen. Kosten-
punkt: 1964,87 Dollar. DIP

Zwei Meinungen
� Es war als Ehre gedacht,
nun herrschen Kränkungen
und Beleidigungen vor. 
Die Schauspielerin Natalie

Portman, 36, hat es abge-
lehnt, den israelischen Gene-
sis-Preis entgegenzunehmen.
Er gilt auch als »israelischer
Nobelpreis« und geht an
Menschen, die sich für jüdi-
sche Werte engagieren. Das
Preisgeld von rund einer Mil-
lion Dollar soll der Preisträ-
ger stiften. Portman, die in
Israel geboren wurde und in
den USA lebt, seit sie drei
Jahre alt ist, will die
Auszeichnung gern
akzeptieren, hat
aber ihre Teilnahme
an der Verleihung
abgesagt. Dort hätte
der israelische
 Premier Benjamin
 Netanyahu eine
Rede gehalten, Port-

man wollte nicht mit ihm auf
einer Bühne erscheinen. Seit-
dem muss sie sich einiges
anhören, auch dass ihr Boy-
kott einer Ablehnung Israels
gleichkomme. Wie sehr sich
Portman mit Israel verbun-
den fühlt, wurde vor etwa
zwei Jahren deutlich, als sie
die Verfilmung eines Amos-
Oz-Romans ins Kino brach-
te, an der sie als Regisseurin,
Drehbuchautorin und Haupt-
darstellerin gearbeitet hatte.
In einem Interview mit dem
SPIEGEL sagte sie damals:
»Natürlich ist dieses Land
ein komplizierter Ort, der

mein ganzes Den-
ken geprägt hat.
Man lernt dort
etwas sehr Merk-
würdiges, und
zwar, dass zwei
gegensätzliche
Meinungen zur
 selben Zeit richtig
sein können.« CLV
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Diese Macron-Manie!
Nr. 17/2018 Wer rettet den Westen? Es
geht um Freiheit und Demokratie – Macron
braucht Hilfe, doch Deutschland versagt

Das grandiose Titelbild steht für mich in
einer Reihe mit »Die Bush-Krieger« von
2002. Die Mimik der drei Protagonisten
ist einfach genial. Ich habe schon die Sche-
re gezückt, um die Seite in einer Sichthülle
zu archivieren.
Joachim Buthenhoff, Hamburg

Welchen Weltenbrand beschwören Sie
denn da auf dem Titelbild herauf? Und
Macron will den löschen? Das Einzige, was
Macron will, ist, die auf ein Minimum ge-
schrumpfte Größe Frankreichs wieder zu
restaurieren. Und die Europäer, insbeson-
dere die Deutschen, sollen das bezahlen.
Sie fallen, wie Millionen andere, auf diese
Macron-Manie herein!
Dr. med. Rudolf Müller, Potsdam

Macron braucht Hilfe, doch Deutschland
versagt? Das kann ich so nicht stehen las-
sen. Denn Macron biedert sich bei Trump
an, spielt sich als Kriegstreiber in einer
 völkerrechtswidrigen Bestrafungsaktion
Syriens auf und möchte an die Fleischtöpfe
des deutschen Fiskus. Dass Deutschland
da nicht mitspielt, empfinde ich geradezu
als wohltuend.
Ingo Budde, Achim (Nieders.)

Ist es nicht äußerst begrüßenswert, dass
nach jahrelanger »europäischer Domi-
nanz« von Frau Merkel ein begabter
 junger französischer Politiker die Mei-
nungsführung mit seinen Gestaltungsvor-
stellungen übernimmt, mit europäischen
Zielsetzungen, die in die Zukunft weisen?
Für dieses Ziel kann sich die deutsche
 Politik durchaus mal an die »Seitenlinie«
begeben und von da aus das gemeinsame
Anliegen nicht nur solidarisch, sondern
auch finanziell unterstützen.
Dr. Thomas Weise, Hamburg

Der gesamte Ton des Artikels übermittelt
nur eine Botschaft: Wie haben wir, die
großartige SPIEGEL-Redaktion, nur eine
solche Regierung verdient? Es beginnt im
EU-Parlament: Normale Gesten der Höf-
lichkeit werden als Unterwerfung karikiert.
Sie kritisieren, dass Merkel sich »erst die
Genehmigung für ihre Politik holen muss«.

Ja, so ist es, Deutschland ist eine parla-
mentarische Demokratie und keine Mo -
narchie. Ja, es ist tragisch, dass die Kanz-
lerin, quasi heimlich nach Feierabend, ins
Weiße Haus huschen muss. Ja, es ist gut,
dass bei uns das Parlament darüber ab-
stimmt, ob Soldaten zum Sterben entsandt
werden. 
Gerd Küster, Menden (NRW)

Der Westen wird weder von Russland
noch von einem anderen Staat bedroht.
Die einzige Bedrohung sind seine eigene
Dummheit und Trägheit, verbunden mit
der pathologischen US-Hörigkeit. Hiervon
sollte er sich retten.
Dr. Herbert Jäkle, Feuchtwangen (Bayern)

Was für ein Macho-Text! Seit wann ist es
wieder ein Qualitätskriterium für die Poli-
tik, in den Krieg ziehen zu wollen? Oder
eine Männerfreundschaft mit Donald
Trump zu pflegen? Ich bin froh, in einem
Land zu leben, in dem man vor einem Mi-
litäreinsatz, wie Macron kritisiert, »meh-
rere Wochen auf eine parlamentarische
Debatte warten« muss – er hat gleich die
Kampfjets losgeschickt. Ich begrüße, dass
Kanzlerin Merkel weiter den Weg der
 Diplomatie beschreitet und dass sogar
Horst Seehofer ihr zustimmt. Und ich bin
kein Fan der beiden. Was ist Ihre Inten-
tion? Meinen Sie, dass nach Merkels »La-
ber«-Politik ein »ganzer Kerl« Europa an-
führen soll?
Luitgard Heissenberg, Vechelde (Nieders.)

Der Beitrag und die Fotos vermitteln die
Verfassung der deutschen Regierungspoli-
tik vorzüglich! Ich meine fast, der Regie-
rungskoalition bei der unbewussten De-
montage unseres Systems zuschauen zu
können. Und: Lieber Ministerialstab des
Äußeren, näht eurem Chef endlich die Ho-
sentaschen zu. Mit den Händen in der Ta-

sche lässt es sich schlecht zupacken. Bei
solchen Äußerlichkeiten, die aber immer
auch Symbolik innehaben, vermisse ich
die repräsentative Ernsthaftigkeit, die Ma-
cron bei jedem öffentlichen Auftritt aus-
strahlt. Vielleicht ist das aber auch einfach
zu viel erwartet von unserer führenden
Politikergeneration. Ich hoffe, dass die
kommende Generation, wie Kühnert in
der SPD, wieder Position erkennen lässt. 
Frank Meister, Zierenberg (Hessen)

Sie feiern das selbstherrliche Auftreten
 Emmanuel Macrons, der sich mit Sozial-
abbau und der völkerrechtswidrigen Bom-
bardierung Syriens »wohltuend von der
deutschen Kanzlerin« abhebe. Angeblich
versuche die Pragmatikerin Angela Mer-
kel, »den gordischen Knoten vorsichtig
auseinanderzudröseln«, während der ale-
xandergleiche Macron »ihn entzweizu-
schlagen« versuche. Ohne Zusammenhän-
ge zu nennen, wird hier die Kriegsfrage
psychologisiert und personalisiert und ein
»starker Mann« hofiert. 
Lore Nareyek, Berlin

Für derartige eloquente, fundierte Analy-
sen der deutschen Politik liebe ich den
SPIEGEL!
Wilhelm Schöning, Obernburg (Bayern)
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»Was soll die Nörgelei über eine angeblich nachlassende
außenpolitische Bedeutung unserer Bundeskanzlerin – ist es der
Versuch, Macron und Merkel gegeneinander auszuspielen?«

Rüdiger Reupke, Isenbüttel (Nieders.)
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Außenminister Heiko Maas in Berlin

Die wahren Spalter 
Nr. 16/2018 SPIEGEL-Gespräch mit dem
bayerischen Ministerpräsidenten Markus
Söder über den Streit mit Kanzlerin Angela
Merkel und den Islam in Deutschland

Dass Herr Söder die gleiche populistische
Leier abspielt wie Herr Seehofer, verwun-
dert wenig. Alle, die jedoch gebetsmüh-
lenartig wiederholen, dass der Islam nicht
zu Deutschland gehöre, um damit am rech-
ten Rand zu fischen, sollen daran erinnert
sein, dass der Holocaust zu Deutschland
gehört. Und dass sich daraus eine beson-
dere Verpflichtung gegenüber Minderhei-
ten in diesem Land ergibt.
John Osmani, Köln

An allem, was schlecht läuft, ist die CSU,
die als regionale Sechs-Prozent-Partei von
den meisten deutschen Wählern weder ge-
wählt noch abgewählt werden kann, na-
türlich nicht beteiligt oder verantwortlich.
Sie ist zu feige, bundesweit anzutreten und
sich dem Wähler zu stellen. Dabei gäbe es
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Alles wegen Personalmangels?
Nr. 16/2018 Die Akte Niels Högel –
der Krankenpfleger tötete vermutlich mehr
Menschen als jeder andere Täter in 
der deutschen Nachkriegsgeschichte

Nirgendwo ist ein Giftmord so leicht aus-
zuführen und so schwer nachzuweisen wie
im Krankenhaus oder Pflegebereich. Der
Täter nutzt den Ort seines Berufs als Tat -
ort, seine Tatwaffe ist sein alltägliches
Werkzeug, und der Tod des alten und
kranken Opfers fällt naturgemäß kaum
auf. Niels Högels Taten sind schockierend,
doch fast schockierender ist der Verdacht,
dass weitere unentdeckte Mörder in
Deutschlands Krankenhäusern tätig sind.
Dr. Karsten Strey, Hamburg

Wo waren die Stationsärzte und Oberärzte
bei den Reanimationen? Wie kann es sein,
dass das Pflegepersonal intubiert, defibril-
liert und medikamentös Gravierendes tut?
Ist der Personalmangel schon so groß?
Dr. med. Peter Dreyer, Hamburg

»Bis Mai 2009 arbeitete Högel über eine
Zeitarbeitsfirma im Altenheim.« Unfass-
bar! Auch dort kann man töten.
Andrea Dobrin, Berlingen (Schweiz)

Weißer Fleck
Nr. 16/2018 Immer mehr Frauen
 beschuldigen in Lübeck den Ex-Chef 
des Weißen Rings

Aufgrund eines Artikels im SPIEGEL über
die Hilflosigkeit und mangelnde Unterstüt-
zung von Kriminalitätsopfern in Deutsch-
land war ich im vergangenen Jahr Mitglied
im Weißen Ring geworden. Aufgrund des
Umgangs des Weißen Rings mit der Lübe-
cker Affäre bin ich wieder ausgetreten. Für
Vertuscher-Funktionäre ist mir mein Bei-
trag zu schade, zumal man sich heute
rechtfertigen muss, warum man Mitglied
in solch einem Verein ist.
Jakob Krose, Bremen

Es ist ein großes Verdienst des SPIEGEL,
dieses schwierige Thema hartnäckig und
konsequent zu verarbeiten und zu enthül-
len, gerade auch in Fortsetzungen mit den
zusätzlich gewonnenen weiteren Erkennt-
nissen, zumal am Ende immer Aussage ge-
gen Aussage steht. Doch halte ich dem sehr
(wert-)konservativ besetzten und ausge-
richteten Verband zugute, dass ein »wei-

Auslauf und Liebe
Nr. 16/2018 Der groteske Rettungs-
einsatz für Kampfhund 
Chico, der seine Besitzer tötete

Der Fall ist sehr tragisch. Wenn man sich
aber Chicos jahrelang unbehandelten
schiefen Kiefer, die große Beule auf seiner
rechten Pfote und die Enge seines Käfigs
anschaut, so ist das schon kein Fall von
schlechter Haltung mehr gewesen, son-
dern von extremer Tierquälerei. Dass sich
so ein Tier eines Tages mal gegen seine
 Besitzer wendet, ist für die Betroffenen
furchtbar, aber leider nachvollziehbar.
Dass der ansonsten mittlerweile sehr tier-
freundliche SPIEGEL den Hund als »Kil-
ler« tituliert, ist des Sprachrepertoires des
SPIEGEL nicht würdig.
Michael Schneider, Siegburg (NRW)

Der Widerspruch, dass das Tötungshemm-
nis erschreckend vieler Tierschützer bei
einem herrenlosen Killerhund unverständ-
lich stark ausgeprägt ist, sie aber die viel-
tausendfache Tötung von ungefährlichen
Rindern, Schweinen, Geflügel und Scha-
fen, aus denen dann auch Hunde- und Kat-
zenfutter hergestellt wird, ohne jegliche
Aufregung in Kauf nehmen, ist Ausdruck
eines schizophrenen Naturverständnisses.
Peter Heuboth, Neuwied (Rhld.-Pfalz)

Ich frage mich, warum niemand auf die
Haltung des Hundes eingeht – eines Hun-
des, der in einem Zwinger gehalten wird,
obwohl er Auslauf und Liebe benötigt. Ein
Tier wird nicht aggressiv geboren, sondern
zu einem aggressiven Wesen gemacht. Das
Veterinäramt wusste vom aggressiven Ver-
halten des Tieres, tat aber nichts. 
Jessica Schulz, Berlin
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Fackelumzug des Weißen Rings 2013 

Das Vertrauen ist dahin
Nr. 16/2018 Die Führungsebene des WDR
ist Vorwürfen wegen sexueller Belästigung
zu wenig nachgegangen

Wie peinlich für Tina Hassel, Monika Piel,
Sonia Mikich und besonders Jörg Schö-
nenborn. Diese von mir hoch angesehenen
Journalisten lassen es bei angezeigten
 sexuellen Belästigungen an Courage und
Interesse fehlen. Das Vertrauen ist leider
dahin. Über ferne Missstände berichten,

viele Felder, auf denen sich die CSU end-
lich hervortun könnte: Eindämmung der
Schwarzarbeit und Steuerhinterziehung,
Senkung der erschütternden Zahl von rund
3200 Verkehrstoten und 390000 -verletz-
ten, Kampf gegen den Alkoholismus, wirk-
liche Verbesserungen in Kinderbetreuung
und Pflege, Eindämmung des Mietwu-
chers. Dort könnte man in aller Stille viel
ausrichten. Aber nein. Die wahren Spalter
unserer Gesellschaft sitzen in der CSU.
Wolfgang Otto, Oldenburg (Nieders.)

Jede Antwort des Ministerpräsidenten ist
von Wahlkampfrhetorik geprägt. Darum
sollte der SPIEGEL bis zum Urnengang im
Oktober auf jedes weitere Gespräch mit
Herrn Söder verzichten. 
Uwe Tünnermann, Lemgo (NRW)

Korrektur

zu Heft 17/2018, Seite 38: »Gnade euch Gott«

AfD-Chef Jörg Meuthen ist bei dem »Neuen Hambacher Fest« nicht der einzige aktive
Politiker unter den angekündigten Rednern. Auch Joachim Starbatty soll dort sprechen,
der 2014 für die AfD ins Europaparlament gewählt wurde und heute die von Bernd
Lucke gegründete Kleinstpartei Liberal-Konservative Reformer vertritt.

ßer Fleck« an eklatanter Ungerechtigkeit
nahezu beseitigt wurde: Das Kriminalitäts-
opfer hat mittlerweile eigene, selbstver-
ständliche Rechte in einem Rechtsstaat er-
halten, nicht nur abgebildet im vom Wei-
ßen Ring wesentlich mit durchgesetzten
Opferentschädigungsgesetz, sondern auch
in der gesellschaftlichen Stellung. Wie der
Rechtsstaat mit Opfern von Gewalt und
Kriminalität jahrzehntelang umgegangen
ist, liegt fernab jeglichen Verständnisses.
Mir hat die Arbeit des Weißen Rings den
Glauben an den Rechtsmittelstaat erhal-
ten – gerade so eben noch.
Dr. Edmund Haferbeck, Stuttgart

aber vor der eigenen Haustüre weggucken,
das geht gar nicht! Hut ab vor dem »Nest-
beschmutzer«, der trotz des Tadels, den
er einheimste, weiterhin versuchte, auf se-
xuelle Übergriffe aufmerksam zu machen.
Lilo Reichel, Hamburg
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Staffordshire-Mix Chico



Tagesschau.de über die Verschwendung
von Lebensmitteln: »Laut Berechnungen

werden jedes Jahr 2,6 Hektar Land
 bewirtschaftet, nur um die angebauten

Produkte wieder zu entsorgen –
eine  Fläche so groß wie Hessen.«

Aus der »Badischen Zeitung«: »Auch die
Bürgermeister mehrerer Nachbargemein-
den waren gekommen, um ihrem Amts-

kollegen zu seiner nunmehr dritten Wahl
zu gratulieren. Der heute 547-jährige

 frühere Rechtsanwalt und Gemeinderat
war 2020 erstmals zum Bürgermeister

von Umkirch gewählt worden.«

Aus der »Frankfurter Allgemeinen«:
»Unfälle mit Toten haben die 

Hersteller von autonom fahrenden
Autos unter Druck gebracht.«

Der »Acher- und Bühler Bote« über 
eine Baustelle: »Wenn die 

Arbeiten weiterhin planlos laufen, 
naht die Fertigstellung  zügig.«

Zitate

Das »Handelsblatt« über die Folgen 
des SPIEGEL-Titels »Das Kartell« 

(Nr. 30/2017):

Margrethe Vestager war über den ganzen
Rummel nicht gerade glücklich. Kaum hat-
te der SPIEGEL im Juli 2017 über jahrzehn-
telange Absprachen des angeblichen »Au -
to kartells« berichtet, wollte alle Welt von
der EU-Wettbewerbskommissarin wissen,
was sie gegen die Machenschaften der
Unternehmen zu tun gedenke. Vestager
aber hielt sich bedeckt: »Die übermittelten
Informationen sind umfangreich und wer-
fen … komplexe Sach- und Rechtsfragen
auf«, schrieb sie kurz darauf in einem Brief
an den damaligen Bundesverkehrsminister
Alexander Dobrindt … Seither aber schei-
nen sich die Indizien verdichtet zu haben:
Wie das Handelsblatt aus Industriekreisen
erfuhr, tendiert die Kommission dazu, ihr
Kartellverfahren gegen Daimler, BMW
und den Volkswagen-Konzern mitsamt
den Töchtern Audi und Porsche zu ver-
schärfen – und damit die Weichen für
Geldbußen zu stellen. 

Der »Tagesspiegel« über ein SPIEGEL-Live-
 Gespräch mit der Kunsthistorikerin

 Bénédicte Savoy zu kolonialer Raubkunst:

In der Berlinischen Galerie im Gespräch
mit Ulrike Knöfel, Kulturredakteurin beim
SPIEGEL, sagt die Französin einen Satz
nach dem anderen, den man unterschrei-
ben möchte. Zum Beispiel, wie sie den
 Begriff »Shared Heritage«, mit dem euro-
päische Museen auf ihren Besitztümern
beharren, auseinandernimmt. »Geteiltes
Er be, das funktioniert beim Originalobjekt
nicht«, entlarvt sie den Topos als Kommu-
nikationsstrategie. »Ich kann nicht teilen,
wenn es bei mir ist. Erbe, das ist der Punkt,
an dem sich immer alle streiten.«

Die »tageszeitung« über das geplante 
Bezahlmodell SPIEGEL+:

»Take it easy, altes Haus« sangen Truck
Stop einst. Der Song wurde Ende der 70er
ein Hit. Aufgenommen in Maschen, wo
sich Autobahnen kreuzen und Schienen
treffen. Von dort sind es nur wenige Auto-
minuten bis nach Hamburg, wo knapp vier
Jahrzehnte nach Truck Stops Single in ei-
nem alten Haus auch endlich alles easy
werden soll. Dort, an der Ericusspitze, will
der SPIEGEL endlich Übersichtlichkeit in
seine Bezahlinhalte bringen. Alles easy
soll heißen: weg von den drei verschiede-
nen Bezahlmodellen, hin zu einer Flatrate
für alles. Für 19,99 Euro (für alle unter 30:
11,99 Euro) sollen LeserInnen künftig
sämtliche Digitalangebote des SPIEGEL
bekommen.
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Straßenschilder in Esslingen am Neckar

Aus der »Freien Presse«

Aus dem »Tagesspiegel«
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Von hier. Von uns.

Spitzenmäßiges zur Spargelsaison.

Viele wissen nicht, dass auch hier in Württemberg Spargel angebaut wird. Die passenden Weine von uns sind 

da schon viel bekannter, wie zum Beispiel dieser rassige Riesling. Seine fruchtigen Aromen von grünen Äpfeln 

und Weinbergspfirsichen machen diesen trockenen Wein zum perfekten Begleiter jedes „Spitzen“-Menüs. 

Entdecken Sie das Beste aus Württemberg: Achten Sie einfach auf das Siegel unserer Erzeuger.

Spitzenmäßig.
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